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Stuttgart Dienjtag den 21. Januar 1873. 
Inhalt. / 
Königlihe Defrete. Keine. 

Verfügungen der Departements. Verfügung, betreffend die’Einlieferung der zu Gefängnißftrafen 
verurtheilten Männer in die Landesgefängniſſe. — Belanntmadhung, betreffend den Unterftügungsverein 
für mwürttembergifhe Forſt- und Steuerdiener. — Belanntmadhung, betreffend die Ausftellung von 
ärztlihen Atteften an militärpflihtige in Rußland lebende Deutſche. — Belanntmadhung, betreffend 
Erläuterungen und Ergänzungen der Militär: Erjag: Injtruftion vom 26. März 1868 und weitere 
für Krieg und Frieden gegebene preußiihe Beitimmungen über die Aushebung, Dienftzeit u. ſ. m. — 
— —— betreffend Ergänzungen zur Verordnung, betreffend die Drganifation der Landwehr 
behörden und die Dienft-Berhältniffe der Mannfchaften des Beurlaubtenjtandes, 


Ausgegeben 








1. Unmittelbare Königliche Defrete 


Keine. 
11. Derfügungen der Departements. 
A) Des Yuftiz= Departements. 
Des Yuftiz> Minifteriums, 
Berfügung, betreffend die Einlieferung der zu Gefängnißftrafen verurtheilten Männer im die 
Landesgefängniffe. 

Unter Bezugnahme auf den $. 2 Abſ. 2 der Verfügung vom 28. Dezember 1871, 
betreffend die Vollziehung der Freiheitsjtrafen vom 1. Januar 1872 ab (Reg.Blatt von 
1871 ©. 421 ff.) wird hierdurch angeordnet: 


daß bis auf Weiteres die zu Gefängnißftrafen von längerer als vierwöchiger 
Dauer verurtheilten Männer ohne Unterjchied, ob ihnen die bürgerlichen Ehrens 
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rechte aberfannt find oder nicht, in das Landesgefängniß zu Hall dann einzulie- 
fern feien, wenn fie wegen Diebftahls, Unterjchlagung, Raubs, Erpreſſung, Heh— 
lerei, Betrugs oder Urkundenfälfhung in gewinnfichtiger Abficht verurtheilt find. 


Stuttgart, den 13, Januar 1873. 
F Mittnacht. 


B) Des Departements des Innern. 
Des Minifteriumd des Innern. 


— betreffend den Unterſtützungsverein für württembergiſche Forſt- und 
Steuerdiener. 
Seine Königliche Majeftät haben vermöge Hochſter Entſchließung vom 26. 

d. M. dem Unterſtützungsvereine für württembergiſche Forſt- und Steuerdiener auf 
Grund der vorgelegten Statuten das Recht der juriſtiſchen Perſönlichkeit, unter Vorbe— 
halt der wohlerworbenen Rechte Dritter, gnädigſt verliehen; was hiemit unter dem An- 
fügen öffentlich befannt gemacht wird, daß der Verein feinen, rechtlichen Wohnſitz in 
Stuttgart hat. 

Stuttgart, den 27. Dezember 1872. Sid. 


C) Der Departements.ded Innern und des Kriegswejens. 
Der Minifterien des Innern und des Kriegsweſens. 


a) Belanntmahung, betreffend die Ausfiellung von ärztlichen Atteften an militärpflichtige in Rußland 
lebende Deuiſche. 

Unter Bezug auf die im Negierungäblatt Ar. 28 pro 1872 (S. 250) erfolgte Pub» 
likation des gleichen Betreffs wird hiermit den Erfa-Behörden zur Nachachtung befannt 
gegeben, daß nach einer Mittheilung de8 Reichefanzleramts vom 2. November d. J. aud) 
die Attefte als vollgültig zu betrachten find, welche von dem in Odeſſa wohnhaften 
Königlich Preufifchen Stabsarzt der Landwehr Dr. Wagner über die durch körperliche 
Gebrechen hervorgerufene Dienftuntauglichkeit von im Inneren Rußlands lebenden An— 
gehörigen des Deutfchen Reichs ausgeftellt find. 

Stuttgart, den 19. Dezember 1872, Eid. v. Sudomw, 
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b) Bekanntmachung, betreffend Erläuterungen und Ergänzungen der Militär⸗Erſatz ⸗Inſtruktion vom 26. März 
1863 und weitere für Krieg und Frieden gegebene Preußifche Beftimmungen über die Aushebung, 
Dienftzeit u. ſ. m. 

Unter Bezugnahme auf die im Neg.Blatt Nr. 26 pro 1872 erfolgte gleiche Publi- 
fation werden folgende Erläuterungen und Ergänzungen der Militair-Erfag-Inftruftion 
und weitere für Krieg und Frieden gegebene Beftimmungen über die Aushebung, Dienft- 
zeit u. ſ. w. zur Verkündigung gebradtt. 

Stuttgart, den 10. Dezember 1872. Sick. v. Sudom. 


Erfagbehörde 3. Inſtanz für die freie und Hanfeftadt Pübed. Bu $. 15. 
"Berlin, ven 23 September 1872. 

Nach einer Mittheilung des Senats ber freien und Hanfeftabt Lübeck ift daſelbſt eine „Militair- 
Rommilfion des Senats“ gebildet worden, auf melde in Gemeinſchaft mit dem Königlichen General- 
Kommando des 9. Armee-Rorps die Funktionen der Erjag-Behörbe 3. Inſtanz für gedachten Bundesſtaat 
übergegangen find. 

Hiernach ift die bezügliche Anmerkung zu $. 15 ad 2 der Militair-Erjag-Inftruftion vom 26. März 


1868 zu berichtigen. 
” Kriegs: Minifterium. 
Im Auftrage 
No, 646/9 72. A. L. a. v. Stiehle. 


Herfiellung der völligen militairiigen Freizügigkeit zwilgen bem Königreich Bayern einer umd dem zum 4. 10. u. 
übrigen Bundesftanten audrerfeits. 13. Abſchnitt. 
Berlin, den 8. Oktober 1872. 
Nachdem für das Königreich Bayern die definitiven Ausführungsbeftimmungen zu dem Reichsgeſetz 
vom 24. November pr. über bie Einführung des Norbdeutichen Bundesgeſetzes, betreffend die Verpflich— 
tung zum Kriegsdienſt vom 9. November 1867, ergangen find, findet nunmehr auch auf das Verhält— 
niß zwifchen dem Königreich Bayern einer: und den übrigen Bunbesftaaten anbrerjeits der $. 17 left: 
beregten Gefeges, welcher lautet: 
„Jeder Norbdeutihe wird in demjenigen Bundesftaate zur Erfüllung feiner Militairpflicht 
herangezogen, in welchem er zur Zeit des Eintritts in das militairpflichtige Alter feinen Wohnſitz 
bat, oder in welchen er vor erfolgter endgültiger Entſcheidung über feine aktive Dienftpflicht verzieht. 
Den Freimilligen (88. 10 und 11) fteht die Wahl des Truppentheils, bei welchem fie ihrer 
aktiven Dienftpflicht genügen wollen, innerhalb des Bundes frei. 
Rejerve- und Landbwehr-Mannihaften treten beim Verziehen von einem Staat in den andern 
zur Referve bezw. Landwehr des legteren über.” 
in vollem Umfange Anwendung. 


Bu 8. 154. 
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Hierbei ift indeß Nachftehendes zu beachten: 


1) Zum Erſatzgeſchäft des Jahres 1873 find als laufender Jahrgang die zwifchen dem 1. Juli 1852 


und dem 31. Dezember 1853 geborenen Wehr: bezw. Militairpflichtigen Bayeriſcher Staatsange— 
börigfeit heranzuziehen. 


2) Diejenigen Wehrpflichtigen, welche fich darüber ausmeifen, daß fie nad) der früheren Bayerischen 


Wehrgeſetzgebung von der Militairpflicht definitiv befreit worden find, bleiben auch ferner von Ab: 
leiſtung berfelben entbunden, 

Die einzelnen Bayerischen Mehr: bezw. Militairpflichtigen auf Zeit ertheilten Zurücitellungen 
vom Dienft bleiben in Geltung, im Uebrigen kommen jedoch auf diejenigen, über deren Militair- 
pflicht bis zum 1. Oktober cr. noch nicht definitiv entjchieden ift, die Beftimmungen der Militair- 
Erſatz⸗ Inſtruktion vom 26. März 1868 uneingefhränft zur Anwendung. 


3) Bezüglich der auf Grund des früheren Bayerifhen Wehrverfafiungs-Gefeges ber Erſatz Mannſchaft 


1. reſp. 2. Klaſſe zugetheilten Individuen, ſowie in Betreff nachträglicher Looſung Bayeriſcher 
Wehrpflichtiger behält es bei den in Paſſus 4 und 5 unſerer Uebergangsbeſtimmungen vom 
21. Februar ꝛc. (Armee-Berorbnungsblatt Nr. 5*) getroffenen Feftfegungen fein Bewenden. 


4) Auf Grund von Zeugniffen Bayerischer Lehranftalten über die wifjenfhaftlihe Dualifilation zum 


einjährig freiwilligen Militairbienft können Berechtigungsicheine für dieſen Dienft unter der aus 
$. 149 ber Militair-Erjag-Inftruktion fi ergebenden allgemeinen Vorausfegung aud von Prüf: 
ungs-Kommiffionen außerhalb Bayerns ertheilt werben, jofern die ausftellende Anftalt entweder 
durch eine Publikation im Reichsgeſetz-Blatte als eine nad) $. 154.3. a. a. D. anerkannte Lehr: 
anftalt bezeichnet, oder durch befondere Anordnung des mitunterzeichneten Reichskanzlers auf 
Grund bes $. 154. 4. ebenda für berechtigt erflärt ift. 


Der Reihs-fanzler. Der Kriegs:Minifter. 
In Vertretung 
Delbrüd, Graf v. Roon. 
R.K. A. B. 7644, K. M. 8789. A. I. a. 


Veränderte Benennung und Klaſſen-Eintheilung der Gelehrtenfhulen und Real-Gymnaſien im 


Großherzogthum Baden. 
Berlin, den 2. September 1872. 


Mit Bezug auf unſern Erlaß vom 26. März d. J. — Armee-VBerorbnungsblatt Nr. 9 pro 1872 **) — 
bringen wir hiermit zur Kenntniß, daß im Großherzogtfum Baden nunmehr die Benennung und Klaf- 
fen-Eintheilung der Gelehrtenfchulen und Real-Gymnafien mit den entiprehenden, in Norbdeutichland 
——— — in Einklang gebracht worden iſt. Danach nehmen die ſeitherigen badiſchen Lyceen 





*) Reg.Blatt Nr. 26 pro 1672. 
**) Reg.Blatt Nr. 27 pro 1872. 
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den Namen „Gymnaſium“, Die ſeitherigen Gymnaſien denjenigen „Progymnaſium“ an und die Rlafjen- 
zählung geht von oben nad) unten. 
Für die höheren Bürgerſchulen wird die bisherige Zählungsweife der Klaffen von unten nach oben 
beibehalten. 


Der Kriegs-Minifter. Der Minifter des Imnern. 
Im Auftrage » In Vertretung 
v. Hartmann. Bitter. 
K.M. No. 831. 8. A. La, M.d. J. IM. J. 6336. 
Marine⸗Erſatz-Geſchäft im Bezirke der 36. Aufanterie-Brigade. Zu $. 112, 


Berlin, den 20. November 1872. 
Unter Bezugnahme auf $. 112 2. der Militair-Erfag-nftruftion vom 26. März 1868 wird hier: 
buch zur Kenntniß der Erjag-Behörden gebracht, daß das Marine-Erfag-Gejhäft pro 1872/73 im Bezirk 
der 36. Infanterie-Brigade an folgenden Tagen des Monats Januar 1873 ftattfinden wird: 
am 25. in Kiel 
: 27. = Dlvenburg 
= 29. = ehoe 
: 81. = Altona. 
Die betreffenden Militairpflichtigen fremder Armee-Korpsbezirke haben fi am 31. Januar früh in 


Altona zu ftellen. 
Kriegs-Minifterium. Allgemeines Kriegs-Departement. 


J. V. 
v. Hartmann. v. Goßler. 
No. 582/11. A.I b. 
Formation einer Schiffejungen-Abtheilung zu Kiel. — 


Berlin, den 12. November 1872. 

Durch Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 22. Oktober d. J. haben Seine Majeſtät der Kaiſer und 
König zu befehlen geruht, daß die bisher der 1. Matroſen-Diviſion unterſtellten Schiffsjungen-Kompag— 
nien zu beſtehen aufhören und die ſämmtlichen Schiffsjungen zu einer ſelbſtſtändigen Abtheilung unter 
einem AbtheilungsKommandeur formirt werben. 

Vorftehendes wird mit dem Bemerken zur Kenntniß ber Armee gebracht, daß alle nad) den 88. 143, 
144, 145 und 147 ber Militair-Erjag-Inftruftion vom 26. März 1868 in Bezug auf die Schiffsjungen 
an die Flotten-Stamm-Divifion in Kiel zu richtenden Gefuhe x., in Zukunft an das Kommando der 
Shiffsjungen-Abtheilung in Kiel zu richten find. 

Kriegs-Minifterium. Allgemeines Kriegs-Departement. 
3J. V. 
v. Stiehle. v. Werber.‘ 
No. 335/11. A. L. 4. 
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Su $. 172. Einftellung einjährig-freiwilliger Aerzte in die Marine, 
Berlin, den 12. Juni 1872. 

Da Seitens der Raiferlihen Abmiralität die Einftellung einjährig-freiwilliger Aerzte in die Marine 
beabfichtigt wird, fo beftimmen wir, in Ergänzung bes $. 172 ad 7 der Militair-Erfag-Inftruftion vom 
26. März 1868 hiermit, daß bajelbft in Zeile 3 hinter ven Worten: 

„an einen Korps-General-Arzt“ 
eingefchaltet werbe: 
„bezw. den General-Arzt der Marine.” 


Der Reichskanzler. Der Kriegs:Minifter. ' 
Im zum: 
Graf v. Roon. ? 
R.K.A No. B. 4271. K.M. No. 12424. A.I a. 
Zu Schema 7. Neues Schema zum Seewehr:Paß. 


Berlin, den 7. September 1872. 
IJn Folge der inzmwifchen eingetretenen Mbänderungen der auf die Militeir-Dienftverhältniffe der fees 
männijhen Bevölkerung bezüglichen Vorſchriften — Armee-Beroronungs:Blatt pro 1872 Nr. 7. *) — erhält 
das Schema 7 der Militair-Erfag-Inftruftion vom 26. März 1868 (Seewehr-Paß) die in der Anlage 
angegebene Faſſung. 


Der Reichstanzler. Der ee 
In Vertretung. 
Delbrüd, v. ee 
R. K. A. No. 6984. B. Kr. M. No, 10448, 72, A. IL a. 
Schema 7 


zu 8. 48der Erſatz-Inſtruktion. 
Seewehr-Paß. 


Der (Stand und Gewerbe) N. N. (Vor- und Zuname) geboren am...ten....... 18. 
JJ (Kreis x. N. N, Regierungs-Bezirk ſHerzogthum ꝛc.) N. N. wird hiermit in Folge 
der ER - REN: 18... ftattgehabten Superrevifion wegen...» --: run 0.. ber 


Seewehr übermiejen. 

Derjelbe fteht bis zu feiner Entlaſſung aus der Seemehr unter der Kontrole der Landwehr-Behörden. 
Die Entlaffung erfolgt, jofern er jeine militairifchen Pflichten pünktlich erfüllt Hat, mit dem vollendeten 
31. Zebensjahre, und hat derſelbe zu dem angegebenen Zeitpunkt dieſen Pak dem Bezirks-Feldwebel fei- 
nes Aufenthalts:Drts vorzulegen, um den entiprechenden Vermerk durch den Landwehr-Bezirks-Komman— 
beur eintragen zu laſſen. So lange der Entlaſſungs-Vermerk auf diefem Paß fehlt, gehört der Inhaber 
zur Seewehr. 

Inhaber ift verpflichtet, jede Wohnungs-Beränderung innerhalb des Landwehr-Kompagnie-Bezirks 
dem Bezirks⸗Feldwebel anzuzeigen. Wenn er aber in einen anderen Kompagnie-Bezirf verziehen will, jo 
muß er ſich beim Bezirks-Feldwebel des bisherigen Aufenthalts-Orts ab: und fpäteftens nach 14 Tagen 
beim Bezirks-⸗Feldwebel des neuen Aufenthalts-Orts anmelden. 


*) Reg.Blatt Nro. 26 pro 1872. 
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In Friedenszeiten find bie Seewehr-Mannſchaften bei Fahrten zur See von der jedesmaligeen Ab: 
und Rückmeldung entbunden, wenn ihre Abmwejenheit nicht in die Zeit der Uebungen fällt. 

Inhaber kann im Frieden zu zweimaligen Webungen herangezogen werden und hat bei Vermeidung 
der gejeglichen Strafen jeder Einberufungs-Ordre zum Dienft pünktlich Folge zu leiften. Desgleichen ift 
Inhaber, falls er ſich zur See befindet, verpflichtet, bei ausbrechendem Kriege in die Heimath zurüdzu: 
fehren und fich bei feinem Marinetheil oder bei dem nächften Bezirks: Feldwebel anzumelden. Wer an 
der pünktlihen Rückkehr verhindert fein follte, hat ſich hierüber durch zuverläffige Attefte auszumeifen, 
wibrigenfalla er Strafe nach der ganzen Strenge der Gejege zu gewärtigen bat. 

Wer fi der Kontrole entzieht, hat, abgejehen von den gejeglihen Strafen, bie Zeit der Kontrol- 
Entziehung in der Seewehr nachzudienen. 

Dienftlihe Meldungen können mündlich oder jchriftlich erftattet werben, und ift in beiden Fällen die— 
ſer Schein zur Vifirung vorzulegen. Wer fih fchriftlich meldet, bat auf die Adreſſe „Militaria“ zu 
ihreiben und den Brief mit dem Drts-Polizei-Siegel ſchließen zu laſſen. Nur die jolhergeftalt geichloj- 
jenen Briefe find im Gebiet des Deutichen Reichs portofrei. 

Diejen Pak hat der Inhaber auf das Sorgiältigfte aufzubewahren, um ſich bamit zuZallen Zeiten 
über das Militair-Berhältniß ausweijen zu können. 

u —— DE 18.. 
ar Marine-Erjag-Kommilfion im Bezirk der . . . ten Infanterie-Brigade. 
er Militair-Vorjigende. Der Civil:Vorfigende. 
N.N. L. 8. N. N. 
Driginal koſtenfrei. 


Anderweite Bezirks-Eintheilung des 2. Poſenſchen Landwehr-Regiments Nr. 19. Zu Anlage 1. 
Auf Ihren gemeinfhaftlihen Vortrag vom 3. Juni d. J. genehmige Jh eine andermweite Bezirks: 
Eintheilung des 2. Poſenſchen Landwehr-Regiments Nr. 19 und zwar dahin, daß vom 1. Januar k. 2. 
ab der Bezirk des 1. Vataillons aus den Kreifen Wrefchen und Schroda, derjenige des 2. Bataillons 
(Schrimm) aus den Kreifen Schrimm und Pleſchen gebildet wird. 
Zu dem gleichen Zeitpunkt hat die Verlegung des Landwehr-Bezirfs-Rommandos von Neujtadt a/M. 
nah Schroda zu erfolgen und alsdann das Bataillon die Bezeichnung: 1. Bataillon (Schroda) 2. Pofen- 
hen Landwehr-Negiments Nr. 19 anzunehmen. "Sie haben hiernad das Weitere zu veranlafjen. 
Berlin, den 8. Juni 1872. Wilhelm. 
An den Kriegs-Minifter und den Minifter des Innern. Graf v. Roon. Graf zu Eulenburg. 


Underweite Formation der Königlih Bayeriſchen Pandwehr:Jufanterie. zu Anlage 1. 
. Berlin, den 6. Juli 1872. 

Mit Bezug auf die in Nro. 5 des diesjährigen Armee-Verordnungs-Blattes *) veröffentlichte Landwehr: 

Bezirks-Eintheilung für das Königreih Bayern wird die nachſtehende Formation der Königlich Bayeri— 
ſchen Landwehr: Infanterie zur Kenntniß der Armee gebradit. 
Kriegs-Minifterium. 

Im Auftrage 

No, 201. 7. 172. A. L. a. v. Hartmann, 


*) Reg. Blatt Pr. 26 pro 1874, 
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Eintbeilung der Königlih Bayeriſchen Landwehr: Infanterie. 
Landw.:Bezirts-Kommando ı Bezeichnung des zugehörigen Sandehr-Batailone 














Nummer 








des ver Je| Bataie | "7 
Armee: ; fanterie: Nummer.) Sitz. lons?. Nummer und Name des Infanterie-Regts. 
Korps. | Brigade. | Nummer. 











l., Traunftein ... I: + ar ' 
ı | ‚i — I 2. j Infanterie-Leib-Regiment. 
: i ilheim J. 
2,51. Infanterie-Regiment König. 
‘Bud...... 
1% [) Landshut J 2. Infanterie-Regiment Kronprinz. 
2. VII. Bilshofen —V 
VII. Paſſau. 2. 11. Infanterie-Regiment von der Tann. 
1. IX. tempten 1. 1 3. Infanterie = t 
u \ Area z ! — Regiment Prinz Karl von 
| xl. Neu Um... 1. 12. Snfanterie-Regiment Königin Amalie 
| En * 2. von Griechenland. 
| z \ xiv) Kermarkt . e j 10. Infanterie-Regiment Prinz Ludwig. 
| z N a —— 13. er Kaiſer Franz Joſeph 
— 2. von De 
Ä XV. Amberg. ... 1. 6. Infanterie-R t Kaiſer Wilhel 
/ & | ar Neuftadt a; W.N.| 2. ‘ — —— — 
a . 
XX —— J 7. Infanterie-Regiment vakant Hohenhauſen. 
XXL. Sungenhaufen. LE 15. 
| j Si j Mn nad. 4 4 Fr a König Johann von 
. Ku A 1. 
| XXIV. —— can 2. f 14. a Hartmann. 
HM. XXV. Bamberg . 1. 5. Infanterie-Regiment G on 
m XXVI. ingen RE “ 2. ‘ Fi RR ERDE. 
| .s . 
HR) Moafenbug = | 9, ige Wrebe, 
| XXIX. Landau... .. 1., 1 4. Infanterie-Regiment König Karl von 
| 8 XXX. Speyer... . . 2. | Württemberg. 
| . XXXKL BEER: 1: 8 t ern 
| XXXII. Zweybrüden . 2. . Snfanterie-Regiment Pranckh. 





Bemerkung: Wird per Jnfanterie-Regiment nur ein — ſormirt, ſo führt dieſes die Bezeichnung 
„Kombinirtes Landwehr-Vataillon des nten Infanterie-Regiments.“ 


Bemerlungen. 


1) Die Landwehr: Bataillone find als 1frs und 2ies Landwehr-Bataillon derjenigen Ynfanterie-Regimenter, 
aus deren Erfag: Bezirken fie fih formiren, bezeichnet. 

2) Die Kompagnien jedes Iſten Landwehr-Bataillons werben ald Uſte, Zie, Ir, und dee Laudwehr-Kompag-— 
nie, diejenigen jedes 2tm Landwehr-Bataillons als Ste, ött, Tr und Ste Landwehr-Kompagnie des be— 
treffenden Jnfanterie-Regiments benannt. 

3) Die dienftlihe Stellung, der Wirkungskreis, ſowie bie Benennung ber Landwehr: Beziris:-Kom- 

mandos bleiben unverändert, 
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Anderweite Bezirks-Eintheilung des 3. Weſtphäliſchen Landwehr-Regiments Nr. 16. Zu Anlage 1. 

Im Berfolg Ihres gemeinjhaftlichen Berichts vom 9. Juli d. J. genehmige Ich die andermweite 
Bezirks-Eintheilung des 3. Weftphäliihen Landwehr:Regiments Nr. 16 und zwar dahin, daß vom 1. Januar 
k. J. ab der Kreis Hamm zum 1. Bataillon gedachten Regiments übertritt. Zu dem gleichen Zeitpunkt 
bat die Verlegung bes Lanbwehr-Bezirks-Kommandos bes 2. Bataillons von Unna nad Dortmund zu 
erfolgen und letzteres alsdann die Bezeihnung „2. Bataillon (Dortmund) 3. Weftphäliichen Landwehr: 
Regiments Nr. 16.” anzunehmen. 

Ems, den 20. Juli 1872. Wilhelm. 

Für den Minifter des Innern: 
Graf von Roon. Falt. 

a — Berlin, den 3. Auguſt 1872. 


Vorſtehende Alerhöchfte Ordre wird hierdurch zur Kenntniß gebracht. 


Der Kriegs-Minifter. Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
v. Hartmann. v. Klüßom. 
No. 824. 7. 72. A.L a. No. I. M. J. 5873. 
Schreibweile des Bezitis-⸗Kommandos Mulhanſen i/C. gu Anlage i. 


Berlin, den 20. Yuli 1872. 

Mit Bezug auf den bieffeitigen Erlaß vom 20. März d. J. (No. BAR. 3.72 A. I. a.) — Armee: 
Verorbnungs-Blatt Seite 109 *) — wird hiermit zur Kenntniß gebracht, daß zur Vermeidung von Ver: 
wechjelungen bie bisherige Schreibweife „Mühlhaufen i/E.” in „Mülhaufen i E.“ abgeändert ift. 

Kriegs-Minifterium. Allgemeines Kriegs-Departement. 
J. V. J. V. 
v. Hartmann. v. Goßler. 

No. 528. 7. 72 A. L. a. 


c) Belanntmadhung, betreffend Ergänzungen zur Verordnung betreffend die Organijarion der Landwehr: 
Behörden und die Dienftverhäftniffe der Mannfchaften des Beurlaubtenftandes. 

Unter Bezugnahme auf die im Regierungsblatt Nr. 27 pro 1872 erfolgte gleiche 
Publikation werden folgende Ergänzungen der Verordnung, betreffend die Organifation 
der Zandwehrbehörden und die Dienftverhältniffe der Mannschaften des Beurlaubten- 
ftandes zur Verkündigung gebradtt. 

Stuttgart, den 21. Dezember 1872. Sid. v. Sudom. 


*) Reg.Blatt Nr. 26 pro 1872. 
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Berordnung, betreffend Einführung der Verordnung vom 5. September 1867 in Elſaß-Lothringen. 
Berlin, den 2. September 1872. 


Auf Grund des Artikels 61 der Verfaffung des Deutſchen Reichs, $. 1 des Gefehes vom 
23. Januar 1872 (Geſetzblatt für Elſaß-Lothringen Seite 83) wird die Verordnung , betreffend die 
Drganifation der Landwehr-Behörden und die Dienftverhältniffe der Mannfhaften des Beurlaubtens 
ftandes, vom 5. September 1867 in Eljaß-Lothringen eingeführt. 

Die mit Rüdfiht auf die bejonderen Verhältniſſe von Elſaß-Lothringen ——— Zuſätze 
find in den folgenden Anmerkungen 1 bis 21 enthalten. 

Anmerfung 1. 

Elfaß-Lothringen bildet den Bezirk des AV, Armee-Korps des Deutſchen Reiche. 


Anmerfung 2. 
In Elſaß-Lothringen tritt an die Stelle des „Landraths“ beziehungsweife „Landratbsamts” der 
„Kreisdirektor“ beziehungsweife die „Kreisdireftion” und in den Städten Straßburg und Meb der 
Polizeidireftor beziehungsweiſe die „Polizeidirektion.“ 
Anmerfung 3. 
"gm Betreff der Beſteuerung der in Reih und Glied — Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes 
in Elſaß-Lothringen wird beſondere Beſtimmung ergehen. 
Anmerkung 4. 
Geſetz-Blatt für Elſaß-Lothringen Jahrgang 1872 Seite 461 und Geſetz vom 8. April 1868. Geſetz- 
Blatt für Elſaß-Lothringen Jahrgang 1872 Seite 463. 
Anmerfung 5 
An Stelle des Ausdruds „Staatsgebiets” tritt die Bezeichnung „Deutſchen Reichsgebiets.“ 
Anmerfung 6. 
Siehe Anmerkung 5 
Anmerfung 7. 
In Elſaß-Lothringen wird die Erlaubnii zur Auswanderung von den Bezirtö-Präfidenten ertbeilt. 


” 


Anmerfung 8. 
In Elſaß-Lothringen ift die Mitwirfung bei der Kontrole der Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes 
überall den Ortspolizeibehörden übertragen. An Stelle des Landraths treten die in Anmerkung 3 be— 
zeichneten Behörden. 


11 , 

Anmerfung 9. u $. 22. 9.5. 
An Stelle des „Staats- — Polizei⸗Anwalts“ tritt in Eljaß-Lothringen der „Beamte des 
öffentlichen Minifteriums.“ 

Anmerfung 10. Zur Neberferift 
Hinſichtlich der gerichtlichen und Disziplinar-Verhältniffe- der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes "* Y Anfsnite 
fommen die in Preußen geltenden Beitimmungen in Eljaß = Lothringen infomweit zur Anwendung, als 
fie niht durch das Militair-Straf:Gefegbuh für das Deutſche Reich vom 20. Juni 1872 (Geſetz-Blatt 
für Eljaß-Lothringen Seite 173) aufgehoben find, 

Anmerfung 11. Era 
Die entj prechenden Beamten in Eljaß-Lothringen find: die Militairdepartementsräthe bei den Bezirks- Seut 56. 
Präfidien, die Kreispireftoren, die Polizeidireftoren zu Straßburg, Met und Mülbaufen und die 
Maires. 

Anmerfung 12. Au $.40. Rr. 5.0. 
In Eljaß-Lothringen wird die Unentbehrlichfeit beſcheinigt, Erle 87. 

a) der bei den Neichseifenbahnen angeftellten betreffenden Beamten durch die Kaiferliche General- 
Direktion der Eifenbahnen in Elſaß-Lothringen. 
b) der bei anderen Eifenbahnen beichäftigten Perfonen durch den Ober-Präfidenten. 

Anmerfung 13. — 
An Stelle des Königlichen Miniſteriums für Handel x. tritt die General-Direktion der Telegraphen. Ser 57. 

Anmerfung 14. EN 
Dasſelbe gilt in Elſaß-Lothringen für die Schutzmannſchaften bei den Kaiſerlichen Polizei-Direktionen Ufer 
zu Straßburg, Me und Mülhaufen. 

Anmerfung 15. — 
An Stelle des vorgeſetzten Miniſteriums oder Central-Departements tritt in Elſaß-Lothringen der Exit 57. 
Ober: Präfident. 

Anmerfung 16. Zu $. 40. Mr. 10. 
An Stelle der „Königlichen Geftüte“ beftehen in Eljaß-Lothringen die „Landes-Geftüte und Zucht- Fr" 
bengit-Depots.” 

Anmerfung 17. 

Zu $. 80. Mr. 12. 
An Stelle der „Provinzial-Regierungen” treten in Eljaß-Lotbringen die „Bezirks-Präfidenten.” Seite 58, 
Anmerfung 18. | 
, 3u$.4. Wr.1.a 
Statt „Preuße” ift zu Iefen „Deutſcher.“ Eeite 69. 


%; 


Zu $. 45. Nr. 1, 


Brite 62, 


Zu 5. 57. Mr. 1. 


Gelte 74. 


Bu 5.56 
Exit 7%, 


Zu 43. 31. 
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Anmerfung 19. 
Statt „IN, Meile“ ift für Elfaß-Lothringen zu fegen: „10 Kilometer“. 


Anmerkung 20. 
Für „Se. Majeftät den König“ ift zu fegen „Se. Majeität den Deutſchen Kaiſer.“ 


Anmerfung 21. 


” Siehe Anmerkung 3. 
Der Reihs-Kanzler. Der Kriegs: Minifter. 
In Vertretung: 
Delbrüd,. Graf v. Roon. 
R. K. A. No. 4198. III K. M. No. 509 8. A. I. 


Bezeichnung der Kriegädentmänze pro 1870/71 im den Militeir-Päflen ꝛc. *) 
Berlin, den 22. Auguft 1872. 


Für die Bezeichnung der in die Militair-Päfle, fowie in die Stammliften und Uebermweifunggs 
Nationale der Landwehr-Bataillone ꝛc. aufzunehmenden Kriegs-Denkmünze pro 1870/71 iſt nad 
ftehende Abkürzung und zwar: 

für die Denkmünze für Kombattanten . . x... KK. D. vor, 
—— u „ NRihtlombattanten . . ». .. K.D.N C. 7071, 
R ” von Stahl am Kombattanten-Bande K. D. v. St.a. C. B. 70'711 
durd) (ateinifehe Buchſtaben in gewöhnlicher ſchräger Schrift in Anwendung zu bringen. 


Kriegs: Minifterium. Allgemeines Kriegs: Departement. 
J. B. 
v. Hartmann. v. Caprivi. 


No, RT 





*) Hierburd) ift die Bekgfige Feftfekung des Regierungsblattes Nro, 22 pro 1871, Anlage, Seite 29, Anz 
merfung, mobificirt. 


⸗⸗ 


Gedrudi bei ®& Haffelbrinth 
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2. 
Negierungs- Blatt 
für das 
Königreih Württemberg. 





Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 22. Iannar 1873. 
Inhalt. 
Königliche Dekrete. Gefeh, betreffend die Penfionsverhältniffe der Borftände und Hauptlehrer an 
Gelehrten: und Realf 
Berfügungen der Departements. Belanntmahung, betreffend den Verein zur Fürforge für Fa— 
brifarbeiterinnen. 











l. Unmittelbare Königliche Defrete. 


Geſetz, 
betreffend die Penſionsverhältniſſe der Vorſtände und Hauptlehrer an Gelehrten- 
und Realfchulen. 


Sarl, 


von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimen Rathes und unter Zuftimmung Unferer 

getreuen Stände verordnnen und verfügen Wir wie folgt: 
Art. 1. 

Bei der Penfionirung der in Art. 1 Ziffer 2 und 3 und in Art. 16 de8 Ge 
fees A, vom 6. Juli 1842 genannten Vorftände und Hauptlehrer an Gelehrten- und 
Realfchulen wird außer den Jahren der ummwiderruflichen Anftellung als penfionsbe- 
rechtigt auch diejenige Dienfkzeit eingerechnet, welche ſolche Diener feit Zurüdlegung 
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des dreißigften Lebensjahrs nach Erftehung einer Pehramtsprüfung in unftändiger Ver- 
wendung im öffentlichen Lehr- oder im Kirchendienfte zugebracht haben. 

Die Beftimmung ded Art. 11 des Geſetzes vom 6. Yuli 1842 wird auch auf die- 
jenigen Dienftjahre angewendet, während weldjer die dort genannten Diener als Volks— 
ſchullehrer unwiderruflich angeftellt waren. 

Bei den zur Zeit der Erfcheinung dieſes Geſetzes bereits unwiderruflich angeftellten 
Dienern kann von dem Erforderniß der erftandenen Tehramtsprüfung nad Umftänden 
Umgang genommen werben. 

Art. 2. 

Lehrer der in Art. 1 genannten Urt, welche erft nad) dem Erſcheinen des gegen- 
wärtigen Gejeges zu einer unmiderruflichen Anftellung gelangen, haben fir die in die 
penfionsberechtigte Dienstzeit einzurechnenden Jahre ihrer unftändigen Verwendung aus 
dem bezogenen unftändigen Einfommen die gefetlichen Jahresbeiträge zu dem betreffen- 
den Wittwer- und Waifenpenfionsfonds nachzubezahlen. 

Unſer Minifter des Kirchen: und Schulwefens ift mit der Vollziehung diefes Ge- 
ſetzes beauftragt. 

Gegeben, Stuttgart, den 14. Januar 1873. 


Karl. 


Der Miniſter des Kirchen- und Schulweſens: 
Geßler. 


B) Des Departements des Innern. 
Des Miniſteriums des Innern. 
Belanntmachung, betreffend den Verein zur Fürſorge für Fabrilarbeiterinnen. 


Seine Königliche Majeſtät haben vermöge höchſter Entſchließung vom 16. d. M. 
dem Verein zur Fürſorge für Fabrikarbeiteringen auf den Grund der vorgelegten Sta- 
tuten das Necht der juriftischen Perfönlichkeit gnädigft verliehen, was hiemit unter dem 
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Anfügen öffentlich befannt gemacht wird, daß der Verein feinen rechtlichen Wohnfig in 
Stuttgart hat. 


Stuttgart, den 17. Januar 1873. 
Sid. 


Die unterm 31. Dezember 1872 zu Berlin ausgegebene Nummer 33 des Neichsgefepblattes enthält: 

1) die Seemannsordnung. Vom 27. Dezember 1872. 

2) Das Geſetz, betreffend die Verpflihtung deutſcher Kauffahrteifchiffe zur Mitnahme bilfsbedürfti- 
ger Seeleute. Bom 27. Dezember 1872. 

3) die Kaiferliche Verordnung, betreffend die Aufbringung von Gautionserhöhungen. Vom 14. Des 
zember 1872, 

4) Belanntmahung, betreffend die Ernennung eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe. Vom 
23. Nov. 1872. 

5) Ermennung eines Mitglieds des Bundesamts für das Heimathweſen; eines Raths bei dem 
Reichs⸗Oberhandelsgerichte in Leipzig; eines Conſuls und eines Viceconful® des Deutjchen 
Reichs. Erequatur-Ertheilung :c. 

Die unterm 13. Januar 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 1 des Reichsgefegblattes vom Jahre 
1873 enthält: 
den Boftvertrag zwiſchen Deutſchland und der öfterreichifch » ungarifhen Monardie. Bom 
7. Mai 1872. 


Gedrucht bei ®. Haffelprint 5 


Digitized by Google 
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, 3. | 
Negierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 29. Januar 1873, 








— mean — ——— — — 





Juhal 
Königliche Dekrete. Geſetz, betreffend die Penſionsrechte der Erzieher und Lehrer an den Rettungs— 
anftalten für verwahrloste Kinder, ſowie an ähnlichen Privatanftalten. — Gejet, betreffend die Eins 


löfung der Kafjenfheine der Staatsfhuldenzahlungstafie. 


Unmittelbare Königliche Defrete. 
A) Geſetz, 


betreffend die Penflongrechte der Erzieher und Lehrer an den Mettungsanftalten für verwahrloste 
Kinder, fowie an ähnlichen Privatanftalten. 


Karl, 


von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


In theilweifer Abänderung des Geſetzes B. vom 6. Juli 1842, betreffend die Aus- 
dehnung der Penfionsrechte der Volksſchullehrer auf die Lehrer an Rettungsanftalten für 
verwahrloste Kinder, verorbnen und verfügen Wir, nad Anhörung Unferes Gehei- 
men Rathes und unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 

Art. 1. 

Erziehern und Lehrern an Rettungsanftalten für verwahrloste Kinder, ſowie an von 
der Staatsbehörde genehmigten Privatanftalten für taubftumme, blinde oder fchwachfin- 
nige Kinder wird, wenn fie ausjchlieglih im Dienfte einer folhen Anftalt ftehen und 
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die Bedingungen für eine Anftelung im öffentlichen Volksſchuldienſte in fich vereinigen, 
an; ihr Anfuchen von der betreffenden Oberſchulbehörde je nach den Anfprüchen, die fie 
vermöge ihre8 natürlichen Alters, ihres Dienftalter8 und ihrer Befähigung im öffentli- 
chen Volksfchuldienfte zu machen haben würden, die Penfionsberechtigung der Voltsjchul- 
lehrer für einen Gchalt von beziehungsweife 

480 fl., 550 fl., 570 fl., 600 fl. 
eingeräumt, vorausgeſetzt, daß fie mindeftens ebenfoviel Gehalt (in Geld oder Natural» 
leiftungen) als Yehrer an der Rettungsanftalt 2c. beziehen. 

Mit Rückſicht auf den Dirt, die Bedeutung der Anftalt, das Einfommen, Alter und 
die befondere Befähigung des Lehrers können auch Gehaltsbeträge von 700 fl. und 800 fl. 
der Penfionsberechnung zu Grunde gelegt werben. 

Das Gleiche gilt von ſolchen Angehörigen des Volksſchullehrſtandes, welche im 
Dienfte einer zur Unterweifung in nütslichen Arbeiten beftimmten wohlthätigen Anftalt 
al8 Erzieher oder Lehrer von fchulpflichtigen Kindern oder von dem jchulpflichtigen Alter 
entwachfenen Perfonen ftehen. 

Die Verleihung der Penfionsberehtigung an einen Anftaltslehrer hat zugleich für 
deſſen Hinterbliebene den Anſpruch auf Penfion und Sterbenachgehalt aus der Schul- 
lehrer-Wittwenfaffe in Gemäßheit der einfchlägigen gejeglichen Beftimmungen zur Folge. 

Ein Anfpruch auf Beigebung eines Hilfslehrers in Krankfheitsfällen (vergl. Art. 52 
und 53 des Volksjchulgefetses vom 29. September 1836) wird durd) die Verleihung der 
Penfionsberehtigung für Anſtaltslehrer nicht mitbegründet, 

Art. 2. 

Im Falle der Verleihung der Penfionsberechtigung werden den Erziehern und 
Lehrern der in Art 1 genannten Anftalten in die penflonsberechtigte Dienftzeit auch die- 
jenigen Jahre eingerechnet, welche diefelben vor der Verleihung vom zurückgelegten 30# 
Lebensjahre an im Dienft an folchen Anftalten zugebracht haben. 

Ebenfo werden auch die vor der Anftellung als Anftaltslehrer im öffentlichen Schul- 
dienft etwa ſchon erworbenen Penfionsrechte eingerechnet. 

Art. 3. 

Die Verleihung der Penjionsberechtigung hat die Verpflichtung zur Bezahlung - be- 

ziehungsweife Nachzahlung des Eintrittsgeldes und der Yahresdeiträge in die Schul— 
a 
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lehrer⸗Wittwenkaſſe aus dem für penfionsberechtigt erflärten Gehalte in gleicher Weife 
zur Folge, wie die Anftellung auf einem Volksſchuldienſte. 


Art. 4. 


Die in einer niedrigeren Gehaltsftufe erteilte Penfionsberechtigung fann im Ber- 
laufe der Dienftzeit des Berechtigten auf deffen Anſuchen von der Oberfchulbehörde auf 
eine der in Art. 1 genannten höheren Gehaltsftufen erweitert werden. 


Art. 5. 


MWenn ein für penfionsberechtigt erflärter Erzieher oder Lehrer einer der in Art. 1 
genannten Anftalten auf einer Vollsſchullehrerſtelle angeftellt wird, auf welcher derfelbe 
ein geringeres Dienfteinfommen bezieht, als dasjenige, für welches er bereits Penfions- 
Berechtigung hat, jo wird bei der Berechnung der fünftigen Beiträge zu der MWitt- 
wenfafje nur der nunmehrige Dienftgehalt in Berüdfichtigung genommen (vergleiche 
auch Art. 55 Abja 1 lit. a des Volksſchulgeſetzes von 1836). 


Art. 6. 
Ausgenommen den Fall des unmittelbaren Uebertritts eines Anftaltslehrers in den 
Volksſchuldienſt, erlifcht die Penfionsberechtigung mit dem freiwilligen Austritt oder der 
Entlafjung aus dem Dienfte der Anftalt. 

Wenn der Ausgetretene oder Entlafjene eine definitive Anftellung fpäter im Volks— 
fchuldienfte erlangt oder an einer der im Art. 1 bezeichneten Anftalten wieder angeftellt 
wird, fo hat die betreffende Oberfchulbehörde nach der Beichaffenheit des einzelnen Falles 
darüber zu erfennen, ob die vor dem Austritte oder der Entlafjung in der Anftalt zurüc- 
gelegten Dienftjahre in die,penfionsberechtigte Dienftzeit einzurechnen feien oder nicht. 

In keinem Falle fteht dem Betheiligten ein Anfpruch auf Rückerſtattung der vor 
dem Austritt oder der Entlafjung geleiteten Einzahlungen in die Schullehrerwittwen- 
kaſſe zu. 


Art. 7. 

Bon dem Austritte oder der Entlafjung eines nad) Art. 1. penfionsberechtigten 
Erziehers oder Lehrers hat die Leitung der Anſtalt der betreffenden Oberfchulbehörde 
unter Angabe der Gründe des Austritt8 oder der Entlaffung alsbald Nachricht zu geben, 
wie itberhaupt jede von diefer Behörde hierüber verlangte weitere Auskunft zu ertheilen, 
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Unfere Minifter des Innern und des Kirchen und Schulweſens find mit der 
Bollziehung dieſes Gefetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart den 16. Januar 1873. 


8arl 
Der Minifter des Innern: 
Sid. 
Der Minifter des Kirhen- und Schulwejens : 
Geßler. 
B)Gefes, 


betreffend die Einlöfung der Kaſſenſcheine der Staatsihuldenzahlungstaffe. 


Karl, 


von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unſeres Geheimen Rathes und unter Zuſtimmung Unſerer 

getreuen Stände verordnen und verfügen Wir wie folgt: 
Einziger Artikel. 

Das Finanzminiſterium iſt ermächtigt, die Beſitzer der von der Staatsjchulden- 
zahlungskaſſe nad) den Gejeken vom 26. Juli und 27. Oltober 1870 (Reg.Blatt S. 349 
und 406) ausgegebenen verzinglichen Kaſſenſcheine zur Einlöfung derjelben bei den 
Kaffen des Staats binnen jehd Monaten vom Tag des erlaſſenen Aufrufs an auf- 
zufordern. 

Diejenigen Scheine, welche nicht binnen der bezeichneten Friſt vorgelegt werden, 
verlieren ihren Werth. 

Dieſer Rechtsnachtheil iſt in dem Aufruf bekannt zu machen. Wiebereinfegung in 
den vorigen Stand gegen die Verfäumung der Frift findet nicht ftatt. 

Unſer Finanzminifterium ift mit dem Vollzug dieſes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Stuttgart den 27, Januar 1873. 
Karl. 
Der Finanzminiſter: 
Renner. 
N Gedrudt bei © Haffelbrink 
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I 4. 
Negierungs- Blatt 
” für das 
Königreich Württemberg. 





j Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 11. Februar 1873. 
Inhalt. 
Königliche Dekrete. Königliche Verordnung, betreffend die reiner des am 8. Dezember 


1872 zwifhen Württemberg und Bayern über theilmeife Benügung des Bayeriſchen Gebiets für bie 
Herftellung der Ulm⸗Heidenheimer Eilenbahn abgeſchloſſenen Staats-Vertrags. 


Unmittelbare Königliche Dekrete. 


Königliche Verordnung, 
betreffend bie Veröffentlichnung des am 8. Dezember 1872 zwiſchen Württemberg und Bayern über 
theilweife Benügung des Bayerifchen Gebiets für bie Herftelluug der Ulm-Heidenheimer Eifenbahn 
abgejchloffenen Staats: Vertrags. 


Karl, 


von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nachdem der am 8. Dezember 1872 zwiſchen Unſerer und der Königlich Baye- 
rifchen Regierung über theilweife Benütung des Bayerifchen Gebiet8 für die Herftellung 
der Ulm-Heidenheimer Eifenbahn abgefchloffene Staats-Vertrag die Zuftimmung 
Unferer getreuen Stände erlangt hat, und beiderfeit8 ratificirt worden ift, jo verord- 
nen Wir, daß derjelbe hiemit öffentlich befannt gemacht werde. 

Gegeben zu Stuttgart, den 4. Februar 1873. 
Karl 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten: 
Freiherr v. Wächter, 
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Stant3-Bertrag 


zwifhen Württemberg und Bayern über die tHeilweife Benügung des Königl. 
Bayerifhen Gebiets für die Herflelung der Alm-Heidenheimer Eifenbaßn. 


Die 8. Württembergifche und die K. Bayerische Regierung, in der Abficht, die 
Bedingungen für die theilweife Führung der Ulm-Heidenheimer Eifenbahn über baye- 
riſches Gebiet zu vereinbaren, haben Bevollmächtigte ernannt, welche vorbehaltlich Aller- 
höchſter Ratififation nachftehenden Vertrag verabredet haben: 

| Art. 1. 

Die K. Bayerifche Regierung geftattet der K. Wiürttembergifchen Regierung, die 
von letzterer beabfichtigte Eifenbahn von Ulm nad) Heidenheim auf der Strede Ulm- 
Zangenau über K. bayerijches Staatsgebiet auf ihre Koften zu führen und in Betrieb 
zu jeßen. 

Art. 2. 

Ueber Richtung und Niveauverhältniſſe der auf K. bayerifches Gebiet fallenden 
Strede der Ulm-Heidenheimer Bahnlinie, wie über die Tage der Stationen, wird zwi- 
fchen beiden hohen Regierungen eine Berftändigung ftattfinden, 

Zu diefem Ende foll das deffallfige Projekt der Bayerifchen Regierung vor deſſen 
Ausführung mitgetheilt werden. Im Mebrigen bleibt der K. Württembergifchen Re— 
gierung die Feftftellung des Bauplans für die genannte Bahnlinie überlafien. Der 
K. Bayerifchen Regierung fteht e8 zu, die Bauausführung der in ihrem Gebiete gelege- 
nen Bahnſtrecke in ficherheit8polizeilicher Beziehung zu überwachen. 

Art. 3. 

Die K. Württembergische Regierung wird auf K. Bayerifchem Gebiete eine Sta- 
tion für den Perfonen- und Güterverkehr bei Untereldingen und eine Haltftelle bei 
Thalfingen anlegen. 
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Art. 4. 

Die K. Bayerifche Regierung wird der K. Württembergifchen Regierung für Her 
ftelflung der Bahn und Stationen auf bayerifhem Gebiet das Expropriationsredht in 
gleichem Umfange bewilligen, wie folches nad K. bayeriichen Gefegen für Eifenbahn- 
anlagen im Königreich Bayern in Anwendung kommt. 

Art. 5. 

Die K. MWiürttembergifche Regierung wird bei der auf K. bayerifchem Gebiete zu 
erbauenden Bahnftrede alle Anlagen einrichten und unterhalten, welche an Wegen, 
Ueberfahrten, Triften, Einfriedungen, Bewäfferungs- ꝛc. zc. Anlagen zur Sicherung 
gegen Gefahren und Nachtheile erforderlich find. Diefelbe übernimmt insbejondere auch 
die Verpflichtung, wenn durd den Bau öffentliche Wege, Brücken oder fonftige Kom- 
munikationsmittel zerftört oder unbenütbar gemacht worden, die zerftörte Kommunikation 
nad; Anordnung der einjchlägigen K. bayerischen Behörden wiederherftellen und im Um— 
fange des Bahneigenthums unterhalten zu laſſen. Werden in einem folchen Falle be- 
fondere, früher nicht vorhanden gewejene Bauten, als Brüden, Durchläſſe und der— 
gleichen nothwendig, fo fällt der K. MWiürttembergifchen Regierung nicht blos die erfte 
Herjtellung, fondern auch die künftige Unterhaltung zur Laft. 

"Art. 6. 

Die K. Württembergifche Negierung hat die hier in Frage ftehende Bahnftrede in 
einer der Sicherheit des Betriebs entfprechenden Weiſe herzuftellen und zu unterhalten. 
Diejelbe hat Vorkehrung zu treffen, daß angrenzende Gebäude, Grundftüde und dergl. 
durch die Bahn weder während des Baues no in der Folge Schaden erleiden, und 
ift verpflichtet, für folche Beſchädigungen zu haften. 

Die allgemeinen Bauvorfchriften, fowie alle befonderen Vorfchriften, welche zur 
Sicherung der Bahn und des Publikums während der Bauführung oder fpäterhin für 
nothwendig erachtet werben, find genau zu vollziehen, 

Art. 7. 

Sollte von Seite der K. Bayerifchen Regierung die Anlage von Strafen oder 
dergl. beabfichtigt werden, welche die auf bayerifchem Gebiete gelegene Bahnſtrecke bes 
rühren, jo fann die K. Württembergifche Regierung zwar hiegegen feine Einfprache er 
heben, es joll aber Vorſorge getroffen werden, daß durch ſolche Anlagen der Betrieb 
der Bahnſtrecke nicht behindert oder gefährdet werde, 
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Art. 8. 

Die volle Landeshoheit fammt Ausübung der Yuftiz- und Polizeigewalt verbleibt 
binfichtlich der von der K. Württembergifchen Regierung zu bauenden und zu betreiben- 
den Eifenbahn im K. Bayerischen Gebiet der K. Bayerischen Regierung. 

Art. 9. 

Die K. Württembergiſche Bau- und Betrieböverwaltung hat alle Entfchädigungs- 
und fonftige privatrechtlichen Ansprüche, welche aus Anlaß der Eifenbahnanlage auf 
bayerifchem Gebiete oder des Betriebs auf demfelben erhoben werden möchten, zu ver- 
treten und fich Hierin der Entjcheidung der zuftändigen K. Bayerifchen Gerichte und 
Behörden zu unterwerfen, 
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Art. 10, 

Die Ausübung der befonderen bahn- und betriebspolizeilihen Aufſicht innerhalb 
der Bahnftrede auf K. Bayerifchem Gebiete foll der K. Württembergifchen Regierung 
zuftehen, und e8 follen den Organen derfelben diejenigen Befugniffe, welche dießfalls 
nad) bayerischen Vorjchriften den Betrieböverwaltungen der bayerifchen Eifenbahnen ein- 
geräumt find oder Fünftig eingeräumt werden, gleicher Geftalt zukommen. 

Für die Abwandlung aller auf diefer Bahnftrede begangenen Vahnpolizei Weber 
tretungen, ſowie jonftiger Webertretungen, Vergehen und Verbrechen auf bayerifchem 
Gebiete find jedoch die bayerifchen Polizei» und GerichtSbehörden zuftändig. 

Die K. Bayerifche Regierung wird die Verfügung treffen, daß durch ihre Organe 
der Wiürttembergifchen Betriebsverwaltung bei Handhabung der bahı- und betriebspoli- 
zeilichen Aufficht gegenüber denjenigen, welche von der Bahn Gebraud machen oder 
fonft mit der Bahnanftalt in Beziehung treten, nad; Maßgabe der dießfalls beftehenden 
Vorſchriften die nöthige Unterftügung geleiftet werde. 

Art. 11. 

Die Aufftellung der für die Beauffihtigung und Unterhaltung der Bahnftrede 
auf K. Bayerifchem Gebiete und für die Handhabung der fpeziellen Bahnpolizeiaufficht 
auf derfelben beftimmten, fowie der für den Dienft der K. Württemb. Verwaltung auf 
den Stationsplägen zu Thalfingen und Unterelchingen erforderlichen Beamten und Die 
ner fteht ausschließlich der kompetenten Württembergifchen Regierung zu. 

Dezüglich des niederen Perſonals foll jedocd auf bayerische Staatsangehörige und 
insbefondere auf Militärbewerber Rüdficht genommen werden, 
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Die Verpflichtung des zur Handhabung der bayerifchen Bahnpolizeivorjchriften be 
fiimmten 8. Württemb. Perfonals, zunächft der Bahnwärter auf der genannten Bahn- 
ſtrecke, wird durch die zuftändigen bayerischen Behörden vorgenommen. 

Das gefammte württembergifche Perfonal ift während feines Aufenthalts auf baye- 
riſchem Territorium den bayerifchen Geſetzen und Polizeianordnungen unterworfen. 
Berhaftungen desjelben dürfen nur nach den für Inländer beftehenden Vorſchriften und 
mit Rüdficht auf die Erforderniffe de8 Dienftes vorgenommen werben. 

Ueber das im K. Bayer. Gebiete ftationirte KH. Württemb. Amts- und Dienfiper- 
fonal übt die zuftändige K. Württemb. Behörde die Dienft- und rn 
ausſchließend aus. 

Art. 12. 

Für die auf bayerifchem Gebiete gelegene Bahnftrede haben die jeweils in Bayern 
geltenden bahnpolizeilichen Beftimmungen und oberpolizeilichen Vorſchriften Anwendung 
zu finden. 

Die ift auch insbejondere der Fall Hinfichtlich des Ueberſchreitens und Begehens 
der im Betriebe der MWürttemb. Verwaltung befindlichen, auf bayerifhem Gebiete be» 
legenen Eifenbahnftrede und des Eintrittes in die Bahnhöfe, Stationsgebäude und Bahn- 
wärterhäufer. 

Art. 13. 

Zwiſchen den beiderfeitigen Staatsangehörigen foll weder in Anjehung der Be 
förderungsweife, der Fahr- und Frachttaren noch Hinfichtlich der — ein Unter⸗ 
ſchied gemacht werden. 

Art. 14. 

In Bezug auf Steuern, Abgaben und Umlagen wird der auf bayeriſchem Terri— 
torium gelegene Theil der Ulm»Heidenheimer Bahn fammt Zugehör wie die in Bayern 
konzeffionirten Privatbahnen behandelt. 

Hinfichtlich der Beſteuerung der in Bayern wohnenden Angeftellten der K. Würt⸗ 
tembergifchen Betriebsverwaltung find die Beftimmungen de8 Reichsgeſetzes wegen Be- 
feitigung der Doppelbeftenerung vom 13. Mai 1870 maßgebend. 

Art. 15. 

Hinfichtlic der Beförderung von Truppen und Armee-Bedürfniffen finden bie 

Beftimmungen des für dem gegenfeitigen Verkehr zwifchen den Staatsgebieten des vor» 
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maligen norddeutſchen Bundes, des Königreichs Bayern, des Königreichs Württemberg 
ꝛc. 2c. vereinbarten Reglements beziehungsweife die etwa künftig an deffen Stelle tre- 
tenden Vorjchriften Anwendung. 

Für die vom Urlaub einrücenden oder in Urlaub abgehenden Unteroffiziere und 
Soldaten follen, wenn ſich diefelben durcd, Urlaubspäffe oder fonft legal auszumeijen 
vermögen, diejelben erwäßigten Tarjäte in Anwendung fommen, welche für ſolche Fälle 
auf den Württembergifchen Bahnen gewährt werden. 


; Art. 16. 

Die K. Bayerifche Regierung behält ſich die Ausübung des Poftregale8 in den 
von der Bahn berührten bayerifchen Drten, und in Folge deffen das ausfchließliche 
Recht zur Errichtung von Pojtanftalten an den innerhalb des bayerischen Tandesgebietes 
gelegenen Bahnftationen beziehungsweife Haltjtellen vor. 

Die K. Württembergifche Regierung verpflichtet fich, an jeder diefer Bahnftationen 
beziehungsweife Haltjtellen ein entjprechendes Erpeditionslofal für den Poftvienft un- 
entgeltlich zu überlaffen, und die bei diefen bayerischen Pofterpeditionen auflommenden 
oder dahin beftimmten Sendungen nad und aus Bayern als rein bayerische Sendungen 
ohne Anſpruch auf Vergütung über Ulm an die bayerische Post abzuliefern und refp. 
zur Ueberführung nach den betreffenden Pojterpeditionen zu übernehmen. 

Dagegen’ geftattet die K. Bayeriſche Negierung der K. MWiürttembergifchen Regie 
rung den freien Tranfit württembergifcher Poſtſendungen über die durch bayerifches Ge 
biet führende Bahnftrede. Allenfallfige nähere Verabredungen bleiben den beiderjeitigen 
Poftanftalten vorbehalten. 

Urt. 17. 


Die K. Württembergifche Regierung ift befugt, ihre Telegraphenleitungen von Ulm 
nad Heidenheim längs der Bahn zu führen, welche ald Zugehör zu letzterer angefehen 
werden follen. Diejelbe verpflichtet fi, auf den Stationen des K. Bayeriſchen Gebietes, 
wo des Eifenbahndienftes wegen ein Telegraphenbetrieb jtattfinden wird, denfelben, in- 
foweit e8 die K. Bayeriſche Regierung verlangt, auch für den allgemeinen telegraphi- 
chen Verkehr nutzbar zu machen, 

Inſoferne die K. Bayerische Regierung eine eigene Telegraphenleitung im Bereiche 
der Bahn berftellen follte, ift diefelbe befugt, für folche Leitung den Bahnkörper oder 
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auch die württembergifchen Telegraphenftangen zur Anbringung der eigenen Drähte zu 
benüten. 
Art. 18. 


Für den Fall einer Zerftörung oder fonftigen Beihädigung der Bahn, defgleichen 
einer Hemmung oder Beſchränkung des Betriebs finden die in Bayern jeweils für Ei- 
jenbahnen geltenden Beftimmungen, insbefondere der 8. 9 der bayerischen Verordnung 
vom 20. Juni 1855, die Erbauung von Eifenbahnen betreffend, Anwendung. 

Art. 19. 

Die K. Bayerische Regierung behält fich das Recht vor, die innerhalb ihres Ge- 
biete8 von der K. Württembergifchen Regierung hergeftellte Bahnftrede nebſt Zugehör 
nad) Ablauf von 35 Jahren, von der Inbetriebſetzung diefer Bahn an gerechnet, in 
Folge einer mindeftend drei Jahre vorher zu machenden Kündigung gegen Erftattung 
des nachzumweifenden Anlagefapital8 zu erwerben. Allenfallfige Mehrungen oder Min- 
derungen des MWerthes follen durch beiderfeitige Sachverſtändige feitgeftellt werden. 

Beide Regierungen find übrigens einverftanden, daß, falls die bayerijche Regierung 
von dem bier vorbehaltenen Rückkaufsrechte Gebrauch machen follte, ungeachtet der Aen— 
derung in den Eigenthumsverhältniffen der betreffenden Bahn, nie eine Unterbredung 
des Betriebs auf derjelben eintrete, vielmehr wegen Erhaltung eines ungeftörten einheit- 
lihen Betriebes zuvor eine den Berhältniffen anvafjende geeignete Verftändigung Platz 
greifen fol. 

Urt. 20. 

Für den Fall, daß die K. Württembergifche Negierung fünftighin ſich veranlaft 
fehen follte, die in bayerifchem Gebiete gelegene Bahnftrede in andere Hände übergehen 
zu laſſen, fei e8 im Wege einer Konzeffion oder der Veräußerung oder Verpachtung, 
fo ift Hiezu die Zuftimmung der K. Bayerifchen Regierung erforderlih, und wird als- 
dann über die einer Abänderung bedürfenden Punkte des gegenwärtigen Vertrages das 
Nähere zwifchen den beiderjeitgen Negierungen verabredet werden. 

Art. 21. 

Die beiden kontrahirenden Regierungen behalten fich für gegenwärtigen Staats- 

vertrag die Zuſtimmung der Kammern, ſoweit diejelbe erforderlich ift, vor. 
Art. 22. 
Der gegenwärtige Vertrag foll beiderjeits zur höchſten Genehmigung vorgelegt, und 
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die Auswechſelung der Ratififationsurkfunden zu Münden fpäteftens binnen vier Wochen 
vorgenommen werden. 

Deſſen zur Urkunde haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten den Vertrag in zwei 
gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrüdung ihrer Inſiegel eigenhändig unter 
zeichnet. y 

Münden, den 8. Dezember 1872. 


Ge: Dscar Frhr. von Soden. Suttner. 


(L. S.) (L. S.) 
Klein. Weber. 
(L. S.) (L. S.) 


Die unterm 4. Febr. 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 2 des Meichsgefegblattes enthält: 

1) die Kaiferlice Verordnung, betreffend die Beihaffung der Kautionen derjenigen Militärbeamten, 
welche bei den Feldverwaltungen angeftellt werden. Vom 14. Yanuar 1873. 

2) Belanntmahung des Reichskanzleramts, beireffend die künftige Veröffentlihung der Verzeichniffe 
derjenigen höheren Lehranftalten, welche zur Ausftellung gültiger Beugniffe über die wiſſen— 
ſchaftliche Qualififation zum einjährig freiwilligen Militärdienft berechtigt find. Vom 22, Ja⸗ 
nuar 1873. 

3) Bekanntmachung, betreffend die Ernennung eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe. Vom 
25. Januar 1873. 

Die unterm 3. Febr. 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 3 des Reichsgeſetzblattes enthält: 
Bekanntmachung des Reichskanzleramts, betreffend die Erweiterung von Feſtungsanlagen. Vom 
1. Februar 1873. 


III UN 








Bedrudt bei © Haffelbrint, 
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Ne 5. 
Negierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 





Ausgegeben Stu ttg art Dienftag den 4, 
Inhalt. 


Gefek betreffend die Todeserklärung ber feit dem Kriege gegen Frankreich vermißten Militärperfonen. Bom 14. Fer 
bruar 1873. — Geſeh, betreffend die Aufhebung von Borrehten bes Fiskus und anderer geſetzlich begüinftigter 
Perfonen. Vom 28, Februar 1879. — Bekanntmachung ber Minifterien der Juſtiz, des Innern und ber 
finanzen, betreffend die Jurisbiltionsverhältniffe zwifhen Württemberg und Bayern. Bom 11. Februar 1878. 
— Verfügung der Minifterien der Juſtiz und bes Kriegämejens, betreffend den Vollzug militärgerichtlich 
erfannter Freiheitsſtrafen durch die bürgerlichen Behörden. Bom 17. Februar 1878. — Berfügung des Mini- 
fteriums der auswärtigen Angelegenheiten, Abtheilung für die Verfehrö-Anftalten, betreffend die Extrapoft- und; 
Gftafettentare. Bom 24. Februar 1873. — Verfügung ber Minifterien des Innern und bes Kriegsweſens, bes 
treffend Veränderungen in ber Lanbmwehrbezirkä : Eintheilung des Königreihs Württemberg. Vom 10. Februar 
1873. — Belanntmahung bes Minifteriums des Kirchen: und Schulweſens, betreffend ben Titel und Rang 
der Vorflände der Reafanftalten. Bom 11. Februar 1873. — Verfügung bes —— des Kirchen⸗ und 
33 betreffend eine Mobififation in den organiſchen Beſtimmungen ber land- und forſtwirthſchaftlichen 
Anſtalt in Hohenheim. Vom 18. Februar 1873. — Belanntmachung des Kriegsminiſteriums, betreffend bie 
Erhebung von Penfionen, Landinvalidengehalten, ſowie von ftändigen Beihilfen, Gratialien, Unterftügungen 
Seitend der Militärperfonen (Dffiziere, Aerzte, Beamte, Soldaten) und Seitens ber Hinterbliebenen ſolcher 
Perfonen. Bom 21, Februar 1873. 





März 1873, 





Gefeh, betreffend die Todeserklärung der feit dem Kriege gegen Frankreich vermißten Militär- 
perſonen. Vom 14. Februar 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 


Nah Anhörung Unferes Geheimenraths und unter Zuftimmung Unferer ge 

treuen Stände verordnen und verfügen Wir, was folgt: 
Einziger Artikel. 

Diejenigen Militärperfonen, welche als Ungehörige Unſeres Truppenkorps an 
dem in den Jahren 1870 und 1871 gegen Frankreich geführten Kriege: Theil genommen 
haben, in dem Kriege vermißt worden find und jeit dem Präliminarfriedensfchluffe ver- 
mißt werden, find nad dem 1. Juli 1873, falls auf dreimalige öffentliche Ladung 
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glaubhafte Nachricht von ihrem Leben nicht beigebracht werden ſollte, Für todt zu 
erklären. | 
Als Todestag der Vermißten wird der 1. Yuli 1873 angenommen, 
Unser IuftizMinifter ift mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 14. Februar 1873. 


Karl. 
Der Juſtiz⸗Miniſter: 
Mittnacht. 


Geſeh, betreffend die Aufhebung von vorrechten des Fiskus und anderer geſehlich begünftigter 
Derfonen. Vom 28. Februar 1873, 


Sarl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimen-Raths und unter Zuftimmung Unferer ge 

treuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 
Art. 1. 

Die Vorredhte, welche dem Staatsvermögen (Fiskus), anderem demſelben gleichge- 
ftelltern Vermögen und den Gemeinden im Gebiete de8 bürgerlichen Rechts bisher noch 
zuftanden, werden vorbehältlich der in diefem Gefetze bezeichneten Ausnahmen aufgehoben. 

Inſoweit die durch das gegenwärtige Geſetz aufgehobenen Vorrechte noch anderen 
gejetzlich begünftigten juriftifchen Perfonen zukamen, treten fie auch bei diefen aufer Kraft. 

Art. 2. 

Die dur den Art. 1 aufgchobenen Vorrechte der dort genannten Bevorrechteten 
treten auch bezüglich der zur Zuſtändigkeit der Verwaltungsjuftizbehörden gehörigen 
Rechtöverhältniffe außer Kraft. 

Ebenjo werden die durch die Civilprozeßordnung vom 3. April 1868 befeitigten 
Vorrechte der in Art. 1 bezeichneten Bevorrechteten bezüglich der zur Zuftändigkeit jener 
Behörden gehörigen Rechtöftreitigkeiten aufgehoben. 

Art. 3. 

Aufrecht erhalten bleiben die durch das Prioritätögefeg vom 15. April 1825 und das 
Erekutiondgefeg vom gleichen Tage einzelnen der in Art. 1 bezeichneten Berechtigten ein- 
geräumten Vorrechte. 
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Art, 4. | 
Bon den Borrechten der Staatsfaffe (Art. 1) bleiben aufrecht erhalten: 

1) da8 Recht, daß gegenüber der Forderung einer Staatöverwaltungstafje von dem 
Schuldner nicht eine Gegenforderung an eine andere Staatsverwaltungskaſſe auf- 
gerechnet werden darf; 

2) das Recht auf Einziehung erblofer Verlaffenfchaften. 

Inſoweit die vorerwähnten Rechte auch anderen Berechtigten zuftehen, bleiben 
diefelben gleichfall® aufrecht erhalten. 
Urt. 5. 

An den Beftimmungen des Geſetzes vom 13. Auguft 1865, betreffend die Einführ- 
ung des allgemeinen deutfchen Handelsgeſetzbuchs, wird durd gegenwärtige Geſetz 
Nichts geändert. 

Borübergehende Beftimmung. 
Art. 6. 

In Fällen, wo eine erwerbende oder erlöfchende Verjährung gegenüber ben unter 
das gegenwärtige Gefet fallenden Bevorrechteten bereit8 vor der Verkündigung defjelben 
zu laufen begonnen hat, wird vom Tage diefer Berkündigung an der Ablauf der ganzen 
durch die allgemeinen Rechtsbeftimmungen feftgefetsten Frift zur Vollendung der Ver— 
jährung erfordert, ausgenommen, wenn unter Anwendung der Grundfäte des bisherigen 
Rechts die Verjährung früher vollendet wäre, welchen Falls e8 hiebei fein Bewenden hat. 

Unfere Minifter der Yuftiz, des Innern und der Finanzen find mit der Voll⸗ 
ziehung dieſes Geſetzes beauftragt, 

Gegeben, Stuttgart, den 28. Februar 1873. 
Karl 
Der Yuftiz-Minifter: 
Mittnadt. 
Der Minifter des Innern: 
Sid. 
Der Finanzminifter: 
Nenner, 
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Bekanntmachung der Minifterien der Juſtiz, des Innern umd der Finanzen, betreffend die Juris- 
diktionsverhältniffe zwifchen Württemberg uud Bayern. Vom 11. Februar 1873. 


Nachdem das Gefets des norddeutfchen Bundes vom 21. Juni 1869, betreffend die 
Gewährung der Rechtshilfe, als Reichsgefeg in Württemberg und Bayern in Geltung 
getreten ift, haben die Negierungen diefer beiden Staaten eine Verftändigung darüber 
getroffen, inwieweit die einzelnen zu verfchiedenen Zeiten abgefchlofjenen Vereinbarungen, 
durch welche die Yurtsdiktionsverhältniffe zwifchen Württemberg und Bayern früherhin 
geregelt worden waren, in Folge des vorbezeichneten Reichsgeſetzes als außer Wirkfam- 
feit getreten zu erachten feien oder neben demjelben noch aufrecht erhalten werden 
können. 

Demzufolge wurde zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen Folgendes feſtgeſtellt: 


8. 1. 

Zwiſchen den beiderſeitigen Staatsregierungen beſteht Einverſtändniß darüber, daß 

der Jurisdiktionsvertrag vom 7. Mai 1821, nebſt 

a) den Artikeln 1 und 3 des Nachtragdvertrags vom 22. Dezember 1845 (MWürtt. 
Reg.Blatt von 1855, ©. 188, Bayer. Reg.Blatt von 1855, ©. 925), 

b) dem durch Verfügung der K. Württemb. Minifterien der Juſtiz und de8 Innern 
vom 14, Auguft 1857, betreffend die Erläuterung einiger Beftimmungen des 
Jurisdiltionsvertrags zwifchen den Kronen Württemberg und Bayern vom Jahr 
1821 (Reg.Blatt von 1857 ©. 85), dann durch Entjchliefung der K. Bayeri- 
ſchen Staat3-Minifterien der Yuftiz und des Innern vom 24. Juni 1857, den 
mit Württemberg abgefchloffenen Jurisdiktions- und Nachtragsvertrag betreffend, 
befannt gemachten Nachtragsübereinfommen, 

ec) dem inhaltlich der Verfügung der K. Württembergifchen Minifterien dev Juſtiz 
und des Innern vom 28. Juli 1864 (Reg.Blatt S. 134) und inhaltlich der 
Bekanntmachung der K. Bayerifchen Staats-Minifterien des Königlichen Haufes 
und des Aeußern, dann der Yuftiz vom 16. September 1864 (Bayr. Reg.Blatt 
von 1864 ©, 1269) abgejchlofjenen weiteren Nachtragsübereinfommen; fowie 

d) dem in der Verfügung der K. MWürttembergifchen Minifterien der Juſtiz und 
des Innern vom 30, November 1868 (MWürttembergifches Neg.Blatt ©. 581), 
dann in der Entjchliegung des K. Bayeriſchen Staats-Minifteriums der Juſtiz 
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vom 5. Dezember 1868, den Bollzug des bayerifch-württembergifchen Juris— 
diftionsvertrags betreffend (Bayer. Yuftiz Min -Blatt von 1868, ©. 259), bekannt 
gegebenen Webereinfommen, 
als weggefallen zu betrachten und in den Hierin behandelten Punkten nunmehr aus— 
ihlieglih die Beftimmungen des Heichdgefeted über die Gewährung der Nechtshilfe 
vom 21. Juni 1869 nebft den fonftigen einfchlägigen gefetlichen Beftimmungen maf- 
gebend feien. | 

Ebenfo werden die Uebereinkommen, welche in Bezug auf die Mittheilung von 
Akten in Straffahen inhaltlih der Verfügungen des K. MWürttembergifchen Yuftiz- 
Minifteriums vom 13. Februar und 8. Mai 1826 und vom 1. September 1840, be- 
ziehungsweife der Entjchliegungen des K. Bayerifchen Staatd-Minifteriums der Juſtiz 
vom 21. März 1826, die Vollſtreckung rechtöfräftiger Eriminal-Erfenntniffe betreffend, 
und vom 30. Juli 1840, die gegenjeitige Ausfolgelaffung von Unterfuchungs- Alten be- 
treffend, abgejchloffen wurden, mit Rückſicht auf die nunmehr maßgebenden Beftim- 
mungen der 88. 20 und ff. des Reichsgeſetzes über die Gewährung der Rechtshilfe 
vom 21. Yuni 1869 als weggefallen betrachtet, 

8. 2. 

Das Uebereinkommen, welches nad) der Verfügung des K. Württembergifchen Ju— 
ftiz- Minifteriums vom 9, April 1824 und nad Entſchließung des K. Bayeriſchen Staats» 
Minifteriumsd der Yuftiz vom 23, März 1824 „zur Erleichterung der gerichtlichen In— 
finuationen zwifchen den Bayeriſchen Gerichten im Rheinkreife und den Wiürttembergi- 
ſchen Juſtizſtellen“ getroffen wurde, gilt in feinem vollen Umfange als aufgehoben. 

8.3. 

Als aufgehoben gelten ferner die Beftimmungen über die Behandlung der durd) 
Gewährung der Rechtshilfe erwachfenden Koften, ſowie iiber die Behandlung der wechjel- 
feitigen Sendungen in Bezug auf Poftporto, welche enthalten find: 

1) in dem nach Entjchliefung des K. MWürttembergifchen Yuftiz-Minifteriums vom 

9. April 1824, dann des K. Bayeriſchen Staats-Minifteriums der Yuftiz vom 

23. März 1824, die Erleichterung der gerichtlichen Infinuationen zwischen den 

Bayerifchen Gerichten im Rheinkreife und den Württembergifchen Yuftizftellen be- 

treffend, getroffenen Webereinfommen, 

2) in dem nad der Belanntmahung der K. Württembergifchen Minifterien der Ju—⸗ 
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fliz und der auswärtigen Angelegenheiten vom 17. März 1828 (MWiürttemb. Reg.» 
Blatt S. 134), beziehungsweife nad) den Entſchließungen des Königl. Bayerifchen 
Staat3-Minifteriums der Yuftiz vom 16. April 1826 und vom 12. Januar 1854 
wegen gegenfeitiger Eoftenfreier Bollziehung vorn gerichtlichen Requiſitionen in Ei- 
vilvechtsfachen, mit Einfchluß der Gantfachen getroffenen Uebereinfommen; 

3) in der mit dem 15. Februar 1824 in Wirkfamfeit getretenen Uebereinkunft wegen 
der Koften in Straffahen (Württ. Neg.Blatt von 1824 ©. 102; Bayer. Reg.- 
Blatt ©. 121); 

4) in der Webereinfunft wegen der Poftportogebühren in Criminalfachen vom Yahr 

1827 —29 (Erlaß des K. Württb. Juſtiz-Miniſteriums an das Obertribunal 

und die Kreißgerichtshöfe vom 29. Dftober 1827; dann K. Bayerifche Allerhöchſte 

Eutfchliegung vom 16. Juni 1829, Bayer. Reg.Blatt von 1829 ©. 497). und der 

Entjchliegung des K. Bayer. Staats-Minifteriums der Yuftiz vom 24. Juli 1857, 

die Portoauslagen in Criminalfahen bei Eorrefpondenzen mit K. Wiürttembergifchen 

Behörden betreffend; 

in den Verfügungen des K. Wiürttembergifchen Juſtiz-Miniſteriums vom 13. Mai 

und 6. Dezember 1853, betreffend die Auslegung der Uebereinfunft vom 15. Yes 

bruar 1824, dann in den Entjchliegungen des K. Bayerifhen Staats-Minifteriums 
der Yuftiz vom 23. April 1853 und 8. Dezember 1856, die Uebereinkunft mit 
dem Königreich Württemberg wegen der ftrafrechtlichen Koften betreffend, dann in 
der Entichließung des K. Bayerifchen Staats-Minifteriums der Finanzen vom 

8. Auguft 1861, die Mebereinkunft mit Württemberg wegen Zeugenvernehmung be- 

treffend, 


5 


— 


8.4. 

Das Vebereinfommen, welches inhaltlich der Verfügungen des K. Württb. Yuftiz- 
Minifteriums vom 28. März und 25. April 1860 und der Entjchliegung des Königl. 
Bayerischen Staats-Minifteriums der Yuftiz vom 11. April 1860 und des K. Baye- 
riſchen Staats-Minifteriumsd ded Innern vom 18. Mat 1860 bezüglich der Gebühren 
von Beamten bei Vernehmungen als Zeugen oder Sachverftändige zum Abſchluß ge- 
kommen ift, wird von dem beiderfeitigen Staatsregierungen als neben dem $. 40 des 
Keichögefetses über die Gewährung der Rechtshilfe vom 21. Juni 1869 noch in Geltung 
ftehend betrachtet. 
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8.5. 

Die nad den Bekanntmachungen des K. Württembergifchen Minifteriums des Im- 
nern vom 23. Februar 1832 wegen Verfolgung von Verbrechern oder verdächtigen Per- 
fonen in fremde Gebiete durch Landjäger (Erfter Ergänzungsband zum Reg.Blatt ©. 
253) und vom 13. Mai 1854, betreffend die Handhabung der Polizei auf der Yandes- 
grenze gegen Bayern (Reg. Blatt S. 51), beziehungsweife nad den Belanntmahungen 
des Kgl. Bayerifchen Staats: Minifteriums des Kgl. Haufes und des Aeußern vom 
HD. Dezember 1831 und 12, Januar 1854, den Transport und die Verfolgung von 
Berbrechern betreffend (Bayer. Neg.Blatt von 1832 ©. X und von 1854 ©. 81) ge 
ſchloſſenen Webereinfommen werden neben dem $. 30 des Reichsgeſetzes über die Ge- 
währung der Rechtshilfe nunmehr infoweit für anwendbar erachtet, als in diefem Ueber— 
einlommen für den Dienft an den Landesgrenzen noch umfafjendere Befugniſſe der 
beiderfeitigen Sicherheitsorgane, als diejenigen, welche nach dem $. 30 de8 Reichsgeſetzes 
vom 21. Juni 1869 allgemein Plat greifen, eingeräumt und geregelt find. 

Ebenso befteht Einverftändniß der beiderfeitigen Staatöregierungen darüber; daß 
die Mebereinkunft vom 1.—10. Oktober 1826, die Verhütung der Forfifrevel in den 
Grenzwaldungen betreffend (Württb. Reg. Blatt von 1826 ©. 453; Bayer. Reg. Blatt 
von 1826 ©. 745) noch als fortbeftehend zu erachten fei, unbejchadet der weitergehenden 
Befuguiffe der beiderjeitigen Forft- und Polizeiorgane, welche in dem $. 30 des Reichs⸗ 
geſetzes über die Gewährung der Rechtshilfe vom 21. Yuni 1869 begründet erfcheinen. 

8. 6. 

Die beiden Staatsregierungen find darüber einverftanden, daß die Mechtshilfe in 
Straffahen anf Grund des Reichsgeſetzes über die Gewährung der Rechtshilfe vom 
21. Juni 1869 von Seiten der K. Württb. Gerichtsbehörden den K. Bayerifchen Ge 
richtsbehörden auch dann zu Yeiften ift, wenn die betreffende Sache nad; den im König- 
reich Bayern geltenden Geſetzen zur Zuftändigkeit der Gerichte, nad) den im Königreiche 
Württemberg geltenden Geſetzen aber zur Zuftändigkeit der Polizeibehörden gehört. 

Andererfeitd wird von der K. Bayerifchen Staatöregierung zugefichert, daß die 
Bayeriſchen Yuftizbehörden Anweifung erhalten follen, ven zur Aburtheilung von Straf-: 
fahen zuftändigen K. Württb. Polizeibehörden, welchen bereit8 nad; Art. 2 der Ueber⸗ 
einfunft vom 22. Dezember 1845 (Württb. Reg.Blatt von 1855 ©. 188; Bahyeriſches 
Reg. Blatt von 1855 ©. 927) Rechtshilfe zu leiſten ift, in Gegenftänden ihres vorbe- 
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zeichneten Wirkungskreiſes die Rechtshilfe nunmehr unter den gleichen Vorausſetzungen 
und in demfelben Umfange zu gewähren, in welchem von Seite der K. Württb. Ge- 
richtsbehörden den K. Bayeriſchen Gerichtsbehörden nach Maßgabe des Reichsgeſetzes 
vom 21. Juni 1869 Rechtshilfe in Strafſachen zu leiſten iſt. 

Die im Abja 1 und 2 enthaltenen Erklärungen und Zuſicherungen gelten analog 
auch für diejenigen Fälle von Zumiderhandlungen gegen die Steuer- und Abgabenge- 
fee, jowie für diejenigen fonftigen Strafjahen, welche nad den in dem Königreich 
Bayern geltenden Gejegen zur Zuftändigfeit der Gerichte, im Königreih Württemberg 
aber zur Zuftändigfeit von Finanzbehörden gehören, Hinfichtlih der den Bayerifchen 
Gerichten, jowie den K. Württembergifchen Finanzbehörden zu gewährenden Nechtshilfe. 

8. 7. 

In Anſehung der nichtſtreitigen Rechtspflege wird der unveränderte Fortbeſtand der 
Uebereinkommen vom 8. März 1825 und 7. Juni 1851, die Bevormundung derjenigen 
Minderjährigen beireffend, welche zugleich in Württemberg und in Bayern Vermögen 
befigen (Württb. Reg.Blatt von 18236 ©. %6, von 1851 ©. 182, Bayer. Reg. Blatt 
von 1825 ©. 1153 ff. und von 1851 ©. 753) anerkannt. 

Meiterhin befteht zwifchen den beiderfeitigen Regierungen Einverftändniß darüber, 
daß im Uebrigen auch im der. nicht ftreitigen Rechtspflege von den Yuftizbehörden des 
einen Staates denen des andern die Rechtshilfe in allen Richtungen gewährt werben 
folfe, in welchen nicht in dem einfchlägigen Geſetzen desjenigen Staates, welchem die 
erfuchte Behörde angehört, ein Hindernif begründet ift. 

Der Gejchäftsverfehr der beiderfeitigen Yuftizbehörden in Sachen der nichtftreitigen 
Rıchtäpflege hat gleichfalls im Wege unmittelbarer Eorrefpondenz der zuftändigen Be— 
hörden zu erfolgen. Dabei foll gegebenen Falls auch hier das im 8. 44 des Reide- 
gejeße3 über die Gewährung der Rechtshilfe vom 21. Juni 1869 vorgeſchriebene Ver⸗ 
fahren von den beiderſeitigen Behörden beobachtet werden. 

Für die Frage des Erſatzes der Koſten, welche durch Gewährung der Rechtshilfe 
in Gegenftänden der nichtftreitigen Rechtspflege erwachſen, find die im Art. 43 des gedach— 
ten. Reichsgeſetzes vom 21. Juni 1869 feftgeftellten Grundfäge in Anwendung zu bringen. 

Borftehendes wird hiemit in Gemäßheit Höchſter Entſchließung Seiner König- 
lihen Majeftät vom 3. v. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Stuttgart, den 11. Februar 1873. 
Mittnadt. Sid. Renner. 
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Verfügung der Minifterien der Juſtiz nnd des Ariegswelens, betreffend den Vollzug militärgerichtlich 
erkaunter Freiheitsftrafen durch die bürgerlichen Behörden. Vom 17. Februar 1873. 


Zur Ausführung der Beitimmung in $. 15 Abſ. 3 des Militärſtrafgeſetzbuchs 
für da8 Deutfche Reich vom 20. Juni 1872 (Reichsgeſetzblatt S. 173 ff.), wonach die 
Bolljtrefung von den Militärgerichten gegen Perfonen des Soldatenftandes erfannter 
Freiheitsftrafen auf die bürgerlichen Behörden dann übergeht, wenn Zuchthaus verwirkt 
it, oder auf Entfernung aus dem Heer oder der Marine, oder auf Dienftentlafjung 
erfannt wird, oder aus einem andern Grunde die Auflöfung des militärischen Dienft- 
verhältnifjes erfolgt, wird verfügt: 

53; 

Zudthausftrafe, Feſtungshaft und Gefängnißftrafe wird auch in dem vorbezeichne- 
ten Fällen in derjenigen Anftalt, welche jeweilig für die Vollziefung von Strafen der 
betreffenden Art und Dauer beftimmt ift, nad) Maßgabe der für die bezügliche Anstalt 
geltenden Borfchriften vollzogen. Zur Zeit find jene Beftimmungen in den Ber- 
fügungen des Yuftiz-Minifteriums vom 28. Dezember 1871 (Heg.Blatt S. 421) und 
vom 13. Januar 1873 (Reg. Blatt ©. 1), ſodann in der Bekanntmachung des Straf: 
anftalten-Eollegiums vom 26. April 1872 (Staatsanzeiger Nr. 106) gegeben. 

In dem Bezirksgefängniß zu erſtehende Gefängnißftrafe, Haft und Wrreftitrafe 
wird in dem Gefängnif des Bezirksgerichts (Oberamts- oder Stadtgericht8) desjenigen 
Orts, woſelbſt das Unterfuchungsgericht feinen Sit hat, oder, wofern der Verurtheilte 
dieß verlangt, des Wohn» oder zeitlichen Aufenthaltsorts desjelben und zwar nad) den 
Borfchriften über Behandlung der Strafgefangenen in den oberamtsgerichtlichen Gefäng- 
niffen mit der Maßgabe vollzogen, daß außerdem für den Vollzug des mittleren und 
ftrengen Arreftes die 88. 24 — 27 des Militärftrafgefetbuchs fir das Deutſche Reich 


zur Anwendung fommen. 
* 8. = 


Don dem Militärgerichte, welches erkannt hat (Militärrevifionsgericht und kriegs— 
rechtliche Commiffion, event. Kriegsrecht als Rekursinſtanz) ift, wenn es fich von einer 
in einer höheren Strafanftalt zu verbüßenden Strafe handelt, über die Pflichtigfeit des 
Berurtheilten zur Leiftung eines Beitrags zu den Koſten feines Unterhalts in der Straf: 
anftalt zu befchließen, zutreffenden Falls die Größe des zu leiftenden Beitrags feitzu- 
jeßen, der Beichluß aber in das Protokoll aufzunehmen, 

2 
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Bei der Beichlußfaffung fommen diejenigen Beitimmungen zur Anwendung, welche 
für die Feſtſetzung der Beitragspfliht der in den bürgerlichen höheren Strafanftalten 
befindlichen Gefangenen zu den Koften ihres Unterhalt maßgebend und zur Zeit ent 
halten find: 
a) in der Verfügung des YuftizMinifteriums vom 2. November 1825, betreffend 
die Beiträge vermöglicher Strafgefangenen zu den Koften ihrer Unterhaltung in 
den gerichtlichen Strafanftalten (Neg.Blatt S. 673); 

b) in der Hausordnung für die jest in Landesgefängniſſe umgewandelten Kreisge— 
fängniffe vom 22, Dezember 1842 (Reg.Blatt von 1843 ©. 107); 

ec) in der Verfügung ded Yuftizminifteriumsd vom 3. März 1843, betreffend die 
Feſtſetzung der von vermöglichen Feltungsftrafgefangenen und Arreftanten zu 
feiftenden Unterhaltöbeiträge (Reg.Blatt S. 204) und 

d) in der Hausordnung für die Zuchthäufer vom 29. Mai 1855 $. 21 (Reg. 
Blatt ©. 112). 

In den Fällen des 3. 1 Abf. 2 hat das Militärgericht zu beftimmen, ob der Ver- 
urtheilte al8 vermögend zu betrachten fei, die Koften des Strafvollzugs zu bezahlen. 

Behufs der Beſchlußfaſſung hierüber, jowie über die Beitragspflicht haben die Mi- 
Vitärgerichte in dem Strafurtheile den Angefchuldigten, aud; wenn er dem Stand der 
Mannfchaften angehört, gleichzeitig in die Koften des Strafvollzugs zu verurtheilen. 

8. 3. 

Wenn die Strafe in einer höheren Etrafanftalt zu vollziehen ift, fo hat die Mir 
litärbehörde, welcher obliegt, die Einleitung der Strafvolfftredung zu beforgen, nad) ein- 
getretener Bollzugsreife des Erkenntniſſes den Verurtheilten, fall feine Einlieferung _ 
nicht ausnahmsweife nad; Maßgabe der unten angeführten Minifterialverfügung vom 
8. Juni 1840 ftattfindet, dur) das Oberamt desjenigen Orts, in welchem das Unterſuch— 
ungsgericht feinen Sit hat, an die Verwaltung der betreffenden Strafanftalt einzuliefern. 

Die Einlieferung erfolgt mittelft eines Einlieferungsjcheins, welcher nach dem an— 
Tiegenden Formular I. auszufertigen und welchem ein Signalement (Formular II.) bei- 
zufügen tft. 

Zugleich ift der Strafanjtaltsverwaltung zu übermitteln 

1) eine beglaubigte Abfchrift des zu vollziehenden Strafurtheils, nebſt einem Bor 
ftrafenverzeichniß; 
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2) eine Urkunde über die Pflichtigkeit des Verurtheilten zur Leiftung eines Beitrags 

zu den Unterhaltungskoften (Formular IL.) 

Diefelbe ift von dem Sekretär des Militärrevifionsgerichtd refp. von dem in ber 
betreffenden kriegsrechtlichen Kommifjion oder in dem Relurskriegsrecht funktionirenden 
Auditene zu unterzeichnen. 

Gleichzeitig mit der Ablieferung des Verurtheilten oder doch fo bald als möglich 
nad) derfelben find der Strafanftaltsverwaltung aucd die Entjcheidungsgründe zu dem 
zu vollziehenden Strafurtheile mitzutheilen, 

Findet die Strafanftaltsverwaltung oder der Hausgeiftliche eine nähere Kenntniß 
der Umftände des Falls für befonder8 wünſchenswerth, jo find auf ein deßhalb von der 
Verwaltung zu ftellendes Anfuchen derjelben die Unterfuchungs- Akten fobald als thun- 
lich zuzuſenden. 

Die Berwaltung ift gehalten, die Entjcheidungsgründe, beziehungsweife Alten in 
möglichfter Zeitkürze zurückzugeben. 

Des Weiteren werden die Militärbehörden noch auf nachftcehende, das Einlieferungs- 
gejchäft betreffende Normen hingewiefen: 

a) Verfügung der Minifterien der Yuftiz und ded8 Innern vom 10, Oktober 1820, 
betreffend den Gefundheitszuftand und die Kleidung der einzuliefernden Straf- 
gefangenen (Reg.Blatt ©. 521); 

b) Verfügung derjelben Minifterien vom 12. Oktober 1825 in demjelben Betreff 
(Reg.Blatt S. 666); 

ce) Berfügung derfelben Minifterien vom 3. September 1829, betreffend Mafregeln 
zu Verhütung der Kräze unter den Gefangenen (Reg.Blatt ©. 384); 

d) Verfügung des’ Fuftiz-Minifteriums vom 23. Mai 1838, betreffend die Ein- 
Tieferungsjcheine der in die Eivilftrafanftalten Verurtheilten (Reg. Blatt S. 358); 

e) Berfügung der Minifterien der Yuftiz und des Innern vom 18. Januar 1840, 
betreffend die Einlieferung kranker Verurtheilter in die Strafanftalten (Reg. 
Blatt ©. 62); 

f) Verfügung derfelben Minifterien vom 8. Juni 1840, betreffend die Einlieferung 

Berurtheilter in die Strafanftalten dur unbewaffnete bürgerliche Begleiter 
(Reg. Blatt S. 268); 


40 


g) Verfügung derfelben Minifterien vom 11. Dezember 1844, betreffend den Trans- 
port der Gefangenen (Reg.Blatt ©. 572). 
8.4. 

Wenn die Vollftredung der Strafe, nachdem diefelbe fchon angetreten worden, auf 
die bürgerliche Behörde übergeht, fo find der Strafanftaltsverwaltung außerdem die 
Notizen über das bisherige Betragen des Verurtheilten während der Straferftehung und 
über den Ablauf der Strafzeit mitzutheilen. 

8. 5. 

In den Fällen des 8. 1 Abf. 2 Hat die Militärbehörde dem an da8 betreffende 
Dberamtögeriht (Stadtgericht) zu richtenden Erfuchen eine beglaubigte Abjchrift des zu 
vollziehenden Strafurtheils und die Urkunde über die Pflichtigfeit des PVerurtheilten zur 
Dezahlung der Strafvollzugskoften beizufügen. 

Wird die Strafe in dem Bezirkögefängniß des Orts, wo das Unterfuchungsgericht 
feinen Sit hat, vollzogen, fo ift der PVerurtheilte dem Oberamts- (Stadt-) Gericht 
dur die Militärbehörde unmittelbar einzuliefern, andernfalls erfolgt die Einlieferung 
durch Vermittlung des Oberamts des gedachten Orts, oder bleibt, wenn der Berur- 
theilte auf freiem Fuß fic befindet, dem Dberamts- (Stadt-) Gerichte überlaffen, die 
Stellung desjelben zum Strafantritt zu bewirken. 

8. 6. 

Die Strafanftaltsverwaltung, beziehungsweife da8 Oberamts- (Stadt-) Gericht 
hat von dem Eintreffen des Verurtheilten in der Strafanftalt, in den Fällen des 8. 1 
Abſ. 2 von dem Beginn des Strafvollzugs der Militärbehörde, welche die Einlieferung 
des Verurtheilten bewirkt oder das Erſuchen um Strafvollitredung geftellt bat, fofort 
Mittheilung zu machen. 


Stuttgart, den 17, Februar 1873. 
Mittnadt. v. Sudom. 
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(Einlieferungsfdein.) 


Das (Kommando) 
an 
die 8, (Zuchthaus)-Verwaltung in 
N N 


Der durch Erkenntniß de . » > 2 2 2 2 2 2 na 
bom 
wegen . 
meiner 2 2 2 20. firafe von . » » » . Jahren... Monaten 
verurteilte MN. von N. N. 
wird hiermit zur Erſtehung der Strafe eingeliefert. 
Dabei werden folgende Notizen über denſelben gegeben: 
Alter des Verurtheilten (Jahr, Monat und Tag der Geburt). 
Familienverhältniſſe: 
iſt ehelich — unehelich geboren, 
iſt verheirathet — Wittwer, 
geſchieden — unverheirathet, 
bt . . . . Kinder. 
Heimathsverhältniffe: 
Religion: 
Gewerbliche Kenntniffe: 
Nahrungszweig: 
Bildungsftufe: 
Prädicat (Sinnesart, Betragen während der Unterſuchungshaft.) 
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Vermögen: eigenes, 
nutznießliches, 
Hoffnung auf Unterſtützung von Angehörigen. 
Körper- und Geſundheitszuſtand. 
Die Bezeichnung der Geftalt und Kleidung ift in der Beilage enthalten. 
Ferner folgen im Anfchluffe: 
Die Urtheilsabjchrift nebft Vorftrafen-VBerzeichnif. 
Die Entſcheidungsgründe zum Urtheil. 
Die Beitragsurfunde. 
Außer den Kleidern, welche der Verurtheilte am Leib trägt, bringt er noch folgende 
Gegenftände mit: 
Kleidungsstücke 
fonftige Effecten 
Geld 


deen are re 
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Sorm. II. 


(Signalement.) 


Gehaltsbegeihnung des A. Ü. 


Alter: 

Größe: 

Statur: 

Gefihtsform: 

Geſichtsfarbe: 

Farbe der Haare: 
„.„Augenbraunen: 
"mn - Yugen: 

Bildung der Stirne: 

" „Naſe: 
" des Mundes: 

Wangen: 

Kinn; 

Barthaare: 

Zähne: 

Beine: 

Befondere Kennzeichen: 

Unterfchrift des Gefangenen: 


Erfund der Beſichtigung rücfichtlich der Hautreinheit: 
Kleidung: 


Mi: . OFF > OR SEE  ; 


Sorm. III. 


(Beitragsurkunde.) 


Dem zu. 
verurtheilten N. N. 
kann als Beitrag zu den Unterhaltungskoften in der Strafanftalt wegen feiner Ver- 


mögendlofigfeit angefett werden 
Nichts, 


find al8 Beitrag zu den Koften feines Unterhalts in der Strafanftalt auf das Jahr 
angeſetzt worden, welche bei . 

zu erheben find, 

RE  - GE - 46166 
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Verfügung des Minifterinms der auswärtigen Angelegenheiten, Abtheilung für die Verkehrsanftalten, 
betreffend die Extrapoſt- und Eftafettentare. Vom 24. Februar 1873. 


Seine Königlihe Majejtät haben vermöge höchſter Entfchliegung vom 21. d. M. 
die Feitfegung der Ertrapoft- und Ejtafetten-Tare für den Zeitraum vom 1. März 1873 
bis letzten Februar 1874 auf 1 fl. pro Pferd und Neichsmeile gnädigft genehmigt. 
Stuttgart, den 24. Februar 1873. 
Für den Minifter : 
Geheimer-⸗Rath Dillenius. 


Verfügung der Minifterien des Innern und des Kriegswefens, betreffend Veränderungen in der 
Laudwehrbezirks-Eintheilung des Königreichs Württemberg. Vom 10. Februar 1873. 

Mit Bezug auf die im Regierungsblatt Nr. 21 pro 1871 Anhang, Seite LXIX. 
veröffentlichte Tandwehr-Bezirks-Eintheilung für das Königreich Württemberg wird hier- 
mit befannt gemadht, daß bei den Stationd-DOrten der Bezirksfeldwebel nachjtehende 
Veränderungen erfolgt find: 

Der Sit des Bezirksfeldwebels ift verlegt: 

von Sulzbad) nad) Backnang, 

„» Beimerftetten „ Ulm, 
„Weikersheim „ Mergentheim, 
„ Großbottwar „ Marbach und 
„» Nenenftadt „Neckarſulm. 


Stuttgart, den 10. Februar 1873. 
Sick. v. Suckow. 


Bekanntmachung des Miniſteriums des Kirchen- und Schnlweſens, betreffend den Titel und Rang 
der Vorflände der Realanftalten. Vom 11. Februar 1873. 


Bermöge Höchfter Entjchliegung vom heutigen Tage haben Seine Königliche 
Majeftät gnädigft zu verfügen geruht, daß mit den Vorſtandsſtellen an denjenigen 
Realanftalten, an deren Oberflaffen mindeftens ein weiterer Hauptlehrer angeftellt ift, 
künftig der Neftors-Titel, und zwar, foweit nicht im einzelnen Falle die Verleihung 
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eine8 höheren Ranges erfolgt, mit dem Rang auf der VII. Stufe der Nangordnung 
verbunden werde, was hiemit unter dem Anfügen zur öffentlihen Kenntniß gebracht 
wird, daß danad) die Vorftände der Realanftalten in Stuttgart, Ulm, (Heilbronn), 
Reutlingen, Tübingen, Rottweil und Hall von Amtswegen den Reltors-Titel zu führen 
haben, wogegen derfelbe den dermaligen Vorftänden der Realanftalten in Ludwigsburg 
und Eflingen nur je für ihre Perfon zukommt, 
Stuttgart, den 11. Februar 1873. 
Geßler. 


Verfügung des Minifterinms des Kirchen- und Schulwefens, betreffend eine Modifikation in den 
organifcen Beſtimmungen der land- und forftwirthfhaftlichen Anftalt in Hohenheim. 
Vom 18. Februar 1873. 


Mit höchfter Genehmigung Seiner Königlihen Majeftät vom heutigen Tage 
wird an die Stelle des 8. 27 der organischen Beitimmungen für die land» und forft- 
wirthichaftliche Anftalt in Hohenheim vom 9. September 1865 hiemit die allgemeinere 
Beftimmung gefett, daß, 

foweit die Studirenden der Landwirthſchaft eine höhere Penfion zu entrichten 
haben, als die Studirenden der Forftwirthfchaft, den letzteren, wenn fie nicht die 
höhere Penfion der Landwirthe entrichten, der Beſuch der Tandwirthfchaftlichen 
Hauptfäcer mit Ausnahme der Pferdezucht nicht geftattet iſt. 
Stuttgart, den 18. Februar 1873, 
Geßler. 


Bekanntmachung des Kriegsminiſteriums, betreffend die Erhebung von Penſionen, Landinvalidengehalten, 
fowie von fländigen Keihilfen, Gratialien, Unterſtühungen Seitens der Militär-Perfonen (Offiziere, 
Aerzte, Beamte, Soldaten) und Seitens der Hinterbliebenen folder Perfonen. 

Vom 21. Februar 1873, 


Die in der Militär-VBerwaltung zur Geltung gekommenen Normen beftimmen, 
daß bei dem Empfange von Zahlungen aus dem Militär-Etat der Empfangs-Berechtigte 
verpflichtet ift, die bezügliche Quittung felbft — eventuell unter Benugung von auf 
eigene Koften zu bejchaffenden Formularen — auszuftellen, für deren etwa erforderliche 
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Beurfundung Sorge zu tragen und demnächſt gegen Präfentirung diefer vollftändigen 
Quittung bei der zahlenden Stelle die Gelverhebung in eigener oder durch eine andere 
— durch Präfentation der vollftändigen und beurkundeten Quittung — legitimirte Per- 
jon zu bewirken. 

Diefe Normen find auch in Hinficht der oben bezeichneten Zahlungen von Penfio- 
nen, Yandinvalidengehalten, fowie von ftändigen Beihilfen, Gratialien und Unterftüt- 
ungen an ehemalige Militär-Perfonen und die Hinterbliebenen ſolcher dergeftalt in Kraft 
getreten, daß vom 

1. April d. J. ab 
ein Austragen der qu. Beträge durch Kaſſendiener nicht mehr ftattfindet, ſondern daß 
die Empfangs-Berechtigten gegen Producirung volllommener Quittungen ihre Gebühr- 
niffe bei den bisherigen zahlenden Stellen in der oben bezeichneten Weife abzuheben haben. 
Die hierfür erforderlihen Quittungen find: 
. Spezial- (Monats- oder bei vierteljährlich zahlbaren Bewilligungen Quartals-) 
Quittungen für die einzelnen Empfänge von Penfionen, Yandinvalidengehalten, 
ftändigen Gratialien und Unterftütungen der Männer (Offiziere, Uerzte, Beamten, 
Soldaten); 
General (Yahres-) Quittungen für die im Laufe eines Rechnungs (Ralender-) 
Yahres empfangenen Beträge der Kategorie L, welche bei dem letzten Empfang im 
Fahre auszuftellen und gegen Empfang der Reftquote des Yahres-Betrages unter 
Rücknahme der bisherigen Spezial-Duittungen abzugeben find. 
Spezial: (Monats- oder bei vierteljährlich zahlbaren Bewilligungen Quartals) 
Quittungen für die einzelnen Empfänge an Penfionen, ftändigen Beihilfen, Gra- 
tialien, Unterftütungen der Wittwen von Militärperfonen, und 
IV. Spezial: (Monat8- oder bei vierteljährlich zahlbaren Bewilligungen Quartals-) 
Duittungen für die einzelnen Empfänge an ftändigen (Erziehungs: 2c.) Beihilfen für 
hinterbliebene Kinder von Militär-Perfonen, wobei 

ad IM. und IV. der Umtaufch von Spezial» gegen Jahres-Quittungen nicht 

erforderlich ift. 

Die unten nachfolgenden 4 Schemata, welche auch im Handel (Steindruder 

W. Gucker, Weberftraße Nr. 11 hier) zu erlangen find, ergeben das Nähere für 

die Ausftellung der Quittungen und enthalten ferner die auf letzteren erforderlichen 


II. 


— 


III. 
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Beurkundungen feitens einer am Orte befindlichen oder derjenigen Behörde, welche 

(ad I. und II.) etwa den betreffenden Penfionär im Civildienſt anftellt; die Quit— 

tungen. haben in Zahlen und Worten den vollen Monats-, Quartald- oder Yahres- 

Betrag der Bewilligung zu enthalten, wogegen unter der Quittung die zu leiften- 

den und von der zahlenden Stelle Behufs Weiterabführung einzubehaltenden Abzüge 

(Einfommensftener, Beiträge 2c.) erfichtlich zu machen find, was, wenn die Höhe 

der letzteren dem Betreffenden unbelannt, beim Geld-Empfang an der zahlenden Kaffe 

erfolgen kann. 

Was die Zahlung der in Nede ftehenden Gebührniſſe an die hier am Orte 
wohnhaften Empfangäberechtigten anlangt, fo erfolgt fie durch das Kriegszahlamt 
nach den vorfichenden Normen, alfo gegen zu präfentirende vollftändige Quittung 
und zwar: 

hinfichtlich der voraus (praenumerando) zahlbaren Beträge, nämlich: 

Penfionen, Yandinvafidengehalte, ftändigen Gratialien und Unterftügungen für 

Männer, fowie 

ftändigen Beihilfen — auf Grund des Militär-Penſions-Geſetzes vom 27. Juni 

1871 — für Hinterbliebene von im Kriege gegen Frankreich oder in deſſen Folge 

verstorbenen Militärs, 

allmonatlich vom Zr biß 12 jeden Monats, in den Vormittagsftunden; 

binfichtlich der nach- (postnumerando) zahlbaren Beträge, nämlich: 

Penfionen, ftändigen Beihilfen, Unterftügungen — auf Grund Württembergifcher 

Geſetze — für Wittwen und Kinder von Militärs, 

allmonatlich in den 5 letzten Tagen jeden Monats, ebenfall® in den Vormit— 

tagsftunden. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß bei einmal® und außerordentlich bewilligten Un— 
terftügungen hinfichtlich der Quittungsleiftung und Erhebung ebenfalls die vorftehenden 
Normen Anwendung finden; einer Beurkundung derartiger Quittungen bedarf es aber 
nicht, da hiefür — neben der Quittung felbft — die Vorlegung der dem Betreffenden 
von der rejp. Behörde zugegangenen Benachrichtigung beziehungsweife Eröffnung der 
ftattgehabten Bewilligung gilt. 


Stuttgart, den 21. Februar 1873. v. Sudow. 
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Sperial-Anittung. (M. 1) 


Gulden, Krzr. 
buchſtäblich 
an ausgeſetzter Penſion (Landinvalidengehalt, ſtändigem Gratial, reſp. Unterftüt- 
ung) pro .... find mir von dem Königlichen Kriegszahlamte in Stuttgart baar . 
und richtig gezahlt worden, worüber ich hiermit quittire und zugleich verfichere, daß 
ich Fein anderweites Einfommen aus Staatd-, Communal- oder anderen öffentlichen 
Kaffen beziehe. 
den ten 18 

Vor⸗ und Zuname, 

Character zur Zeit der Penfionirung, 

Truppentheil, 

geboren im Yahr, 

Gulden. Krzr. 


Soll —.- 
Abzug — * . . und zwar 1. —- 
Baar —.- 2.0. —!- 
— + Gulden. Krzr. wie neben. 
Atteft. 

Daß der Aussteller obiger Quittung, Herr . . . . innerhalb bes 
Deutfchen Reiches beftändig wohnt, vorftehende Duittung unterfchrieben hat, und 
weiteres Einkommen —— —75 aus Reichs-, Staats, oder anderen öffent- 
lichen Kaffen bezieht, wird hierdurch unter Beidrückung des Dienftfiegels befcheinigt. 


den ten 18 
Beurkundung unter Beidrud des Amtsfiegeld feitens einer 
öffentlichen Behörde, 
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General-Anittung. (%. 11) 


Gulden. Krzr. 


buchſtäblich: 
an ausgeſetzter Penſion (Landinvalidengehalt, ſtändigem Gratial, reſp. Unterftütz- 
ung) für das Jahr 18... find mir von dem Königlichen Kriegszahlamt zu Stutt— 
gart baar und richtig gezahlt worden, worüber ich hiermit unter Annullirung der 
ausgeftellten Spezial-Duittungen quittire und zugleich verfihere, daß ich fein an— 
derweites Einfommen aus Staats-, Communal- oder anderen öffentlichen Kaffen 
beziehe. 
den ten 18 

Por- und Zuname, 

Charakter zur Zeit der Penfionirung, 

Truppentheil, 

geboren im Fahr 

Gulden. Krzr. 


Soll — 
Abzug —.: “+. amd zwar: 1. —.- 
Baar —.- 2.0. — |: 


—'- Gulden. Krzr. wie neben, 


Atteft. 

Daß der Ausjteller obiger Quittung . . 2... fich beftändig inner- 
halb des Deutfchen Reichs aufhält, vorftehende Quittung unterfchrieben hat, und 
weiteres Einfommen —— ug aus Reichs-, Staats- oder anderen öffent— 
lichen Kaſſen bezieht, wird hierdurch unter Beidrückung des Dienftfiegel® befcheinigt. 

den ten 18 
Beurkundung unter Beidruck des Amtsfiegels feitens einer 
öffentlichen Behörde. 


Sperial-Auittung. (M. 11.) 


Gulden. Krzr. 
mit Worten: 
Penſion, (ſtändige Beihilfe, ſtändige Unterſtützung) pro 18 find 
von dem Königlichen Kriegszahlamt zu Stuttgart mir richtig gezahlt worden, wor—⸗ 
über ich hiermit quittire. 
den ten 18 


Attef. 


Unter Beidrüdung des Dienftfiegel® wird hierdurch befcheinigt, daß die Aus- 
ftellerin obiger Quittung, Frau 
vorftehende Quittung heute vor dem Unterzeichneten perfönlich unterfchrieben hat, 
daß Diejelbe Rn mm lebt und innerhalb des Deutſchen Reichs 


ſich am ten 18 wieder verheirather hat, 
wohnt. 





den ten 18 


Beurkundung unter Beidrud des Amtsfiegeld einer 
öffentlichen Behörde. 


52 


Sperial-Auittung. (M IV.) 


Gulden. Krzr. 
geſchrieben: 
bewilligte Erziehungs⸗Beihilfe für meine Kinder, und zwar: 


1 geboren den 

2. n n 

3. " n 

4, ’ " 

5.. — — 

N a ae * 
ſind mir pro von dem Königlichen Kriegszahlamt zu Stutt- 
gart heute baar und richtig gezahlt worden, worüber ich hiermit quittire, 

den ten 18 
Atteſt. 


Es wird hiermit beſcheinigt, daß die Ausſtellerin obiger Quittung, Frau 


dieſelbe eigenhändig unterſchrieben hat, daß die ad 1 biß „ bezeichneten Kinder noch am 
Leben find, fich innerhalb des Deutjchen Reichs beftändig aufhalten, und weder eine 
koftenfreie Aufnahme im eine öffentliche Erziehungs-Anftalt erfolgt, noch deren Mutter 
von der rechtlichen Verpflichtung zur Fürjorge für die Kinder entbunden ift. 

den ten 18 


’ 
Beurkundung? unter Beidrud des Amtsſiegels feitens einer 
öffentlichen Behörde. 


Gedbrudt bei © Haſſelbrink. 
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DR6. 
NegierungS:- Blatt 
für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 12, März 1873. 


Inhalt. 

Geſetz, betreffend nachträgliche Beftimmungen zu bem Geſetze über bie Gerichtsverfaſſung. Bom 7. März 1873. — 
Geſetz, betreffend die weitere Herabfefung bed Alter der Volljährigkeit. Vom 7. März 1878. — Gefek, ber 
treffend die Penfionsverhältnifie der dem Notariatsfahe angehörenden Staatsbiener. Vom 7. März 1873. — 
Verfügung des Juſtiz-Miniſteriums, betreffend eine Wenderung in der Eintheilung ber Notariatöbezirfe im 
DOberamtögerichtöbezirt Langenburg. Bom 7. März 1878. — Belanntmahung des Minifteriumd ded Innern, 
betreffend eine neue Uniform der Stanbeöheren bed Königreichs. Vom 4. Mär) 1873. — Belanntmahung 
ber 8. Auffihtölommiffion für die Staatstranfenanftalten, betreffend bie Erhöhung der Berpflegungsgelber für 
die gegen vollftänbigen Koften: Erfag in das Mutterhaus des Katharinen-Hofpitals zu Stuttgart aufs 
genommenen Wöchnerinnen. Bom 3. Mär, 1873. — Belanntmahung bed Finanz: Minifteriums, betreffend 
die MWaarentontrole im Binnenlande. Bom 8. März 1878. 


Gefeh, betreffend nachträgliche Beſtimmungen zu dem Gefeke über die Gerichtsverfaffung. 
Dom 7. März 1873. 


Karl ‚ son Gotted Gnaden, König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimen-Raths und unter Zuftimmung Unferer ge 
treuen Stände verorbnen und verfügen Wir, wie folgt: 
Art. 1. 
Der Art. 19 des Geſetzes über die Gerichtöverfaffung vom 13. März 1868 erhält 
folgenden Zuſatz: 
„Aus bejonderen Gründen kann das Yuftiz-Minifterium einen andern innerhalb 
des Schwurgerichtöbezirf8 gelegenen Ort biefür beſtimmen.“ 
Art. 2. 
Die Beftimmungen, welche das Gerichtöverfaffungsgefeg vom 13. März 1868 und 
die Strafprozegordnung vom 17. April 1868 über die Beiziehung von Schöffen zur den 
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Straftammern der Kreisgerichtshöfe enthalten, bleiben, foweit nicht durch neuere Geſetze 
eine Abänderung erfolgt ift, bis auf Weiteres in Kraft. 
Unfer YuftizMinifter ift mit der Vollziehung des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 7. März 1873. 


Der Yuftiz-Minifter: 
Mittnadt. 


Gefeh, beireffend die weitere Herabfehung des Alters der Volljährigkeit. Vom 7. März 1873. 
Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unſeres Geheimen-Raths und unter Zuſtimmung Unſerer ge— 

treuen Stände verordnen und verfügen Wir, was folgt: 
Art. 1. 

Un die Stelle des Art. 1 des Gefetes vom 30. Juni 1865, betreffend die Herab- 
fegung des Alters der Volljährigkeit, tritt die nachftehende Beftimmung: 

Das Alter der Volljährigkeit tritt mit dem vollendeten ein und zwanzigften Xebens- 
jahre ein, vorbehäftlich der befonderen Beftimmung Unferes Hausgefetses vom 8. Juni 
1828, Art. 15, erfter Sat (Reg. Blatt ©. 571). 

Art. 2. 

Bon den Wirkungen des Eintritts des Volljährigfeitsalters find die gemeindebür- 
gerlichen Wahl- und Wählbarfeitsrechte, vergl. Gefe vom 6. Yuli 1849, Art. 1 und, 
ausgenommen, deren Ausübung wie bisher an das vollendete 23, Lebensjahr geknüpft 


bleibt, 
Art. 3, 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 31. März 1873 in Wirkſamkeit. 
Unfere Minifter der Irſtiz und des Innern find mit der Vollziehung defjelben 
beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 7. März 1873. 
Karl. 


Der er eier: 
ittnacht. 


Der Miniſter des Innern; 
Sick. 
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Gefeh, betreffend die Penfionsverhältnife der dem Notariatsfadye angehörenden Stanisdiener. 
Vom 7. März 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimen-Raths und unter Zuftimmung Unferer ge 

treuen Stände verordnen und verfügen Wir, was folgt: 
Art. 1. 

Den "Kandidaten des Motariatsfaches wird im Falle ihrer Berufung zu einem 
Staatdamt (Dienftpragmatif $. 3) auch diejenige Zeit in die penfionsberechtigte Dienft- 
zeit eingerechnet, während welcher diefelben feit der Verkündigung des gegenwärtigen Ge- 
fetzes, nach Erſtehung der Notariatsdienftprüfung und nad) zurückgelegtem 30. Lebens⸗ 
jahre, als zur jelbitjtändigen Bearbeitung von Gefchäften ermächtigte Notariatsgehülfen 
(Not.Geje vom 14. Juni 1843 Art. 12) oder als Amtsverwefer auf einer Gerichts 
oder Amtsnotarsitelle, oder als Kanzleigehülfen bei einem Dberamtsgericht oder bei einer 
höheren Gerichtsftelle gedient haben, wogegen ihnen obliegt, für die in die penfionsbes 
rechtigte Zeit einzurechnenden Jahre ihrer unftändigen Verwendung aus dem bezogenen 
unftändigen Eintommen die gejetlichen Beiträge zu dem Wittwen- und Waifenpenfions- 
fonds der Eivilftaatsdiener in angemefjenen Friften nachzubezahlen. 

Art. 2. 

Die Beitimmung des Schlußfates des Urt, 12 des Geſetzes über die Gerichtsver- 
faſſung vom 13. Mär; 1868 wird auf die Gerichtsjchreiber bei den Oberamtsgerichten 
(Art. 6 deſſelben Geſetzes) ausgedehnt. 


Unfer Iuſtiz-Miniſter ift mit der Vollziehung diefes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben, Stuttgart, den 7, März 1873, 
Karl, 


Der Yuftiz-Minifter. 
Mittnadt. 
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Verfügung des Inſtizminiſterinms, betreffend eine Aenderung in der Eintheilung der Hotariatsbezirke 
im Oberamtsgerichtsbezick Langenburg. Vom 7. März 1873. 

Seine Königlihe Majeftät haben vermöge Höchfter Entjchliegung vom 7. d. M, 
eine Wenderung in der Eintheilung der Notariatsbezirte im Oberamtsgerichtsbezirk 
Zangenburg in der Weiſe gnädigft zu genehmigen geruht, daß die Gemeinde Roth am 
See dem Amtsnotariate Blaufelden, die Gemeinde Schrozberg dem Amtsnotariate 
Niederftetten und die Gemeinde Raboldshaufen dem Gerichtönotariate Yangenburg 
zugetheilt wird. 

Solches wird mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die ver- 
änderte Eintheilung mit dem 1. Juni d. J. in Wirkſamleit tritt. “ 


Stuttgart, den 7. März 1873. 
Mittnadt. 


Bekanntmachung des AMiniſteriums des Innern, betreffend eine nene Uniform der Standesherrn des 
Königreichs. Vom 4. März 1873. 

Bermöge höchfter Entſchließung vom 4, d. M. haben Seine Königliche Majeftät 
den Standesherrn des Königreich8 eine neue Uniform nach dem nachbefchriebenen Mufter 
gnädigft bewilligt: 

I. Die Staat3uniform befteht: 

1) in einem Uniformsrock (Maffenrod) von jchwarzem Tuch mit Schößen, welche 
bis nahe an die Kniee reichen; vornen 8 goldene fagonnirte Knöpfe in einer Reihe, 
welche in einem Eichenlaubfranz den Königlichen Namenszug und über demjelben 
die Königliche Krone tragen, hinten in der Taille und unten an den Schoftafchen- 
leiften je 2 der gleichen Knöpfe; Kragen ftehend und vorne halb abgerundet von 
ſcharlachrothem Tuch; Aermelauffchläge von 11em. Breite aus demfelben Tuch, an 
den Seiten recht8 und links 23em- Lange und 10cm. hohe Patten von ſchwarzem 
Tuh ohne Tafchen; auf dem Fragen, den Auffchlägen und den Patten goldene 
Eichenlaubfticerei, um den äußeren Rand derſelben und längs der! Vorderfeite 
des Rocks eine Lew. breite, mit einer goldenen Schnur eingefafte, gezadte Sti— 
ckerei (aus Gold); 
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auf den Schultern Achjelftüce ans verfchlungenem, mit den Landesfarben durd- 
zogenem, goldenem Schnurgefledt ; 

2) in langen Beinkleidern von weißem Kaſchmir mit einer 4em- breiten fagonnirten 
goldenen Borte an den Seiten; 

3) in einem dreiedigen Hut mit einer Gem. breiten fagonnirten goldenen Borte 
und jchwarzen Federn eingefaßt, auf defjen rechter Seite die Landeskokarde, an 
der vorderen und hinteren Spite goldene Bouillons; 

4) in einem Degen von ber feitherigen Form mit vergoldetem Griff und Porte-epee 
in einer unter den Rod zu fchnallenden Koppel hängend, 

1, Bei der gewöhnlichen Uniform [werden anftatt der Beinkleidver von weißem 
Kaſchmir ſchwarze Beinkleider mit goldenen Borten getragen. 

Dieß wird mit dem Anfügen befannt gegeben, daß die beftehenden Beftimmungen 
über die zu Anlegung der Uniform ermächtigten Perfonen und die Fälle, in welchen 
diefelbe getragen werden foll, aufrecht erhalten bleiben. 

Stuttgart, den 4, März 1873. 
"Sid. 


Bekanntmachung der K. Aufſichtskommiſſion für die Stantskrankenanftalten, betreffend die Erhöhung 
der Derpflegungsgelder für die gegen vollſtändigen Koflen-Erfah in das Antterhaus des Aatha- 
rinen-Hofpitals zu Stuttgart anfgenommenen Wöcnerinnen. Vom 3. März 1873. 

Mit Rückſicht auf die. Preife der Lebensbedürfniſſe find die in der Bekanntmachung 
[vom 19. Dezember 1863 (Reg. Blatt von 1864 ©. 9 ff.) auf täglich 1 fl. 30 kr. feft- 
gefetsten Verpflegungsgelder für folche Wöchnerinnen, welche gegen vollftändigen 
Koſten⸗Erſatz in die Gebär-Anftalt zu Stuttgart aufgenommen werben (vergl. 8. 8 des 
Statut8 vom 19. Dezember 1863, Reg.Blatt von 1864 ©. 5), vom 1. April 1873 
an auf täglide 2 fl. erhöht worden; was hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Stuttgart den 3. März 1873. 


Fleiſchhauer. 
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Bekanntmachung des Finanz- Minifterinms, betreffend die Wanrenkontrole im Binnenlande. 
Vom 8. März 1873. 

Mit Bezugnahme auf die Verfügung vom 17. Januar 1852 (Reg.Blatt 1852 ©. 7) 
und die Befanntmahung vom 7. Juli 1857 (Reg.Blatt 1857 ©. 62) wird auf Grund 
einer Mittheilung des Reichskanzleramts zur allgemeinen Kenntnig gebracht, daß zu 
Folge einer Verfügung des K. preußifchen Finanz Minifters die im Verwaltungsbereich 
der K. Regierung zu Sigmaringen für einige zollpflichtige Gegenftände (Wein und 
Branntwein) bisher noch aufrecht erhaltene Binnenkontrole auf Grund des 8. 125 des 
Bereinszollgefetzes vom 1. Yuli 1869 aufgehoben worden ift. 

Stuttgart, den 8. März 1873. 
Renner. 


Die am 11. Februar 1873 zu Berlin ausgegebene Numer 4 des Meichsgefegblattes enthält: 
die Kaiferliche Verordnung, betreffend die Einberufung des Bundesraths. Vom 8, fyebruar 1873. 


Die Numer 5, ausgegeben am 14. Februar 1873, enthält: 
bie Kaiferliche Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von Meben zum Verpflanzen. 
Bom 11. Februar 1873. 

Die am 27, Febr. 1873 ausgegebene Numer 6 enthält: 


1) das Geſetz, betreffend die Abänderung des Artikels 28 der Reichsverfaſſung. Vom 24. Febr. 1873. 
2) die Kaiferliche Verordnung, betreffend die Einberufung des Reichstags. Vom 26. Febr. 1873. 


Bedrudt bei © Haffelbrink 





RT. 
Negierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 





Ausgegeben Stuttga xt Donnerftag den 20. März 1873. 
Anhalt. 


Geſetz, betreffend die Heimyahlung der Gprogentigen Anlehen von 1870. Bom 10. März 1978. — Geſeh, betreffend 
bie dienſtliche Stellung ber den Amtövorftänden beigegebenen Beamten der Dberämter, Bom 16. März 1873. 
— Belanntmadung des Finanz. Minifteriums, betreffend die Ausfuhrvergütung für Rohzucker. Bom 12. März 
1873. 





Geſch, betreffend die Heimzahlung der Gprozentigen Anlehen von 1870. Vom 10. März 1873, 
Karl, von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimen: Raths und mit Zuftimmung Unferer ge ji 

treuen Stände verorbnen und verfügen Wir, wie fogt: 
Einziger Artikel, 

Das Finanz Minifterium wird ermächtigt, zu der vertragsmäßig auf den 1. Auguft 
1873 zu vollziehenden Tilgung der Gprogentigen Staatsfchuld vom Yahr 1870 im Bes 
trage von . . . 2... 5,164,700 fl. 
Gelder von der in bie —— Stantstaffe gefloffenen franzöfifhen Kriegsent- 
ſchädigung zu verwenden und an die Staatsfchuldenzahlungskaffe zu verabfolgen. 

Gegenwärtiges Geſetz ift durch Unfer Finanz Minifterium zu vollziehen. 

Gegeben Stuttgart, den 10. März 1873. 


8Sarl 
Der Finanz. DMinifter : 


Renner. 
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Geſetz, betreffend die dienfliche Stellung der den Amts-Vorfländen beigegebenen Beamten der Oberämter. # 
Vom 16. März 1873, 







Karl ‚ von Gotted Gnaden König von Württemberg. 





Nah Anhörung Unjeres Geheimen -Nath8 und unter Zuftimmung Unferer 
getreuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 


Art. 1. 

Den Oberamt3-Aktuaren werden die Dienftredite der Staatödiener im Sinne ded 
$. 3 des Geſetzes über die Verhältniffe der Eivilftaatsdiener vom 28. Juni 1821 
(Reg.Blatt S. 441) verliehen. 

Den zur Zeit der Erlaſſung diefes Geſetzes bereits angeftellten Oberamts-Aftuaren f 
werben die auf ihren bisherigen Stellen zugebracdhten Dienftjahre von der Zeit ihrer 
in Gemäßheit des Gejetzed vom 22. Yuli 1839 (Reg. Blatt S. 507) Urt. 1 erfolgten 
Beitellung an in die penfionsberechtige Dienftzeit eingerechnet, wogegen fie die geſetzlichen 
Beiträge zu dem MWittwen- und Waifen- Penfionsfonds der Eivilftaatsdiener aus dem 
auf ihren bisherigen Stellen bezogenen Gehalt für die zurücgelegte Dienftzeit in ange 
mefjenen Friften nachzuzahlen haben. 

Die Oberamts-Altuare haben die Vorftände der Oberämter in jämmtlichen Zweigen } 
der Bezirköverwaltung unter der Verantwortlichkeit der letzteren zu unterftüßen. Es 
können ihnen aber auch mit Genehmigung der Auffichtsbehörde beftimmte Gefchäfte zur 
jelbftftändigen Erledigung mit eigener Berantwortlichkeit zugewiefen werden, übrigens in 
ftet8 widerruflicher Weife und unbefchadet de8 dem Oberamtmann als Amtsvorftand 
zuftehenden Auffichtsrechts. 

Zur Belleidung von Oberamtsaktuard-Stellen ift die Erftehung der höheren Dienft- 
prüfung im Departement des Innern erforderlich. 

Der K. Regierung bleibt überlaffen, den Titel der Oberamtsd-Aftuare im Wege 
der Verordnung zu ändern. 

Die Beitimmung des dritten Abſatzes des 8. 71 des Verwaltungs » Eviftd, das 
Heirathsverbot der Oberamts-Aftuare betreffend, wird hiemit aufgehoben. 
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Ürt. 2. 
Wo es die Gefhäfts- und Perfonalverhältniffe eines Oberamts geftatten, fönnen F 
die Stellen der Oberamts-Aktuare an Beamte mit den Dienftrehten des 8. 4 der] 
Dienftpragmatit und mit der Gejchäftsaufgabe der 88. 71 und 72 erfter Abfat des 
Verwaltungs⸗Edikts übertragen werben. 
Für die Bekleidung der Stellen foldyer Beamten genügt die Erftehung der niederen 
Dienftprüfung im Departement de8 Inn ern oder der Yuftiz. 
Die Befugniß des $. 72 zweiter Abſatz des DVerwaltungs- Evifts kommt dieſen 
Beamten nur im Falle ausdrücklicher Verleihung zu. 
Auf diefelben finden die Beftimmungen des Geſetzes vom 22. Yuli 1839 An- 
wendung. 
Auch können fie ohne vorgängige höhere Dienftprüfung auf Erpeditorsftellen vor⸗ 
rüden. 
Art. 3. 
k Durch daS gegenwärtige Geſetz werben die 88. 71 und 72 des Verwaltungs-Edikts 


vom 1. März 1822, fowie das Gefet vom 22. Juli 1839 abgeändert, und werden die 
SS. 3 und 4 des Geſetzes über die Verhältniffe der Eivilftaatsdiener vom 28 Juni 
1821 (Dienftpragmatif) ergänzt. 
Unfer Minifter des Innern ift mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 16. März 1873. 


Sur 


Der Minifter' des Innern: 
Sid, 
Auf Befehl des Königs, 
der Kabinets: Chef: 
Gärttner. 
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Bekanntmachuug, des Finanz- Minifterinms, betreffend die Ansfuhrvergütung für Rohzucker. 
Dom 12. März 1873. 


Zufolge Beſchluſſes des Bundesraths des deutfchen Reichs vom 28. v. M. foll die 
in $. 3 de8 Zollvereinsgefetse8 vom 1. Juli 1869 betreffend die Befteuerung des Zuckers 
(Reg. Blatt ©. 211) unter Ziffer a. für Rohzucker von mindeftens 88 Prozent Polari- 
fation feftgefetste Ausfuhrververgütung von 3 Thlr. 4 Sgr. für den Eentner auch in 
dem Falle gewährt werden, wenn raffinirter Zucker von unter 98, aber mindeftens 88 
Prozent Polarifation ausgeführt wird. 

Stuttgart, den 12. März 1873. 


Renner. 


Die unterm 7. März 1873 zu Berlin ausgegebene Numer 7 des Reichögejegblattes enthält 
URdas Geſetz, betreffend einen Zufag zu dem Artikel 4 Nro. 9 der Reichsverfaſſung. Bom 
3. März 1873. 
2) die Bekanntmachung des Reichskanzleramts, betreffend die Ernennung ber Bevollmächtigten zum 
Bundesrathe. Bom 24. Februar 1873. 


Gedrudt bei & Haffelbrint 
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8. 
Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Donnerftag den 27. März 1873, 
Juhalt. 


0 Gefek über die Ausübung und Ablöſung der Weiderechte auf landwirthſchaftlichen —— ſowie über bie 
. Ablöfung der Waldweibes, Waldgräfereis und WaldftreusRedhte. Vom 26. März 1 f: 


3 Gefeß über die Ausübung und Ablöfung der Weiderechte auf laudwirthfchaftlihen Grundkücen ; 
fowie über die Ablöfung der Waldweide-, Waldgräferei- und Waldfiren-Redte. 
Dom 26. Mär 1873, 


Karl ‚, son Gotted Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimenraths und umter Zuftimmung Unferer ge & 
treuen Stände verorbnen und verfügen Wir, wie folgt: 


I. Berhältniß des Feldbaus zur Weide, 


Art. 1. 
Durd die Weide kan die Benügung des Grundeigenthums nie beſchränkt werben. 
Alle Kulturbefchräntungsbefugniffe, fie mögen privatrechtlicher oder öffentlich-recht- E 
licher Natur fein, treten ein Jahr nad dem auf die Verkündigung dieſes Geſetzes fol- 
A genden 4. April außer Wirkung. 
Der Eigenthümer oder Inhaber eine® Grundſtücks ift daher durch das MWeiderecht 
nicht gehindert, demfelben eine beliebige Beftimmung zu geben, den höchſt möglichen 
Ertrag daraus zu ziehen, es nad) feinem Gutdünfen zu bearbeiten, zu bepflanzen, bie } 
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darauf erzeugten Früchte einzuheimfen, die darauf Fultivirten Gewächſe und in der ge- 
B ichloffenen Zeit feine Wiefen abzuweiden, letzteres nach Mafigabe der Beftimmungen 
Ides Art. 31. 

' Namentlich kann z. B. die Beweidung eines angebauten Feldes vor Einheimfung 
% der Erzeugniffe nicht angefprocdhen, der Eigenthümer oder Inhaber von dem Weideberech— 
tigten in feiner Weife gehindert werden, nicht angebaute Grundſtücke urbar zu machen, 
Meine Felder oder Wiefen zu jeder Zeit zu düngen, feine Wiefen zu mähen, fo oft er 
3 will, die Brache oder da8 Stoppelfeld vollftändig einzubauen, feine Felder nach gefchehener 
J Ubleerung fogleich wieder anzupflanzen, auf feinem Boden Baumpflanzungen und jeden 
7 andern Anbau vorzunehmen, feine Wiejen umzubrechen und deren Boden zu einer an- 
deren Erzeugung zu verwenden, mit der Kulturart feiner Grundftücde überhaupt nad) 
Belieben zu wechjeln, die Zeit der Ernte nad) eigener freier Wahl zu beftimmen. 

Auch darf durch die Weide die Benützung eines Grundftüds nicht nur zur Gras— 
gewinnung, zum Obſtbau oder zu anderer Baumzucht, zum Garten, Ader- oder irgend 
J welchem anderen Anbau, zur Park oder Waldanlage, fondern auch zum XTorfftich, 
u Steinbreden u. ſ. w., zur Anlage von Hofraithen, Errihtung von Gebäuden, zu 
A Wafler-, Weg- und dergleichen Unlagen, zn Gewerbseinrichtungen oder andern Zwecken 
nie beichränft oder beeinträchtigt werden. 
® Selbft nad; dem Eintritt der offenen Zeit fteht dem Eigenthümer frei, das auf 

den Feldern nachgewachſene Gras mit der Sichel, Eenfe u. f. w. wegzunehmen, ohne 
daß jedoch der MWeideberechtigte an der Yeweidung des betreffenden Feldes gehindert 
wäre, 





Art. 2. 

Die Einfriedigung eine Grundftüds kann für fich den MWeidgang nicht hindern, 
vielmehr kann der Weidebercchtigte, foweit der Aulturzuftand des Grundftüds die Bes 
= weidung geftattet (Art. 1), die Deffnung der Einfriedigung verlangen, wenn der Eigen- 
MM thümer oder Nutznießer des Grundſlücks nicht vorzicht, durch ein jährliches Erjatgeld 
oder eine Averfalabfindungfangemefjene Entſchädigung (Art. 14) zu Teiften. 

Die Einfriedigung von Gärten, Obftbaumgütern und Obftbaumfchulen Hat die 
Freiheit derfelben von der Beweidung ohne Entjchädigung zur Folge. 

Welche Grundftüde als Obftbaumgüter und als eingefriedigt im Sinne diejes 


— — 


Geſetzes anzuſehen ſind, darüber entſcheidet in Anſtandsfällen der Gemeinderath und 
im Beſchwerdeweg endgiltig das Oberamt. 


Art. 3. 


Weinberge mit Klee oder anderen künſtlichen Futterkräutern oder mit Handelöge- B 
wächſen angebaute Grundftüce, ferner alle zur Saat oder Anpflanzung hergerichtete 
oder eingejäte oder angepflanzte Grundftücke find mit der Beweidung und dem Leber- 
trieb des Viehs (vergl. jedoch Art. 9) gänzlich zu verfchonen. 


Art. 4. 


Ohftbaumgüter mit Ausnahme der in Selbftverwaltung der Gemeinde befindlichen E 
Allmanden dürfen mit Pferden, Rindvieh und Ziegen ohne Unterſchied der Jahreszeit 
und ded Alters der Bäume gar nie beweidet werden. 

Mit Schafen dürfen folche Grumdftüde fo lange nicht befahren werden, bis das 
Obſt eingeheimst und, foweit nicht durch die örtlichen Weidevorfchriften (Art. 22) oder F 
durch bejonderen Beſchluß des Gemeinderaths ein Anderes feftgefett worden ift, auch J 
das Laub abgefallen ift. Ebenfo hat im Frühjahr das Beweiden ſolcher Grundftüce, 


wenn nicht ein früherer Endtermin feſtgeſetzt ift, jedenfalls mit dem Eintritt der Obft- W 

blüthe aufzuhören. | 
Der Weideberechtigte ift übrigens für jede Beichädigung der Obftbäume, welche E 

die Schafe verurfachen, erfatpflichtig. 

| Andere Baumpflanzungen dürfen nur, foweit e8 ohne Schaden gefchehen kann, be 

weidet werben, 


Art. 5. 
Wieſen mit Bewäfferungsanlagen dürfen mit Pferden und Rindvieh niemals, mit B 


anderem Weidevieh dann nicht befahren werden, wenn deren Wäfferungseinrichtungen # 
dadurch bejchädigt werden Fönnen. 


Ebenfo dürfen meugebaute oder umgebaute Wieſen während der erften zwei Jahre | 
nad Ausführung der Anlage mit feiner Art von Weidevieh befahren werden. } 
Wiefen, deren Grasnarbe nach dem Grade ihrer Stärke und Dichtigkeit die eine 


oder die andere Gattung von Rindvieh nicht zu tragen vermag, dürfen mit dem betref- 
fenden Vieh nicht beweidet werden. 
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Das Beweiden von Wiefen, jo Tange ſolche durch Regen oder geſchmolzenen Schnee 
ſehr erweicht find, kann der Gemeinderath unterfagen. 
| Art. 6. 

Was in diefem Geſetze zu Gunften der Wiefen verordnet ift, findet auch auf die 
fogenannten Mähder einfchließlich der Holzwiefen und Holzmähder Anwendung, wofern Ei 
A diejelben nicht erweislich zu dem unter forftpolizeilicher Aufficht ftehenden Waldboden 

gehören. 
Art. 7. 

Das Befahren der Baumpflanzungen und Wiefen mit Schweinen und Gänfen 
ift nicht geftattet. 

Art. 8. 

Wird ein landwirthſchaftlich benütztes Grundftüd in Wald umgewandelt, fo fann F 

das darauf beftehende MWeiderecht erft dann wieder ausgeübt werden, wenn ber lettere 

ö fährig wird, . 

Wird das MWeiderecht des betreffenden Berechtigten auf der ganzen Marfung abge- 

löst, jo ift das ihm auf einer folchen Waldanlage zuftehende Weiderecht in dem Werth, © 

wie ihn feine Ausübung nach den beftehenden forftpolizeilichen Grundfäßen ergibt, mit 
abzulöjen. 

Der Eigenthümer der Waldanlage kann aber die Ablöfung defjelben nach diefen 
Grundjäten auch früler bewerkftelligen, nachdem die fragliche Waldkultur dur eine; 
Izehnjährige Erfahrung als eine gelungene fich erwiefen hat. 

Art. 9. 

Bei gemischt angebauten Feldern darf dem MWeideberechtigten der Trieb des Weide- ! 
vieh8 auf die ungebauten Theile defjelben für fich beftehenden Weidebezirls nicht ver⸗ 
I ſperrt werden. Es ift ihm vielmehr nad) dem Erkenntniß des Gemeinderaths, ſoweit 
erforderlich, ein Triebweg wo möglich auf den Gewänden (Anwanden) offen zu lafjen, 


der nach Richtung und Umfang mit der geringften Störung für den Feldbau ver- 5 


bunden ift. 
Gegen die Art und Weiſe der Feſtſetzung diefed Wegs ſteht jeder Partie das & 
Recht der Bejchwerdeführung bei dem Oberamt offen, welches endgiltig entjcheidet. 
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Art. 10. R 


Wenn Mehrere auf einer und derfelben Marfung ein Weiderecht auszuüben haben, F 
jo ift die Weide, woferne2jens Recht nicht gemeinschaftlich ausgeibt wird, nad) Bezirken F} 
abzutheilen, fobald der Belaftete oder die Berechtigten, fei e8 in ihrer Gefammtheit, F 
oder die Inhaber des größeren Theils des Weiderechts e8 verlangen. 
Beſteht auch die belaftete Partie aus einer Mehrheit von Perfonen, jo hat im Falle f 
von Meinungsverfchiedenheit derjenige Theil den Ausichlag zu geben, in deffen Händen 
die größere Fläche der belafteten Grundftüce fich befindet. ? 
Ueber die Abtheilung der Weiderechte nach Bezirken ift zuvörderft eine gitliche & 
Berftändigung zu verfuchen. Gelingt diefe nicht, jo wird die Abtheilung, wenn der B 
Betheiligungsmaßftab bereit8 rechtlich feftfteht, unter Zugrundlegung dieſes Mafjftabes, 
in Ermanylung eines folchen feftftehenden Maßſtabs aber unter Berückfichtigung der |; 
Biehzahl, welche jeder Weide-Inhaber aufzufchlagen berechtigt ift, oder in Ermanglung F 
eines ſolchen Anhaltspunktes unter Berückſichtigung de8 Umfangs der herrſchenden 
Grundfiüce und anderer Anhaltspunkte für die rechtliche Würdigung des Betheiligungs- E 
maßftabs, ſowie der örtlichen Page der eben gedachten Grundftüce zu dem Weivefelde, f 
durch das Dberamt nad) Vernehmung der Partien und des Gemeinderath8 vorgenommen. 
Gegen die Entjcheidung derfelben fteht beiden Theilen ein binnen fünfzehn Tagen }. i 
von der Eröffnung an auszuführender Recurd an die Kreisregierung offen, welche end- 
giltig entjcheidet. Eine befondere Recursbelehrung findet nicht ftatt. F 
So lange die Abtheilung nicht ftattgefunden Hat, find die MWeideberechtigten ver- }, 
bunden, Strafe und Entfchädigung, welche dur den Mißbrauch des Weiderechts be- F 
A gründet werden, gemeinschaftlich nad) der Stärke ihrer Herden zu leiden, es könnte denn N 
von dem Einen erwiejen werden, daß der Andere allein die Schuld daran trage. 


Art. 11. 


Die offene Zeit, während welcher die der Weide miterliegenden Grundftüce befahren 
werden dürfen, ift fowohl für das Frühjahr, als für das Spätjahr, unter Beadhtung 
der im Art. 1. ff. dieſes Geſetzes gegebenen VBorfchriften nach den jeweiligen — 
durch den Gemeinderath feſtzuſetzen. 

Gegen dieſe Feſtſetzung ſteht den Betheiligten das Recht der Beſchwerde an das; 


1. ER 
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Oberamt und an die endgiltig entjcheidende Kreisregierung zu, je binnen fünfzehn Tagen bei } 

Berluft des Beſchwerderechts. Eine befondere Belehrung über" letzteres findet nicht ftatt. 

i Bis zu endgiltiger Entſcheidung verbleibt e8 bei der bisher in Geltung gewejenen 
offenen Zeit. 

Jedenfalls dürfen die Getreidefelder nicht mit Weidevieh befahren werden, che das © 
betreffende Gewand volljtändig abgeleert ift, und insbefondere darf dies mit Schafen FF 
erft dann gefchehen, wenn auch die für den etwaigen Vortrieb des Rindviehs feftgefetten B 
Tage verfloffen find. 

Bon dem Befahren der Weide ift dem Ortsvorſtand vorgängige Anzeige zu machen. 

Art. 12, 

Die Beftellung oder Erweiterung einer Weidedienftbarfeit, die Erwerbung einer J 
ſolchen durch Verjährung, fowie der Vorbehalt eines Weiderechts auf einem veräufßerten © 
Gute findet fernerhin nicht ftatt. x 


U. Bon gemeinfhaftlihen und Gemeindeweiden. 

Art. 13. 
Wenn das Weiderecht auf einer Marfung der Gemeinde zufteht, fei es, daß es Mi 
für die Gemeindefaffe verpachtet, oder von den Gemeindegenoffen felbft durch gegenfeitiges F 
Befahren ihrer Grundftüce ausgeübt wird, fo darf die Weide nur unter einem gemein-⸗ 
ichaftlihen Hirten, beziehungsweife, wo mehrere Haufen gebildet werden, unter einem & 
für jeden Haufen beftellten gemeinfchaftlichen Hirten ausgeübt werden, e 


Art, 14, 

Die Beſitzer geichloffener Höfe und anderer vereinzelter Wohnſitze können gegen F 
Verzicht auf ihren Antheil an der gemeinen Weide verlangen, daß ihre um die Anfied- E 
lung gelegenen zufammenhängenden Grundſtücke von der Gemeindeweide freigelaffen 
werden. 

Bon dem Befiger eines anderen Grundftücds kann gegen den — Verzicht die 
Aufhebung der auf demſelben beſtehenden Gemeindeweide verlangt werden, wenn die! 
Ausscheidung des Grundſtücks aus der Gemeindeweide zuläſſig ift, ohne dadurch die # 
Ausübung der letzteren zu ftören. 
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Wo die Weide zum Beften der Gemeinde verpachtet wird, muß das Verlangen 
der Freilaſſung mindeften® einen Monat vor dem Berpacdhtungstermin geltend gemacht 
werden. 

Wird demfelben ftattgegeben, fo haben die betreffenden Güterbefiter (Abſ. 1 und 2), 
foferne fich die Betheiligten nicht über eine Abfindungsfumme verftändigen, einen dem 
Reinertrag der Weide (an Pachtgeld, Weidezins, Pferchertrag 2c.) angemefjenen Weide 
zins in die Gemeindefaffe zu entrichten. 

Vom Weidezins kann der Ausgefchiedene durch Nücktritt in die Gemeindeweide ſich 
befreien; er bat jedoch diefen Rücktritt mindeftens einen Monat vor dem Weideverpach— 
tungstermin dem Ortsvorsteher anzuzeigen. So lange er den Weidezins entrichtet, ver- 
bleibt e8 bei feiner Ausſcheidung aus der Gemeindeweide, 

Der MWeidezind wird yon dem Gemeinderath periodisch feftgeftellt, vorbehältlich 
des Recurfe8 an das Oberamt und an die Kreißregierung, wofür die Beftimmungen 
des Art. 10, Abj. 4 gelten. 

Nach der Freilaffung von der Gemeindeweide erhält der Befiger der betreffenden 
Güter (Abf. 1 und 2) das Recht zur Einzelnbeweidung derfelben nach Maßgabe des 
At. 31. 

Ueber die Betheiligung der aus der Gemeindeweide ausgefchiedenen Güterbefiter an 
dem Pferd der Gemeindeweide und deren Zulaffung zur Theilnahme an den Pferchver- 


fleigerungen für die ausgefchiedenen Güter hat der Gemeinderat) unter Einholung der F 


Zuftimmung des Bürgerausſchuſſes zu entjcheiden. 
Art. 15. 
Im denjenigen Gemeinden, in welcden eine Gemeindeweide mit andern Viehgat— 


tungen als Echafen befteht, kann diefelbe durch Beichluß des Gemeinderaths und Bür- 


gerausjchuffes im Einverftändniß von drei Viertheilen der Beſitzer der — der gefammten 
Weide unterliegenden Grundftüce, deren Antheil mehr als zwei Drittheile der beteiligten 
Fläche beträgt, in eine Gemeindejchafweide verwandelt werden, vorausgeſetzt daß nicht 
privatrechtliche Weiderechte Dritter im Wege ftehen. An der Abftimmung hierüber find 
auch die Ausmärker Theil zu nehmen berechtigt. 
Art. 16. 

Wo die auf den Gütern einer Markung haftende Weidedienftbarkeit durch Ablöfung 
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2 des bisher einem Dritten zugeftandenen Weiderechts befeitigt worden ift, fann die Fort⸗ 
A feßunng der Ausübung der abgelösten Weide in der Eigenfchaft einer Gemeindeweide be— 
2 ichloffen werden ; 

a) von der Gemeindevertretung, wenn die Ablöfung auf Rechnung der Gemeinde: E 
faffe durch die Gemeinde ausgeführt wurde, 

b) von der nach ten Beftimmungen dieſes Gefetzes (Art. 43 lit. a) zu einer Be 
Ihlußfaffung über die Ablöfung berechtigten Mehrheit der belafteten Markungsge- 
nofjen, wenn von diefen Tetteren die Ablöfung unternommen worden ift. 

Art. 17, 

Der Ertrag der in vorftchender Weife (Art. 15 und 16) eingeführten Weide fließt 
|der Gemeindefaffe zu, welche dagegen auch die mit deren Erwerbung, Einführung umd 
Detrieb verbundenen Koften zu tragen hat. oe \ 

In Theilgemeinden, welche keine Gemeindekaſſe haben, treten ftatt deren die Grund» 
eigenthümer nach Verhältniß de8 Umfangs der der Weide unterworfenen Güter ein, 

Art. 18, 

Der Gemeinderath ift verbunden, die beftehende Gemeindeweide im Ganzen oder 
rüudſichtlich einzelner Thiergattungen, einzelner Felder, Kulturarten oder Weidezeiten auf 
5g anheben oder einzufchränfen, wenn drei Biertheile der Befiter der gefammten der Ge Ei 


> meindeweide unterliegenden Fläche e8 verlangen und deren Antheil an letsterer mehr als E 
zwei Drittheile beträgt. Wird auf diefe Weile eine zum Beften der Gemeindelafje ver- E 
4 pachtet gewejene Gemeindeweide auf dem Privateigenthum der Markungsgenoffen ganz 


oder theilweife aufgehoben, fo find die Gemeindecollegien berechtigt, zur Entſchädigung 
der Gemeinde für die von derfelben für die Erwerbung oder für die Einrichtung der 
Weide erweislich gemachten Ausgaben auf die von der MWeide freigewordenen Grundſtücke 


4 ein dem bisherigen Weideertrag entfprechendes Weideerfatgeld nach dem örtlichen Grunds 5 


& ftenerfuße in fo lange umzulegen, bis der Erſatz jener Ausgaben bewirkt jein wird. 


Der hierwegen zu entwerfeude Tilgungsplan unterliegt der Genehmigung der Gef 


2 meindeauffichtsbehörbe, 


Art, 19, 
Auch ohne vorgängige Anträge der Güterbefiger kann von den Gemeindecollegien 
mit Gutheißen der Auffichtsbehörden,, foweit ſolches nad; den Beftimmungen der 88. 
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5 und 66 des Verwaltungsedikts erforderlich erfcheint, eine Gemeinbeweide oder andere 
jemeine Weide, welche nach dem Herkommen der Regelung und Verwaltung des Ge 
meinderaths unterliegt, beſchränkt oder aufgehoben werden. 

Im folden Fällen fteht aber den Gemeindecoflegien nicht zu, auf die weidepflichti- 
gen Grundſtücke befondere Umlagen zu mahen, e8 wäre denn, daß die in Abi. 1 des 
Art. 18 feftgefetste Mehrheit der Beſitzer der weidepflichtigen Grundftüde ihre Zuftim- 
1 on. dazu gibt. 

Urt. 20. 

Im denjenigen Orten, in welchen nicht nur die Nutung, fondern auch die Ber- 
waltung der gemeinen Weide den Güterbefigern unmittelbar zujteht, kann die Mehr 
‚heit von zwei Deittheilen der Beſitzer der MWeidefläche, welchen mehr als die Hälfte der 
betheiligten Fläche zufteht, mit Einfluß der am Weidegenuffe betheiligten Ausmärker 
über die Aufhebung oder Einfhränfung der Weide unmittelbar verbindliche Beſchlüſſe 

aſſen. 

Art. 21. 
In Beziehung auf die Gemeindeweide und die Erwerbung des Pferchs für ihre 
auf der Markung liegenden Güter dürfen Ausmärker nicht nachtheiliger behandelt wer- 
den, als die Ortsangehörigen. Insbeſondere ift es nicht geftattet, die Weide, die auf 
per Gütern der Ingefeffenen aufgehoben ift, auf den Grundftüden der Ausmärfer noch 
fortzuſetzen. 

Art. 22. 

Die Gemeinderäthe, in Gemeindeparzellen die Theilgemeinderäthe, können über die 
Ausübung der Gemeindeweide beſondere Vorſchriften geben, in welchen namentlich zu 
beſtimmen iſt, mit welchen Viehgattungen, zu welchen Zeiten, auf welchen Feldern und 

welcher Reihenfolge geweidet werden ſoll. 

Da, wo der Umfang eines Weidebezirks es zuläßt, iſt darauf zu ſehen, daß der⸗ 
felbe in Schläge abgetheilt und jeder derjelben nach Verhältni feiner Ausdehnung nur 
einige Zeit, während welcher die übrigen Schläge gefchont werden, beweidet wird. Die 
dießfälligen Beichlüffe der Gemeinderäthe unterliegen der Zuftimmung des Bürgeraus- 

chuſſes. 
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Es dürfen übrigens durch folche Beichlüffe der Gemeindebehörden die den Grund» 
eigenthümern durch das gegenwärtige Gefeß eingeräumten Rechte bezüglich der freien 
Wahl der Kultur und der vollen Benützung ihre® Grundeigenthums (Urt. 1—14 und 
Art. 18) in feiner Weiſe beeinträchtigt werden. 

Urt. 28, 

An dem Art. 12 des Gefetsed vom 18. Juni 1849, in Betreff der Ausdehnung 

des Amts- und Gemeindeverbands, wird durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. 


II. Bon den Wanderfhafherden. 


Art. 24. 

Das feither herkömmliche Weidercht der Wanderfchafherden (Art. 14 Abf. 1 des 
Geſetzes vom 9. April 1828, das Schäfereiweſen betreffend) ift aufgehoben. Dieſe Be— 
ftimmung tritt jedoch für Fahrten auf die Sommer- und Winterweide erft drei Jahre 
nad dem auf Verkündigung dieſes Geſetzes folgenden 4. April in Wirffamfeit. Bis zu 
diefem Termin bleiben bezüglich diefer Fahrten die Vorfchriften der Art. 14—16 des 
Schäfereigefetzes vom 9, April 1828 in Geltung. 

Urt. 25. 

Die Anzahl der Stücke in den einzelnen Haufen der Wanderherden darf 300 Thiere 
nicht überfteigen. 

Die nad Art. 84 für Weberfchreitung der Normalzahl von Schafen zu verhängende 
Strafe fällt der Kaffe derjenigen Gemeinde zu, wo die Weberzahl betreten wird. 


Art. 26. 

Wenn eine Schafherde aus irgend einer Urſache von einem Orte zum andern zieht, 
fo muß der Führer der Herde mit einer von der Polizeibehörde de8 Orts der Ausfahrt 
außgeftellten Urkunde verjehen fein, welche den Namen des Eigenthümerd der Herde 
und denjenigen des Führers (Schäfers), die Zahl der Schafe, Urfache und Ziel der 
Wanderung, den Tag der Abfahrt und den Gejundheitszuftand der Schafe zu enthalten 
bat, und in welche auch die Strafen einzutragen find, welche gegen den Führer etwa 
erfannt werden, 

Art. 27. 
Eine von einer nichtwürttembergifchen Polizeibehörde ausgeftellte Wanderurfunde 
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wird für das Wandern mit einer Schafherde in Württemberg nicht als giltig angefehen, 
vielmehr hat fich der Führer einer nah Württemberg einziehenden Wanderherde in der 
erften württembergifchen Gemeinde, durch welche er fommt, vom Ortsvorfteher eine 
Wanderurkunde nach Maßgabe der im gegenwärtigen Geſetz gegebenen Vorſchriften aus- 
ftellen zu laſſen. 

Art. 28. 

Der Führer einer Wanderfchafherde ift verbunden, feine Wanderurktunde auf Ber- 
langen jedem Markungsinhaber, Feldſchützen, Forftfchutdiener, Polizeidiener oder Yand- 
jäger zur Einfihtnahme vorzuzeigen, welch' letztere ebenfalls das Recht und die Pflicht 
haben, die Einhaltung der für das Wandern der Shafherden in gegenwärtigem Geſetz 
gegebenen Borjchriften zu kontroliven und Verfehlungen anzuzeigen. 

Art. 29. 

Ein Schäfer, welcher mit feiner Herde ohne eine Wanderurfunde betreten wird, 
muß, bis er die Urkunde nachträglich beigebracht hat, jeine Schafe im Stall erhalten, 
auch die Koften ihrer Beauffichtigung tragen. 

Art. 30. 

Wenn der Führer irgend einer Schafherde fein Vieh zur Nachtzeit treiben will, 
jo bat er zwei von ihm zu belohnende Begleiter mitzunehmen. Diefe Begleiter find 
von dem Ortsvorfteher derjenigen Markung, in welche ver Schäfer bei Sonnenunter- 
gang eintritt, oder von welcher er vor Tagesanbruch außzieht, für die ganze bei Nacht 
zurückzulegende Wegftrede zu beftellen. 


IV. Maßregeln zum Schutze gegen Weideſchaden. 
Art. 31. 

Niemand darf fein Vieh außerhalb gejchloffener Hofräume oder anderer eingefrie- 
digter Plätze unbeauffichtigt herumlaufen Laffen. 

Mer auf feinen nicht umfriedigten Grundftücden fein Vieh zur Weide treibt, ift 
gehalten, dieß nicht anders al8 unter Aufficht eines hiezu tüchtigen Hirten und unter 
Beobachtung der über das Einzelnhüten erlaffenen Polizeivorfchriften zu thun. 

Yedoh kann der Gemeinderat) den Viehbeſitzern geftatten, mitteljt feſten An- 
pflödens an den Boden auf offenem Feld auch ohne Hirten Vieh weiden zu laſſen. 
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Sache des Gemeinderaths iſt es, auf Anrufen anderer betheiligter Güterbeſitzer 
jene Vorſchriften für den einzelnen Fall beſonders feſtzuſetzen, und nöthigenfalls das 
Einzelnbüten zu verbieten, | 

Gegen die Verfügung: des Gemeinderaths fteht den Betheiligten Befchwerde an das 
Oberamt und an die Kreisregierung zu, welche endgiltig entfcheidet. Die Befchwerbe 
hat eine auffchiebende Wirkung nicht. | 

Art, 32. 

Wo der Gebraud; der Kinder zum Viehhüten nah den örtlichen Verhältniſſen F 
nicht ganz abgeftellt werben Tann, ift vom dem Kirchenconvente dahin zu wirken, dag E 
es nicht auf eine die fittlich-religiöfe und intellectuelle Entwidlung der Kinder gefähr- E 
dende Weiſe geſchehe. 


Art. 33. 


Grundſtücke, welche nicht auf allen Seiten fo eingeſchloſſen find, daß dadurch das f 
Austreten des Viehs verhindert wird, dürfen von ihrem Befiger nur während der Ta- 


geözeit zur Viehweide benübt werden. 
Art. 34. 
Für ſolche Markungen oder Bezirke, wo das Vieh bisher nach den eigenthümlichen Bi 
Berhältniffen entweder für die ganze Weideperiode oder für einen Theil derfelben auf E 
nicht eingefriedigter Weide die Nacht im Freien zubrachte, kann dies von den Polizei- E 
behörden auch fünftig geftattet werden, foferne fich Feine Beſchadigungen oder Mif- F 
a bräuche ergeben. $ 
Art. 35. 
Weidevieh, welches in Hürden oder anderen gefchloffenen Räumen über Nacht im B 
a Freien verbleibt, darf aus denfelben nicht früher als Eine Stunde vor Sonnenaufgang 
auf die Weide gebracht werden und muß Eine Stunde nad) Sonnenuntergang wieder 
eingebracht fein. 
Anderes Weidevieh muß fpäteftens Eine Stunde nad) Sonnenuntergang in ben 
Stall gebracht fein und darf nicht früher als Eine Stunde vor Sonnenaufgang wieder 
außgetrieben werden. 
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Art. 36. 


Die Beftimmung der älteren Gefetgebung, wonach Schaf- und andere Viehhirten 
dem Forftamte zur Beftätigung und Beeidigung zu ftellen find, ift aufgehoben. 







V. Bon der Ablöfung der Weiderehte und von der Entfhädigungß 
| für privatrechtliche Kulturbefhgränfungen. 
Art. 37. 
Der Ablöfung unterliegen auf den Antrag des Belafteten oder des Berechtigten f 
alle auf fremden landwirthſchaftlichen Grundflücden Laftenden privatrechtlichen Weiderechte, 
foweit nicht in Art. 41 eine Ausnahme vorgefehen ift. 
Zu diefen Weiderechten gehören nicht die gemeinfchaftlichen und Gemeindeweide- 
rechte (Art. 13). 










Art. 38. 


Für die Aufhebung der in Art. 1 Abſ. 2 bezeichneten, auf privatrechtlichen Titel PR 
gegründeten, mit einem privatrechtlichen Weiderecht verbundenen Kulturbefchräntungen 8 
ift nach den Beftimmungen dieſes Geſetzes von den Pflichtigen Entfchädigung zu Leiften, F 
wogegen die aus dem Meiderechte überhaupt abgeleiteten, fowie die mit einer öffentlich— ; 
rechtlichen Weide verfnüpften Kulturbefchräntungsbefugniffe ohne Entfchädigung aufhören. F 

Art. 39. i 


Die Ablöfung eines in Art. 37 bezeichneten Weiderechts gefchieht in der Negel für 
den ganzen Umfang der demfelben untefliegenden Erundftüde, wo jedoch die Berechti— — 
gung über mehrere Markungen ſich erſtreckt, nach Markungen. 7 

Ausnahmen von dieſer Regel finden vorbehältlich der Zulaſſung weiterer Fälle F 
im Wege des Uebereintommeng ftatt: ; 

1) für die Weide auf Wiefen, auf welchen eine Tünftliche Wäfferungsanlage befteht, 
oder eingerichtet wird; 
2) für diejenigen Gutöbefiger, bei welden die in Art. 14 Abſ. 1 und 2 bezeichneten E 

Berhältniffe gegenüber dem Privatweiderecht zutreffen. 

In diefen Fällen (Ziff. 1 und 2) ift jedoch dem Berechtigten die Möglichkeit 7 
zu ungehinderter Ausübung feines Weiderechts auf din übrigen belafteten Grundftücen n 
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der Markung zu gewähren und zu diefem Behuf erforderlichen Falls ein angemefjener 
Triebweg zu eröffnen (vergl, Art. 9). 
Art, 40, 

MWeiderechte, welche die Inhaber verfchiedener Marfungen gegen einander auszuüben 
haben, find, mögen fie öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Eigenfchaft fein, auf Ver⸗ 
langen des einen oder anderen Theild aufzuheben. 

Derjenige Markungsinhaber, defjen Zutriebsbefugniffe von größerem Werthe find, 
als feine Belaftung, hat für diefe Mehrberehtigung eine nad) den Beftimmingen des J 
gegenwärtigen Gefetses zu bemeffende, auf den reinen Ertrag der Weide fich gründende 
J Entihädigung anzufprechen. 

Art. 41. 

Die Ablöfung eines Weiderechts oder Mitweiderechts, das den eigenen Gütern eines 
MWeideberehtigten auf den anderen im Gemenge liegenden Gütern der Markung zufteht, 
fann nur dann nicht verlangt werden, wenn e8 dem Berechtigten nicht möglich ift oder 
möglich gemacht wird, zum Zweck der Ausübung feiner Weide auf feine eigenen Grund» 
ſtücke zu gelangen, und die letsteren mindeftend den zehnten Theil der — der Weide 
unterliegenden Markungsflähe umfaffen. 

Der Mangel an Zufahrten auf einzelne Kleinere Grundftüde des Berechtigten ſoll 
übrigens Fein Hindernif der Ablösbarfeit bilden, wenn nur der Zutrieb auf die große 
Hauptmaffe feines Weidefeldes möglich ift. 

Nach dem Bollzuge der Ablöfung einer derartigen Weideberechtigung ift jedoch der | 
frühere Berechtigte befugt, gegen Verzicht auf das ihm zuftehende Recht der abgejonder- 
ten Beweidung feiner eigenen Güter und auf die Freiheit derjelben von der Gemeinde 
weide in die Weidegemeinfchaft der übrigen Markungsgenoffen einzutreten und, wenn 
feine folche Gemeinschaft befteht, aber neu eingeführt werden will, bei der Frage über 
die Einführung (Art. 16) mitzuftimmen, auch jofort an der gemeinen Weide, beziehungs- 
weife den Nutzungen daraus, gleich den übrigen Markungsgenofjen Theil zu nehmen. 

Urt. 42, 

Wenn einer Gemeinde oder Theilgemeinde das MWeiderecht auf den fämmtlichen zur 
Markung gehörigen Gütern, einem einzelnen Grundbefiger der Markung aber vermöge 
befondeven privatrechtlichen Titels ein Mitweiderecht auf der Markung oder auf einem 
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Theile derfelben zufteht, fo ift dieſes privatrechtliche Mitweidereht in allen Fällen 
ablösbar. | 

Der Eigenthiimer des bis jetzt mitweideberechtigten Guts kann fi) von der Ger 
meindeweide auf letzterem nad) Maßgabe des Art. 14 freimaden. 

Art. 43. ; 

Die Ablöfung ift bei dem Dberamte des Bezirks, in welchem die belafteten Grund» 
ſtücke gelegen find, anzumelden. 

Die Ablöfung gilt als bejchloffen: 

Seitens der Pflichtigen: 

a) wenn mehr als die Hälfte der Befiter der mweidebelafteten Grundſtücke, deren Ans 
theil an denfelben mehr als die Hälfte der betheiligten Fläche beträgt, fich dafür 
erflärt; diefe Mehrheit bindet die Minderheit; 

in Ermanglung eines folchen Beſchluſſes: 

b) wenn die Gemeindecollegien den Beichluß fallen, die Ablöfung für Rechnung der 
Gemeinde zu unternehmen. 

Der MWeideberechtigte ift dabei nicht ftimmfähig, auc) wenn er weidepflichtige Grund- 
flücle befitst; Tetzere werden bei der Abftimmung nicht gerechnet. 

Seitens mehrerer Beredhtigter: 
wenn ſich die Inhaber des größeren Theils des Weiderechts dafür ausſprechen. 
Urt. 44. 

Bei Beichlußfaffung über Ablöfung einer Realgemeinderechtöweide für Rechnung 
der Gemeinde find auch die der Realrechtsgenoſſenſchaft angehörigen Mitglieder des 
Gemeinderath8 und Bürgerausſchuſſes ftimmfähig, es find übrigens in diefem Fall die 
Stimmen der Mitglieder beider Eollegien durchzuzählen. Haben Nealgemeindeberedhtigte 
an der Abftimmung über den Ablöfungsanmeldungsbefhluß Theil genommen, fo erfor- 
dert letzterer die Genehmigung des Oberamts, welche in diefem Fall gemäß Art. 20 des 
Geſetzes vom 6. Juli 1849 nur nad, vorgängiger Vernehmung der Nichtrealgemeinde- 
genofjen ertheilt werden Tann. 

An der Abftimmung über die Ablöfungsanmeldung eines folchen Weiderechts haben 
im alle der lit. a de8 Art. 43 die Realgemeindegenofjen gleich den Nichtgenofjen mit 
ihren weidepflichtigen Grundftüden Theil zu nehmen das Recht. 
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Art. 45. 

In Folge der Anmeldung der Ablöfung hört die abzulöfende Berechtigung, foferne 

nicht die Betheiligten über andere Friften übereinfommen, auf: 

4 1) bei Schafweiden, welche im Ganzen abgelöst werden, wenn die Ablöfung in der 
Zeit vom 4. April bis 10. November angemeldet wurde, drei Jahre nad dem 
nächſtfolgenden 11. November; falls die Anmeldung in der Zeit vom 11. November 
bis 3, April erfolgte, drei Jahre nad) dem nächftfolgenden 4. April; 

2) bei anderen Weiden ein Jahr nach dem auf den Tag der Anmeldung folgenden 4. April. 

: Eine bei dem zuftändigen Oberamte mündlich oder fchriftlich erfolgte Anmeldung 

2 der Ablöfung kann, nachdem das Dberamt den Gegentheil bievon in Kenntniß gefetzt 

= hat, ohne Einwilligung des letsteren nicht mehr zurückgenommen werden. 

Art. 46. 

Führt die Gemeinde (TIheilgemeinde) die Ablöfung aus, fo haftet fie dem Berech— 

u tigten für die Ablöſungsſchuld und tritt dagegen den einzelnen Pflichtigen gegenüber in 

die Entfchädigungsanfprüche de8 Berechtigten ein, 

Art, 47. 

Wenn die Ablöfung auf die Gemeinde übernommen wird, oder fonft eine ganze 
Gemeinde als folche als berechtigt oder verpflichtet betheiligt ift, fo find die Ablöfungs- 
= verhandlungen mit dem Gemeinderathe zu pflegen, welchem es zukommt, drei oder meh- 
IJrere Gefchäftsführer zu beftellen. 

5 Hat eine Mehrheit von Pflichtigen felbft gemeinfchaftlich abzulöfen, fo find fie, fo 

bald ihrer mehr als fech® find, gehalten, drei Bevollmächtigte aufzuftellen, welche für fie 

A die Ablöfungsverhandfungen führen. 

\ Bei der Wahl derfelben ift die Stimmenmehrheit nad Köpfen zu berechnen. 

= Kommt eine folche nicht zu Stande, fo ernennt der Gemeinderath drei Gejchäftsführer 

für die Pflichtigen. 

Ebenso kann von einer Mehrheit von bei einer Ablöfung betheiligten Berechtigten 

die Beftellung von einem oder mehreren gemeinfchaftlihen Bevollmächtigten verlangt 

werben. 

Ein nicht in Württemberg ſich aufhaltender Berechtigter hat jedenfall® einen in 
Württemberg wohnenden Bevollmächtigten für die Ablöfungsverhandlungen aufzuftellen. 
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Art. 48, 

Die Ablöfungsfhuldigkeit befteht in dem zwanzigfachen Betrage des jährlichen 
reinen Ertrags der zur Ablöfung kommenden Berechtigung zur Weide- und Pferchnutzung 
oder zu einer von beiden. 

Der Werthebetrag einer durch Art. 1 aufer Wirkung gefetsten befonderen privat- 
rechtlichen Kulturbejchränfungsbefugniß ergibt fi aus dem Werthsunterſchied zwiſchen 
der bisherigen größeren und der künftig bejchränkteren Jahresnutzung aus der Weide, 
einſchließlich des Pferchs. 

Derjenige Anfangs- und Endpunkt der offenen Zeit, welcher der Berechnung der 
Entfchädigung für die als Kulturbeſchränkung aufgehoßene Befugnif zu Beweidung der 
MWiefen im Früh- und Spätjahr zu Grund gelegt wurde, bleibt bis zur Ablöfung des 
ganzen Weiderechts maßgebend. 


Art, 49, 
Die Ermittlung des der Berechnung des Ablbſungskapitals zu Grund zu legenden 
Hahreswerthes wird, ſoweit nicht die Betheiligten ſich felbft darüber vereinigen, durch 


Sachpverftändige vorgenommen, welchen von den Betheiligten die in ihrem Beſitze be- 
findlichen urkundlichen Nachweifungen (Rechnungen, Pachtverträge u. ſ. w.) zur Einficht 
und geeigneten Benützung bei der Schätzung zutzuftellen find. 

Bei der Ermittlung der Entjchädigung ift unter Berücfichtigung des durchfehmitt 
lichen Reinertrags der der Ablöfungsanmeldung vorangegangenen achtzehn Jahre, fowie 
unter Vorausſetzung einer orönungsmäßigen Ausübung der Weide zu erheben, welcher 
Nuten dem Berechtigten aus der Weide unter den gegebenen Verhältniffen entfprungen iſt. 

Dabei ift von dem Grundſatze auszugehen, daß die Belaſteten nicht für den aus 
der Biehhaltung oder Landwirthichaft der Berechtigten fich ergebenden Ertrag, fondern 
nur für den reinen Weide⸗ und Pferchnutzen, ſoweit letzterer dem Weideberechtigten oder 
einem Dritten zulommt, eine Entjchädigung zu geben haben, 

Art. 50. 

Bon dem fo gefundenen Reinertrag werben bie — mit dem Weiderecht in un⸗ 
mittelbarem Zuſammenhang ſtehenden Gegenleiſtungen des Berechtigten in Abzug gebracht. 

Soweit deren Betrag in der Durchſchnittsperiode nicht aus den vorhandenen urkund⸗ 
lichen Nachmweifungen hervorgeht, wird er ebenfalls durch Schägung feftgeftellt. 

3 
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Art. 51. 

Wenn Weiderechte eine Gegenleiftung für Gefälle bilden, welche auf ten Grund 
der Gejche vom 14, April 1848, 17. Juni und 24. Auguft 1849 ablösbar find, fo hat 
es binfichtlich ihrer Ablöjung bei den Beftimmungen jener früheren Ablöfungsgefete 
fein Berbleiben. 









Art. 52. 

Wenn nad den Gefeten eine® anderen Staates die Weiderechte oder die mit folchen 
verbundenen privatrechtlichen Kulturbefchränfungen unentgeltlich aufgehoben oder zu 
deinem geringeren Maßſtabe für ablösbar erklärt wurden, als der Art. 48 ff. dies feft- 
ſetzen, fo foll bei gegenfeitigen Weiderechten die den Angehörigen eines ſolchen Staats 
zu reichende Entfchädigung ebenfalls in dem geringeren Maßſtabe jenes Staates berechnet 
werden, beziehungsweife ganz wegfallen, 

Art. 53. 

Die Tilgung der Ablöfungsfchuldigfeit Liegt je nad) den Fällen des Art. 43 lit. a 
und b dem MWeidepflichtigen, beziehungsweife der Gemeinde ob. 

Wenn die Ablöfung von den Belafteten angemeldet worden ift, muß die Ablöfungs- 
ſchuldigkeit dem Berechtigten, foferne die Betheiligten nicht anders übereinfommen, 
am Tage des Aufhörens der Weideberechtigung Foftenfrei und aus Einer Hand bezahlt 
werben. 

Haben dagegen die Berechtigten angemeldet, oder ift die Entfchädigung unabhängig 
von dem Ablöfungsverlangen des Belafteten in Folge gegenwärtigen Geſetzes (Art. 1 und 
38) zu leiften, fo liegt e8 in der Mahl des Belafteten, da8 Ablöfungstapital entweder 
auf die vorbemerkte Weife oder in Zeitrenten von mindeftens 100 fl. jährlich (für das 
Weiderecht und den Pferch zufammen) und von längftens zwangzigjähriger Dauer, vom 
Tage des Aufhörens der Berechtigung an gerechnet, mit Zinfen von fünf vom Hundert 
abzutragen, wobei es dem DBelafteten übrigens zufteht, an folchen Zeitrenten jederzeit 
auch größere Abzahlungen zu machen oder diefelben ganz abzulöjen. 

Die laufenden, fowie die von den zwei nächft vorangegangenen Jahren rückſtändigen 
Zeitrenten diefer Art genießen das Vorzugsrecht der Realrenten (Prioritätsgefeg vom 
15. April 1825, Art. 4 Ziff. 4); auch fünnen die Berechtigten für Zahlungsrüditände ein- 
zelner gemeinfchaftlich ablöfender Pflichtigen, beziehungsweife der von denfelben beftellten 
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Träger überhaupt, die pflichtigen Gutsbefiger der Gemeinfchaft ſammt und ſonders in 
Anſpruch nehmen. 
Art. 54. 


Wird zur Aufbringung des Ablöfungskapitals einer Theilgemeinde, welche bisher 
feine eigene Verwaltung Hatte, von der zuftändigen Negierungsbehörbe die Aufnahme 
einer Kapitalfchuld geftattet, jo kann zu dem Zwecke des Wiebereinzugs der Ablöfungs- 
fchuldigkeiten von den einzelnen Pflichtigen und der Abtragung der aufgenommenen 
Schuld neben dem Rechner auch noch ein Berwaltungsrath für die Theilgemeinde von 
der Regierungsbehörbe beftellt werben. 

Art. 56. 

Die Ablöfungsfchuldigkeit wird, wenn die Ablöfenden eine Mehrzahl bilden, und 
über eine andere Art der Vertheilung nicht ein gütliches Uebereinlommen treffen, nad 
dem örtlichen Grundftenerfuß auf die belafteten Grundftüde vertheilt. 

Der Gemeinderath hat für die Unteraustheilung auf Koſten der Pflichtigen zu 
forgen. Eine Beſchwerde gegen diefelde fann innerhalb fünfzehn Tagen, von da an ge 
rechnet, wo der Betreffende von dem Betrage feines Antheils in Kenntniß gefetst worden 
ift, bei dem Oberamt angebracht werden, welches endgiltig entjcheibet. 

Art. 56. 

Führt die Gemeinde die Ablöfung aus, fo ift dem Gemeinderathe geftattet, die 
Forderung der Gemeinde an die Pflichtigen für den an dem früheren Berechtigten be- 
zahlten Ablöſungsſchilling in Zeitrenten bis zu zwanzigjähriger Tilgungszeit zu zer 
Schlagen. 

Die laufenden, fowie die von dem zwei nächjt vorangegangenen Jahren rüdjtän- 
digen Zeitrenten genießen gegenüber den einzelnen Schuldnern derfelben das Vorzugs- 
recht der Realrenten (Prioritätsgejeg vom 15. April 1825, Art, 4 Ziff. 4). 

In dem Fall ift jedoch ein Wiedereinzug der Ablöfungsfchuldigkeit von den Be— 
figern der weidepflichtigen Grundftüce nicht zuläffig, wenn das Weiderecht eines Drit- 
ten von der Gemeinde abgelöst wurbe, dann aber als Gemeindeweide für Rechnung der 
Gemeinde ausgeübt wird. 

Wird nur ein Theil des abgelösten Weiderechts als Gemeindeweide für Rechnung 
der Gemeinde ausgeübt, fo ift dem Gemeinderath geftattet, die dem übrigen Theil ent- 
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fprechende Ablöfungsjumme ebenfalls auf die Befiger der weibepflichtigen Grundſtücke 


umzulegen. 
In Anftandsfällen wird deren Betrag nad) der — des aus dem ausgeübten 
Rechte fließenden Ertrags bemeſſen. 
Art, 57. 
i Wenn Gemeinden die für abgelößste Weiderechte von ihrer Markung zu leiſtende 
Entfhädigung auf die Gemeindelaffe übernehmen und diefe Entihädigung, beziehungs- 
weife die zu deren Tilgung aufgenommenen Schulden, nad und nad durch ftenerfuß- 
mäßige Umlage abtragen wollen, jo können die Befiter der weideberechtigt geweſenen 
Güter zur Theilnahme an diefen Umlagen nicht angehalten werben. _ 

Die früheren Weideberechtigten dürfen aber auch an dem Genußfumd Ertrag einer 
nad) Ablöfung des privatrechtlichen Weiderechtd eingeführten Gemeindeweide (Art. 16 
lit. a) nur dann Theil nehmen, wenn fie mit ihrem Grundeigentbum in Gemäßheit des F 
Art. 41 Abſ. 3 in die Weidegemeinfchaft treten. 

Art, 58. 

Die auf dem abzulöfenden Weiderechte Haftenden Rechte Dritter gehen auf ben 
Ablöfungsichilling über, foferne fie in den öffentlichen Büchern vorgemerkt find oder 
nad der in Art. 66 folgenden Beftimmung gewahrt werden; andernfalls haben die In- 
haber diefer Rechte fich Lediglich an den Weideberechtigten zu halten. 

Für die Wahrung des Fideicommiß- und Lehenverbandes abgelöster Weiderechte 
gilt die Vorfchrift des Art. 15 des Geſetzes vom 14. April 1848. 

Art. 59, 

Im Falle der Ablöfung des Weiderechts find die auf dafjelbe gegründeten Berech— 
tigungen Dritter auf Ueberlaffung des Pferchd ebenfalls im zwanzigfachen Betrag ab- 
A zulöfen. Die Bezahlung der Abfindungsfumme für folche Berechtigungen erfolgt durch 
den das Weiderecht Ablöfenden unmittelbar an den bißherigen Pferchberechtigten. Ges 

fchieht die Entrichtung des Ablöfungsfhillings in Zeitrenten (Art. 53 Abf. 3), fo ift 
dem Pferchberechtigten je fein verhältnißmäßiger Antheil an denfelben zu bezahlen. 
Art. 60, 
Iſt ein Weiderecht zu der Zeit verpachtet, in welcher eine Beſchränkung oder Ab- 
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Löfung defjelben in Gemäßheit des gegenwärtigen Geſetzes eintritt, jo fteht dem Pächter 
eine Einrede hiegegen nicht zu. 

Der Berechtigte ift jedoch verbunden, den Pächter von der Anmeldung der Ab— 
löfung innerhalb dreißig Tagen von da am gerechnet, wo er jelbft angemeldet oder von 
der Anmeldung der Pflichtigen amtliche Kenntniß erlangt hat, in Kenntniß zu ſetzen. 
Unterläßt er dies, fo hat er dem Pächter für die ihm hieraus erwachjenden Nachtheile 
Entſchädigung zu leiften, 

Art. 61. 

Der Pächter eines Weiderechtes hat, wenn er dafjelbe in Verbindung mit einem 
Gute gepachtet hat, für die ihm in Folge der Aufhebung von Kulturbefchränkungsbefug- 
niffen zugehenden Nachtheile eine weitere Entjchädigung nicht anzufprechen, als den Zins 
aus der Entfchädigungsfumme mit fünf vom Hundert für die Dauer des Pachtes. Da- 
gegen berechtigt die Aufhebung einer Kulturbefchräntung den Pächter einer Weide zur 
Auflöfung des Pachtes, wenn diefer fi nur auf das Weiderecht bezieht. 

Art. 62. 

Iſt ein zur Ablöfung kommendes Weiderecht für fich allein verpachtet, jo hat der 
Pächter mit dem Aufhören desfelben, ohne einen Anſpruch auf Entfchädigung zu haben, 
vom Pachte abzutreten. 

Iſt aber eim Weiderecht in Verbindung mit einem Gute verpachtet, fo kann der 
Pächter binnen dreißig Tagen, von ‘der ihm über die Ablöfung zu machenden Mit- 
theilung an gerechnet, den Pacht kündigen und mit dem Beginne des Pachtjahrs, in 
welchem die Weide aufhört, von demfelben abtreten, wenn die Yahresrente aus dem 
Weidenblöfungstapital mehr als ein Zehntheil der Pachtrente für da8 mit der [Weide ge- 
pachtete Gut beträgt. 

Will oder kann der Pächter von dem Kündigungsrechte keinen Gebrauch machen, 
fo befteht jeine Entjhädigung, wenn für das Weiderecht ein befonderer Pachtzins feit- 
gejetst ift, im der Verminderung des jährlichen Geſammtpachtgeldes um die für die 
Weide befonders feftgefegte Summe, welche jedoch nicht weniger betragen foll, als der 
Zind aus dem entjprechenden Ablöfungskapital zu fünf Procent; wenn aber für das 
Weiderecht ein bejonderer Pachtzins nicht. feftgefetst ift, in dem Zins aus dem Ab- E 
löſungskapital mit fünf Procent jährlih auf die Dauer des Pachtes, ? 
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Hat jedoch der Verpächter (MWeideberechtigte) die Frift für das Aufhören des Weide 
rechts freiwillig jo verkürzt, daß dadurch die vertraggmäßige Dauer des MWeidepachtes 
unterbrochen wird, fo ift er dem MWeidepächter für den ihm hieraus erwachſenden Scha- 

den erfakpflichtig. 


Art. 68. 
Wenn ein verpachtetes Pferchrecht durch ganze oder theilweife Ablöfung der Weide, 
mit der e8 verknüpft ift, erlifcht, oder ſich mindert, fo hat der Pächter in denjenigen 
I Fällen, in welchen er das Recht oder die Gelegenheit hat, an der Pfercherfteigerung ſich J 
J zu betbeiligen, als Entſchädigung jährlich fünf Procent aus dem Pferchablöfungsfapital 
fo Tange zu beziehen, als der Pferchpacht dauert. 
Hat der Pferchpächter nicht das Recht und die Möglichkeit, an der Pfercherftei- 
a gerung fich zu betheiligen, und beträgt die Yahresrente aus dem Pferchablöfungstapitale 
mehr als ein Zehntheil der Bachtrente für das mit dem Pferche gepachtete Gut, fo hat 
der Pächter das Recht, den Pacht zu kündigen (vergl. Abf. 2 des Art. 62). Außerdem, 
oder wenn er dies nicht will, befleht feine Entichädigung in dem Zinfe aus dem Ab- 
löſungskapitale mit fünf Procent jährlich auf die Dauer des Pachtes. 


Art. 64, 

Der Pächter eines bisher belafteten Grundftüds hat im Falle der Ablöſung des 
Weiderechts die Freiheit von der Weideberechtigung zu genießen; dafür aber während 
der Dauer des Pachtes den Zins aus der Ablöfungsfumme mit fünf vom Hunbert 
dem Eigenthümer zu vergüten. 


Art. 65. 

Auf Anſuchen von mindeſtens einem Zehntheil der Grundbeſitzer einer weidepflich⸗ 
tigen Markung hat der Ortsvorſteher die Geſammtheit derſelben zuſammenzuberufen, 
um darüber zu berathen und zu beſchließen, ob das Weiderecht gemeinſchaftlich abgelöst 
werden ſoll. Fällt der Beſchluß bejahend aus, ſo ſind zutreffenden Falls (Art. 47) 
zugleich die erforderlichen Bevollmächtigten zu wählen. Das über die Verhandlung auf- 
zunehmende Protokoll ift dem Dberamte vorzulegen. Die Pflichtigen, welche zur Ein- 
zelnablöfung berechtigt find, fowie die Berechtigten haben ihren Entſchluß zur Ablöſung 
dem Oberamte unmittelbar anzuzeigen. 
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) Art. 66. 
Unmittelbar nad der Ablöfungsanmeldung hat das Oberamt die Inhaber von 
Rechten, welche auf den abzulöfenden Weiderechten ruhen (Art. 58), foweit ihre Rechte 
nicht in den öffentlichen Büchern vorgemerkt find, durch öffentlichen Aufruf zur An- 
meldung ihrer Anſprüche an das Ablöſungskapital binnen fünf und vierzig Tagen unter 
dem in Urt. 58 audgefprochenen — aufzufordern. 

Art. 


Die Feſtſetzung der Ablöfungsfumme mn zunächft dem gütficjen Vebereintommen 
er Betheiligten überlaffen, wozu ihnen ein angemefjener, in der Regel nicht über die 

Dauer von fünf und vierzig Tagen zu erſtreckender Termin von dem Oberamte ertheilt 
wird, wenn die Partien nicht gleich bei der Anmeldung (Art. 43 Abſ. 1) erklärt haben, 
daß fie die amtliche Ermittlung der Ablöfungsfumme wünſchen. 
+ Xiegt eine ſolche Erklärung vor, oder ift ein gütliches Webereintommen innerhalb 
jenes Termins nicht zu Stande gefommen, fo wird das zu entrichtende Ablöfungste- 
'pital durch das Gutachten verpflichteter Sachverſtändiger, foferne die Partien nicht auf 
ein folche® verzichten, ermittelt und durch amtliches Erkenntniß feftgeftellt, zu weldem 
Endzwe das Oberamt das Erforderliche in nachfolgender Weife von Amtswegen ein- 
Auleiten bat. 
n Art. 68. 

Der Berechtigte ift fchuldig, dem Oberamte binnen fechzig Tagen von der hiezu 
erhaltenen Aufforderung an 
N. 1) eine Darftellung des abzulöfenden Weiderechts und der darauf ruhenden Laſten, 
r fammt den darüber vorhandenen Urkunden; 
2) die in feinem Befite befindlichen Notizen über die Ertragsberechnung; 
- 3) im Falle der VBollftändigkeit der in Ziffer 2 erwähnten Notizen eine auf diefelbe 
". gegründete Berechnung des Ablöfungstapitals; 
" 4) eine mit Urkunden belegte Darftellung ber auf dem Weiderechte haftenden Laſten, 
. insbefondere der mit demfelben etwa verbundenen Pferchrechte Dritter, 
"zu übergeben, 
> Einer Erfiredung der erwähnten Frift kann nur aus erheblichen Gründen und 
höchftens auf fünf und vierzig Tage ftattgegeben werben. 
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Das Oberamt hat dieſe Notizen und Urkunden zu prüfen und etwaige Mängel 
durch den Weideberechtigten unter Anberaumung einer kurzen Friſt ergänzen zu laſſen. 
Im Falle des Ungehorſams in der Uebergabe dieſer Grundlagen fir das Ablöfungs- 
verfahren oder in der Ergänzung deffelben treten Ungehorfamsftrafen ein; auch Tann 
bei fortgefeßstem Ungehorfam der Termin zur Entrichtung des Ablöſungsſchillings (Art. 
53) auf die Dauer des Ungehorfams zum Nachtheil des Berechtigten erſtreckt werben. 
Art. 69. 

Den Weidepflichtigen und zutreffenden Falls (Art. 59) den Pferchberedhtigten hat | 
das Dberamt zur Bernehmlafjung über die Erklärung des Berechtigten und zur Einficht- 
nahme der von dem letzteren vorgelegten Urkunden eine angemeffene Frift anzuberaumen. 

Bei verfäumter Frift wird nach Maßgabe der vorliegenden Alten und Dokumente 
weiter verfahren. Anftände, welche fich durch die Vernehmlafjung ergeben und auf das 
Schätungsverfahren Einfluß haben, find wo möglich vor der Einleitung des Carus 
verfahrens zu erledigen. 

Auf den Antrag des Berechtigten hat da8 Oberamt dem Weibepflichtigen unter An- 
drohung von Orbmungsfteafen aufzugeben, die in deffen Befit befindlichen für die Werths- 
berechnung des abzulöfenden Weiderechts dienenden Notizen und Urkunden vorzulegen. 

Art. 70. 

Die Schätzungen, welche nöthig werben, find durch fachverftändige rechtliche, bei der 
Sache felbft nicht betheiligte Männer vorzunehmen. 

Die Zahl derfelben muß bei jeder Schätung eine ungerade fein. Ihre Ernennung 
fteht den Partien gemeinschaftlich zu, wenn fie fich über die Sachverſtändigen vereini- 
gen. Kommt diefe Vereinigung binnen einer vom Dberamte anzuſetzenden Frift nicht 
zu Stande, fo fteht dem Oberamte die Ernennung von drei Sachverftändigen zu. 

Art. 71. 

Die Schätzer find, fofern e8 von einer der Partien verlangt wird, auf bie ge 
wifjenhafte Bornahme ihres Gefchäfts eidlich zu verpflichten. 

Bon dem Oberamte find ihmen die zu begutachtenden ragen und die auf ihre 
Aufgabe fich beziehenden Akten und Urkunden mitzutheilen; auch find fie in den Stand 
zu fegen, bie für nöthig erachteten örtlichen Beftchtigungen vorzunehnen und von den 
Partien weitere Aufklärungen einzuziehen. 
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Ihre Beichlüffe faſſen fie durch Stimmenmehrheit. 

Ihr Gutachten ift ſtets mit Gründen abzugeben. 

Wenn bei der Schätung eine die Hälfte der Stimmenzahl überfteigende Mehrheit 
für eine und diejelbe Summe fich nicht ergibt, fo gilt diejenige Summe ald Schägung 
ber Mehrheit, in welcher, von der höchſten Schägung ftufenweife auf die niedrigeren zus 
rückgeſchritten, zuerft die Mehrheit der Schäger zufammentrifit. 

Art. 72. 

Das Gutachten der Schäber wird den Partien durch das Oberamt eröffnet. Ein 
Antrag auf Bervollftändigung der Schäung oder auf eine zweite Schägung Tann von 
ber Partie nur binnen dreißig Tagen von der vorgedachten Eröffnung an bei dem Ober- 
amte geftellt und begründet werben. 

Ueber den Antrag auf Vervollftändigung erkennt das Oberamt, welches diefelbe, 
wie die höhere Stelle, auch von Amtswegen anorbnen Tann. 

Wird von den Partien der Ausſpruch der Schägungs-Fommiffion wegen formeller 


oder materieller Mängel, welche denfelben unglaubwürdig machen, angefochten und eine 
zweite Schätung beantragt, fo erkennt hierüber die Kreisregierung, welche, im Falle fie 
bie Beſchwerde begründet findet, ein neues Schätzungsverfahren anordnet, für welches 
die nämlichen Vorfchriften, wie für das erfte Schätungdverfahren, gelten. 

Der Antrag auf eine dritte Schätung ift unzuläßig. 

Bloße Unzufriedenheit mit dem Refultate kann das Recht auf eine neue Schätung 
wicht begründen. 


Art. 73. 

Nach gejchloffener Verhandlung hat das Oberamt einen Sühneverſuch zwifchen den 
Bartien zu veranftalten und, foweit diefer miflingt, die Entjcheidung der fireitig ge 
bliebenen Punkte einzuleiten (vergl. Art. 87). 

Art. 74, 

Nach endgiltiger Feftftellung des Ablöfungsfapitals wird, wenn zugleich die im Art. 
66 bezeichnete Frift abgelaufen ift, über diefe Feſtſetzung durch oberamtliche Fürforge eine 
von den Betheiligten zu unterzeicinende Urkunde ausgefertigt und der zuftändigen Gerichts- 
behörde behufs der Vormerkung in den öffentlichen Büchern bievon Mittheilung gemacht. 

Die Weideablöjung unterliegt feinerlei Abgaben. 

4 
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Art. 75. 

Die aus den öffentlichen Büchern bekannten oder rechtzeitig angemeldeten Rechtsan- 
ſprüche Dritter auf das Ablöfungskapital (Art. 58 und 66) find von dem Oberamt zu 
wahren, beziehungsweife der zuftändigen Gerichtsbehörde zu der ihr zukommenden gefeg- 
mäßigen Verfügung mitzutheilen. 

Ürt. 76. 

Die Koften des wegen der MWeidenblöfung eintretenden Verfahrens hat jede Partie, 
foweit fte für fie beſonders erwachjen find, auf fich zu leiden. Die Koften der zur Aus- 
mittlung des Weideablöfungsfapital® vorgenommenen erfimaligen Schägung haben die 
Berechtigten und Pflichtigen zu gleichen Theilen zu tragen. Die Zufcheidung der Koften 
der zweiten Schägung und der für die Entfcheidung von Streitigkeiten anzuſetzenden 
Sporteln richtet ſich nad) civilprozeffwalifchen Grundfägen. 


Art. 77. 
Die in Art. 66 bis 76 enthaltenen Beſtimmungen finden auch auf das Verfahren 
für Ermittlung der Entfchädigung privatrechtlicher Kulturbefchräntungsbefugniffe finnge- 


mäße Anwendung. 


VI Bon der Ablöfung der auf Waldungen haftenden Weider, Gräjerei- 
und Streu-Redte, fowie von der Entfhädigung für die damit verbundenen 
privatrehtlihen Kulturbeſchränkungen. 


Art. 78, 

Die Weider, Gräferei- und Streurechte, welche auf fremdem Waldboden haften, 
unterliegen auf den Antrag des Verpflichteten oder des Berechtigten der Ablöfung und 
es erhalten hiefür, foweit die für die Ablöfung der Feldweide gegebenen Vorſchriften nach 
der Natur der Sache auf die Waldweide-, Waldgräfereir und Waldſtreunutzung über- 
haupt anwendbar find, oder nicht in dem Folgenden eine Ausnahme ausdrücklich gemacht 
ift, die in dem vorigen Abfchnitte Art. 37—76 enthaltenen Beftimmungen ebenfalls 
Geltung. 

Alle mit einem der genannten Waldnugungsrechte verbundenen befonderen Be— 
ſchränkungen der Waldkultur, fie mögen privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Natur 
fein, treten ein Jahr nad; Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes außer Wirkung. 
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Für die Aufhebung der auf privatrechtlichen Titel gegründeten Befchränkungen der 
MWaldkultur ift dem Berechtigten Entfchädigung zu leiften und diefelbe nad den Be 
flimmungen des vorigen Abjchnittes auszumitteln. Dagegen hören die aus dem Meide- 
rechte überhaupt abgeleiteten, ſowie die mit einer öffentlich-rechtlichen Weide verfnüpften 
Beichränkungen der Waldkultur ohne Entjchädigung auf. | 

Hinfichtlich der Ablöfung einer Weide, Gräferei- oder Streugerechtigfeit begründet 
das Herkommen die Annahme, daß die fragliche Nutzung als ein Recht ausgeübt wor- 
den fei, vorbehältlich des Gegenbeweifes, daß fie auf bloßer VBergünftigung berube. 

Art, 79. 

Die Vorfchriften der Art. 39, 43 und 65 über die bezirfd- oder markungsweiſe 
Ablöfung der Feldweide finden auf die in Art. 78 genannten Waldgerechtigkeiten feine 
Anwendung, es fteht vielmehr jedem Verpflichteten oder Berechtigten frei, eine auf 
Waldboden haftende Weider, Gräfereis oder Streugerechtigkeit zur Ablöfung anzu- 
melden. 


















Art. 80. 

Die Ermittlung des der Berechnung des Ablöfungsfapital® zu Grunde zu legenden 
Jahreswerths Hat nach Vorſchrift des Urt. 49 zu gefchehen. Bei den Waldweide-, J 
Gräferei- und Streu-Berechtigungen gilt der Durchſchnitt der der Ablöfungs-Anmeldung J 
unmittelbar vorangegangenen zwanzig Yahre als Anhalt für die Schägung, foweit nicht 
während diefer Zeit die Ausübung der Nutzung durch forftpolizeiliche Rückſichten unter 
das durchſchnittlich zuläffige Maß bejchränkt, oder wegen unberechtigten MWiderfpruchs 
des Pflichtigen gehindert war. 

In letzteren Fällen ift der Yahreswerth der Berechtigung aus dem Durchichnitts- 
ertrag der laufenden Umtriebszeit der belafteten Waldfläche zu berechnen, wobei der zur 
Zeit der Ablöfung vorhandene wirthichaftliche Zuftand der Beſtände als bleibend und 
maßgebend zu unterftellen tft. 















Art. 81. 

Der Bezug der Waldweide-, Gräferei- und Streunugungen hört mit dem — der 
Feftjegung des Ablöfungsfapital® nächjtfolgenden 11. November auf; mit diefem Tag 
ift das Ablöjungskapital fällig und beginnt bei Zeitrenten die Verzinfung mit fünf 
vom Hundert. 
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Dem bisherigen Berechtigten wird übrigens auf fein Verlangen das Recht einge 
räumt, für die Dauer einer Uebergangszeit, welche derjelbe bei den Ablöfungsverhand- 
lungen auf nicht länger als auf fünf Jahre fich ausbedingen darf, fein Bedürfniß an 
Weide, Gras oder Streu aus dem bisher belafteten oder nach Webereinfunft der Be 
theiligten aus einem anderen gelegenen Walde zu beziehen. 

Als höchſtes Maß des Bedarfs ift diejenige Menge und Gattung anzunehmen, f 
welche der Ablöfungsberechnung zu Grunde gelegt worden iſt. i 
Die hienach zu beziehenden Nutungen find von dem bisherigen Berechtigten in fi 
demjenigen Preis zu bezahlen, nach welchem fie bei der Ablöfung berechnet worden find. j 

Art, 82, 

Wenn der Gemeinderath und Bürgerausfchuß einer berechtigten (Gefammt- oder | 
Parcellar-) Gemeinde in der Behauptung übereinftimmen, und folche zu befcheinigen ver- 
mögen, daß die von dem DVerpflichteten angemeldete Ablöfung eines Weider, Gräferei- 
oder Streurechts den Nahrungsftand der Gemeindeangehörigen mejentlich gefährde, fo 
hat eine von dem Minifterinm des Innern für jeden einzelnen Fall unter dem Vor— 
fit eines Collegialmitglied8 dieſes Departements zu berufende Commiffion, beftehend 
aus zwei Land» und zwei Forftwirthen, das Vorbringen zu prüfen, 

Sollte hiebei die Behauptung als begründet erfannt werden, fo hat die Commiffion 
zu beftimmen, in wie weit die in Art. 81 feftgefette Uebergangszeit zu verlängern fei, 
und in welchem Maße, fowie in welchen Zeitabfchnitten die bisherigen Bezüge allmäh- 
lich zu verringern feien. 
Art. 83. 

Haften Gräferei- oder Streurechte auf anderen Flächen als auf Waldboden (auf 
Holzwiefen, Mooren, Weihern, Sümpfen und dergl.), jo finden die Beftimmungen der 

Art. 78-82 auf fie finngemäße Anwendung. 


VI Strafbeftimmungen. 
Art, 84. 
Un die Stelle des Art. 41 des Gefees vom 27. Dezember 1871, betreffend Aen- 
derungen des Polizeiftrafrehts bei Einführung des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich, treten folgende Beftimmungen: 
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Mit Geldftrafe bis zu zehn Thalern wird beftraft: 
1) wer unbefugt auf fremden Grundftüden weidet, oder wer feinen Weidebezirk über: 
ſchreitet; 
2) wer zu verbotenen Zeiten (Art. 11 und 24) oder in Uebertretung der in den Art. 
- 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 13 enthaltenen Beftimmungen weibet; 
3) wer gegen die fonftigen in gegenwärtigem Geſetze enthaltenen oder nad; Maßgabe 
desjelben erlaffenen Vorfchriften oder einzelnen Anordnungen (Art. 25, 26, 27, 28, 
30, 31, 33, 34 und 35) ſich verfehlt. 
Dei Berfehlungen gegen die Vorfchrift des Art. 25 ift der Schäfer, welcher mit 
einer Weberzahl von Schafen auf mehreren Markungen betreten wird, auf jeder der- 
felben ftrafbar. 


Art. 86. 
Gemeinden und Privatperfonen haben für die Meideerceffe der von ihnen aufge- 
ftellten Hirten ſowohl bezüglic der verwirften Geldftrafen, als auch der Entjchädigungen 
und Koften zu haften. 


Art. 86. 

Zur Unterfuhung und Abrügung der in Art. 84 bezeichneten Webertretungen find, 
fofern nicht die Ortsvorfteher ſelbſt ftraffällig find, innerhalb ihrer Strafbefugnif die 
Drtöbehörden, in den Fällen, bei welchen diefe Strafbefugniß nicht ausreicht, ſowie bei 
Berfehlungen der Ortsvorfteher die Oberämter zuftändig. 

Die Allegation ded Art. 41 in Art. 59 Ziff. 2 des Polizeiftrafgefetes ift hienach 
aufgehoben. 


VII. Bon der Zuftändigkeit der Behörden bei Streitigkeiten. 


Art. 87. 

Streitigkeiten über das Beſtehen oder den Umfang eines Waldweide-, Waldgräferei- 
oder Waldftreurechts, oder einer befonderen damit zufammenhängenden Kulturbefchrän- 
kungsbefugniß, fowie über etwaige Gegenleiftungen des Berechtigten an den Belafteten 
find von den Gerichten zu entfcheiden. 

Entfteht Streit über da8 Beſtehen und den Umfang eines Feldweide- oder Pferd. 
rechts, jo haben hierüber, im foweit dafjelbe auf den Markungs- oder Gemeindeverband 
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(Urt. 13) geſtützt wird, die Verwaltungsrechtöftellen, in allen anderen Fällen die Ge- 
richte zu entfcheiden. 

Insbeſondere haben die Gerichte in dem alle, wenn ein Streit über die Entjchä- 
digungspflicht für eine Kulturbeſchränkungsbefugniß entfteht, darüber zu entfcheiden, ob 
eine folche auf Grnnd eines die Entfchädigung gefetzlich begründenden pritvatrechtlichen 
Titels beftanden hat. 

Alle fonftigen Streitigkeiten, welche fich über die Auslegung und Anwendung des 

gegenwärtigen Geſetzes erheben, unterliegen der Entfcheidung der Verwaltungsbehörben, 
Mund zwar in erfter Inftanz der Kreisregierung, in zweiter Inftanz des Geheimen Raths. 

Hinfihtlich der Rechtsmittel kommen die Vorfchriften des Geſetzes vom 13, No— 

vember 1855, betreffend die Nechtsmittel in Verwaltungsjuftizfachen, zur Anwendung. 


IX. Schlußbeftimmungen. 
Art. 88. 

Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Gefetes find alle bisher gel- 
tenden, demfelben entgegenftehenden Gefege und Verordnungen aufgehoben, insbejondere 
tritt das Gefe vom 9, April 1828, das Schäfereiwefen betreffend, mit Ausnahme der 
Art. 11, 12, 17, 18, 19 und 22, welche auch ferner in Kraft bleiben, aufer Wirkung. 

Unfere Minifterien des Innern und der Finanzen find mit der Vollziehung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 26. März 1873. 


8arl 


Der Minifter des Innern: 
Sid. 
Der Finanz Dinifter: 
Renner, Auf Befehl des Königs, 
der Kabinets: Chef: 
Gärttner., 





— Gedrudt bei & Haffelbrint 
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9. 
Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 





Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 2. April 1873. 
Inhalt. 


Geſetz, betreffend die weitere Ausdehnung bes Eifenbahnneged. Bom 22. Mär; 1878. — Gefek, betreffend ben 
. Bau von Eifenbahnen in der Finanz: Periode 18’%,,. Bom 22. März 1873. 








— 


Geſeh, betreffend die weitere Ausdehnnng des Eiſenbahnnehes. Vom 22. März 1873. 


Karl , von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 


Nah Anhörung Unferes Geheimen-Rathes und unter Zuftimmung Unferer 

getreuen Stände verordnen und verfügen Wir: 
Art. 1. 

Bon der an der Kocherbahn gelegenen Station Hall (Hefjenthal) wird eine Eifen- 
bahn über Gaildorf und Murrhardt nad) Backnang und von da in der einen Richtung 
über Winnenden zur Station Waiblingen der Remsbahn, in der andern über Marbad) 
zu der den Knotenpunkt der Centralbahn, Weftbahn und unteren Neckarbahn bildenden 
Station Bietigheim gebaut werben. 

Art, 2. 
- Ferner wird von Stuttgart aus eine direkte Eifenbahn über Böblingen, Herrenberg, 
Eutingen nad; Freudenftadt hergeftellt werden. 
Art. 3. 

Diefe neuen Eifenbahnen (Art. 1 und 2) werden auf Rechnung des Staats aus- 

geführt. Wegen Beichaffung der hiezu erforderlichen Geldmittel ift nah Maßgabe des 


94 


Zeitpunftes der Inangriffnahme und des Fortfchreitend der Bauausführung von Zeit 
zu Zeit durch befondere Verabſchiedung Sorge zu treffen. 

Unfere Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten und der Finanzen find mit 
der Vollziehung diefes Geſetzes beauftragt. 


Gegeben Stuttgart den 22. März 1873. 


Karl 
Der Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten: 
Wächter. 
Der Finanz. Minifter: 
Renner. Auf Befehl des Königs, 
der Rabinets » Chef: 
Gärttner. 


Grfeh, beireffend den Bau von Eifenbahnen in der Finanz-Periode 187%/,,. Vom 22. März 1873. 


Karl ‚ von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


In weiterer Ausführung des Gefehes vom 17. November 1858, betreffend die wei- | 
tere Ausdehnung des Eifenbahnnekes, und der Geſetze vom 13. Auguft 1865 und 
16. März 1868, betreffend den Bau von Eifenbahnen in den Finanz Perioden 18°%,, 
2 umd ©”, ,, verordnen und verfügen Wir, nad; Anhörung Unferes Geheimen-Raths 
und unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 

Artikel 1. 

Neben vollftändiger Herftellung derjenigen Bahnkinien, welche nad Art. 1 des Ge 
ſetzes vom 16. März 1868 foweit thunlich dem Ausbau entgegenzuführen waren, fowie 
neben Vollendung der in demfelben Gefetzed-Artifel vorgejehenen Erweiterung einiger 
a größeren Bahnhöfe follen in der Finanz-Periode 187%, zur Ausführung kommen, die 
in Gemäßheit des Artikel 2 des genannten Geſetzes in Angriff zu nehmenden Bahnen: 

1). von Nagold nad) Horb, 
2) von Calw nad Pforzheim, 
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3) von Leutkirch nad) Isny, 
4) von Hechingen nah Balingen. 
Artikel 2. 
Neu in Angriff a nehmen ift in der Finanz Periode 187%,, der Bau folgender ! 
Bahnen: 
1) von Altshaufen u Pfullendorf zum Anfchluß an die Großh. Babifche Stockach-⸗ 
(Schwadenrente) Pfullendorfer Eifenbahn; 
2) von Crailsheim an die württembergifch-bayerifche Landesgrenze, württembergiſcher 
Theil der Bahnlinie Crailsheim⸗Ansbach-Nürnberg; 
3) von Balingen über Ebingen nach Sigmaringen, Fortjekung der hohenzollern'ſchen 
Bahn; 
4) von Heidenheim: un Ulm; 
5) von Waiblingen über Winnenden nad) Backnang. 
Ä Artikel 3. 
Für den Bau und die Einrichtung von Dienftwohnungen und anderen Gebäulic)- 
eiten für Zwecke der. Verfehrs-Anftalten find über bereit8 verwilligte 500,000 fl. (Gefets 
vom 19. Januar 1869) weiter zu verwenden . 2 2 2 2 20. 136,000 fl. 
Ürtikel 4, 
| Für Verbefferungen und Erweiterungen an älteren Bahnlinien kommen in Ver— 
wendung .. . . 1,235,000 fl. 
für die — — Vollzug des Bahnpfiirgfement * das Deutfche 
Keich anfallenden Koften . . . E23 230,500 fl. j 
für den Mehraufwand des neuen Poftgebäubes . ER ———— 165,000 fl. 
zufammen —  1,630,500 fl. 
Artikel 5. 
Zur Vermehrung des Betriebsmateriald der Staatsbahnen find zu verausgaben | 
— 1,000,000 fl. 
Artikel 6. 

Un den Anlage- und Ausrüſtungskoſten der nach Artikel 1 und 2 auszuführenden 
und in Angriff zu nehmenden Eifenbahnlinien find die Kaufſchillinge für die Bauplätze 
per erforderlichen Gebäude und für die Grundflächen der Bahnhöfe und Stationen wie 
bisher von der Grundſtocks-Verwaltung zu beftreiten. Zur Dedung des weiteren Auf- ; 
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wands (Art. 1-5 und 7), ſowie für die weitere Ausbildung des Telegraphennetzes wer- 
den auf die Finanz-Periode 187%, —.- 36 Millionen Gulden beftimmt. 

Bon diefen 36 Millionen fommen diejenigen 24,200,000 fl. in Abzug, welche durch 
die Gefete vom 29. März 1870, 13. Januar 1871, 25. Januar 1872 und 12. April 
1872 für den Eifenbahnbau und für die weitere Ausbildung des Telegraphennetes ver- 
4 willigt worden find. 

Die weiteren 11,800,000 fl. find aus den jetzt oder fpäter verfügbaren Mitteln der 
Staats-Eaffe zu beftreiten und nur, fofern ſolche nicht zureichen follten, unter möglichft 

günftigen Bedingungen ald Staatsanlehen aufzunehmen. 
| Art. 7. 

Bon den auf die Finanz-Periode 187%, bewilligten 36 Millionen Gulden ift zu- 
gleich der während derjelben erwachjende Aufwand für PVerzinfung und Tilgung der 
bezüglichen Anlehen bis zur Inbetriebſetzung der betreffenden Bahnſtrecken zu beftreiten. 

Gegenwärtiges Geſetz ift durch Unfere Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten 
und der Finanzen, bezüglich der Aufnahme der in Art. 6 vorgefehenen Anlehen durch 


die ftändifhe Schuldenverwaltungs- Behörde unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung 
Unferes Finanzminifteriums zu vollziehen. 
Gegeben Stuttgart den 22. März 1873. 


Karl. 


Der Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten: 
Wächter. 
Der Finanz-Minifter: 
Renner. Auf Befehl des Königs: 
Der Rabinets-Chef: 
Gärttner. 


Gedrudt bei d Haffeldbrint. 





Re 10. 
Negierungs:- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 





Ausgegeben Stuttgart Donnerftag den 10. April 1873. 
Inhalt. 


Berfügung bes Me me; betreffend eine Aenderung in der Beftimmung ber Etrafanftalt zu Gotteözell. 


Bom 9. April 1873. — Belanntmahung der Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten und des Kriegs- WS 


weſens, betreffend die Einführung neuer Beftimmungen über-bie Berwilligung einer ermäßigten Eifenbahnfahr: s 
tage bei Beförderung von Militärperfonen, welche nicht auf Grund eines Nequifitionafheins erfolgt. Bom E 


26. März 1873. — Belanntmadung des Minifteriums des Innern, betreffend die Zulaffung der öſterreichiſchen F 


Hagelverfiherungsgefelligaft in Wien zum Gefchäftsbetrieb im NHönigreih Württemberg. Vom 3. April 1878, 


Verfügung des Iufiz-Minifleriums, betreffend eine Aenderung in der Beſtimmung der Strafanfalt 
zu Gotteszel. Vom 9. April 1873. 
In Abänderung der Verfügung vom 28. December 1871, betreffend die Vollziehung 
der Freiheitöftrafen vom 1. Januar 1872 ab (Reg.Blatt S. 421), wird mit Allerhöchfter B 
Genehmigung Seiner Majeftät des Königs folgendes verfügt: 
1) das bisherige Zuchthaus zu Gotteszell wird in eine „Strafanftalt für weibliche f 
Gefangene” verwandelt, welche in zwei Abtheilungen das Zuchthaus für Frauen 
perjonen und das Landesgefängnig für Frauensperfonen enthält. 
In der Abtheilung des Zuchthaufes wird die gegen Frauensperfonen erkannte 
Iebenslängliche oder zeitige Zuchthausftrafe vollzogen; 
in der Abtheilung des Landesgefängniffes wird die gegen Frauensperfonen er- 
fannte Gefängnißftrafe vollzogen, wofern diefelbe die Dauer von vier Wochen 
überfteigt und nicht der 8.5 der Verfügung vom 28. December 1871 Anwendung 
findet, 
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2) Die bisherige Weiberftrafanftalt zu Heilbronn wird aufgehoben. 
3) Die gegenwärtige Verfügung tritt fofort in Wirkfamfeit. 
Stuttgart, den 9. April 1873. 
Mittnadt. 


Bekanntmachung der Minifterien der. auswärtigen Angelegenheiten und des Kriegswefens, betreffend % 
die Einführung nener Befimmungen über die Verwilligung einer ermäßigten Eifenbahnfahrtare bei ® 
Keförderung von Militärperfonen, welche nicht auf Grund eines Requifitionsfcheins erfolgt. (cfr. $.13 
des im Fahre 1870 zwiſchen dem Norddeutſchen Bund, Bayern, Württemberg und Baden vereinbarten 
Reglements über die Beförderung von Truppen und Armeebedürfniffen anf Eifenbahnen). 

Vom 26. März 1873. 


Un die Stelle der unter dem 5. Juli 1870 (Regierungsblatt Seite 335 und Staats- 
anzeiger Seite 1887) erlaffenen Bekanntmachung treten vom 15. April cr. ab die nach— 
ftehenden Beftimmungen. 


8.1. 

Zum Fahren in der dritten MWagenflaffe mit der ermäßigten Tare von 1'/, Sil- 
bergrofchen (5, Kreuzer) pro Mann und Bahnmeile auf den Wiürttembergifchen Staats- 
eifenbahnen und auf der Kirchheimer Privatbahn find ermächtigt: 

1) die Zöglinge der Kadetten-Anftalten bei den Reifen zum Eintritt in die Anftalten, 
bei Urfaubereifen und bei den Reifen nad ihren Beftimmungsorten nad Entlaf- 
fung aus den Anftalten ; 

2) Refruten, Referviften und Landwehrmänner bei ihrer Einberufung zu den Fahnen 
und bei ihrer Entlaffung in die Heimath, ſowie Soldaten des ftehenden Heeres 
vom Feldwebel abwärts nicht nur bei ihrer Entlaffung in die Heimath, fondern 
auch bei Urlaubsreifen nad; ihrer Heimath und zurüd. 


8.2. 
Die Zulaffung zu dem ermäßigten Fahrpreiſe ($. 1) erfolgt in den vorgenannten 
Fällen auf Grund der bezüglichen Entlaffungsordres, Einberufungsordres und Urlaubs— 
päffe, welche daher bei Löſung der Billete vorzuzeigen find. 
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Dem mit der Billet-Eontrole betrauten Eifenbahnzugsperfonale muß das gelöste 
Fahrbillet und auf Verlangen auch die Einberufungs-Ordre zc. vorgezeigt werben. 


8.3. 
Die Erpedition gefchieht mittelft befonderer Militärfahrbillete, welche zur Benütung 
der dritten Wagenklafje jedod nur bei gewöhnlichen Perfonenzügen berechtigen E 
und wobei vorkommenden Falles der Weifung des Fahrperfonals in Benützung der Ei- 
fenbahnmwagen und Wagen-Abtheilungen Folge zu geben ift. 
Die Militärfahrbillete müſſen mindeftens eine halbe Stunde vor Abgang des Zu- 
ges, gegen Baarzahlung gelöst werben. 
Wer ſich ſpäter meldet, hat auf Verabfolgung eines Militärfahrbillets zu dem be- 
treffenden Zuge feinen Anſpruch. 
8.4. 
Aehnliche Beftimmungen beftehen für die Großherzoglich badifchen Eifenbahnen. 
Die auf diefen Bahnftreden reifenden Militärperfonen haben fich zur Erlangung 
von Fahrbilleten mit der ermäßigten Tare an die Billetlaffen der Uebergangsſtationen 
zu wenben, 


Die durch vorftehende Beftimmungen in Wegfall kommenden, noch vorräthigen gel- 
ben Transportſcheine find von den Königlichen Oberämtern einzuziehen und an die 
Detonomie-Abtheilung des Kriegeminifteriums eirizufenden, 

Stuttgart, den 26. März 1873. 


Wächter. v. Suckow. 


Sekanntmachuug des Ainiſterinm des Innern, betreffend die Zulaſſung der öſterreichiſchen Hagelver- 
ſicherungsgeſellſchaft in Wien zum Gefhäftsbetrieb im Aönigreic, Württemberg. 
Bom 3. April 1873. 
Der zu Wien beftehenden, auf Aktien gegründeten „Defterreichifchen Hagelverficher- 
ungsgefellfchaft” ift auf Grund der vorgelegten, von der K. K. öfterreihifchen Regier— 
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ung genehmigten Statuten der Gefchäftsbetrieb im Königreih MWürttemberg geſtattet 
worden, was andurch mit dem Anfügen öffentlich bekannt gemacht wird, daß die Gefellr 
ſchaft mit diefjeitiger Genehmigung den Auguft Klüppel in Stuttgart zu ihrem Haupt- 
agenten beftellt Hat. 


Stuttgart, den 3. April 1873, 


Sid. 


Die am 17. März 1873 zu Berlin ausgegebene Numer 8 des Reichögefegblattes enthält : 

1) das Gefeß, betreffend die Einführung des Reichsgeſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 
1867 und bes Reichögefeges über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes: und Staats 
angebörigfeit vom 1. Juni 1870. Vom 8. Januar 1873. 

2) die Kaiferliche Verordnung, betreffend die Aufhebung des Kriegszuftandes, Vom 12. März 1873, 

3) den Allerhöchſten Erlaß, betreffend die Errichtung einer Oberpoftdirection in Hamburg und bie E 
Abgrenzung der Bezirke anderer Oberpoftdirectionen. Vom 5. März 1873. 

Die Numer 9 ausgegeben zu Berlin am 29. März 1873 enthält: 

1) die Konvention zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Belgien, betreffend die gegenfeitige — 
der in den Grenzgemeinden wohnhaften Medicinalperſonen zur Ausübung der Praxis. Vom 
7. Februar 1873. 

2) die Belanntmahung des Reichskanzleramts, betreffend die Erweiterung von Feftungsanlagen. 
Vom 27. März 1873. 

Die Numer 10 ausgegeben zu Berlin am 4. April 1873 enthält: j 

1) das Geſetz, betreffend die Etatsüberjhreitungen bei den übertragbaren Fonds der Marinever: 
waltung in den Jahren 1867—1871. Vom 29. Mär; 1873. 

2) das Gefeß, betreffend die dem Reichsoberhandelsgerichte gegen Rechtsanwälte und Advocaten 
zuftehenden Disciplinarbefugniffe. Vom 29. März 1873. 

3) das Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Neihsbeamten. Vom 31. März 1873. 


Gedrudt bei G Saffelbrint 





2 11. 
Negierungs- Blatt 


für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 16. April 1873. 


Inhalt. 

Geier, er die Führung ber Güterbüher durch Gemeindebeamte. Bom 13. April 1873. — Belanntmadhung 
des Zuftig » Minifteriums, betreffend die Einführung des Geſetzes, betreffend die Führung der Güterbücher 
durch Gemeinbebeamte. Bom 18, April 1878. — Verfügung des Juſtiz-Miniſteriums in Betreff der Vollzie⸗ 
—— a vom 13. April 1873, betreffend die Führung der Güterbücher durch Gemeindbebeamte. Bom 

4. 73. 





Gefeh, betreffend die Führung der Güterbücher durch Gemeindebeamte. Vom 13. April 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unferes Geheimen-Raths und mit Zuftimmung Unferer ge 

treuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 
Art. 1. 

Die Führung der Güterbücher bei den einzelnen Gemeinden ift unter Aufficht der 

Staatsbehörden Obliegenheit der Gemeinden. 
Art. 2. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen die Unterpfandsgejchäfte nach Maafgabe bes 
Geſetzes vom 30. Juli 1845, betreffend die einzelnen Unterpfandsbehörden zu Teiftende 
Unterftügung, von einem Pfandhilfsbeamten bejorgt werden, ift das in Art. 1 bezeichnete 
Gefchäft diefem oder einem andern befähigten Hilfsbeamten (Art. 4) zu übertragen. 

Art. 3. 
In den übrigen Gemeinden liegt die Giüterbuhsführung dem Rathsſchreiber ob, 
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Jedoch kann das Oberamtsgerichts-Eollegium die Verfehung des Gefchäfts auch in 
diefen Gemeinden durch einen befähigten Hilfsbeamten anordnen, wenn der Gemeinde 
rath e8 beantragt, oder von Amtswegen, wenn der Rathsſchreiber die erforderliche Fähig- 
keit nicht befitt. Diefe Verfügung kann von dem Oberamtsgerichts-Collegium bei ver- 
änderten Berhältnifjen auf Antrag des Gemeinderath8 oder von Amtswegen außer Wir- 
fung gefetst werben. ' 

Gegen die in Gemäßheit dieſes Artifel8 ergehenden Verfügungen des Oberamts- 
gerichts fteht dem Gemeinderath, beziehungsweife dem Rathsſchreiber, eine einmalige Be- 
fchwerde an die Eivilfammer des vorgeſetzten Kreisgerichtshofs zu, welche bei Vermeidung 
des BVerlufts des Nechtsmitteld binnen zwei Wochen bei dem Dberamtsgericht durch Ein- 
reihung einer Befchwerdefchrift oder Erklärung zu Protokoll zu erheben ift. 

Art. 4. 

Der Hilfsbeamte, welcher die niedere Dienftprüfung im Departement der Yuftiz 
oder des Innern erftanden haben muß, wird durch den Gemeinderath in widerruflicher 
Weiſe gewählt. 

Art. 5. 

Die Beftätigung der Wahl fteht dem Vorſtande de8 Oberamtsgerichts zu. 

Sie ift zu verfagen, wenn dem Gewählten entweder die allgemeine geſetzliche Be- 
fähigung (Art. 4) abgeht, oder ihm nach dem pflichtmäßigen Ermeffen de8 Oberamts- 
richter8 diejenigen bejonderen Eigenfchaften mangeln, welche zu unflagbarer Verſehung 
der aufzutragenden Geſchäfte erforderlich find. Dem Gemwählten wie dem Gemeinderath 
fteht wegen Verfagung der Beftätigung das Necht der Beichwerde nad) Maaßgabe des 
Art. 3 Abſ. 3 zu. 

Fällt die Wahl auf den Notar des Bezirks, fo ift derfelbe die Stelle des Hilfs- 
beamten zu übernehmen verbunden, 

Art. 6. 

Für jede im Güterbuche vorzunehmende Aenderung ift zur Dedung der Belohnung 
des Gejhäftsmanns und des fonftigen Aufwands der Gemeinde von dem Betheiligten 
an die Gemeindekaſſe eine Gebühr zu entrichten. 

Die Größe derfelben wird durch Königliche Verordnung beftimmt werden. 

Zu Bezahlung diefer Gebühr ift der Gemeindekaſſe gegenüber derjenige verpflichtet, 
welcher durch die Aenderung als Eigenthümer eingetragen wird, in jonftigen Aenderungs⸗ 
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fällen derjenige, welcher al8 Eigenthühmer eingetragen ift, endlich im Falle der Vormer- 
fung von Nechten auf fremdem Eigenthum oder deren Löſchung derjenige, in deſſen Ins 
tereſſe dieß gefchieht. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen kein Gemeindeſchaden umgelegt wird, kann 
der Gemeinderath mit Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes beſchließen, auf den Bezug 
der Gebühr zu verzichten. Mit dem Erforderniß der Maloge * eines” Gemeindeſchadens 
tritt ein folder Beſchluß von felbft außer Wirkung. 


Art, 7. 

An der in Art. 6 bezeichneten Gebühr haben der Hilfsbeamte (Art. 2 und 3 Abf. 2) 
und die Gemeindefaffe je denjenigen Antheil zu beziehen, welcher durch Königliche Ver- 
ordnung beftimmt werden wird. Uebrigens darf derjelbe für den Hilfsbeamten in feinem 
Falle weniger als ”/, der Gefammtgebühr betragen. 

Im Falle des Art. 6 Ab. 4 ift der Antheil des Hilfsbeamten demfelben aus der 
Gemeindekaſſe zu vergüten. 

Wenn der Rathsfchreiber oder ein anderer fländiger Beamter der Gemeinde das 
Geſchäft bejorgt, jo finden die vorftehenden Beftimmungen dieſes Artifeld nur Anmwen- 
dung, jofern nicht durch Vertrag über feine Belohnung eine anderweitige Beſtimmung 
getroffen iſt. 

Art. 8. 

Außer der in Art. 7 feftgefetsten Belohnung hat ein auswärts wohnender Hilfs- 
beamter, wenn er zu Bejorgung des in Art. 1 bezeichneten Gefchäfts in die Gemeinde 
zu reifen veranlaßt wird, Reiſekoſten anzusprechen, deren Betrag durch Königliche Ver- 
ordnung feſtgeſetzt werden wird, 

Die Reifeloften find von der Gemeindefafje, in dem Falle aber, wenn der Hilfs- 
beamte durch ausdrückliches Begehren eines Betheiligten in deffen ausſchließlichem In— 
tereffe zu der Reife veranlaßt worden ift, von diefem zu tragen. 


Art. 9. 

Auf die Vormerkung der Gefäll- und Zehntablöfungsfchuldigkeiten,, fowie die in 
Vollziehung des Art 16 des Geſetzes vom 19. April 1865, betreffend die Ablöfung von 
Leitungen für öffentliche Zwecke, zu machenden Einträge in die Güterbücher finden die 
Art. 6—8 feine Anwendung. 
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Art. 10. 
Dieſes Geſetz tritt im Jahre 1873 in Wirkfamteit. 
Die Beftimmung de8 Tages bleibt der Königl. Regierung überlafjen. 
Unfer Minifterium der Juſtiz ift mit der Vollziehung diefes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart den 13, April 1873, 


Karl. 
Der Juſtiz⸗Miniſter: 
Mittnadt. Auf Befehl des Königs, 
der Rabinets» Chef: 
Gärttner. 


Bekanntmachung des Juſtiz · Minifteriums, betreffend die Einführung des Gefehes, betreffend die 
Führung der Güterbücher durch Gemeindebeamte. Vom 13. April 1873. 


Vermöge Höchſter Entfchliegung vom heutigen Tage haben Seine Königliche 
Majeftät gnädigft zu befehlen geruht, daß das unter demſelben Tage erlaffene Gefeg, 
betreffend die Führung der Güterbücher durch Gemeindebeamte, mit dem 1. Juli 1873 
in Wirkſamkeit zu treten habe, 

Solches wird hiemit zur Nachachtung bekannt gemacht. 

Stuttgart, den 13, April 1873. Mittnadt. 


Verfügung des Iuftiz- Minifterinms in Betreff der Vollziehung des Gefehes vom 13. April 1873, be- 
treffend die Führung der Güterbücher durch Gemeindebeamte. Vom 14. April 1873. 


Zur Bollziehung des Geſetzes vom 13. April 1873 betreffend die Führung der 

Güterbücher durch Gemeindebeamte werden die nachſtehenden Anordnungen erlaffen: 
6:1: 

Die beftehenden Borfchriften über die Führung der Gemeindegüterbücher bleiben, 
ſoweit folche nicht durch gegenwärtige Verfügung aufgehoben oder abgeändert werden, in 
Wirkſamkeit. 

8. 2. 

Die nach dieſen Vorſchriften den Notaren zugewieſenen Obliegenheiten (vgl. 8. 2 

Ziff. 8 der K. Verordnung vom 17. April 1826, betreffend die Auflöſung der Stadt⸗ 
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und Amtsfchreibereien, 8. 9 Abſ. 1 der K. Verordnung vom 24. Mai 1826, betreffend 
die Vollziehung des Gerichtsnotariatsediktes, $. 59 der Minifterial-Berfügung vom 3. De- 
zember 1832, betreffend die Anlegung und Führung der Gemeindegüterbücher, $. 6 der 
K. Verordnung vom 14. Juni 1843, betreffend die Vollziehung des Notariatsgeſetzes, 
$. 20 der Minifterial-VBerfügung vom 12. Dftober 1849, betreffend die Erhaltung und 
Fortführung der Primärkatafter, $. 1 Abf. 1 der Minifterial-Verfügung vom 25. Aug. 
bis 4, Sept. 1853, betreffend die Vormerkung der Gefäll- und Zehntablöfungsichuldig- 
feiten in den Gemeindegüterbüchern, Ziff. 8 der Minifterial-Berfügung vom 4. Auguſt 
1866, betreffend die Vollziehung des Art. 16 des Geſetzes vom 19. April 1865 in Bes 
treff der Ablöfung der Leiftungen für öffentliche Zwede) gehen vom 1. Yuli 1873 ab 
auf die nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. April 1873 mit der Güterbuchsführung 
beauftragten Gemeindebeamten (Rathsſchreiber, Hilfsbeamten) über. 

Die Erledigung der Güterbuchsergänzung pro 187%,, bleibt Obliegenheit der Notare. 


8.3, 

Wenn der Berwaltungsaktuar mit der Führung des Güterbuchd beauftragt wird, 
jo liegt demfelben die Beforgung der fämmtlichen in der Minifterial-Berfügung vom 
14, November 1860 (Reg.Blatt S. 79) bezeichneten Gefchäfte ob. 

8.4. 

Die Einträge in die Güterbücher dürfen nur von der Hand der mit der Führung 
derjelben beauftragten Gemeindebeamten (Rathsſchreiber, Hilfsbeamte) gemacht werben. 

ft der Gemeindebeamte verhindert, das Gefchäft rechtzeitig zu beforgen, jo fann er 
daffelbe unter feiner Verantwortung durch einen Stellvertreter beforgen Laffen, welcher 
die niedere Dienfiprüfung im Departement der Juſtiz oder im Departement des Innern 
erftanden hat. Hiezu ift die Genehmigung des Oberamtsrichterd einzuholen. 


8.5. 

Wenn die Aenderungen in den Privatrechtsverhältniffen, welche aus Anlaß von 
Beibringens-Inventaren, Theilungen, Vermögensübergaben oder von gemeinderäthlich 
beftätigten Contrakten eintreten, nicht fogleich nad Erledigung diefer Geſchäfte nachge- 
tragen werden fünnen, fo hat dieß in den Gemeinden erfter Claſſe binnen 3 Monaten, 
in den übrigen Gemeinden binnen 6 Monaten zu gejchehen. 

Im Laufe des Monats Juli jeden Jahrs müfjen alle in dem zu Ende gegangenen 
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Etatsjahre vorgefommenen Aenderungen in dem Güterbuche eingetragen fein (vergl. die 
Berfügung der Minifterien der Juſtiz und des Innern vom 14. November 1860, Reg.Blatt 
©. 79-81). 

Die SS. 72 und 73 der Verfügung der Minifterien der Yuftiz und des Innern 
vom 3. Dezember 1832 (Reg.Blatt S. 498) find hienad abgeändert. 

8.6, 

Die Gerihts- und Amtsnotare, welche nicht felbft mit der Güterbuchsführung 
beauftragt find, haben in den Inventur⸗, Theilungs- und Vebergabs-Gefchäften die- 
jenigen Stellen, durch welche eine Aenderung oder Vormerkung in dem Güterbuche be- 
wirft wird, auf eine in die Augen fallende Weife zu bezeichnen und jene Gefchäfte fo- 
fort dem mit der Güterbuchsführung beauftragten Gemeindebeamten zur Vornahme der 
Güterbuchsänderung zu übergeben. 

8.7. 

Der mit der Güterbuhsführung beauftragte Gemeindebeamte, auch wenn derfelbe 
der Notar ift, hat in den in dem vorhergehenden Paragraphen genannten Gejchäften den 
Vollzug der bezeichneten Güterbuchsänderungen unter Beifegung des Datums des Ein- 
trags zu beurkunden. 

8. 8. 

Die in $. 6 genannten Geſchäfte ſind erſt dann, wenn die Güterbuchsänderungen 
überall erfolgt find und dies in denfelben beurkundet ift, als erledigt anzufehen. 

Die Notare haben ſich daher vor der Niederlegung derjelben in der Ortsregiftratur 
bievon zu überzeugen und in Anftandsfällen für die Ergänzung der bemerften Mängel 
Sorge zu tragen, 

8.9. 

Bei den auf Grund anderer als der in $. 6 bezeichneten Urkunden, insbejondere 
auf Grund der Kontraktenbücher erfolgenden Güterbuchsänderungen find die nad) 8. 7, 
vorgefchriebenen Beurkundungen in den betreffenden Urkunden an geeigneter Stelle 
einzutragen. 

8. 10, 

Für die aus Anlaß von gemeinberäthlich beftätigten Kontrakten zu vollziehenden 
Einträge in die Güterbücher find dem Gemeindebeamten außer dem Kontraktenbuch der 
Gemeinde alle hierauf bezügliche Acten und Urkunden zur Verfügung zu ftellen. 
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8. 11. 

Der mit der Güterbuchsführung beauftragte Gemeindebeamte hat in Anftandsfällen 
oder wenn ihm für die zu vollziehenden Aenderungen und Einträge feine der in $. 62 
und 63 der K. Verordnung vom 3. December 1832 bezeichneten Quellen zu Gebot 
ftehen, den Beihluß und die Weifung de8 Gemeinderaths und falls der Anftand hie- 
durch nicht befeitigt wird, den Beſcheid des Oberamtsgerichts einzuholen, 

8. 12. 

Den Notaren Tiegt ob, alljährlich von der richtigen Führung der Güterbücher, fo- 
fern diefelbe nicht ihnen übertragen ift, fich zu überzeugen. Diejes Gefchäft, bei welchem 
fie eine Anzahl von Einträgen nad ihrer Wahl und ihrem pflichtmäßigen Ermefjen 
unter Bergleihung der Quellen genau zu prüfen haben, ift wenn möglich mit ben 
Pfandvifitationen zu verbinden. 

Wo Ausftellungen zu machen find, ift hierüber an da8 Oberamtögericht Bericht 
zu erftatten, welches jofort die geeignete Verfügung zu erlaffen und für Verbejferung 
der aufgefundenen Mängel Sorge zu tragen hat. 

8. 13. 

Die Aufficht über die Führung der Güterbücher Liegt wie bisher den Oberamts- 
richtern ob (vergl. 8. 30 der Minifterial-Berfügung vom 12. Oktober 1849, betreffend 
die Erhaltung und Ergänzung der Flurkarten, Reg.Blatt S. 6%). 

Diefelben haben bei der Vornahme der Pfandvifitationen auch die Güterbücher ein- 
zujehen und zu prüfen. 

8. 14. 

Die Oberamtsgerichte haben vor der Uebernahme der Güterbuchsführung durch 
einen Rathöfchreiber zu prüfen, ob derfelbe die für dieſes Gefchäft erforderlichen Eigen- 
ſchaften befitzt, um zutreffenden Falls das Geeignete nad Art. 3, Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 13, April 1873 anzuordnen. 

Stuttgart, den 14. April 1873, 
Mittnadt. 


 Gedrudt bei ©. Haffelbrint. 


Digitized by Google 


109 
% 12. 
Negierungs:- Blatt 
für das 
Königreich Württemberg. 
| Ausgegeben Stuttgart Montag den 21. April 1873. 


Inhalt. 
are zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 über den Unterſtützungswohnſitz. Bom 17, April 
873. 





— — 





Gefeh zur Ausführung des Reichsgefehes vom 6. Juni 1870 über den Unterftüßungswohnfiß. 
Vom 17. April 1873. 


Karl „ von Gottes Gnaden, König von Württemberg. 


Zu Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 
1870 (Bundesgeſetzblatt des Nordd. Bundes S. 360, Reichsgeſetzblatt 1871 ©. 391, 
Reg.Bl. 1872 ©. 32) verordnen und verfügen Wir nad; Anhörung Unferes Gehei- 
menrath8 und unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände wie folgt: 


I, Umfang der öffentliden Unterftükung. 
Art. 1. 

Jedem hilfsbedürftigen Deutſchen (Art. 2 und 49) ift von dem zu feiner Unter 
ftügung verpflichteten Armenverbande Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt, die er- 
forderfiche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle feines Ablebens ein angemefjenes 
Begräbniß zu gewähren, , 

Wenn Jemand für feine Perfon oder feine nicht arbeitsfähigen Angehörigen (vergl. 
5.4 des Freizügigkeitsgeſetzes vom 1. November 1867) Unterftügung in Anſpruch nimmt, 
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jo kann folche mittel8 Unterbringung in einem Armen- oder Krankenhauſe, geeigneten 
Falls mittels Anweifung der den Kräften der Hilfsbebürftigen entfprechenden Arbeiten 
außerhalb oder innerhalb eines folhen Haufes gewährt werden. 

Gebühren für die einem Unterftütungsbebürftigen geleifteten geiftlichen Amtshand- 
lungen find die Urmenverbände zu entrichten nicht verpflichtet. 


Art. 2. 

Die öffentliche Unterftügung Hilfsbedürftiger hat nur in ſoweit einzutreten, als 
diejelben weder von andern zu ihrer Alimentation oder Unterſtützung rechtlich Verpflich— 
teten noch durch die freiwillige Armenpflege die nöthige Hilfe erhalten. 

Die Verweifung an dritte Verpflichtete (Abf. 1) ift nicht zuläßig, wenn der Unter- 
ftügungsbedürftige fich in einer Tage befindet, welche fofortige Hilfeleiftung erfordert. 


Urt. 3. 

Perfonen, welche ungeachtet des Beſitzes genügender Mittel auf Grund des gegen- 
wärtigen Geſetzes öffentliche Armenunterftüsung erlangt haben, find zum Erfate des 
Empfangenen verpflichtet. 

Außerdem ift jede auf Grund dieſes Gefeges an eine Perfon über 18 Jahre für 
fi, ihre Ehefrau oder Kinder, welche mit ihr in häuslicher Gemeinschaft ftehen, aus 
einer Armenkaſſe abgegebene Unterftügung, mit Ausnahme des Aufwands für Schul- 
unterricht, als ein Vorfhuß zu betrachten, deſſen Wiedererftattung die Armenbehörde 
verlangen kann, falls der Unterſtützte in eine Yage gekommen ift, welche ihm die Erjaß- 
leiftung unbefchadet der Sicherftellung ſeines und der Seinigen Xebensunterhaltes er 
möglicht. 

Art. 4, 

Dritten Perfonen, welche, ohne dazır rechtlich verpflichtet zu fein, einem im Sinne 
de8 Art. 2 Unterftügungsbedirftigen eine dringend nöthige Hilfe Teiften, fteht ein An- 
fpruch auf Erfat des durch die Umftände gebotenen Aufwandes aus Mitteln der öffent- 
lichen Armenpflege und zwar an den zunächft verpflichteten Armenverband (Reichsgeſetz 
vom 6. Juni 1870 $. 28) zu, jedoch nur, wenn die Ortsarmenbehörde dieſes Verban- 
des von der Hilfeleiftung innerhalb 24 Etunden oder, fofern diefe Frift nicht eingehal- 
ten werden konnte, ſobald als möglich in Kenntniß geſetzt worden ift. 


111 


Ürt. 5. 

Die Beftimmungen ded Art. 4 finden auch Anwendung auf Aerzte (Wundärzte, 
Hebärzte) rücfichtlich des Anspruchs auf den Bezug der regulativmäßigen Gebühren für 
ärztliche Hilfe in Fällen, wo für die Armenverbände andere Uerzte zu Behandlung der 
Hilfsbebürftigen der betreffenden Verbände aufgeftellt find. 

Sind öffentliche Aerzte für die Behandlung der Armen nicht beftellt, fo haben die 
Aerzte Anſpruch auf Bezug der regulativmäßigen "Gebühren für ihre Dienftleiftungen 
an den zumäcft verpflichteten Armenverband. Der Anſpruch muß jedoch binnen drei 
Monaten, von dem Beginn der Hilfeleiftung an gerechnet, erhoben werden. 

Unter den gleichen Vorausjegungen haben aud, Hebammen Anſpruch auf den Be 
zug der regulativmäßigen Gebühren für geleiftete Kunſthilfe. 

Urt, 6. 
Apotheker haben Anspruch auf die Bezahlung der für Arme auf ärztliche ꝛc. Ver- 
ordnung abgegebenen Arzweimittel durch den zunächft verpflichteten Armenverband, wenn 
1) die Abgabe 
a) auf Verordnung des beftellten Armenarztes, 
b) wo ein folcher nicht beftellt ift oder in Nothfällen (vergl, Art. 4 und 5), auf 
Verordnung eines anderen Arztes erfolgt, und 
2) der Anfpruch binnen 3 Monaten von der Abgabe an bei dem zunächſt verpflichteten 
Ortdarmenverband erhoben worden ift. 
Art. 7, 

Einen Anfprud auf Unterftügung kann der Arme niemals im Nechtöweg, ſondern 
nur bei der zuftändigen Berwaltungsbehörde geltend machen, in deren Pflicht es Liegt, 
feine Anfprüche zuzulafjen, welche über das Nothdürftige hinausgehen. 

Ueber Befchwerden gegen Verfügungen der DrtSarmenbehörden darüber, ob, in welcher 
Höhe und in welcher. Weife Armenunterftügungen zu gewähren find, entjcheivet das vor- 
gefetste Oberamt. Gegen deſſen Entjcheidung ift eine weitere einmalige Beſchwerde zuläßig. 

Veber Befchwerden der vorbezeichneten Art gegen Anordnungen der Yandarımenbe- 
börden erkennt die Kreißregierung, gegen deren Verfügung eine weitere einmalige Be— 
fchwerde an das Minifterium des Innern ftattfindet. 

Streitigkeiten über die Anwendung der Beftimmungen in Art. 3—6 find im Ber- 
waltungsrechtöweg zu entſcheiden. 
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IL Organe der öffentlihen Unterftügung Hilfsbenürftiger. 
Ortsarmenverbände. 
Art. 8. 

Jede Gemeinde bildet für fid) einen Ortsarmenverband. 

Theilgemeinden, welche mit eigener Markung verfehen find und die Unterſtützung 
nothleidender Genoffen ſchon bisher, für fich zu beftreiten hatten (Gefet über die Ber- 
hältniffe der zufammengejeßten Gemeinden vom 17. September 1853 Art. 7 Abſ. 2), 
können auch fernerhin als befondere Ortsarmenverbände fortbeftehen. 

Die Vereinigung mehrerer Theilgemeinden einer zufammengefetsten Gemeinde und 
die Vereinigung mehrerer Gemeinden eines Dberamtsbezirfs zu einem Gefammtorts- 
armenverbande ift ftatthaft und erfolgt durch Webereinkunft der bürgerlichen Kollegien, 
beziehungsweife der Vertreter der Theilgemeinden (Gefet über die Verhältniffe der zur 
fammengefettten Gemeinden vom 17. September 1853 Art. 8 Abj. 5 und 6). 

Der Art. 15 des eben erwähnten Gefetses findet auf folche Vereinbarungen feine 
Anwendung. 

Art. 9, 

Die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege fteht in dein einen eigenen Ortsar- 
menverband bildenden Gemeinden und Theilgemeinden den durch die Gemeinde-Berfaf- 
fungs- und Verwaltungsgeſetze für die Beforgung der Gemeinde-Angelegenheiten beftell- 
ten Organen mit der Maßgabe zu, daß bei den bezüglichen Verhandlungen und Be— 
fchlußfaffungen de8 Gemeinderath8 der erfte Driögeiftliche oder fein Stellvertreter 
ftimmberechtigtes Mitglied des Eollegiums if. Im Gemeinden, wo Ortögeiftliche ver- 
ſchiedener religiöfer Belenntniffe angeftellt find, ift von jeder Konfeffion der erfte Orts— 
geiftliche oder fein Stellvertreter zur Mitwirkung berufen. 

Beftehen innerhalb einer und derfelben Gemeinde mehrere Parochien, jo hat der 
erfte Ortögeiftliche einer jeden Parochie, deren Pfarrfig innerhalb der Gemeinde ift, oder 
fein Stellvertreter, mitzuwirken. 

Hat in einer, einen eigenen OrtSarmenverband bildenden Gemeinde oder Theilge- 
meinde feiner der für diefelbe beftellten Geiftlichen feinen Pfarrfiß, fo ift zu den auf 
die Urmenpflige fich beziehenden Verhandlungen und Beſchlüſſen des Gemeinderaths 
derjenige Geiftliche mit Stimmrecht beizuziehen, deſſen Pfarrfprengel die Gefammtheit 
oder die Mehrzahl der Einwohner des Armenbezirks angehört. 
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Die Leitung der Situngen der Ortsarmenbehörde fteht dem Drtsvorfteher und 
dem erften Ortögeiftlichen oder feinem Stellvertreter gemeinfchaftlich zu; dem Geiftlichen 
gebührt die erfte ordentliche, dem Drtsvorfteher im Falle der Stimmengleichheit bie 
entfcheidende Stimme. Im Webrigen kommt die Führung der Geſchäfte dem Ortsvor- 
ſteher zu. 

Wenn Geiftliche verfchiedener Konfeffionen in der Ortsarmenbehörde mitwirken, fo 
fommt der hievor bezeichnete Antheil am Vorſitz dem Geiftlichen der in der Gemeinde 
überwiegenden Konfeffion zu. Andernfalls ift ein geeigneter Wechſel feitzuftellen. 
Unter Geifilichen derfelben Konfeffion entjcheidet die dienftliche Stellung, beziehungsweife 
das Dienftalter. 

Die näheren Vorfchriften für die Verwaltung der aus mehreren Gemeinden oder 
Theilgemeinden zufammengefeten Ortsarmenverbände werden durch ein von den Ber- 
tretern der Gemeinden und Tcheilgemeinden zu vereinbarendes Statut feftgeftellt, das 
der Genehmigung der Gemeinde-Auffichtsbehörde unterliegt. 


Art. 10. 

Auf Grund eines Beichluffes der bürgerlichen Kollegien können in allen Gemeinden 
bejondere dem Gemeinderath untergeordnete Deputationen aus Mitgliedern der bürger- 
lichen Kollegien, geeignetenfall8 unter Zuziehung anderer Ortseinwohner, für die Ver— 
waltung der gefammten öffentlichen Armenpflege und ebenfo Kommiffionen für die Ver- 
waltung einzelner Zweige oder Anftalten der Armenpflege gebildet, auch für einzelne 
Bezirke der Gemeinde befondere Armenpfleger beftellt werben. 

Die näheren Beftimmungen über den Gefchäftskreis und die Gefchäftsjührung ber 
Armen-Deputationen und Kommiffionen werden durch Beſchlüſſe der Gemeinde-Kollegien 
feftgefetst, welche der Beftätigung des Minifteriumsd des Innern bedürfen. 

Der erfte Ortögeiftliche eines jeden religiöfen Bekenntniſſes oder fein Stellvertreter 
ift mit der im Ark, 9 vorgefehenen Stellung ſtimmberechtigtes Mitglied der Armen- 


Deputation, 
Art. 11. 


Stiftungen einer Gemeinde, welche ausfchliehlich dem Zwet der öffentlichen Armen⸗ 
unterſtützung im Sinne des gegenwärtigen Geſetzes gewidmet ſind, gehen, ſoweit nicht 
dom Stifter eine beſondere Verwaltungsbehörde beſtimmt worden iſt (Verwaltungs⸗Edikt 
vom 1. März 1822 8. 120), in welchem alle es bei dieſer Beſtimmung fein Bewenden 
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bat, in die Verwaltung der Ortsarmenbehörde über, Soweit das Vermögen diefer Stif- 
tungen bisher zu beftinimten Zwecken zu verwenden war, ift es auch fernerhin in gleicher 
Weiſe zu verwenden. 

An den Borfchriften über die Art der Verwaltung des Vermögens dieſer Stiftungen 
tritt eine Aenderung nicht ein, 

Die Verwaltung anderer öffentlicher Stiftungen als der in Abſ. 1 bezeichneten 
verbleibt den durch die Gefetsgebung Hiefür beftimmten. Behörden. Die Verwaltungen 
diefer Stiftungen find jedoch verpflichtet, aus dem Ertrage des Vermögens derjelben 
alljährlich der Gemeinde-Armenverwaltung die für die öffentliche Armenunterftügung 
ftiftungsgemäß zu verwendenden Mittel (Berwaltungs-Evikt vom 1. Mär; 1822 8. 135 
Abſ. 1 und 8. 136) zum Zwecke der Verwendung für die den Gemeinden obliegende 
Urmenfürforge zur Verfügung zu ftellen, foferne fie nicht vorziehen, mit der Gemeinde 
fi) durch Ueberlaffung eines beftimmten Antheild an dem Stiftungdvermögen ein für 
allemal auseinander zu ſetzen. 

- Auch find diefe Stiftungen, foweit folde im Beſitze von Bermögensobjekten oder 
von Einrichtungen find, welche bisher ausfchließlich oder theilweife für die öffentliche 
Armenunterftügung gedient haben, wie Kranken, Armen-, Siechenhäufer, Spitäler ıc. 
verbunden, ſolche fünftig der Gemeinde-Armenverwaltung zur Benütung für die Zwecke 
der öffentlichen Armenpflege infoweit, als dies bisher der Fall war, zu überlaffen, jo- 
fern nicht über die Abtretung derjelben an die Gemeinde» Armenverwaltung eine Leber- 
eintunft zu Stande kommt. 

Art. 12, 

Zu den der öffentlichen Armenunterftügung gewidmeten Stiftungen (Art. 11) find 
nicht zu zählen diejenigen Beftandtheile des örtlichen Stiftungsvermögens, welche den 
örtlichen Kirchenfonds als folchen für Unterftügungszwece zugewendet worden find, und 
deren Verwaltung die Stiftungsräthe bisher nur in ihrer Eigenschaft als Verwalter des 
örtlichen Kirchenvermögens geführt haben. 

Art. 18, 

In Streitfachen, welche durch die Vorfchriften der Art, 11 und 12 veranlaßt werden, 
entjcheiden, wenn die ftiftungsmäßige Beitimmung einer Stiftung oder eined Vermögens- 
theits einer folden in Trage fteht, die Berwaltungsjuftizbehörden, in den übrigen Fällen 
die Berwaltungsbehörden, und zwar in letzter Inftanz das Minifterium des Innern. 
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ir derartigen Fällen ift die oberſte Kirchenbehörde befugt, in Vertretung ‚ber Six 
chengemeinde eine Sache als ftreitig an bie zuftändige Behörde zu beingen, beziehungb⸗ 
weife Beichwerden gegen Entjcheidungen der — — oder der Ver⸗ 
waltungsbehörden zu erheben. 
Art. 14. 


Die Vorſteher der Korporationen und anderer juriſtiſcher Perſonen find Derpfliche 
tet, den Organen der Ortdarmenverbände auf deren Erfordern Auskunft über den Be 
trag der Unterftügungen zu ertheilen, welche einem Hilfsbedüsftigen aus dem unter ihrer 
Berwaltung ftehenden, einem Zwede der Wohlthätigfeit gewismeten Fonds gewährt wor⸗ 
den find. 

Landarmenverbände. 
Art. 15. 

Bis zu Konftitwirung größerer Tamdarmenverbände hat jeder Oberamtsbezirk die 
Funktionen ded Landarmenverbandes zu übernehmen, und e8 erfolgt die Verwaltung nad) 
Maßgabe der für die Verwaltung der Amtskörperfchaften beftehenden gefetlichen Beftim- 
mungen, 

Der Amtsverfammlung fteht im Befonderen zu: über den Etat für die Einnahmen 
und Ausgaben der Tandarmenpflege Beichluß zu faſſen, die Jahresrehnungen abzuneh- 
men, zu prüfen und darüber zu entjcheiden, die Yandarmenbeiträge feftzuftellen, über Maß- 
regeln wegen Gründung und Veränderung von — dem Landarmenbezirke gemeinfchaftlichen 
— Landarmenanftalten und die Aufbringung der Mittel dazu Beſchluß zu fafjen, die 
Beamten und Offizianten für die Verwaltung des Landarmenweſens und der Randar- 
menanftalten zu beftellen und zu entlafjen, 

Art. 16. 

Dem von ber Amtsverſammlung zur Beforgung der laufenden Gefchäfte zu beftel- 
lenden Ausſchuß (Verw.Edikt vom 1. März 1822 8.88 Abſ. 1 vergl. mit 8.84 Abf.1), 
welcher für die Beſorgung der Armenpflege durch zwei von der Amtsverfammlung ge 
wählte, derjelben nicht angehörige, Mitglieder zu verftärfen ift, Liegt insbefondere ob: 
die Anweifung der Einnahmen und Ausgaben auf Grund des Etats, die Entfcheidung 
darüber, ob der Fall einer von dem Landarmenverband zu übernehmenden Fürforge für 
einen Hilfsbedürftigen vorliege und in welcher Art diefe zu bewirken fei, die Leitung der 
einzelnen Qandarmenanftalten und die Beauffihtigung des Dienfiperfonals derfelben, die 
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Entwerfung ded Etats und in Verbindung hiemit die Erftattung von Berichten über die 
Geihäftsführung und Verwaltung an die Amtsverſammlung, defgleichen die Vertretung 
des Landarmenverbands in Streitfachen. 

In dringenden Fällen hat der Oberamtınann allein die vorläufige Verfügung zu 
treffen, von deren Inhalt jedoch in der nächſten Situng dem Ausfhuß Kenntniß zu 
geben und die künftigen Maßnahmen deſſen Beſchlußfaſſung zu unterftellen. 

Art. 17. 

In dem Stadtvireltionsbezirfe Stuttgart werden die Angelegenheiten des Land- 
armenverbandes nach den Vorfchriften für die Verwaltung der Ortsarmenverbände be 
forgt. 

Art. 18. J 

Die näheren Beſtimmungen über die Verwaltung der Landarmenverbände und die 
Geſchäfsführung ihrer Organe werden durch Verfügung des Miniſteriums des Innern 
getroffen. 

Art. 19. 


Der Staatsregierung ſteht nach Maßgabe der Geſetze über die Verfaſſung und Ber- 
waltung der Gemeinden und Amtskörperſchaften die Aufſicht über die Verwaltung der 
Drts- und Landarmenverbände zu. 


IE, Pflichten und Rechte der Armen-Verbände. 
Art. 20. 2 

Die Ortdarmenverbände find verpflichtet, die für die örtliche Armenpflege nothwen- 
digen Einrichtungen zu treffen. 

Sie dürfen Verträge abſchließen, wonach die Armen eine Ortsarmenverbands in 
den Armen-Anftalten eines anderen Ortdarmenverbands untergebracht werden follen oder 
wonach mehrere OrtSarmenverbände zu Beihaffung gemeinfchaftlicher Einrichtungen für 
die Armenpflege fich vereinigen. 

Auf Antrag des Ortsarmenverbandes kann der Ortsvorfteher mit Zuftimmung des 
Gemeinderaths Vorfchriften über die Verpflichtung zur Anzeige des Austrittd von Dienft- 
boten, Lehrlingen, Gewerbegehilfen oder Arbeitern erlaffen, auf deren Uebertretung die 
Strafbeftimmung des Art. 15 des Gejehes vom 27. Dezember 1871, betreffend Aender- 
ungen des Polizeiftrafrechts, Anwendung findet. 
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Art. 21. 

Die Landarmenverbände find befugt, die Koften der öffentlichen Armenpflege, welche 
die Fürſorge für Geifteskranke, für geiftesihwade oder an Epilepfie oder ähnlichen Krank- 
heiten leidende Perfonen, für verwahrloste Kinder (Art. 13 des Geſetzes vom 27. De 
zember 1871, betreffend Aenderungen des Polizeiftrafrechts), fowie für Taubftumme oder 
Blinde verurſacht, unmittelbar zu übernehmen. Die Verpflichtung der Ortdarmen-Ber- 
bände zur vorläufigen Unterftügung ($. 28 des Reichsgeſetzes über den Unterftügungs- 
wohnfis vom 6. Yuni 1870) der in ihrem Bezirk der Hilfsbedürftigkeit anheimfallenden 
Perfonen jener Kategorien wird hiedurch nicht berührt. 

Vereinigungen mehrerer Tandarmenverbände zu Gründung und Unterhaltung ge 
meinjchaftlicher Anftalten für Zwecke der ihnen obliegenden Armenpflege find geftattet. 
Die Einrihtung und Verwaltung folder Anftalten wird durch Statuten geregelt, welche 
von den betheiligten Yandarmenverbänden zu vereinbaren find, und der Genehmigung des 
Minifteriums des Innern unterliegen. Das letztere hat auch Beftimmung darüber zu 
treffen, in welcher Weiſe die Verwaltung diefer gemeinjchaftlichen Anftalten und die 
Amtsführung ihrer Organe zu beauffichtigen ift. 

Art. 22. 

Die Landarmen-PVerbände find befugt, die ihrer Fürforge geſetzlich anheimfallenden 
Perfonen demjenigen Ortsarmen-Verband gegen Entſchädigung zu überweifen, welcher 
nad) 8. 28 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 zur vorläufigen Unterftügung derfelben 
verpflichtet ift. | 

Im Falle des Beftehens von Landarmen-Anftalten (Art. 15) find diejenigen dem 
Landarmen-Berband angehörigen Ortsarmen-PVerbände, welche felbft keine geeignete Ein- 
richtung für den von der Anftalt zu verfolgenden Zweck befiten, verpflichtet, auf Ber- 
langen der Yandarmen-Berwaltung diefelben gegen Bezahlung der ftatutenmäßigen Bei- 
träge zu benüßen. 

Die Landarmen-Verbände find dagegen verbunden, in den Landarmen-Anftalten, 
fomweit e8 der Raum geftattet, gegen Entjhädigung die der Fürforge der Ortsarmen- 
Berbände gefetslich anheimfallenden, zur Aufnahme in jene Anftalten fich eignenden Per 
fonen auf Antrag diefer Verbände aufzunehmen, 

Im Fall der Weigerung entjcheidet die vorgefetste ——— , in zweiter Ins 
ftanz endgiltig dad Minifterium des Innern. 
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Art, 23. 

Die Organe der öffentlichen Armenpflege find ermächtigt, mit Genehmigung des 
Minifteriums des Innern für die öffentlichen (Orts- oder Land) Armenanftalten Haus- 
ordnungen zu erlaffen, durch welche den Vorgefetsten eine Disciplinarftrafgewalt bis zu 
zwei Tagen Haft übertragen werden fan. Gegen derartige Erfenntniffe findet ein ein— 
maliger Relurs nad) Maßgabe des Geſetzes vom 26. Juni 1821, betreffend den Rekurs 
in aufßergerichtlichen Strafjachen, ftatt. Der Vollzug der erfannten Strafen erfolgt in 
der Anftalt felbft oder auf Requifition des Vorjtandes im Ortsgefängniſſe. 

Nah Maßgabe der genehmigten Hausordnung üben jene Organe oder die mit der 
unmittelbaren Leitung einer Anfialt Beauftragten über die darin aufgenommenen Per- 
jonen die Hausdisciplin. 

Wiederholte Uebertretung der Hausordnung wird mit Haft bi8 zu 8 Tagen bes 
ftraft. Die Unterfuhung und das Erkenntniß kommt den Ortöpolizeibehörden inner- 
halb ihrer geſetzlichen Strafbefugniffe, in fchwereren Fällen den Oberämtern zu. Diefe 
Behörden haben die im $. 362 Abf. 1 des Neichöftrafgejegbuchs enthaltenen Befugniffe. 

Urt. 24. 

Die für den Betrag der Erftattungsforderungen der Armen-Berbände maßgebenden 
Tarife (Reid;ögefeg vom 6. Juni 1870, $. 30 Abf. 3) werden von dem Minifterrum 
des Innern aufgeftellt. 

Urt. 25. 

Die Landarmen-Berbände find verpflichtet, denjenigen ihrem Bezirk angehörigen 
Drisarmen-Verbänden eine Beihilfe zu gewähren, welche durch Erfüllung der ihnen ob- 
liegenden Verpflichtungen überbürdet werden, fowie die Zahlung und Erftattung der 
ihnen auferlegten Kofien , welche fie ganz oder theilweife zu tragen aufer Etande find, 
zu übernehmen ($. 59 des Neichegefites über den Unterfiügungewohnfig vom 6. Juni 
1870). 

Die Beihilfe kann in Geld oder mittelft Bereitftellung von Pflegcanftalten oder in 
ſonſt geeigneter Weife gefchehen. 

Ob und welche Beihilfe zu Teiften ift, entjcheidet im Streitfalle die dem betreffen 
den Landarmen-Berband vorgejigte Kreisregierung, in zweiter Inflanz endgiltig das Mi- 
nifterium des Innern, 
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Art. 26. 


Infolange ein Ortdarmenverband eine Beihilfe von dem Landarmenverbande erhält 
(Art. 25), find die für die Armenpflege beftehenden Organe des erſteren verpflichtet, die 
öffentliche Armenpflege nad) den Weifungen des Oberamts einzurichten. 

Den betreffenden Yandarmenbehörden ift geftattet, von der Verwaltung des Armen- 
weiens in folhen DOrtsarmenverbänden jederzeit durch Abgeordnete Einfiht nehmen zu 
laffen und wegen der dabei gefundenen Mängel die geeigneten Verfügungen durch das 
Oberamt zu veranlaffen. 


Art. 27. 

Muß ein Deutfcher, welcher feinen Unterſtützungswohnſitz hat, auf Verlangen aus- 
ländifcher Staat$behörden aus dem Ausland übernommen werden, und ift bei der Ueber— 
nahme der Fall der Hilfsbebürftigkeit vorhanden, oder tritt diefelbe innerhalb fieben 
Tagen nad) erfolgter Uebernahme ein ($. 33 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870), fo 
liegt die Verpflichtung zu Erftattung der Koften der Unterftütgung demjenigen Land— 
armenverbande ob, innerhalb defjen der Hilfsbedürftige feinen Tetten Unterftügungswohn- 
fit gehabt hat. 

Laßt ſich diefer Unterſtützungswohnſitz nicht ermitteln, fo ift derjenige Sandarmen- 
verband zu Zragung der Koften der Unterftütung verpflichtet, im deſſen Bezirk die 
Hilfsbedürftigkeit hervorgetreten ift. 

» Art. 28. 

Der Erfatz der Koften, welche durch die Unterbringung der auf Grund der Beftim- 
mungen des 8. 361 Ziff. 3—8 des Reichsſtrafgeſetzbuchs verurtheilten und nad ver- 
büßter Strafe der Landespolizeibehörde überwiefenen Perjonen (R.St.G.B. 8. 362) in 
einem Arbeitshaus (Art. 11 Abſ. 3 des Gefetses vom 27. Dezember 1871, betreffend 
Aenderungen des Polizeiftrafrechts bei Einführung des Strafgeſetzbuchs für das Deutfche 
Reich), desgleichen derjenigen Koften, welche durch die Unterbringung jugendlicher Ver- 
bredjer in einer Erziehungs» oder Befferungsanftalt entjtehen, Liegt demjenigen Land» 
armenderband ob, zu welchem der Ort gehört, in dem der Betreffende feinen Unterſtü— 
Kungswohnfit hat. 

In Ermangelung eines folchen, oder wenn fich der Unterftütungswohnfit nicht er- 
mitteln läßt, bat derjenige Yandarmenverband einzutreten, in defjen Bezirk der in dem 
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Arbeitshaus beziehungsweife in der Erziehungs» oder Befferungsanftalt Untergebrachte 
feftgenommen worden ift. 


IV, Beftreitung des Aufwandes für die öffentlihe Armenpflege. 
Art. 29. 

Infoweit die Einnahmen aus Armenfonds, Armenftiftungen, Armengefällen und 
aus den auf Grund von Drtsftatuten errichteten befonderen Unterftügungstaffen für die 
Krankenpflege zu Dedung der Koften für die öffentliche Urmenpflege nicht ausreichen, 
find die von den Ortsarmenverbänden aufgewendeten Koften von den Gemeinden, bie 
von den Zandarmenverbänden aufgewendeten Koften von den Oberamtsbezirken zu be 
ftreiten. 

Art, 30. 

Die Aufbringung der von den Gemeinden zu beftreitenden Koften erfolgt bis zu 
anderweiter Regelung der Beftenerungsrechte der Gemeinden nad) Maßgabe der Vor- 
Ichriften des Verwaltungsedilts vom 1. März 1822 und des Geſetzes vom 18. Juni 1849. 

Der Aufwand der Pandarmenverbände wird, ſoweit derfelbe nicht aus eigenen Ein- 
nahmen gedeckt werden kann, nad) den Grundjägen für die Umlage des Amtsſchadens 
mit diefem auf die einzelnen zu denfelben gehörigen Gemeinden ausgetheilt, 

V. Verfahren in Streitſachen. 
Art. 31. 

Zu Verhandlung und Entſcheidung über Anſprüche, welche gegen einen württem- 
bergifchen Armenverband von einem anderen deutfchen Armenverband auf Grund des 
Neichdgejetes vom 6, Juni 1870 erhoben werden, wird eine Behörde eingefetst , welche 
den Namen „Landesamt für das Heimathweſen“ führt und in Stuttgart ihren Sit hat. 

Diefelbe befteht aus einem Vorfitenden und vier Mitgliedern, von denen minder 
ftend zwei die Befähigung zum Nichteramt befiten müfjen. Der Vorftand und die Mit- 
glieder werden aus der Zahl der Mitglieder der Oberregierung oder anderer Regierungs- 
oder Richter-Kollegien am Sitze de8 Landesamts berufen und von dem König iR die 
Dauer ihres Hauptamts am Sitze des erfteren ernannt. 


Urt. 32. 
Das Landesamt bilvet die höchfte landesgeſetzliche Inftanz im Sinne des 8.41 des 
Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 mit den Rechten eines Landeskollegiums. 
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Urt. 33, 

Das Landesamt als erlennende Behörde (Art. 43) faßt feine Beichlüffe in der 
Zahl von drei’ oder fünf Mitgliedern einfchließlich des Vorfigenden, von denen minde- 
ftens eines beziefungsweife zwei die Befähigung zum Richteramte befigen müſſen. 

Urt. 34. 

Die Klage wegen eines abgelehnten Anfpruches ift bei dem Landesamt für das 
Heimathwefen fchriftlich einzureichen. Im derfelben ift der Armenverband, deſſen Ver- 
urtheilung verlangt wird, und der Gegenftand des erhobenen Anfpruch® genau zu be- 
zeichnen; es ift insbefondere ausdrücklich auszuſprechen, ob die Mebernahme des betreffen. 
den Hilfsbebürftigen oder welche fonftige Leiftung verlangt wird. 

Art. 35. 

Die Klagefchrift wird der Gegenpartei mit der Aufforderung zugefertigt, ihre fchrift- 
liche Gegenerflärung innerhalb vier Wochen nach der Zuftellung einzureichen, widrigen- 
fall8 die in der Klageſchrift behaupteten Thatfachen für zugeftanden und die damit über- 
reichten Urkunden für anerkannt würden erachtet werben. 

Die Gegenerflärung wird dem klagenden Armenverbande zugefertigt, geeignetenfalls 
mit der diefelbe Verwarnung enthaltenden Aufforderung, feine weitere Erklärung inner- 
halb 14 Tagen nad) der Zuftellung einzureichen. Geht eine folche weitere Erklärung 
ein, fo wird fie der Gegenpartei zur Kenntnißnahme zugefertigt. 

Die vorgedachten Friften können auf Antrag der betreffenden Partei verlängert 
werden. 

Art. 36, 

Der Klageſchrift und den in Art, 35 gedachten weiteren Erklärungen der Parteien 
find die ald Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden in Original oder in Ab- 
jeift beizufügen. Bon allen Schriftftüden und deren Anlagen find Duplikate einzu- 
reichen. 

Art. 37. 

Das Landesamt für das Heimathwefen ift befugt, Unterfuchungen an Ort und 
Stelle zu veranlafjen, Zeugen und Sachverftändige zu laden und eidlich zu vernehmen, 
überhaupt den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 

Hinfichtlich der Verpflichtung, ſich als. Zeuge oder Sacverftändiger vernehmen zu 
loffen, kommen die entfprechenden Beftimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze zur 
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Anwendung. Das Landesamt erkennt auf die im Ungehorfamsfall zu verhängenden 
Strafen, vorbehältlich de8 nah Maßgabe der 88. 14 und 16 des Strafrelursgeſetzes 
vom 26. Juni 1821 zuläſſigen Rekurſes an den Geheimen Rath. 


Art. 38. 

Das Landesamt für das Heimathweſen kann die Beweiserhebung durch eines ſeiner 
Mitglieder, oder durch ein Oberamt, oder eine ſonſtige zu dem Ende zu erſuchende Be— 
hörde bewirken laſſen. Daſſelbe kann anordnen, daß die Beweiserhebung in feiner öffent- 
lichen Situng ftattfinden folle. Zu den Beweisverhandfungen find die Parteien vorzuladen. 


Urt. 39. 

Die Entſcheidung erfolgt in öffentlicher Situng de8 Landesamts nad) erfolgter Ta- 
dung und Anhörung der Parteien oder ihrer mit Vollmacht verfehenen Vertreter. Die 
Ladung erfolgt unter der Verwarnung, daß beim Ausbleiben der Parteien nach Tage der 
Akten entjchieden werden würde. Die Entfcheidung kann fofort verfündigt werden; es 
ift über diefelbe aber jedenfalls ein fchriftlicher, mit Gründen verfehener Beſchluß aus- 
zufertigen und den Parteien zuzuftellen. 


Art. 40. 
Im der öffentlichen Situng des Landesamts dürfen die Parteien neue Thatfachen 
oder Beweismittel nur in fofern vorbringen, als ihnen bei dem verfpäteten Vorbringen 
eine ſchuldbare Verzögerung nicht zur Laft fällt. 


Art. 41. 

Das Landesamt hat nach feiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Verhand— 
Yungen und Beweife gefchöpften Ueberzeugung zu beſchließen. Im fofern nicht etwa eine 
Ergänzung der Inftruftion befchloffen wird, kann feine Entjcheidung auf Abweifung des 
Hagenden oder auf Verurtheilung des in Anspruch genommenen Armenverbandes gerichtet 
fein. Letzteren Falls ift in der Entſcheidung ausdrücklich auszusprechen, ob der Armen- 
verband zur Webernahme des betreffenden Hilfsbedürftigen oder nur zu einer fonftigen 
Leiftung verpflichtet fein ſoll. 

Art. 42, 

Ueber die öffentliche Situng ift ein Protokoll aufzunehmen, welches die wefentlichen 
Hergänge enthalten muß und von den Mitgliedern des Yandesamts, jowie von dem 
Protofollführer zu unterzeichnen ift. 
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Art, 88. 

Die Entjcheidung erfolgt im Namen des Königs. 

Der unterliegende Theil hat die in dem Verfahren entftandenen baaren Auslagen 
und Anwaltsfojten, namentlich die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige, zu tragen 
und dem obfiegenden Theile die durch das Verfahren verurjachten nothwendigen Koften 
zu erjegen. 

Die zu erftattenden baaren Auslagen, Gebühren und Koften werden ihrem Betrage 
nad) endgiltig von dem Yandesamt fejtgejekt. 

Für die Endentſcheidung ift die durch Art. 16 des Geſetzes vom 13. November 
1855, betreffend die Nechismittel in Verwaltungsjuftizfachen, beftimmte Sportel anzu- 
ſetzen. 


Art. 44. 


Zur Verhandlung und Entſcheidung über Anſprüche, welche gegen einen württem- 
bergifchen Armenverband von einem antern württembergifchen Armenverband auf Grund 
des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 erhoben werden, fowie der im Art. 7 Abſ. 4 und 
Art. 13 auf den VBerwaltungsrehtäweg verwiefenen Streitſachen ift in erfter Inftanz 
die Kreisregierung, in deren Bezirk der Beklagte feinen Sit hat, zufländig; fie verhandelt 
und befchließt in Anwefenheit von drei oder fünf Mitgliedern einfchließlich ded Vor—⸗ 
figenden. 

In Bezug auf das Verfahren finden die Art. 34 bis 43 finngemäße Anwendung. 

Auf derartige Streitfachen (Abf. 1) finden die Beftimmungen des Gejetes vom 13. No- 
vember 1855 über die Rechtsmittel in Verwaltungsjuftizfahen mit der Maßgabe An- 
wendung, daß der Rekurs von der Kreidregierung an das Landesamt für da8 Heimath- 
weſen geht. Dafjelbe verhandelt und entjcheidet als zweite Inſtanz nad) Maßgabe der 
Urt. 33—43. Gegen Straferfenntniffe der Kreisregierungen in Ungehorfamsfällen geht 
der Rekurs an das Landesamt für das Heimathweien nah Maßgabe des Art. 37. 


Das Landesamt für das Heimathwefen erfennt in der Hegel endgiltig; nur in den 
Fällen des Art. 13 dieſes Geſetzes ift unter der in dem Art. 6 des Rechtsmittelgeſetzes 
bezeichneten Vorausſetzung gegen feine Entfcheidungen ein weiterer Relurs an die oberfte 
Verwaltungsjuftizbehörde geflattet. 
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Art. 45. | 
In Streitigkeiten zwifchen Ortsarmenverbänden defjelben Oberamtsbezirks hat der 
Einreihung der Klage ein Sühneverjuch vor dem Dberamt voranzugehen. 


Urt. 46, 
Die weiteren Vorjchriften über-da8 Verfahren und über den Gejchäftsgang werden 
durch Minifterial-Verfügung gegeben. 


VI Deffentlide Unterftübung bilfsbedürftiger Ausländer. 
Art. 47. 

Jeder Ausländer ift, fo lange ihm der Aufenthalt im Inlande geftattet wird, in 
Bezug auf die Art und das Maß der im Falle der Hilfsbedürftigfeit zu gewährenden 
öffentlichen Unterſtützung einem Deutjchen gleich zu behandeln. 

Zu Erftattung der durch die Unterftügung erwachjenen Koften, beziehungsmweife zu 
Uebernahme des Hilfsbedürftigen Ausländers ift im Falle des 8. 29 des Reichsgeſetzes 
der Armenverband des Dienſtorts, außerdem derjenige Landarmenverband verpflichtet, 
in deſſen Bezirk die Hilfsbedürftigfeit Hervorgetreten ift. Eine Ausnahme von der Ieg- - 
teren Regel tritt dann ein, wenn der zu unterftügende Ausländer an dem Ort, wo er 
bilfsbedürftig geworden ift, falls er ein Deutfcher wäre, den Unterftügungswohnfig er- 
worben hätte, in welchem Falle die Verpflichtung zur Unterftügung dem betreffenden 
DOrtsarmenverbande obliegt. 


VU, Berhältniß der Armenverbände zu anderweit Berpflicteten. 
Art. 48. | 
Ansprüche von Armenverbänden, welche die Uebernahme der Unterftügung eines 
Hilfsbedürftigen von privatrechtlich dazu verpflichteten Perfonen zum Zwecke haben, und 
ebenſo Anfprüche der Armenverbände auf Erftattung bereit8 verausgabter Unterftügungs- 
koften durch ſolche Perfonen können nur im Eivilrechtsweg geltend gemacht werden. 


VIII. Schlußbeftimmungen. 
Art. 29. 
Unter einem deutjchen Hilfsbebürftigen und einem deutjchen Armenverbande tm 
Sinne diefes Gefeßes ift ein folcher zu verftehen, welcher dem Geltungsbereich des 
Reichsgeſetzes über den Unterftüungswohnfis vom 6. Juni 1870 angehört. 
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Art. 50. 

Deffentliche Unterftügungen, welche von den zu Beftreitung des Armenaufwandes nad) 
dem revidirten Bürgerrechtsgefek vom 4. Dezember 1833 Urt. 2 verpflichteten örtlichen 
(Gemeinde- oder Stiftungs-) Kaffen vom 1. Januar 1873 an zufolge der SS. 28 und 
60 des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 befkritten werden, find als von dem Orts- 
armenverbande geleijtet anzufehen, und e8 finden rückſichtlich ihrer Erftattung die Vor- 
fchriften des Reichsgeſetzes F. 30 umd des gegenwärtigen Geſetzes Art. 27 und Art. 47 
Abf. 2 Anwendung. 

Bei der Verhandlung und Entjcheidung derjenigen Streitfachen, welde nach dem 
1. Yanuar 1873 anhängig gemacht worden find, kommen, jofern fie zur Zeit der Ver— 
fündigung diefes Geſetzes noch nicht rechtskräftig entjchieden find, die Vorfchriften der 
Art. 31-46 zur Anwendung. Diefe Streitjachen find, gleichviel in welhem Stadium 
des Prozeſſes fie fich beim Erjcheinen des Geſetzes befinden, an die zur Entjcheidung 
in erfter Inſtanz zuftändige Behörde abzugeben. 


Art. 51. 
Alle mit den Vorjchriften des gegenwärtigen Gefeges in Widerfpruch ftehenden Be 
ftimmungen älterer Gefege und Berordnungen treten außer Kraft, insbejondere 

1) da8 zweite Kapitel der 4. Kaftenordnung vom 2. Januar 1615 (Meyfcher, Regie- 
rungsgefege J. Band ©. 641); 

2) das General-Rejkript vom 27. Auguft 1717 (ebendafelbft II. Band ©, 1079); 

3) Urt. 2, 3341 des revidirten Bürgerrechtsgeſetzes vom 4. Dezember 1833, Art. 
40 defjelben jedoch nur mit der Mafgabe, daß Leiftungen der Amtskörperfchaften 
für Unterftügung zugetheilter Heimathlofer, dereg Zutheilung vor dem 1. Januar 
1873 rechtskräftig erfolgt ift,"von denfelben in fo lange zu tragen find, bis die zu- 
getheilten Perfonen nach Vorjchrift der Reichsgeſetze vom 6. Juni 1870 und vom 
8. November 1871 einen Unterftügungsmwohnfit erworben oder den Unterftütungs- 
wohnfig in der Gemeinde, welcher fie feiner Zeit zugetheilt worden waren, verloren 
haben; 

4) Art. 7 Abſ. 2, zweiter Satz des Gefekes vom 17. September 1853, betreffend die 
Verhältniffe der zufammengefetten Gemeinden, fowie Art. 5 Abf. 2 deſſelben Ge 
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ſetzes, jo weit e8 fich um die Beftreitung der Koften für die öffentliche Armenpflege 

banvelt. 

Unfere Minifter des Innern umd des Kirchen und Schulwefens find mit der 
Bollziehung diefes Gefetses beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 17. April 1873, 


Karl. 
Der Miniſter des Innern: 


Sick. 
Der Miniſter des Kirchen- und Schulweſens: 
Geßler. 


RA AA UI TA NE 





Gebrudt bei & Haſſelbrink. 
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Gefeh, betreffend die Grund-, Gebände- und Gewerbe-Stener. Vom 28. April 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unſeres Geheimen-Raths und unter Zuſtimmung Unſerer ge— 
treuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Art. 1. 
Gegenftände der Befteuerung. 
Der Beftenerung nad) den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes unterliegen, 
und zwar; 
1) der Grundfteuer und der mit derjelben verbundenen Gefällftener — 
a) alle innerhalb der Landesgrenzen gelegenen, ertragsfähigen Grundftüde, 
b) die fraft einer Dienftbarkeit auf dem Grundeigenthum Haftenden Berechtigungen 
Dritter, foweit fie nicht durch etwaige Gegenleiftungen ausgeglichen werden, fer- 
ner die noch vorhandenen Rechte auf Zins, Gült-, Lehen- und Zehentgefälle; 
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2) der Gebäudefteuer — alle im Lande vorhandenen Gebäude, einfchließlich ihrer Grunb- 
flächen und Hofraithen, fowie die nicht unter einem Gebäude befindlichen, fondern 
für fich beftehenden Keller; 

3) der Gewerbefteuer — die im Lande betriebenen Gewerbe jeder Art. 

Bon dem Zeitpunkt an, mit welchem die Steuern nad) dem gegenwärtigen Gejeße 
werben erhoben werden können, unterliegen insbefondere 

zu Ziffer 1, lit. b unter der dort ausgefprochenen Einfhränfung, daß fie nicht 
durch Gegenleiftungen ausgeglichen werden, der Gefällftener: 

die Berechtigungen zum Streufammeln, zur Harz, Aeckerich⸗ Weide- und Gras- 

nutzung, zur Fischerei, zum Holzbezug, fowie, abgefehen von den dinglichen Gewerbe 

berechtigungen, die mit einem Gebäude verbundenen nutbaren Rechte; 

zu Ziffer 3 der Gewerbefteuer; 
die muterirdifch betriebenen Bergwerke und die Mineralbrunnen; 
die mit einem Gebäude im Zufammenhang ftehenden gewerblichen Einrichtungen 
und dinglichen Gewerbebercchtigungen; — endlich unter Abänderung der Beftim- 
mung in Urt. 1.111. a des Gefetes, betreffend die Steuer vom Kapital-, Renten-, 
Dienft- und Berufs: Eintommen, vom 19. September 1852, die Commiffionäre, 
Makler (Senfale), Herausgeber (Verleger) von Zeitungen und Zeitjchriften. 


Art. 2. 
Ausnahmen. 
1, Bon der Beftenerung bleiben frei: 

1) Die zu der Krondotation gehörigen Grundftücde und Gebäude fammt Zugehör. 

2) Das Eigentbum des Staat? und der ganz oder theilweife auf Koften des Staats 
zu unterhaltenden Anftalten, insbefondere auch die vom Staate felbft betriebenen 
Gewerbe. 

3) Die ihrer Hauptbefiimmung nad) zum öffentlichen Gebrauch dienenden Grund» 
flächen, wie Wege, Straßen, Markt und andere Pläte, Spaziergänge, Begräb- 
nißpläge, Brunnenteiche, Feuerweiher, Viehſchwemmen u. ſ. w., welche dem Ei- 
genthümer feinen ökonomiſchen Nuten abwerfen. 

4) Die ald Befoldung der im diefjeitigen Staats-, Kirchen und Echuldienft ange- 
ftellten Beamten und Diener verliehenen Grundftüde und nugbaren Rechte, 
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5) Gebäude, welche zu öffentlichen Zwecken dienen, ohne dem Eigenthimer einen öfo- 
nomifchen Nuten abzumwerfen, insbejondere 
a) Kirchen, Bethäufer, Synagogen, befonders ftehende Uhren- und Glodenthürme, 
Pfarrgebäude, Schullehrerwohnungen mit Zubehörden und Lehrgebäude für Lehr- 
anftalten, Turnhallen, Uebungshäuſer für Feuerwehren ; 

b) Hofpitäler, Armen, Waifenhäufer und andere zu wohlthätigen Zwecken dienende 
Gebäude öffentlicher Anftalten, Leichenhäuſer; 

o) Rath⸗, Thor-, Wachthänfer, Gefängniffe, Gebäude zu Verwahrung von Feier 
löſch⸗ Geräthſchaften und zu öffentlichen Brunnenwerken. 

Ein Gebäude diefer Art (a—co), welches bloß theilweife zu einem die Steuerfrei- 

heit begründenden Zwecke dient, bleibt nur nach dem Verhältniß diefer Verwendung 

von der Steuer frei. 

6) Gebäude in Feldern, Gärten, Weinbergen, Waldungen, welche weder bemohnbar 

« find, noch zu einem landwirthichaftlichen oder Gewerbe-Betrieb dienen. 

7) Gebäude, welche in feiner Weife benütst werben können. 

8) Der Handel mit Produkten von eigenen oder gepachteten Grundftücen, fowie mit 
den davon ernährten Thieren und deren Erzeugniffen, fei e8 daß die Produfte 
roh oder in einem anderen Zuftande verkauft werden, der in dem reife des Tand- 
und forftwirthfchaftlichen Betriebs Tiegt. 

Ib. Der Beftewerung, nicht nad den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, dage- 
gen nach denen des Geſetzes, betreffend die Steuer vom Kapital», Renten-, Dienft- 
und Berufs-Einfommen, vom 19. September 1852, in Art. 1. II. b unterliegen 

1) vom 1. Juli 1873 an 
die bisher den Grundgefällen gleich behandelten reichsſchlußmäßigen Staatskaſſe⸗ 
Renten, fowie die Siederdrenten in der Stadt Hall; — die Steuer aus den Sieders⸗ 
renten ift von der diejelben ausbezahlenden Kaffe fir Rechnung der Steuerver- 
waltung im Ganzen in Abzug zu bringen; 

2) von dem Zeitpunkt an, mit welchem die Steuern nach dem gegenwärtigen Gejek 
werden erhoben werben können: 
die Privateifenbahnen mit den zu ihrem Betrieb dienenden Grundflächen und 
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Gebäuden und mit ihrem Gewerbebetrieb felbft, nad dem von der Verwaltungs- 
behörde im Ganzen zu fatirenden und zu verftenernden Ertrag. 

II. Hinfichtlic) der Beiziehung der in fteuerfreien Gebäuden befindlichen Dienftwohn- 
ungen, der Befoldungsgüter u. ſ. w. (Ziffer I. 4 und 5) zur Dienft- und Berufs- 
Eintommensftener verbleibt e8 bei den in dem Gefek vom 19. September 1852 ent- 
haltenen Beftimmungen. 

Art. 3. 
Steuerpflichtigkeit. 

Die Steuerpflicht iſt allgemein und es darf keine nicht im Geſetz begründete Be— 
freiung von derſelben bewilligt werden. 

Steuerpflichtig iſt derjenige, welcher in den öffentlichen Urkunden als Eigenthümer 
oder Nutznießer des betreffenden Gebäudes oder Grundſtücks, beziehungsweiſe einer 
Realberechtigung aufgeführt iſt, wobei der Eintrag am Beginn des Steuerjahres für das 
ganze Jahr maßgebend iſt; ſowie Jeder, der im Lande ein Gewerbe betreibt. 

Nichtwürttemberger werben bei der Beſteuerung wie Inländer behandelt (zu vergl. 
übrigens Art. 85, 99 und 100). Sollten jedoch in einem auferdeutfhen Staate würt- 
tembergifche Staatsangehörige mit ihrem Eigenthum oder Erwerb einer von der allge- 
meinen Steuergefetgebung jenes Staate8 abweichenden Behandlung unterliegen und hier- 
dur mit verhältnifgmäßig höheren Steuern belaftet werden, als die Angehörigen des 
betreffenden Staates, jo bleibt der württembergifhen Steuerverwaltung die Befugnif, 
auch die in Württemberg fteuerpflichtigen Angehörigen jenes Staates mit höheren Steu- 
ern zu belegen, vorbehalten. 

Art. 4. 
Herftellung der Grundlagen für die Befteuerung. 

Für jede der drei Steuerquellen, aljo für das Grundeigenthum mit den Grund- 
gefällen, für die Gebäude, ſowie für die Gewerbe, werden befondere Katafter gebildet. 

Jede Marfung bildet einen befonderen Steuerdiftrift, für welchen die Katafter der 
einzelnen Gegenftände der Beftenerung herzuftellen find; zuſammengeſetzte Gemeinden, 
welche entweder in Beziehung auf Befteuerung bisher ein Ganzes bildeten, oder ein 
gemeinfchaftliches Güterbuch haben, werden übrigens nur als ein Steuerbiftrift be 
handelt. 
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Art, 5. 
Kataftercommiifion. 

Zur Leitung des Gefchäfts nad, den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes und 
den zu deſſen Vollziehung zu ertheilenden Vorfchriften wird eine unmittelbar unter dem 
Finanzminiſterium ftehende, mit den Befugniffen eines Tandescollegiums ausgeftattete 
Kataftercommiffion niedergeſetzt. 

Nach der Herftellung der neuen Katafter gehen die Gejchäfte der Kataftercommif- 
fion an da8 Steuercollegium über, welches auch für die Fortführung der Katafter zu 
ſorgen hat. | 

Art. 6. 
Landesſchätzer. 

Zur Erzielung einer gleichmäßigen Behandlung der Grundſteuer -Einſchätzungen 
wird durch das Finangminifterium auf den Vorfchlag der Kataftercommiffion die nöthige 
Anzahl von Landesfchätern aus der Mitte der Land- und Forftwirthe aufgeftellt, 


Art. 7. 
Bezirts-Schägungscommiffionen. 


Zur Bornahme des Einfhätungsgefchäfts im den einzelnen Oberamtsbezirken und 
Steuerdiftriften werden Bezirks-Schätzungscommiſſionen beftellt, welche aus einem von 
der Kataftercommiffion zu ernennenden Steuercommiffär und vier beeidigten Schäßern 
beftehen. 

Deren Erfagmänner werden in gleicher Zahl und nach gleicher Urt beitellt. 

Neben dem Steuercommiffär werden in diefe Bezirks⸗Schätzungscommiſſionen berufen: 

1) bei der Grumdfteuer 
a) zwei durch die Kataftercommiffion zu ermennende Bezirksfchäter, welche nicht 
nothwendig aus dem betreffenden Oberamtöbezirke genommen werden müſſen; 
b) ein Nachbarſchätzer; 
c) ein fachverftändiger Ortsfchäter. 

Für die Stellen der Nachbarſchätzer bezeichnet die Amtsverfammlung zwölf Sachver⸗ 
ftändige, aus deren Reihe der Steuercommiffär die Nachbarfchäker aufftellt; der Orts- 
fchäter wird von dem Gemeinderath der betreffenden Gemeinde gewählt. 
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Für die Einſchätzung der Waldungen werben befondere Eommiffionen nad; Maf- 
gabe des Art. 67 beftellt. 
2) bei der Gebäudefteuer: 
a) drei von der KRataftercommiffion zu ernennende Bauverftändige als Bezirksichäter; 
b) ein von dem Gemeinderathe der betreffenden Gemeinde zu wählender fachverftändiger - 
Ortsſchätzer. 
3) bei der Gewerbeſteuer: 
a) drei von der Kataſtercommiſſion zu ernennende Bezirksſchätzer. 

Hiezu hat die Amtsverfammlung zwölf fachverftändige Männer vorzufchlagen, ohne 
daß jedoch die Kataftercommiffion an diefen Borfchlag oder an bezirfsangehörige Per- 
fonen gebunden ift. 

Die Wahl erfolgt je auf drei Yahre, ihre Annahme kann nur von folchen abge- 
Ichnt werden, welche während der vorhergegangenen dreijährigen Periode als Bezirksſchätzer 
Dienfte geleiftet oder das 65. Lebensjahr zurückgelegt haben. 

Die Enthebung vom Dienft ift durch die Kataftercommiffion gegen Solche zu 
verfügen, welche nach dem Gefet nicht Schöffen fein können. 

Sollten innerhalb der dreijährigen Periode von den ſechs Bezirksſchätzern und Er- 
fagmännern mehr als zwei abgehen, fo ift eine ganz neue Wahl in gleicher Weife, wie 
die erfte, für den Neft der Wahlperiode vorzunehmen. | 

b) ein durch den Gemeinderath der betreffenden Gemeinde zu wählender fachver- 
ftändiger Ortsſchätzer. 

Das Finanzminifterium kann bei der Gebäude und der Gewerbefteuer die Errich- 
tung mehrerer Einfhätungscommiffionen für Orte, deren Größe dies nothwendig macht, 
verfügen. 

Die Schätungscommiffionen find befugt, weitere Sacverftändige mit berathenber 
Stimme beizuziehen. | 

Ürt. 8. 
Gejhäftsbehandlung bei den Schägungscommiffionen im Allgemeinen. 


Der Steuercommifjär hat in den Bezirks⸗Schätzungscommiſſionen als Vorfitender 
die Verhandlungen zu leiten und für Protolollirung der Beichlüffe zu forgen. Die 
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Beichlüffe werden mit abjoluter — gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet der Steuercommiſſär. 

In den übrigen Fällen gilt — Summe als Schätzung der Mehrheit, in 
welcher, von der höchſten Summe ſtufenweiſe auf die niedrigſte zurückgeſchritten, zuerſt 
die Mehrheit der Schätzer zuſammentrifft. 

Bei der Schätzung eines ganz oder theilweiſe einem Mitgliede der Schätzungs⸗ 
commiffion gehörenden Gebäudes, Gewerbes, einzelnen Grundſtücks oder nutzbaren 
Rechts ift dieſes Mitglied von der Mitwirkung ausgefchloffen und dur einen Erjat- 
mann zu erjegen. Das Gleiche gilt, wenn die betreffenden Objekte einem nahen Ver⸗ 
wandten oder Pflegbefohlenen eines Schäters gehören, oder wenn fie ihm zur Verwaltung 
anvertraut find, 

Auch Hat der Steuerconmiffär zur Einſchatzung einer Markung, in welcher ein 
Bezirksſchatzer begütert iſt, einen geeigneten Stellvertreter zu berufen. 


Art, 9. 
Verhältniß der Einfhägungsbehörden zu den Steuerpflictigen. 

Die Einfhägungsbehörden find befugt, felbft oder durch urkundlich Beauftragte die 
zu jhägenden Grundflüde, Gebäude und gewerblichen Einrichtungen einzufehen, von den 
Eigenthümern oder deren BVertretern Auskunft über für die Schätung erheblich erfchei- 
nende thatjächliche Berhältniffe zu verlangen und von den Alten und Rechnungen der 
Staatd- und Gemeindebehörden und der unter öffentlicher Aufficht ftehenden Verwal— 
tungen Einficht zu nehmen. Die Vorlegung der Gefchäftsbücher und die Kftenbarung 
der Gejchäftsgeheimniffe können fie nicht verlangen, 

Un der Einfichtnahme gewerblicher Einrichtungen können ohne Zuftimmung des 
Einzufhägenden ſolche Perjonen nicht Theil nehmen, welche ein ähnliches Geſchäft be- 
treiben , wie der Einzufchätende, oder welche fich mit Anfertigung der zu einem folchen 
Gefchäftsbetrieb nöthigen Einrichtungen befaffen. 

Die bei der Einfhägung von Gewerben verwendeten Perfonen haben Alles, was 
ihnen hiebei itber die Gewerbe-, Vermögens- und Einfommensverhältniffe der — 
pflichtigen zur Kenntniß kommt, geheim zu halten. 

Eine Verletzung dieſes Geheimniſſes wird von der Centralſteuerbehörde mit Seid, 
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ftrafe bis zu fünfhundert Thalern, welche nad; Maßgabe der 88. 28 und 29 des Straf- 
geſetzbuchs für das Deutfche Reich in Freiheitsftrafe umgewandelt werden kann, geahndet. 
Art. 10. 
Feſtſetzung der Steuer. 

Der Betrag der zu entrichtenden Steuer jeder Gattung (Grund- und Gefäll, 

Gebäude, Gewerbeftener) wird für jede Etatsperiode durch das Finanzgefet beftimmt. 
Art. 11. 
Berechnung und Einzug der Steuer. 

Die Steuerjchuldigkeiten der Pflichtigen werden in jeder Gemeinde auf Koften der 
letzteren berechnet und eingezogen. 

Die Steuer des Einzelnen ift je in den erften acht Tagen jeden Monats mit Y,, 
des Yahresbetrags fällig. 

Die Gemeinde hat ihre gefammte Steuerfchuld in Monatsraten und zwar je vor 
Ablauf des Monats an die Amtspflege und diefe an die Staatskaſſe koftenfrei abzuliefern 
(68. 115 und 116 der VBerfaffungsurkunde). Ausnahmen hievon finden nur nad Maf- 
gabe der Art. 99 und 100 ftatt. 

Nachläſſe wegen Gewitter- und Ueberſchwemmungsſchaden, fowie die nach Maßgabe 
der Art. 69, 80 und 98, Abſ. 1 und 2 eintretenden Minderungen werben, foweit Letstere 
nicht in einem Zuwachſe ihre Ausgleihung finden, an der Steuerjchuld der Gemeinden 
und Amtskörperſchaften abgefchrieben. 

Art. 12. 
Adgaben-Nahholung und Zurüdforberung. 

Das Recht zur Nachforderung zurücgebliebener umd zur Zurückforderung zu viel 
bezahlter Steuern verjährt in drei Jahren. 

Die Verjährung der Nachforderung zurücgebliebener Abgaben lauft vom Schluffe 
des Steuerjahrs an, in welchem die Abgabe zu entrichten war, und wird durch urkund- 
liche Aufforderung zur Zahlung von Seiten der Steuerverwaltung unterbrochen. 

Die Verjährung der Zurücforderung zu viel bezahlter Abgaben lauft vom Tage 
der geleifteten Zahlung an und wird durch das Anbringen der Nüdforderung bei dem 
Bezirksfteneramt (Kameralamt) oder einer dieſem vorgefegten Behörde unterbrochen. 

Auf die Rückforderung der nach der früheren Gefetsgebung zu viel bezahlten, ſowie 
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auf die Nachforderung zu wenig bezahlter Steuern, worüber noch feine Entjcheidung 
erfolgt ift, find die Beftimmungen des gegenwärtigen Gefeted anzuwenden. Die Ver— 
jährungsfrift für die vor der Verkündigung dieſes Geſetzes bereits bezahlten oder ver- 
fallenen Steuern lauft vom Tage feiner Verkündigung an. 
Art. 13. 
Koften der neuen Kataftrirung. 

Die Koften der zur Vorbereitung der neuen Einfchägungen zu fammelnden Notizen, 
der Eintheilung der Grundftüce in Klaſſen (Art. 19) und der Anlegung von Verzeich— 
nifjen der Gebäude und Gewerbe (Art. 76, 93) find von dem betreffenden Gemeinden, 
beziehungsweife den Theilgemeinden, zu tragen. 

Die übrigen durch die Herftellung der neuen Katafter verurfachten Koften find von 
der Staatskaſſe zu beſtreiten. 

Die Koften, welche durch unbegründete Bejchwerden gegen Einfchägungen entjtehen, 
können dem Befchwerdeführer zugefchieden werden. Sind e8 deren mehrere, jo Haben 
fie die Koften, falls ihnen diefelben zugejchieden werden, nach Verhältnig ihres Antheils 
an den angefochtenen Katafterfummen zu tragen. 

Art. 14, 
Fortführung der Katafter, 

Die jährliche Berichtigung der Orts- und des Landes-Kataſters gefchieht nach Maf- 
gabe der fitr die einzelnen Beftenerungsgegenftände ertheilten befonderen Borfchriften. 

Die Grund- und Gebäudebefiter find verpflichtet, die eine Katafteränderung be- 
wirkenden Veränderungen an Grundftüden und Gebäuden der Drtsbehörde anzuzeigen 
(Art. 69—72 und 80-82). 

Dasjelbe hat je am Anfang des Steuerjahrs von denjenigen Gewerbetreibenden zu 
gefchehen, deren Betrieb fich Hinfichtlich der Größe des Betriebslapitals oder der Gehilfen- 
zahl nachhaltig verändert hat (vergl. Art. 93). 

Art. 15. 
Koften der Katafter. 

Die Koften der jährlichen örtlichen Berichtigung und Fortführung des Grund- und 
Gebäudefatafterd hat die betreffende Gemeinde, beziehungsweife die Theilgemeinde, zu 
tragen; die Koften der Prüfung derfelben trägt die Staatskaſſe. 

Die Koften der jährlichen Aenderung des Gewerbefatafters werden auf die Staats— 

2 


136 


fafje übernommen. Hinſichtlich der durch unbegründete Befchwerden verurſachten Koften 
findet Art. 13, Abſ. 3 finngemäße Anwendung. 

Art. 16. 

Beihwerden. 

Beichwerden über das Verfahren bei den Einfhägungen und über die Höhe der 
Steueranfchläge find nad) Maßgabe der Urt. 57, 61—64, 67, 74, 79, 84, 97, 98 und 
99 zu erledigen. 

In allen anderen Beziehungen ift die Befchwerdeführung nad den jonft beftehenden 
Normen zuläßig. 

Zweiter Titel. 
Befondere Beftimmungen für das Grund und Gefäll-Ratafter. 
I. Grundlage für das Steuerfatafter. 
| Art. 17. . 

Die Grundlage für das Steuerfatafter (Art. 68) bildet bezüglich der Markungs— 
fläche das Primärkatafter, bezüglic, des Flächengehalts der einzelnen Parzellen und Kuls 
turarten aber das nad) dem Primärkatafter, dem Ergänzungsband und den Mefurkun- 
denheften bis zur Zeit der Steuereinſchätzung berichtigte und ergänzte Güterbuch. 

I, Beftimmungen über die Einfhägung. 
1) Allgemeine Normen. 
Urt. 18, 
Die Steuereinihägung hat in der Art zu gejchehen, daß 
1) die Grundftücde jeder Kulturart (Benütungsart) im Steuerdiſtrikt, jo weit dies 
durch die nachfolgenden Beftimmungen vorgejchrieben ift, in Klaſſen eingetheilt wer- 
den, beziehungsweife die beftehende Klaffififation geprüft und ſoweit nöthig berich- 
tigt wird; 
daß 
2) für jede Kulturart und Klaſſe der Steueranjhlag vom Morgen und vom Hektar 
feſtgeſetzt und 
3) durch Anwendung dieſes Steueranjchlagd auf den Flächengehalt des betreffenden 
einzelnen Grundftüds (Parzelle) dejjen Steuerfapital berechnet wird, von welchem 
4) der Steueranſchlag der Grundlajten abgezogen wird, foweit diefelben nicht jchon bei, 
Feſtſetzung des Rohertrags berüdfichtigt find (vergl. Art. 33, 40, 47, 49). 
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2) Einfhägung der Feldgüter, der Weiderechte auf ſolchen und der Fiſchereirechte. 
Art. 19. 

Normen für die Ausſcheidung der Kulturarten und Bildung der Klaſſen im Allgemeinen. 

Zum Zweck der Einihätung find die Feldgüter (landwirtſchaftlich benügten Grund- 
ſtücke) eines jeden Steuerdiftrift8 nad) ihrer Benütungsart zur Zeit der Einſchätzung 
in Aecker, Wieſen, Weinberge, Gärten und Länder, Baumgüter (mit Obftbäumen 
bepflanzte Aecker oder Wiefen), Hopfengärten, Wechjelfelder und Weiden auszufcheiden, 
und jofort nach dem größeren oder geringeren Reinertrag in Klaffen einzutheilen, 

Art. 20. 
Hilfsmittel und Normen für die Alaffeneintheilung. 

Bei der KHlaffeneintheilung ift insbefondere Folgendes zu beuchten: 

a) die Grundſtücke jeder einzelnen Rulturart find in bejondere Klaffen einzutheilen ; 

b) die beften Grundftüde find in die erfte Klaſſe, die minder guten in die folgen- 
den Klafjen einzureihen in der Art, dag Grundftüde einer und derfelben Klaffe 
dem Morgen nad) den gleichen Reinertrag gewähren ; 

ce) die Zutheilung eines Grundftüds zu mehreren Kulturarten ift nur dann zuläßig, 
wenn der Meßgehalt der verjchiedenen Kulturarten (3.8. theild Weinberg, theils 
Baumgut) im Primärkatafter oder Güterbuch auf den Grund einer Vermeffung 
ausgeſchieden tft; 

d) die durch befonderen Fleiß oder Vernachläßigung des Beſitzers bewirkte vorüber⸗ 
gehende Steigerung oder Verringerung des Ertragd eines Grundſtücks ift bei der 
Klaffeneintheilung nicht zu beachten; 

e) die für eine Kulturart eines Steuerdiftrifts zuläßige Klaſſenzahl ift durch bie 
Kataftercommiffion endgiltig zu beftimmen. 

Art. 21. 
Grundlage des Steueranfchlage. 

Der nad Art. 18, Ziff. 2 feitzufegende Steueranſchlag foll dem reinen Yahreser- 
trag der Grumdftüce gleihlommen, wie er fi aus der Schäung des mittleren Roh— 
ertrags nach Abzug der Kulturkoften ergibt. 

Der Reinertrag jeder Klaſſe ift in der Art zu erheben, daß 

1) der in Jahren gewöhnlicher Fruchtbarkeit fich ergebende Rohertrag für Grundftüde 
jeder Kulturart und Klaffe dem Morgen nad durch Schätung ermittelt, 
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2) der zu Erzielung des gejchätsten Mohertrags nothwendige Aufwand (Kulturfoften) 
berechnet, und 

3) durch Abzug der Kulturkoften von dem Rohertrag der Neinertrag beftimmt wird, 
welcher übrigend nad einer dur die Inſtruktion feftzufeßenden Stufenfolge für 
da8 Hektar abzurunden ift. 

Diefe fpecielle Reinertragsberehnung hat nur bei Aeckern, Wiefen, Weinbergen 
und Weiden ftattzufinden. Bei den übrigen Kulturarten ift der Reinertrag durch Ver— 
gleichung mit den Reinertragsfäten der fpeciell geſchätzten Kulturarten auszumitteln (vgl. 
Urt. 34—40). 

Art. 22. 
Produftenpreife. 

Das Getreide ift nach den Durchfchnittspreifen der für den betreffenden Steuerbi- 
ſtrilt maßgebenden Hauptfchranne aus den 15 Kalenderjahren 1855—1869 zu Geld 
zu rechnen. 

Abweichungen von den durchſchnittlichen Schrannenpreifen find mit Genehmigung 
der Kataftercommiffion in dem Falle zuläßig, wenn und fo lange befonderd nachthei- 
lige Berhältniffe hinſichtlich der Qualität der Früchte oder der Befchwerlichkeit des Ab— 
ſatzes nachgewiefen werden, 

Die Preife aller übrigen Felderzeugniffe find durh die Schätzungscommiſſion zu 
beftimmen, und follen hiebei als Anhaltspunkte die aus zuverläßigen Aufzeichnungen 
erhobenen Durchfchnittöpreife des betreffenden Orts während der Jahre 1855 — 1869 
benützt werden, 

Der Wein ift nad) den in den betreffenden Orten während der Jahre 1854—1869 
mit Meglaffung des Jahres 1865 unter der Kelter erzielten Durchfchnittspreijen zu 
berechnen, wobei die durch die verjchiedene Qualität des Weins derjelben Orte be- 
wirkten Preisunterfchiede zu beachten find. 


Art. 23. 
Einſchätzung der Aeder. 
Rohertrag. 
Bei Ermittlung des Nohertragd der Weder ift diejenige Bewirthichaftungsweife 
(MWirthichaftsfyften) zu Grunde zu Tegen, welche nad) den Verhältniffen der Gegend zur 
Zeit der Einſchätzung als die gewöhnliche und vegelmäßige erjcheint. 
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Der Rohertrag begreift den nefammten innerhalb der Wirthichafsperiode fich erge- 
benden Ertrag an Körnern, Stroh, Wurzel: und Futtergewächſen mit Einfluß der 
Grasſchläge bei Wechjelfeldern (Egarten, Wechſelwieſen) in fi. 

Als Ertrag an Körnern kommen nur Dinkel, Roggen, Gerfte und Haber in Be- 
trat. Die Brad und Handeldgewächje find nad dem in dem betreffenden Bezirke 
vorherrjchenden Anbau in Berechnung zu nehmen. 

Die Weide ald Nebenertrag (Stoppelweide) ift, ſoweit fie von den Grunbdeigenthü- 
mern felbft benützt wird, zum Rohertrag der betreffenden Grundſtücke zu rechnen. Die 
Einfhägung hat nad) den Normen für Weiden (Art. 32) zu gefchehen. 

Art. 4. 
Kulturkoften. 

Der Kulturaufwand fließt in fi die Koften der Unterhaltung, der Düngung 
und der jährlichen Bebauung des Feldes, die Koften der Ausfaat, der Ernte, Magazi- 
nirung, Zugutmachung und zutreffenden Fals Verwerthung der Produkte. 

Art. 25. 
Reinertrag. 

Bon dem auf die ganze Umtriebszeit fich ergebenden Rohertrag (Art. 23) find bie 
zu deffen Hervorbringung im Ganzen nothwendigen Kulturkoften (Art. 24) abzuziehen. 

Der hienach verbleibende Reinertrag ift durch die Zahl der Jahre, welche die Um- 
trieb8zeit umfaßt, zu theilen, wodurch fich der reine Jahresertrag ergibt. - 

Wenn fich bei Aeckern bei der beftehenden Bewirthſchaftungsweiſe fein eben jo hoher 
Neinertrag heransftellt, als bei Wechfelfeldern, ungevüngten einmähdigen Wiejen, Wei- 
den oder Waldungen derfelben oder einer benachbarten Markung, welchen fie nad) Lage 
und Bodenbejchaffenheit gleich ftehen, fo hat die Schätungscommiffion den Steueran⸗ 
ichlag nad) Verhältniß der Steueranfchläge einer diefer Kulturarten feſtzuſetzen, es wäre 
denn, daß der betreffende Adler nur als folcher benützt werden Tönnte, 

Art. 26. 
Einſchätzung der Wieſen. 
Rohertrag. 

Bei Ermittlung des Rohertrags iſt zwiſchen gedüngten und ungedüngten, Weber- 

ſchwemmungs⸗, Wäſſerungs⸗ und Streuwieſen zu unterſcheiden. 
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Zum Rohertrag gehört da8 gefammte Erzeugnig an gemähten Gras, welches ala 
Heu oder Streumaterial nad Centnern zu ſchätzen ift. 

Der Nebenertrag der üblichen Nachweide ift nad den Normen für Weiden (Art. 
32) zu ſchätzen und zum Rohertrag der betreffenden Grundſtücke zu rechnen, fomweit die 
MWeide von dem betreffenden Grundeigenthümer jelbft benütt wird. 

Ebenfo ift bei Holzwiefen (mit Waldbäumen oder Gebüſch theilweife bewachfene 
MWiefen) der durchfchnittliche Fahresertrag an Holz bei Berechnung des — zu be 
rückfichtigen. 

Art. 27 
Kulturkoften. 

Der Kulturaufwand, welcher bei allen Gattungen von Wieſen vorfommt, begreift 
in fich neben den allgemeinen Koften für Unterhaltung der Grundſtücke die Koften für 
Reinigung der MWiefen und der vorhandenen Gräben, fowie die Koften vom Mähen, 
Dörren, Heimführen und Magaziniren des Erzeugnifjes. 

Hiezu kommen bei gedüngten Wiefen die Koften der Düngung und bei Wäffer- 
ungswiejen die Koften der Wäfferung. 

Art. 8. 
Einſchätzung der Weinberge. 
Rohertrag. 

Als Weinberge ſind nur ſolche Grundſtücke einzuſchätzen, welche regelmäßig, wenn 
auch mit einer Zwiſchenkultur in der Verjüngungsperiode, dem Weinbau gewidmet ſind. 

Bleibend zu anderen Kulturen verwendete Weinberge find derjenigen Kulturart beir 
zuzählen, welcher fie zur Zeit der Einſchätzung angehören. 

Bei Schätzung des Rohertrags der Weinberge ift der durchjchnittliche Ertrag der 
Jahre 1854—1869 mit Weglaffung des Jahres 1865 zum Anhalt zu nehmen, und fo- 
wohl die Menge, als die Güte des Meines in Betracht zu ziehen. Zum Rohertrag ift 
zu rechnen der Ertrag an Wein, Trebern und Rebholz, jowie der Ertrag der Zwifchen- 
kultur in der Verjüngungsperiode, 

Nebenpflanzungen an Welfchlorn zc. find nur dann befonders zu beachten, wenn die- 
felben regelmäßig in einer Gemeinde ftattfinden, andernfall® aber außer Berechnung zu 
lafjen, wogegen dann der Weinertrag fo zu bemeſſen ift, als ob diefe Nebenpflanzungen 
nicht vorfämen. 
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Art. 29. 
Kulturkoften. 

Als Kulturaufwand der Weinberge kommen vom Rohertrag in Abzug die Koften 
der Düngung, die Auslagen für Pfähle, Weiden und Heftftrob, für die bei den verjchie- 
denen Banarten jährlich vorkommenden Arbeiten, fowie für Einheimjen (Lefen) und 
Keltern. 

Die Koſten für Herſtellung und Erhaltung der Mauern und Waſſerfurchen, ſowie 
diejenigen für Beſtockung und Verjüngung der Weinberge ſind nach einer je auf die 
Periode ihrer Wiederkehr ſich erſtreckenden Durchſchnittsberechnung zu bemeſſen. 

Art. 30. 
Reinertrag. 

Wenn ſich bei Weinbergen nach Abzug der Kulturkoſten von dem Rohertrag kein 
eben ſo hoher Reinertrag ergibt, als bei Aeckern oder Baumgütern derſelben oder einer 
benachbarten Markung, denen ſie nach Lage und Bodenbeſchaffenheit gleichſtehen, ſo iſt 
ihr Steueranſchlag nach Verhältniß der Steueranſchläge einer dieſer Kulturarten feftzu- 
ſetzen, es wäre denn, daß der betreffende Weinberg nur als ſolcher benützt werden könnte, 

Art. 31. 
Einfhägung der Weiden. 
Ständige Weiden, 

Bei Grundftücen, deren Hauptnugung der Weideertrag bildet, ift der Grasertrag, 
wie bei Wiefen, ald „Heu“ nad) Centnern zu ſchätzen. 

Können diefe ftändigen Weiden nur für Schafe benütst werden (abfolute Schafwei- 
den), jo ift der Futterertrag nad) feiner Verwerthung durch Schafzucht unter Zugrund- 
fegung der Zahl der Thiere, welche auf die Weide gebracht werden, und unter Beach— 
tung der Jahreszeit, während welcher die Weide ausgeübt wird, beziehungsweife nad) 
dem ducchfchnittlichen Pachtgeld abzüglich der Gegenleiftungen und nad dem Durch— 
fchnittsertrag des Pferches zu berechnen. 

Dem hienach ſich ergebenden Hauptertrag ift der etwaige Nebenertrag an Obft, 
Holz ꝛc. zuzurechnen. 

Art. 32. 
Weiden als Nebennugung. 


Weiden als Nebennugung auf anderen Kulturarten (Nachweiden) find, foweit fie 


142 


für Rindvieh ꝛc. benützt werden, wie ftändige Weiden nad; ihrem in „Heu“ ausgedrüd- 
ten Ertrag einzufchägen. 

Schafweiden als Nebennutung auf anderen Kulturarten, Rainen und unbebeuten- 
den Dedungen find nad) der Verwerthung ihres Futterertrags durch Schafzucht und un- 
ter Beachtung des durchjchnittlichen Weidegeldes der Gegend mit Abzug etwaiger Gegen- 
leiftungen einzujchägen. 

Art. 33. 
Weiderechte und Gemeindeweiden. 

Weiden, welche als Ausflug des Eigenthums auf einem Grundſtück ausgeübt wer- 
den, find dem Ertrag des letzteren zuzurechnen. 

Weiderechte, welche einem Dritten auf fremdem Eigenthum zuftehen (Art. 1, Ziff. 1, 
lit, b) find Gegenftand der Gefällftener und in das Gefällfteuerfatafter aufzunehmen. 

Ein Abzug an dem Steueranfchlag der belafteten Grundftüde Hat nicht ftattzufin- 
den, dagegen unterbleibt in diefem Falle die Zurechnung der MWeidenutung als Neben- 
ertrag zum Rohertrag. 

Die von Gemeinden auf der betreffenden Gemeindemarkung für Rechnung der Ge- 
meinde ausgeübten oder verpachteten Weidenugungen find von der Gemeinde zu verfteuern. 

| Art. 34. 
Einfhägung der Gärten und Länder. 

Gärten (Blumen-, Wurz- und Gemüfegärten, Baumfchulen), fowie Länder (Kraut-, 
Hanf- und andere Länder) find mit den Medern der betreffenden Markung in ein an- 
gemefjenes Verhältniß zu ſetzen. 

Grasgärten find wie die Wiefen der Markung zu behandeln, 

Bei den mit Obftbäumen bepflanzten Grasgärten ift ein angemeffener Jufchlag für 
den Obftertrag zu beftimmen, 

Für die Feſtſetzung diefes Zufchlags ift die etwaige Verminderung des Bodenertrags 
durch die Obftbäume zu berückfichtigen. 

Art. 35. 
Einſchätzung der Baumgüter. 

Unter Baumgütern find nur die auf der ganzen Grundfläche mit Obftbäumen be- 
pflanzten Weder oder Wiefen zu verftehen, wogegen die nur entlang den Straßen und 
Wegen mit Bäumen bepflanzten Aecker und Wiefen nicht hieher gehören. 
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Der Bodenertrag folder Baumgüter ift nah dem Steueranſchlag der ihrer Bo— 
denbefchaffenheit und Lage entjprechenden Aecker oder Wiefen zu bemefien, für den 
Objftertrag aber ein angemeffener Zufhlag (zu vergl, Urt. 34, letter Abſatz) zu be- 
ftimmen. 

Art. 36. 
Einſchätzung der Hopfengärten. 

Der Ertrag der Hopfengärten ift nach dem Steueranfchlag der ihrer Bodenbeichaffen- 
heit und Lage entfprechenden Aderklafje mit einem angemefjenen Zuſchlag für den Hop- 
fenbau zu bejtimmen. Hört der Hopfenbau auf, jo ift diefer Zufchlag abzufchreiben. 

Art. 37. 
Einfhägung der Thiergärten und Parkanlagen. 

Die mit Holz bewachſenen Thiergärten und Parkanlagen find als Waldungen, fon- 
ftige Luſtgärten aber wie die ihrer Bodenbejchaffenheit und Lage entiprechenden land- 
wirthſchaftlichen Kulturarten (Aecker, Wiejen, Weiden zc.) einzufchägen. 


Art. 38. 
Einfhägung der Hause, Arbeits: und Niederlage:-Pläge. 

Unbebaute Hauspläge (Baupläge) find wie Hausgärten (Art. 34) einzujchägen. 

Für Arbeits und Niederlage-Pläte ift dem Steueranfchlag derjenigen Kulturart und 
Klaſſe des betreffenden Steuerdiftrifts, welcher diefe Grundftüce, abgefehen von ihrer 
Benütsung als Arbeitd- und Niederlage-Plak, angehören würden, während der Dauer 
diefer Benütung ein angemeffener Zuſchlag zu machen. 

Art. 39. 

Einihägung der Steinbrüche, Erz:, Thon:, Sand:, Mergel-Gruben, ſowie der Torfitiche, 

Der Steueranfhlag für Steinbrüche, Erz, Thon-, Sand- uud Mergkt- Gruben 
ift unter Beachtung ihres Ertrags, beziehungsweife des durchjchnittlichen Pachtgeldes, je- 
doch nicht niederer al8 der Anjchlag angrenzender Güter zu beftimmen. 

Ausgenutte, feinen Ertrag mehr gewährende derartige Grundftüde find vom Grund» 
jtenerfatafter abzujchreiben, bis fie wieder einen Ertrag gewähren. 

Torffelder find (je nad Lage, Bodenbeſchaffenheit und Benügbarkeit) als Wiefen, 
Weiden oder Waldungen einzuſchätzen. 
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Art. 40. 
Einſchätzung der Fiſchwaſſer, Teihe und Fiſchereirechte. 

Der Steueranſchlag der Fiichwaffer ift nach dem Fifchereiertrag unter Berückſichti⸗ 
gung der mit Gewinnung desfelben verbundenen Koften und im Fall der Verpachtung 
nad dem durchſchnittlichen Pachtzins abzüglich der nothwendigen Unterhaltungskoſten der 
Weiher zu bemeffen. 

Gewähren Filchwafler oder Teiche einen — an Streu, Rohrſchlag ꝛc. oder 
werben biefelben zu gewifjen Zeiten abgelafjen und als Wieſen oder Länder benützt, fo 
ift für diefen Ertrag ein entfprechender Anfat zu machen. 

Berechtigungen zur Fischerei in fließenden Waffern find nach dem durchichnittlichen 
Pachtzins einzufchägen. 

3) Einfhägung der Waldungen und Waldlaſten. 
Art. 41. 
Robertrag. 

Behufs der Einfhägung des Rohertrags der Waldungen ift der gefammte Holzer- 
trag derfelben zu Grund zu legen, wie er fi) nad) Maßgabe der Standortöverhältniffe 
unter Annahme einer georbneten Wirthihaftsführung bei der herrſchenden Hauptholzart 
und Betriebsart im Jahresdurchſchnitt des üblichen Umtriebs ohne Rüdficht auf den 
zur Zeit der Einfhäsung vorhandenen Holzbeftand erwarten läßt, wobei jedoch für den 
duch Unglücsfälle und andere Umſtände entftehenden Zuwachsverluſt ein entjprechender, 
durch die Inftruftion näher zu beftimmender Abzug zu machen ift. 

Forfinebennugungen kommen bei Bildung des Steueranfchlags nicht in Rechnung, 
vielmehr ift bei Beftimmung des Holzertrags davon auszugehen, daß eine Schmälerung 
desjelben durch Nebennutzungen nicht ſtattfinde. 


Art. 42. 
Ausſcheidung der Holzarten nach Sortimenten. 

Zu Ermittlung des Geldwerths des Holzertrags iſt derſelbe nach der üblichen Auf— 
bereitungs⸗ und Verfaufsweife im die verſchiedenen Sortimente (Sorten) zu zerlegen, wos 
beit Nutzholz, Rinde, Brennholz und bei letsterem Klafterholz und Wellen auszufcheiden 
und nad) den dem Art. 43 zu Folge feftgefegten Preifen zu Geld zu berechnen find. 
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Art. 43. 
Holzpreiſe. 

Für ſämmtliche Waldungen eines Bezirks, für deſſen Holzerzeugniſſe gleiche ober 
annähernd gleiche Abſatzverhältniſſe beſtehen, ſind dieſelben Holzpreiſe feſtzuſetzen. 

Der Durchſchnitt der Preiſe, welche für die betreffenden Holzarten und Holzſorti⸗ 
mente in den 15 Kalenderjahren 1855—1869 bei den Aufftreichsverlänfen in den für 
den Bezirk maßgebenden Waldungen des Staats erlöst wurden, dient hiebei als Grund- 
lage. Sind unter den erzielten Preifen die Koften der Fällung, Aufbereitung und des 
Anrückens des Holzes an die Abfuhrwege inbegriffen, fo find diefe in entjprechendem Be⸗ 
trage in Abzug zu bringen. 

Wenn die bekannten durchfchnittlichen Aufftreichgerlöfe von den Staatswaldungen 
bejonderer Umftände wegen in dem einen oder andern Falle den Mittelpreiß der bezeich— 
neten Preisperiode oder einzelner Jahre derjelben nicht ausdrüden follten, fo hat eine 
Berichtigung derjelben durch Schätzung ftattzufinden, wobei die Preife benachbarter Bezirke 
oder die im Preißbezirke in anderen Waldungen als Staatöwaldungen erzielten Preife zu 
Hilfe zu nehmen find. — 

Produktionsaufwand. 

Der Produktionsaufwand begreift die Ausgaben für Kulturen und für den Forſtſchutz. 

Die Ausgaben für Kulturen find unter Annahme eines mittleren Volllommenheits- 
grades der Waldungen gutächtlich zu ſchätzen, ebenfo ift auch der Aufwand für den Forft- 
ſchutz nad) einem mittleren Mafftabe zu bemeifen. 

: Art. 45. 
Reinertrag. 

Der über Abzug des Produftionsaufwands von dem Geldwerthe des jährlichen Roh— 
ertrag8 verbleibende Ueberſchuß bildet den Reinertrag, welcher der Beftenerung unterliegt, 
übrigens nad) einer durch die Inftruftion feftzufeßenden Stufenfolge für das Hektar 
abzurunden ift (Reinertragsklaffen). 

Art. 46. 
Einſchätzung der Grunblaften. 
Bezeihnung derſelben. 

Reallaften oder Dienftbarkeiten, welche auf einzelnen Waldungen oder auf beftimm- 

ten Waldkomplexen haften, werden in ihrem durchfchnittlichen Jahreswerthe nach Abs 
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rechnung etwaiger Gegenleiftungen an dem nad Art. 45 berechneten Reinertrage in Ab- 
zug gebracht, wogegen der Bezugsberechtigte diefen Betrag zu verftenern hat, fofern ihm 
nicht nad Art. 2, Ziff. I. 4 Steuerbefreiung zufteht. 

Steht die Berechtigung einer Mehrzahl von Perfonen gemeinfchaftlich oder in glei- 
her Art zu, fo hat die Einfhätung für das Ganze ungetrennt zu gefchehen und ift die 
Gefällftener biefür aus einer Hand zu entrichten. 

Soweit die Berechtigung auf Waldungen ruht, welche nad Art.2 zur Staatsftener 
nicht beizuziehen find, ift von dem Bezugsberechtigten der durchjchnittliche Jahreswerth 
der Berechtigung durch Aufnahme in das Gefällkatafter zu verfteuern. 

Art. 47. 
Ermittlung des Jabresbetrags der als Grundlaften zu bebandelnden Holzabgaben. 

Bei den — dem Betrage nad; wandelbaren Bau⸗, Nutz- oder Brennholz-Abgaben 
wird der Durchſchnitt aus den in Art. 43, Abf. 2 beftimmten 15 Kalenderjahren als 
Yahresbetrag angenommen. 

Wenn in diefem Zeitraume weniger al® drei Holzabgaben vorfommen , fo wird 
der Durchſchnitt der letzten drei Fälle gezogen. 

Bei dem Mangel der für diefe Durchſchnittsberechnung erforderlichen Notizen tritt 
Schätzung ein. 

Umfaßt die Wiederfehrsperiode der Yeiftung mehrere Jahre, fo wird der Jahresbe— 
trag derjelben durch die Theilung der Größe der Leiftung mit der Zahl der Jahre, in 
denen fie wiederfehrt, ausgemittelt, die Größe der MWiederfehröperiode aber, wenn fie 
veränderlich ift, ebenfalld entweder nach dem Durchſchnitt der drei letzten Wiederlkehrs— 
perioden oder, wenn urkundliche Notizen hiefür fehlen, durch Schätzung beſtimmt. 

Bei Bau- und Nutholzabgaben, welche nicht alljährlich, fondern in fürzeren oder 
längeren Zwifchenräumen und in verjchiedenen Quantitäten ftattfinden, wie z. B. bei 
Bauholzabgaben zu Brüden, Gebäuden zc., wo die Holzabgaben fowohl für deren Un— 
terhaltung, als auch für deren Neubau zu berücfichtigen find, wird nach borgängiger 
Schätung ihres Umfangs und der Anfallgzeiten der durhfchnittliche Fahresbetrag 
der Holzabgabe 

Art. 48. 
Feſtſetzung des Steneranichlags der Holzabgaben. 
Der ftändige oder nad Art, 47 ermittelte Jahresbetrag der Holzabgabe ift in den 
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für die betreffenden Holzarten und Holgfortimente nad; Art. 43 beſtimmten Holzpreiſen 
in Geld zu verwandeln. 

Die der Holzabgabe gegemüberftichenden Gegenleiftungen des Holzberechtigten an den 
Waldeigenthümer, deren Yahreswerth nach den Beitimmungen des Art. 47 zu ermitteln 
ift, werden vom Yahreswerth der Holzabgabe in Abzug gebracht. 

Der hienach verbleibende Yahreswerth der Holzabgabe bildet den Steueranjchlag der 
Holzberechtigung. 

Art. 49. 
Behandlung der ſonſtigen Waldlaſten. 

Die außer den Holzabgaben auf den Waldungen ruhenden Grundlaſten, insbefon- 
dere die Berechtigungen Dritter zum Streuſammeln, zur Harz⸗, Weide- und Grasnutzung, 
unterliegen nur in foweit der Gefällftener, als dadurch der Holzertrag geſchmälert und 
diefer Verluft nicht durch etwaige Gegenleiftungen ausgeglichen wird. 

Die hienach eintretende Schmälerung des Waldertrags wird dem mittleren Yahres- 
betrag nad) durch Schätung beftimmt. 

Diefer Yahreswerth wird am Steueranſchlag des betreffenden Waldes abgezogen 
und bildet den Steueranſchlag der Berechtigung. 


NL Beftimmungen über das Verfahren. 
1) Vorarbeiten durd die Gemeindebebörden. 
Urt. 50. 


Die Eammlung der Notizen über Markungsfläche, Flächengehalt der — Kul⸗ 
turarten und Klaſſen, Gewändeeintheilung, Güterpreiſe, Pachtzinſe und Grundlaſten 
liegt den Gemeindebehörden ob, und hat nad) den im Wege der Inſtruktion zu ertheilen⸗ 
den Vorfchriften anf Koften der Gemeinde, beziehungsweife der Theilgemeinde zu gejchehen. 

Wo eine Klafjeneintheilung für die Feldgüter nicht befteht, oder die beftehende 
Klafjeneintheilung den Normen dieſes Geſetzes (Art. 19, 20) nicht entjpricht, ift durch 
die Gemeindebehörden fofort eine vorjchriftmäßige Klaffeneintheilung auf Koften der Ge 
meinde herzuftellen. 

Die zur Grundlage der neuen Einfhätung beftimmte Klaffeneintheilung ift während 
14 Tagen zur Einſicht der Vetheiligten auf dem Raiitens anfzulegen, nachdem dies 
zuvor in ortsüblicher Weiſe befannt gemacht ift. | 
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Einwendungen gegen diefelbe können von den Betheiligten ber betreffenden Schätzungs⸗ 
commilfton vorgetragen werden. 
2) Verfahren bei Einfhägung der Feldgüter. 
Art. 51. 
Geſchäfte der Landesfchäger. 
Die Landesſchätzer haben mit einander | 
1) die Hauptſchätzungsbezirke (Urt. 53) zu beftimmen, 
2) die Mufterfchätungen in den Hauptfchäßungsbezirken (Art. 54) vorzunehmen. 
Ye ein Landesfchäter hat für ſich 
3) die Einfhägungen in den ihm zugewieſenen Oberamtsbezirken und Steuerdiſtrik⸗ 
ten ‚zu überwachen, einzelnen Schäßungsalten anzuwohnen und das Ergebnif 
fämmtlicher Schägungen vor deren Uebergabe an die Kataftercommiffion zu prü- 
fen (Art. 58, 60), 
4) bei Bejchwerden gegen die Einfchätung in den einzelnen Steuerdiftrikten der Nach⸗ 
ſchätzung anzuwohnen (Art. 64). 
Art. 52. 
Aufgabe der Bezirks⸗Schätzungscommiſſion. 
Die nad Art. 7 gebildete Schätungscommiffion bat auf Grund der nad; Urt. 50 
gefammelten Notizen 
1) die von den Gemeindebehörden vorgenommene Eintheilung fämmtlicher Grundſtücke 
eines Steuerbiftrifts nach Kulturarten und Klaffen zu prüfen, etwaige Einwen- 
dungen der Betheiligten zu umterfuchen, fofort die Eintheilung, fowie die Klaf- 
fifitation, wenn nöthig, zu berichtigen und feftzuftellen, 
2) die Steueranfchläge vom Morgen und vom Hektar jeder Kulturart und Klaffe 
eined Steuerdiſtrikts unter gehöriger Berücfichtigung der Kauf- und Pachtpreife 


zu ermitteln, 
3) die Gemeindeweiden, fowie die Berechtigungen Dritter zur Weide und Fifcherei 
einzufchägen. 
Art. 53. 
Schätzungsbezirke. 


Zum Zweck thunlichſter Erzielung relativer Gleichheit bei der Einſchätzung iſt die 
ganze Fläche des Landes durch die Landesſchätzer in Hauptſchätzungsbezirke einzutheilen, 
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ohne daß hiebei auf politifche Begrenzung Nüdficht genommen wird. Diefe Eintheilung 
unterliegt der Genehmigung der Kataftercommiffion. 

Für die Bildung diefer Hauptſchätzungsbezirke find in erfter Linie die geognoſtiſchen 
Berhältniffe und die Erhebung über die Meeresfläche maßgebend, weiter aber auch die 
Lage und Bewirthfchaftungsweife der Feldgüter, fowie die Bevölkerungs⸗ und Verkehrs⸗ 
verhältnifje zu beachten. 

Die Hauptſchätzungsbezirke zerfallen ſodann in die in denfelben gelegenen einzelnen 
Schätzungsbezirke oder Steuerdiftrikte (Art. 4). 

Art. 54. 
Mufterfhätungen. 

Im jedem der Hauptfchägungsbezirte ift ein Steuerdiſtrikt auszuwählen, welcher 
die in dem Bezirke vorfommenden Bodenarten enthält, und welcher nad den in Art. 53 
weiter angegebenen Rücfichten den Bezirk vertritt. Sollte ein einzelner Steuerdiftrift 
für diefen Zweck nicht genügen, fo find mehrere Diftrikte für Vornahme der Mufter- 
ſchätzungen zu beftimmen, 

Bei diefen Mufterfchägungen find, abgefehen von den Weinpreifen, die in dem 
Hauptihägungsbezirt anzumwendenden Produkten, Arbeits und Materialpreije zu be- 
ftimmen. 

Im Mebrigen müffen diefelben alle in Art. 52 bemerften Schätungsafte um- 
foffen und find im ganzen Lande durch die Tandesjchäßer vorzunehmen. Jeder diejer 
Schäter hat eine zählende Stimme. 

Urt. 55. 
Prüfung der Muſterſchätzungen. 

Je nad) Vollendung der Mufterfhätungen in einer Anzahl zufammenhängender 
Hanptichäungsbezirke ift ihr Ergebniß durch die Landesfchäter zufammenzuftellen und 
ſodann der Kataftercommiffion vorzulegen, welche dasfelbe einer Prüfung insbefondere 
in der Richtung zu unterwerfen hat, ob die Steueranfchläge für die einzelnen Kultur 
arten und Klaſſen der verfchiedenen Hauptſchätzungsbezirke in einem angemeffenen Ver- 
hältniß unter fich, fowie gegenüber von den Steueranfchlägen der Waldungen (Art. 66), 
und mit dem wirklichen Reinertrag im Einklang ftehen. 

Nach Berichtigung etwaiger Anftände und bat die Commiſfion ihre Ent 
ſchließung zu faſſen. 
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Art. 56, 
Geltung der Mufterihägungen für das Katajter. 

Die Mufterfhätungen vertreten bei denjenigen Steuerdiftrikten, in welchen fie vor- 
genommen werden, die Stelle der Einſchätzung durch die Bezirks-Schätzungscommiſſion 
(Art. 58) und find für die Einfhägung in den übrigen Steuerbiftrikten des betreffen- 
den Hauptjchägungsbezirts als Mufter und Anhalt in der Art zu benügen, daß an der 
Hand der Mufterfchägungen in den übrigen Orten des Bezirk! fogleich auf den Rein— 
ertrag der betreffenden Klaſſen und Kulturarten gefchloffen werden kann, wenn nicht nad) 
der Entjcheidung der Kataftercommiffion Detailberehnungen notwendig find. Das von 
der Kataftercommiffion feftgeftellte Ergebniß der Einfhätung in dem zu einer Mufter- 
ſchätzung ausgewählten Steuerdiftrikte ift mit jämmtlichen dazu gehörigen Berechnungen 
nad; Maßgabe des Art. 61 auf dem Rathhaus der betreffenden Gemeinde zur Einficht 
der Betheiligten des gefammten Schätzungsbezirls aufzulegen. 

Die Feſtſetzung der Produkten, Arbeits- und Material-Preife für den Schägungs- 
bezirk ift öffentlich befannt zu machen. 

Art, 57. 
Beſchwerden gegen die Muſterſchätzungen. 

Beſchwerden gegen die Muſterſchätzungen find aus den in Art. 62 bemerkten Grün- 
den zuläßig, und es find biezu die in Art. 63 bemerkten Perfonen und Behörden be 
rechtigt. 

Die bei dem Ortsvorſteher eintommenden Beichwerden find dem Bezirksfteneramt 
zu übergeben und von diefem der Kataftercommiffion zuzuftellen. 

Diefe hat eine neue Schägung anzuordnen, wenn fie eine folche zu Erledigung 
einer Beſchwerde für zweckmäßig erachtet. | 

Die Muſterſchätzungscommiſſion ift zu dem Ende um zwei von der Kataftercomif- 
fion zu ernennende Sachverſtändige zu verftärken. 

Bei der hierauf zu gebenden Entjcheidung wird die Kataftercommiffion, ſoweit es 
mit den von ihr zu wahrenden Rüdfichten auf Gleichmäßigfeit der Einjchägungen ver- 
einbar ift, von dem Ergebniffe der Nahjhägung nicht abweichen; in diefem Falle ift 
eine Berufung gegen die Entſcheidung nicht zuläßig. Eine Wiederholung der Nach— 
ſchätzung findet nicht ftatt. 

Weicht die Entſchließung der Kataftercommiffion von dem Ergebniß der Nachſchätzung 
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ab, oder hat diefelbe auf eine Bejchwerde die ihr zunächſt zuftehende Entfcheidung ohne An- 
ordnung einer Nachſchätzung ertheilt, ſo kann der Beſchwerdeführer binnen der unerftred- 
lichen Frift von 15 Tagen von der Eröffnung an die Borlegung feiner Beſchwerde an 
dad Finanzminifterium zur endgiltigen Entfcheidung verlangen, auch binnen dieſer 
Frift einen Nachtrag zu feiner Beſchwerde einreichen. 
Art. 58. 
Einſchätzung der einzelnen Steuerbdiftrifte. 

Nah erfolgtem Abſchluß des Geſchäfts der Mufterfchätungen hat die Bezirks- 
Schätungscommiffion in den nicht zu Mufterfchätungen gewählten Steuerbiftrikten bie 
Einſchätzung vorzunehmen (vergl. Art. 52). 

Art. 59. 
Eröffnung der Schägungsergebniffe. 

Das Ergebniß der Einfchägung ift vor verjammeltem Gemeinderathe den in Folge 
öffentlicher Belanntmachung erjcheineuden Betheiligten durch den Steuercommifjär zu 
eröffnen. Das hierüber aufzunehmende Prototoll hat die Einwendungen der Betheilig- 
ten gegen die Steueranfchläge, jowie die Würdigung derjelben durch die Schäßer und 
den Steuercommiffär zu enthalten. 

Art. 60. 
Prüfung der Schägungen. 

Nach Vollendung der Einfchätungen in den einzelnen Steuerdiftritten eines Ober- 
amtsbezirks hat der Steuercommiffär diefelben dem betreffenden Landesfchäger (Art. 51, 
Ziffer 3) zur Prüfung zu übergeben und fodann ſämmtliche Einſchätzungsalten nebft 
den etwaigen Einwendungen der Betheiligten und der Aeuferung des Landesſchätzers der 
Kataftercommiffion vorzulegen. Dieſe hat die Schägungsergebniffe insbefondere in der 
Richtung zu prüfen, ob die Steueranfchläge der Feldgüter unter fi, fowie gegenüber 
von den Steueranfchlägen der Waldungen in einem richtigen Verhältniß ftehen, und ift 
zu Herbeiführung eines richtigen Verhältniffes befugt, unter Angabe der Gründe die 
Steueranfhläge zu erhöhen oder zu ermäßigen. 

Art. 61. 
Belanntmahung der Steueranjchläge. 

Nach Feſtſtellung der Steueranſchläge durch die Kataſtereommiſſion iſt das Ergeb— 

niß der Einſchätzung 21 Tage lang in dem Gemeindelokal zur Einſicht der Betheiligten 


aufzulegen. 
fauleg ä 
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Späteftend 3 Tage vor der Auflegung ift in ortsüblicher Weiſe öffentlich befannt 
zu machen, daß etwaige Beichwerden gegen die Einfhätung bei dem Ortsvorſteher inner- 
halb dreier Tage nach Ablauf jener 21 Tage zur Weiterbeförderung anzubringen feien, 
und daß die Verfäumniß jener Frift den Verluft des Beſchwerderechts nach fich ziehe. 


Art. 62. 
Zuläßigkeit von Beſchwerden. 

BDeichwerden in Betreff der Höhe der Einſchätzung und des Verfahrens bei diefer 
find nur zuläßig: 

1) gegen die feſtgeſetzte Zahl der Klaſſen für die verfchiedenen Kulturarten des be- 
treffenden Steuerdiftrifts, | 

2) gegen die Eintheilung der einzelnen Grundftüde in die betreffenden Kulturarten 
und Klaffen, 

3) gegen die Steueranfchläge der einzelnen Kulturarten und Klafjen, fowie der nuß- 
baren Rechte, 

Die Bejchwerden zu 3) find immer mit fpeziellen, gehörig nachgewiejenen Ertrags- 
berechnungen zu begründen, 

Art. 63. 
Berechtigung zu Beſchwerden. 

Zu Beſchwerden find berechtigt: 

1) die Eigenthümer oder Nutniefer der betreffenden Grundftüde, beziehungsweiſe 
der Realberehtigung (Art. 3) in dem betreffenden Steuerdiftrift; 
2) der Gemeinderath des betreffenden Steuerdiftrikts. 

Zu Befchwerden der in Art. 62, Punkt 1 und 2 bemerkten Art ift jeder Grund: 
eigenthümer für fich oder im Verein mit andern berechtigt; Beſchwerden der in Art. 62, 
Punkt 3 bezeichneten Art find nur zuläßig, wenn die Befchwerdeführer mindeftens "s 
des Meßgehalts der betreffenden Kulturart und Klaſſe befiten, oder bei nutzbaren Rech— 
ten '/s de8 Gefammtbetrags der Steueranfchläge derfelben in einem Steuerdiſtrikt zu 
vertreten haben, 

Der Gemeinderath ift nur zu Befchwerden der in Art. 62, Punkt 1 und 2 bezeich— 
neten Art und bloß in dem Fall berechtigt, wenn die von ihm feftgefetste Klaſſenein— 
theilung geändert worden ift. 
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Arı, 64. ° 
Verfahren bei Beſchwerden. 

Die bei dem Ortsvorſteher eingefommenen und von ihm dem Steuercommiffär zu- 
auftellenden Beſchwerden hat diefer nach Ablauf der beftimmten Frift dem Landesſchätzer 
mitzutbeilen. 

Zu Unterfugung und Erledigung der Bejchwerben ijt, wofern e8 die KRataftercom- 
miſſion nothwendig erachtet, eine neue Schägung vorzunehmen, welcher der betreffende 
Landesſchätzer (Art. 51, Ziff. 3) anzumohnen hat. Die in Art. 7, Ziff. 1 beftimmte 
Commiffion ift zu dem Ende um zwei Mitglieder zu verftärken, von denen eine® der 
Gemeinderat) des betreffenden Steuerdiftrifts, da8 andere der Steuercommiffär zu wäh- 
len Bat. 

Werden Befchwerden der in Art. 62, Punkt 2 bemerften Art von den betheiligten 
Güterbefigern erhoben, fo haben diefe ftatt de8 Gemeinderaths ein Mitglied der Nach— 
Ihätungscommiffion zu wählen. | 

Die in die Nahfhätungscommiffion zu berufenden zwei Mitglieder find aus der 
Zahl der Nachbarſchätzer (Art. 7, Ziff.1,b.) zu wählen, und e8 ift das vom Beſchwerde— 
führer zu wählende Mitglied bei Erhebung der Beſchwerde zu bezeichnen, widrigenfalls 
dieſes Mitglied von dem Gemeinderath gewählt wird. j 

Der Landesſchätzer und die zwei zur Nachſchätzung berufenen Mitglieder haben in 
der verftärkten Commiffion je eine zählende, bei Stimmengleichheit der Landesſchätzer 
überdies noch die entfcheidende Stimme. 

Die Leitung des Nahjchätungsgefhäfts und die Führung des Protokolls über die 
Berhandlungen der Nachſchätzungscommiſſion Tiegt dem Steuercommiffär ob. 

Im Vebrigen finden die zwei letzten Abfätze des Art. 57 Anwendung. 


3) Verfahren bei Einfhägung der Waldbungen und Walblaften. 
Urt. 65. 
Bildung der Schätzungsbezirke. 

Der Regel nad) bilden ſämmtliche einem Revier des Staats zugetheilten Waldun— 
gen einen Schätzungsbezirk. Wenn übrigens innerhalb eines ſolchen Reviers beachtens- 
werthe Abweichungen in den Abjatverhältnifjen beftehen, jo ift das betreffende Revier 
unter Berückſichtigung diefer Verfchiedenheiten in zwei oder noch mehrere Schätungäbe- 
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zirke einzutheilen; andererfeit® können aber auch zwei oder mehrere Reviere mit annä- 
hernd gleichen Preisverhältnifien in einen Schätsungsbezirk vereinigt werben. 
Art. 66. 
Aufftellung von Reinertragsklafjen. 

Als Vorarbeit für die Kataftrirung der Waldungen find in jedem Schäßungsbe- 
zirk (Art. 65) für ſämmtliche in demfelben vorfommende Betriebsarten durch eine von 
ber RKataftercommiffion zu wählende Commiſſion von forftverftändigen Mitgliedern (Lan- 
desichäter) Neinertragsflaffen aufzuftellen, deren Prüfung und endgiltige Genehmigung 
der Kataftercommiffion obliegt. 

Art. 67. 
Einfhägung der Waldungen in den einzelnen Schägungsbezirken. 

Nach endgiltiger Feitftellung der Neinertragsflafien eines Schätungsbezirts find 
fämmtliche Waldungen des Bezirks durch eine Lokalſchätzungscommiſſion lediglich 
nad der Standortsgüte ohne Rüdficht auf die Volltommenheit des dermaligen Holz 
beftandes in die gegebenen Klaſſen einzureihen und in diefer Weife für alle Waldpar- 
zellen die Steueranſchläge feitzuftellen. 

Deßgleichen find die auf den Waldungen ruhenden Laften zu kataftriren. 

Die für diefe Schätungen zu beftellende Commiffion befteht aus drei Forſtmän— 
nern, welche mindeftens zu Berfehung von Revierförftersftellen befähigt fein müſſen. 
Zwei derjelben werden von der. Kataftercommiffion , der dritte Schäßer durch diejenige 
Amtsverfammlung, in deren Oberamtsbezirk der größte Theil des Schätzungsbezirls 
liegt, gewählt. 

Bezüglich der Eröffnung der Schätsungsergebnifje an die Betheiligten, der Feſtſtel— 
lung der Steueranjchläge, der Einwendungen und Befchwerden dagegen finden die Be— 
ftimmungen der Art. 57, 59 bis 63 finngemäße Anwendung. 

IV, Beitimmungen über die Herftellung und Nenderung der Katafter. 

Art. 68. 
Herftellung der Katafter. 

Nach Vollendung der Steuereinfhägung und Erledigung der etwa erhobenen Be- 
ſchwerden ift das Stenerfapital jedes einzelnen Grundftüds und der Steueranfchlag je- 
des nutbaren Rechtes (Art. 18, Ziff. 3 und 4) zu berechnen, und hiedurch das für jeden 
Steuerdiftrift (Art. 4) fich ergebende Grund- und Gefällkataſter herzuftellen. 
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Die Steueranfchläge vom Morgen und vom Hektar jeder Kulturart und Klaſſe, 
wie die für jedes einzelne Grundſtück und nutzbare Hecht fich ergebenden Katafter 
(Steuerkapitale Art. 18, Ziff. 3) find in das Güterbuch einzutragen, und es ift ſodann 
jedem Grundbefiger ein Auszug aus dem Güterbuch auf Verlangen gegen die im Wege 
ber Inftruftion zu beftimmende Schreibgebühr zuzuftellen, welcher die Parzellennummer, 
den Meßgehalt, die Kulturart, die Klafje und das Katafter (Steuerfapital) der einzel- 
nen Grundftücde enthält. 

Art. 69. 
Berichtigung der Katafter in Folge nachträglich entdedter Fehler. 

Eine Berichtigung der nad) Art. 68 hergeftellten Katafter wegen entdeckter Fehler 
bat einzutreten, wenn 

1) bei der allgemeinen Einfhätung ein Grundftüd oder nutzbares Recht ganz unbe 
achtet geblieben oder wenn ein ftenerfreied Geb oder nutzbares Recht ins 
Katafter aufgenommen ift, 

2) Flähengehalt, Kulturart, Klaſſe, oder der Steueranfchlag vom Heltar bei einem 
Grundſtück irrig angegeben ift, 

3) die auf einem Grundſtück haftenden Grundlaften: ganz unbeachtet geblieben ober 
rückfichtlich ihrer Art und Größe irrig angegeben find, 

4) das Katafter eines Grundſtücks oder eines nutzbaren Rechts unrichtig berechnet ift. 

Die Berichtigung des Katafterd hat bei dem auf die Entdeckung des Fehlers nächft- 
folgenden jährlichen Steuerfat (Art. 73) zu gefchehen. 

Art. 70. 

Kataſterzuwachs durch Vermehrung der fteuerbaren Grundfläche. 
Tritt eine Vermehrung der fteuerbaren Grundfläche eines Steuerdiftrifts ein, indem 
1) die nad) Art. 2, Ziff. 1. 1, 2 und 4 fteuerfrei bleibenden Staatd- und Beiol- 
dungsgüter veräußert und in den Händen ihrer neuen Befiter fteiterpflichtig werben, 
2) ein ertragsunfähiges oder ein nach Art. 2, Ziff. I. 3 und 11. 2 fteuerfrei geblie- 
benes Grundftüd, oder die bisherige Grundfläche oder Hofraithe eines Gebäudes 

der forft- oder Iandwirthichaftlichen Kultırr gewidmet wird, oder 
3) durch Naturereigniffe (Anſchwemmungen zc.) neue Grundſtücke (Infeln) gebildet 

oder bereit8 vorhandene Grundſtücke vergrößert werden, oder endlich 

4) in Folge von Markungsgrenzänderungen Grundftüde einem Steuerdiftrift zuwachſen, 
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fo werben ſolche Grundftücde in die entfprechende Kulturart und Klaffe des Stenerbdi- 
ſtrilts, zu welchen fie gehören, eingereiht und es wird ihr Katafter hienach feftgeftellt. 
Die Steuererhebung von diefem Zuwachs zum Katafter tritt mit dem auf die Aende- 
rung folgenden Steuerjahre ein. 
Art. 71. 
Katafterabgang durch Verminderung der fteuerbaren Grundfläde. 

Tritt eine Verminderung der fteuerbaren Grundfläche eines Steuerdiſtrikts ein, in» 
dem ein Grundſtück 

1) duch Naturereigniffe (Abſchwemmungen, Exdfälle ꝛc.) ganz verloren geht oder 
verkleinert wird, 

2) durch folche Ereigniffe (Verfandungen ze.) auf die Dauer ganz ober theilweife 
völlig ertragsunfähig wird, 

3) für den Staat oder als Bejoldungsgut erworben und nad Art. 2, Ziff. 1.1, 2 
und 4 fteuerfrei wird, 

4) eine Beftimmung erhält, nad welcher e8 gemäß Art. 2, Ziff. 1. 3 und AL, 2 
fteuerfrei zu belaffen ift, 

5) als Bauftelle oder Hofraum mit dem dazu gehörenden Gebäude zur Beſteuerung 
kommt, 

6) in Folge von Markungsgrenzänderungen an einen anderen Steuerdiſtrikt übergeht, 
fo wird da8 Steuerkataſter des betreffenden Grundftüds an dem Steuerfatafter des be- 
treffenden Stenerdiftriftd ganz oder zum betreffenden Theil abgefchrieben. 

Die Abjchreibung tritt nad erfolgter Anzeige und Befcheinigung des Thatbeftandes 
mit dem folgenden Steuerjahre ein. 
Art. 72. 
Katafteränderung durch Aenderung der Steueranſchläge. 
Eine Aenderung der Steueranfchläge hat in folgenden Fällen einzutreten: 

1) Wird die Ertragsfähigkeit einer Grundfläche durch die Entfernung nachtheiliger 
oder die Entftehung günftiger Verhältniffe auf die Dauer jo erhöht, daß fie 
fortan unzweifelhaft in eine höhere Klaſſe gehört, fo hat die entfprechende Erhöhung 
des Steuerkatafters ftattzufinden. 

Tritt der umgekehrte Fall ein, fo ift das Steuerkatafter entfprechend zu er- 
mäßigen. 
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2) Wird die Kultur eined Grundftüds auf die Dauer verändert durch Verwand- 
fung von Aedern in Wiefen, Wald u. f. w., oder umgelehrt, Verwendung eines 
Grundftüds als Baumgut, Hopfengarten, Steinbruch u. f. w., oder durch das 
Anfhören einer folchen Verwendung, jo ift das Steuerfatafter desfelben fortan nad) 
den Steueranfchlag der neuen Kulturart, beziehungsweife Klafje, welcher das 
Grundſtück nunmehr angehört, zu beftimmen. 

3) Nimmt ein Grumdftüd die Eigenfchaft eines Gartens an, fo ift es fortan als 
folcher einzufchägen. 

Berliert dagegen ein ald Garten eingefchätstes Grundſtück diefe Eigenjchaft, jo 
ift deſſen Steuerfatafter nach der Kulturart und Klaffe, welcher dasjelbe alsdann 
angehört, neu zu beftimmen. 

4) Wird ein Grundftücd von wefentlich ungleicher Güte in der Folge getheilt, jo 
können die einzelnen Theile desfelben nad; Verfchiedenheit ihres Ertragswerths in 
die betreffende Kulturart und Klaſſe neu eingetheilt werden. 

5) Wird in Folge. einer Markungs-, Gewände: oder Feldweg-Regulirung, Güterzufam:- 
menlegung oder Wäfferungsanlage ein großer Theil der Grundftücde eines Ge- 
wändes oder einer Markung in feinem Beftande verändert, fo follen die neu ge 
bildeten Grundftüce nach ihrer Kulturart in Klaffen neu eingetheilt und die 
Steueranſchläge durch Schätung neu beftimmt werden. 

6) Wird eine Grundlaft abgelöst, oder hört eine im Gefällfatafter laufende Nutzung 
aus einer anderen Urfache auf, fo ift das Steuerfatafter derfelben im Gefäll- 
fatafter abzufchreiben, da8 Steuerkatafter des bisher belafteten Grundſtücks aber 
entfprechend zu erhöhen. 

7) Ballen die befonderen Umftände weg, um deren willen nach Art. 22, Abf. 2 und Art.43, 
Abi. 3 Abweichungen von den allgemeinen Beftimmungen diejes Geſetzes ftattfanden, 
jo kann von der Steuerverwaltung eine nee Berechnung der betreffenden Katajter 
unter Zugrumdlegung der allgemeinen Beftimmungen der Art. 22 und 43 angeordnet 
werben. " 

Ebenfo kann die Steuerverwaltung bei dem Wegfallen der befonderen Umftände, 
welche für einzelne Grundflächen einen Zufchlag zu den Kulturkoften gegemüber 
von anderen Grundftücden eines Steuerdiſtrikts veranlaßt haben, eine diejem 
Zuschlag entfprechende Erhöhung des Steueranſchlags und umgefehrt bei dem 
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Eintritt folcher befonderen Umftände eine Verminderung des Steueranfchlags an- 
ordnen. 

Die Katafteränderung und die Steuererhebung auf den Grund der nad den vorfte- 
enden Beftimmungen berichtigten Katafter tritt mit dem auf die Veränderung folgenden 
Steuerjahre in Kraft. 

Kann bei einer Veränderung der in Ziff. 1 genannten Art die dauernde Wirkung 
derjelben bei der Anzeige noch nicht erwiejen werden, fo bleibt die Abjchreibung auf die 
Beibringung dieſes Nachweifes ausgejet. 


Art. 73. 
Jährliche Berichtigung des Orts-Grundſteuerkataſters. 

Die wegen des MWechjels in der Perfon der Steuerpflichtigen alljährlich vorzuneh- 
mende Berichtigung des Grundfteuerkatafters bat wie bisher durch die örtliche Steuer- 
fatbehörde am Anfang des Steuerjahrs zu gefchehen. 

Bei diefer Gelegenheit ift auch die Berichtigung der Steueranfchläge in Folge ent- 
deckter Fehler oder eingetretener Veränderung der Steuerobjekte (Art. 69—72) vorzu- 
nehmen, 

Art. 74. 
Berichtigung des Landes-Grundfteuerkatafters. 

Die gemäß Art. 69—72 in den Orts-Grundfteuerfataftern vorgenommenen Aen⸗ 
derungen der Katafterbeträge find binnen 30 Tagen vom Anfang des Steuerjahrs an dem 
Bezirköfteneramt anzuzeigen, welches diefelben zu prüfen, nöthigenfall® im Benehmen 
mit der örtlichen Steuerfatbehörde zu berichtigen und den Katafterbetrag der Gemeinden 
feftzufegen hat. 

Soweit in Folge von Uenderungen im Beftande der Steuerobjelte neue Klafjen- 
eintheilungen oder neue Einfchägungen vorkommen, ift das Bezirksſteueramt befugt, 
eine Prüfung derjelben durch eine befondere Commiffion anzuordnen. 

Diefe Commiffion befteht aus dem Bezirköftenerbeamten oder deſſen Stellvertreter, 
welchem bei Einfhäßung von Feldgütern eine nach Art. 7, Ziff. 1, a, b und o, bei 
Einfhägung von Waldungen aber eine nah Art, 67 beftellte Schägungscommiffton 
beigegeben iſt. 

Hinfichtlih der Eröffnung der vom Bezirköfteneramt feitgeftellten Steueranfchläge 
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und binfichtlich etwaiger Beſchwerden finden die Beftimmungen der Art. 61—64 finn- 
gemäße Anwendung. 
Dritter Titel, 
Befondere Beftimmungen für das Gebäudelat after, 
Art. 75. 
Maßſtab für die Befteuerung. 

Den Maßſtab für die Beiteuerung bildet der durch Schätzung zu ermittelnde volle 
Kapitalwerth der Gebäude, d. 5. derjenige Werth, um welchen ein Gebäude ſammt 
Grundflähe (Area) und Hofraithe nach feiner Rage, Nutbarkeit, feinem Umfange, Bau- 
zuftande, feiner inneren baulichen Einrichtung, und nach den übrigen auf den Werth 
einwirtenden Berhältniffen,, jedoch ohne Berücfichtigung der mit einem Gebäude etwa 
verbundenen nutzbaren Rechte (Art. 1), zur Zeit der Gebäubelataftrirung von dem Be- 
fiter abgegeben und einen Käufer finden würde. 

Art. 76, 
Gebãäudeverzeichniſſe. 

Die Gemeindebehörden haben nad) den durch die Inſtruktion zu ertheilenden Vor—⸗ 
fhriften die zur Einſchätzung erforderlichen Notizen vorzubereiten und Gebäudeverzeich— 
niffe anzufertigen. 

Art. 77. 
Eröffnung der Schätungsergebniffe. 

Wenn die Einfhägung in einem Steuerdiſtrikt vollzogen ift, fo muß deren Ergeb- 
niß während mindeftens 14 Tagen zur Einficht der Betheiligten auf dem Rathhaus 
aufgelegt werben. 

Einwendungen biegegen find fpäteftens innerhalb 3 Tagen nad) Ablauf dieſes Ter- 
mind bei dem Ortsvorfteher fchriftlich einzureichen. 

Art. 78. 
Prüfung und Feſtſtellung der Schägungsergebnifie. 

Das Ergebnif der vollzogenen Einjchägung hat der Steuercommiffär in Gemein- 
Schaft mit den Bezirksſchätzern in der Richtung zu prüfen, ob und welche Aenderungen 
an den Schäungen bei der Kataftercommiffion etwa zu beantragen feien. 

Sofort find die Einfchägungsaften der Kataftercommiffion vorzulegen, welche die 
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Ergebniffe mit den beantragten Aenderungen zu prüfen und die Kapitalwerthe feftzuftel- 
len bat. 

Sollten fich bei einer Einfhätung formelle oder materielle Mängel zeigen, welche 
die Zuverläßigfeit der Einfhätung in Frage ftellen, fo kann die Kataftercommiffion eine 
nochmalige Schäung anordnen. Diefe wird durch die frühere Schätzungscommiſſion 
unter Verftärfung derfelben durch zwei weitere von der Kataftercommiffion zu ernennende 
Sachverſtändige vorgenommen. | 

Art. 79. 
Eröffnung der Einfhägung und Erledigung von Beichwerden. 

Nach Feftitellung der Kapitalwerthe (Eteuerfapitale) durch die Kataftercommiffion 
(Art. 78) ift das Ergebniß der Einfhägung im der in Urt. 61 vorgefchriebenen Weiſe 
öffentlich befannt zu machen. 

Dem Eigenthümer oder Nutznießer eines Gebäudes fteht bezüglich des Steueran- 
ſchlags desfelben das Necht der Beſchwerde zu. 

Soweit die einkommenden Beſchwerden, welche der Ortsvorfteher dem Bezirfäfteuer- 
amt zu übergeben hat, nicht durch Verzicht der Betheiligten oder durch Erkenntniß der Ka⸗ 
taftercommiffion ihre Erledigung finden, find fie auf weitere — nad) den Beftimmuns- 
gen des Schlußſatzes von Art. 57 erfolgende — Berufung des Befchwerdeführerd dem 
Finanzminifterium zur endgiltigen Entjcheidung vorzulegen. 


Art. 80. 
Berichtigung des Steuerfatafters. 

Wenn ein ſteuerbares Gebäude oder ein fteuerbarer Gebäudetheil gar nicht oder 
nicht mit dem bei der Einfchätung feftgeftellten Kapitalwerth zur Steuer beigezogen ift, 
oder wenn gejetzlich befreite Gebäude oder Gebäudetheile der Beſteuerung unterworfen 
worden find, jo hat eine Berichtigung des Steuerfatafterd bei dem auf die Entdeckung 
des Fehlers nächftfolgenden Steuerfat (Art. 84) ftattzufinden. 


Art. 81. 
Abgang an dem Katafter. 
Eine vollftändige oder theilweife Abfchreibung des Steuerkapital® muß erfolgen: 
a) wenn ein Gebäude oder Gebäudetheil niedergeriffen worden, ganz oder theilweife 
zu Grunde gegangen oder fonft zur Benützung untauglich geworden ift; 
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b) wenn ein Gebäude eine MWerthsverminderung dadurch erlitten bat, daß es zum 
Zwed einer anderen dauernden Verwendung baulich umgewandelt worden ift; 
o) wenn einem Gebäude ganz oder theilweife eine Beftimmung gegeben worden, für 
welche nah Art. 2 Steuerbefreiung begründet ift; 

d) wenn eine mit einem Gebäude eingefchäte Hofraithe verloren gegangen, verklei- 
nert oder auf die Dauer ganz oder theilweife unbenütbar geworben ift; 

e) wenn eine folche Hofraithe ganz oder theilweife der Iand- oder forftwirthicaft- 

lichen Kultur zugewendet oder nad) Art. 2 fteuerfrei wird. 

Die Abſchreibung in den vorgenannten Fällen hat auf erfolgte Anzeige und Bes 

fcheinigung des Thatbeftandes vom nächftfolgenden Steuerjahr an einzutreten. 


Art. 82. 
Zuwachs zu dem Katafter. 
Eine Vermehrung des Steuerfapitald hat einzutreten: 

a) wenn ein Gebäude neu errichtet, oder wenn ein Gebäude durch Aufſetzen eines 
oder mehrerer Stockwerke oder durch Meberbauung einer weiteren Grundfläche ver- 
größert worden ift; 

b) wenn ein Gebäude eine MWerthserhöhung dadurd) erhalten Hat, daß e8 zum Zweck 
einer anderen dauernden Berwendung baulich umgewandelt worden ift ; 

c) wenn bisher ftenerfreie Gebäude oder Gebäudetheile in Folge der Benükung zu 
einem anderen Zwecke die Steuerfreiheit verloren haben; 

d) wenn bisher ganz unbrauchbar gewefene Gebäude ganz oder theilweife nutzbar ge- 
macht worden find; 

e) went die mit einem Gebäude eingefchätte Hofraithe durch Naturereigniffe oder 
durch Zuziehung von bißher fteuerfreien (Art. 2) oder zur Grundſteuer zugezoge- 
nen Flächen vergrößert worben ift. 

Die Vermehrung des Steuerlapitald wird von dem auf den Aenderungsfall folgen- 
den Steuerjahr an dem Steuerkatafter zugejchrieben. 
Art. 83. 
Aenderung des Katafters in Folge äußerer Verhältniffe. 
Wenn durch äußere Verhältnifje, welche feit der neuen Einſchätzung der Gebäude 
eingetreten find, in einem Stenerbiftrift der Werth ſämmtlicher Gebäude oder eines 
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Theils derfelben um mindeftens 20 Procent bleibend erhöht oder vermindert worden ift, 
jo bat für diefe Gebäude auf Anordnung des Finanzminifteriums nad) Mafgabe der 
Art. 75—79 eine Berichtigung des Steuerfapitald einzutreten. 


Art. 84. 
Fortführung des Katafters. 

Die wegen des Wechjeld in der Perjon der Steuerpflichtigen alljährlich vorzuneh- 
mende Berichtigung des Gebändelatafterd hat durch die örtliche Stewerfatbehörde am 
Anfang des Steuerjahrs zu gefchehen. 

Zugleich ift die Berichtigung der Steuerfapitalien in Folge entdedter Fehler oder 
eingetretener Veränderung der Stenerobjefte (Art. 8O—82) durch diefelbe Behörde vor- 
zunehmen. 

Die hienach in den Ortögebäude-Slataftern vorgenommenen Aenderungen der Steuer- 
anfchläge find binnen 30 Tagen vom Anfang des Steuerjahrs an dem Bezirköfteneramt 
anzuzeigen, welches diefelben unter Zuziehung von zwei Bezirksfchägern und, joweit dies 
wegen erhobener Anftände oder wegen der Bedeutung der Stenerobjekte geboten erfcheint, 
eines Ortsſchätzers zu prüfen, jofort die Steueranfchläge der einzelnen Gebäude richtig 
zu ftellen und den SKatafterbetrag der Gemeinden feſtzuſetzen hat. 

Bei Beitimmung neuer Steueranfchläge ift insbefondere darauf zu fehen, daß die- 
jelben zu dem bei der allgemeinen Einſchätzung beftimmten Steueranfchlag anderer in 
demſelben Ort befindlicher Gebäude in ein richtige® Verhältniß gefetst werden. 

Hinfichtlic) der Eröffnung der vom Bezirköfteneramt feftgeftellten Steneranfchläge 
und binfichtlich etwaiger Beſchwerden finden die Beftimmungen in Art. 79 finngemäße 
Anwendung. 


Vierter Titel. 
Befondere Beftimmungen für das Gewerbefatafter. 
Urt. 85. 
Ort der Steuerpflicht. 
Die Steuerpflicht ift in demjenigen Steuerdiftrift (Art. 4, Ubf. 2) zu erfüllen, in 
welchem das Gewerbe betrieben wird, Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Steuer- 
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biftrifte erftreckt und als Ganzes eingefchätst wurde (Art. 87), fo ift der Steueranfchlag 
verhältnigmäßig auf die einzelnen Zweiggefchäfte zu vertheilen. 

Wenn der Betrieb im Umbherziehen ftattfindet, jo muß die Steuerpflicht in dem 
Steuerdiftrift erfüllt werden, in welchem der Gewerbetreibende feinen Wohnfit hat, 
oder, wenn er feinen Wohnſitz im Lande hat, in demjenigen Steuerdiftrikte, in welchem 
er den Betrieb beginnt. 

Alle Diejenigen, welche außerhalb ihres Niederlaffungsorts vorübergehend und 
außer der Meß⸗ und Marktzeit an einem oder mehreren Orten des Landes Lokale zum 
Berkauf von Waaren halten, haben die Steuerpflicht hiefür in den Steuerbiftrikten zu 
erfüllen, in welchen fi) die Verfaufslofale befinden. 

Nihtwürttembergifche Verſicherungsgeſellſchaften, beziehungsweife deren ftändige 
Agenten, unterliegen mit dem aus den Verficherungen im Lande erzielten Ertrag ber 
Befteuerung in dem Steuerdiftrift, in welchem die Zweigniederlaffung oder der ftändige 
Agent für Württemberg den Sit hat, 


Art. 86. 
Perſon des Steuerpflichtigen. 

Ein Gewerbe, das durch Gejhäftsführer, Faktore, Verwalter oder andere Stellver- 
treter des Gewerbeunternehmers betrieben wird, unterliegt der Beſteuerung in derfelben 
Weiſe, wie wenn dasfelbe vom Unternehmer felbft geführt würde. Im folchen Fällen 
haftet der Unternehmer auch) für die Steuer. 

Wenn Mann und Frau je befondere Gewerbe betreiben, fo find beide befonderg zu 

befteuern. | 

Art. 87. 
Mapftab für die Anlegung der Steuer. 
Den Mafftab der Befteuerung bildet 
1) der perfönliche Arbeitsverdienft des Gewerbetreibenden, welcher nad 
einer im Wege der Verordnung feftzuftellenden Klafjentafel einzufchägen ift, wobei 
theils die Betriebsweife, theild der aus der Verwendung von Gehilfen und Be 
trieb8fapital erfichtliche Umfang des Gewerbes maßgebend find; 

2) der nad) Procenten zu fchätende Ertrag aus dem in dem Gewerbe verwen- 
deten Betriebskapital. Wenn übrigens das in einem Gewerbe angelegte Be 


. 
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trieb8fapital weniger als 400 fl. beträgt, fo ift ein Ertrag aus demfelben nicht zu 
berechnen. 

Erſtrecken ſich die wejentlichen Beftandtheile eined Gewerbes über mehrere Steuer- 
difteikte, fo werden fie deffenungeachtet bei der Einſchätzung als ein Ganzes behandelt. 
Art. 88. 

Berehnung des Kataſters. 
Als fteuerbarer Betrag des Gewerbeeinlommens ift anzufehen : 
1) bei dem perfönlichen Arbeitsverdienft (Art. 87, Ziff. 1) 


bis 500 fl. einſchließlich — ein Zehntheil, 
von dem Mehrbetrage 
von 500 fl. bis 1,000 fl. — zwei Zehntheile, 
„ 1,000 fl. bis 1,500 fl. — vier " 
n 1,500 fl. bis 2,000 fl. — acht n 


„ dem weiteren Einkommen — der ganze Betrag; 
2) bei dem Betriebsfapital (Art. 87, Ziff. 2) 
der eingeſchätzte volle Jahresertrag. 
Die in diefer Weiſe berechneten Summen bilden das Gewerbefatafter (Steuerkapital) 
des einzelnen Steuerpflichtigen. 
Art. 89. 
Merkmale für die Einſchätzung. 
Die weſentlichſten Merkmale fir die Einfhätung eines Gewerbes bilden 
1) die Zahl und Gattung der in dem Gewerbe verwendeten Gehilfen, und 
2) die Größe des in demfelben angelegten Betriebslapitals. 
Art. N. 
. Berechnung der Hilfsperfonen. 
Die Berechnung der Hilfsperfonen (Gehilfen, Art. 89, Ziff. 1) gefchieht in folgen- 
der Weife: 

a) Zu denfelben find alle männlichen und weiblichen Perjonen zu rechnen, welche für 
den Betrieb eines Gewerbes ald Gehilfen irgend welcher Art verwendet werben, 
auch wenn fie hiebei blos untergeordnete Gefchäfte und Dienftleiftungen verrichten. 

Die außerhalb der Geſchäftslokale bejchäftigten Arbeiter fommen nicht in Be 
rechnung. 
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b) Die Zahl der Hilfsperfonen wird nach dem durchfchnittlichen Stande eines Jahres 
berechnet. 

0) Kinder unter 16 Yahren fommen nur als halbe Perjonen in Berechnung. 

d) Eöhne und Töchter, die im Gewerbe ihrer Eltern arbeiten, werden diefen als 
Hilfsperfonen nad) lit. a bis c aufgerechnet. 

Soweit Söhne, Töchter und Dienftboten theilmeife im Gewerbe ihrer Eltern, 
beziehungsweife ihrer Dienftherrfchaften arbeiten und theilweife zu anderen nicht 
gewerblichen Verrichtungen verwendet werben, find diefelben nach der Dauer ihrer 
Leiftungen für das Gewerbe als Bruchtheile einer Hilfsperfon zu berechnen. 

e) Als Hilfsperfonen werden nicht angefehen: 
aa) Ehefrauen, welche als Gehilfinnen an der Gefhäftsführung Antheil nehmen, 

ausgenommen bei den in Urt. 99 bezeichneten Gewerben; 
bb) bei einer Wittwe, die da8 Gewerbe ihres verftorbenen Ehemannes fortſetzt — 
der erjte Gehilfe; 
co) der erfte Gehilfe eines Gewerbeunternehmers, welcher wegen hohen Alters oder 
körperlicher Gebrechen an dem Gewerbebetrieb keinen Antheil mehr nehmen kann; 
dd) ebenso der erfte Gehilfe, wenn für Kinder das Gewerbe ihrer verftorbenen 
. Eltern fortbetrieben wird, infolange feines der Kinder an dem Gewerbebetrieb 
Untheil nimmt; 
ee) diejenigen Perjonen, welche als Lehrlinge für Putzmachen, Nähen, Bügeln ıc. 
iin ein Gefchäft eintreten und dort eigene Arbeiten fertigen. 

f) Wenn mehrere Perfonen ein Gewerbe in Gefellfchaft betreiben, fo ift eine diefer 
Perfonen als Unternehmer, und die weiteren bei dem Gefchäftsbetriebe mitwirken- 
den Theilhaber find als Hilfsperfonen anzufehen; dagegen bleiben folche Gejell- 
ſchaftsmitglieder, welche an der Gejchäftsführung keinen Antheil nehmen, außer Ber 
rechnung. 

Art. 91. 
Berechnung des Betriebsfapitals, 
1) Das Betriebskapital (Art. 89, Ziff. 2) umfaßt ſämmtliche dem Gewerbebetrieb 
gewidmeten Gegenftände, 
Insbeſondere find hieher zu rechnen : 
a) die Wafjerkräfte, welche für ein Gewerbe benütt werden; 
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b) die in und auferhalb der Gebäude angebrachten, den Betrieb von Gewerben be- 
zwedenden Einrichtungen, ferner die beweglichen Gegenftände, wie Geräthichaften, 
Maschinen, Werkzeuge, Geſchirre aller Art; 

e) die vorhandenen Thiere nnd die Futtervorräthe für diefelben; 

d) die zum Gewerbebetrieb gehörigen Roh- und Hilfsftoffe aller Art, einſchließlich 
der in Bearbeitung begriffenen Stoffe; 

e) die zum Verkauf beftimmten Waarenvorräthe; 

f) die Geldvorräthe zum Gejchäftsbetrieb, fowie die vom dem Gewerbe herrührenden 
Ausftände, die Wechſel und die in Eonto-Corrent laufenden Guthaben. . 

g) Bei Bankiers und ähnlichen Gewerbetreibenden gehört neben den Geldvorräthen, 
Wechſeln, onto-Corrent-Guthaben und anderen Activausftänden namentlich 
auch der Betrag der im Gefchäft befindlichen verzinslichen und unverzinslichen Pa- 
piere jeder Art zum Betriebskapital. 

2) Das Betriebskapital ift nad feinem mittleren Stande und mittleren Werthe 

zu berechnen. 

3) Schulden dürfen am Betriebsfapital nicht in Abzug gebracht werben. 


Art. 92. 
Bejondere Beitimmungen für Verſicherungsgeſellſchaften. 

Das Betriebökapital von inländischen Verficherungsunternefmungen, welche nicht 
auf Gegenjeitigkeit gegründet, fondern auf Gewinn berechnet find, befteht neben dem Werth 
der Geräthfchaften in dem Ertrag an Prämien und Beiträgen, welcher für Verfiherun- 
gen innerhalb und außerhalb des Landes jährlich bezogen wird. Dieſer Bezug 
ift bei Ermittlung des perfünlichen Arbeitsverdienftes im vollen Betrage in Berechnung 
zu bringen, wogegen der Kapitalertrag nur aus den Prämien und Beiträgen von Ver— 
fiherungen im Inlande mit Einfluß des Werths der Geräthichaften zu jhägen ift. 

Bei nihtwürttembergifchen Verficherungsunternehmungen, welche nicht auf Ge- 
genfeitigfeit gegründet find und welche Berficherungen in Württemberg abjchließen , ift 
neben dem Werth etwaiger Geräthichaften als Betriebsfapital der Ertrag an Prämien 
und Beiträgen für Verficherungen im Lande anzufehen, wonach ſowohl der Kapital 
ertrag für den Unternehmer, als auch der perfönliche Arbeitöverdienft für den Hauptagenten, 
beziehungsweife für die Zweigniederlaffung, zu bemeſſen ift. 
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Wenn mit derartigen Verfiherungsunternefmungen zugleich andere Geſchäfte, wie 
Banfgefchäfte zc., betrieben werden, jo ift das in diefen Gefchäften verwendete Betriebs» 
fapital nach den Beſtimmungen in Art. 91 zu berechnen, 

Art. 9. 
Faffion der Gewerbetreibenden. 

1) Zum Behuf der Einſchätzung der Gewerbe hat der Gemeinderath ein Verzeich— 
niß ſämmtlicher im Gemeindebezirk betriebenen Gewerbe und ihrer Inhaber dem 
Bezirksfteneramt zu übergeben. 

2) Sodann hat jeder Gewerbetreibende oder deſſen gefetzlicher Stellvertreter, oder der 

Bevollmächtigte, nad; ergangener öffentlicher Aufforderung entweder jchriftlich oder 
mündlich eine gewifjenhafte Erklärung (Faſſion) darüber abzugeben: 

a) welches oder welche Gewerbe er betreibt oder betreiben will, in welchen Lokalen, 
und bei Fabrikationsgeſchäften, ob er nur eigene oder auch fremde Erzeugniffe 
feilbietet; | 

b) wie viele und welche Art von Hilfsperjonen nad dem durchſchnittlichen Stande 
des der Fatirung unmittelbar vorangegangenen Steuerjahrs in dem Gewerbe 
verwendet werden (Art. 90); 

c) wie hoch ſich das im feinem Gewerbe verwendete Betriebsfapital nach dem mitt- 
leren Stande und Werthe in dem der Fatirung unmittelbar vorangegangenen 
Betriebsjahre berechnet (Art. 91). Den Gewerbetreibenden ift übrigens geftattet, 
das Kapital auch nach einer im Wege der Verordnung aufzuftellenden Klafjen- 
tafel anzugeben und ferner die Wafjerkräfte und Gewerbeeinrichtungen (Art, 91, 
Ziff. 1, a und b), wenn fie diefelben näher bezeichnen, mit gefondertem Anfchlage 
aufzuführen. 

3) Bon den nicht auf Gegenfeitigkeit gegründeten Verfiherungsgewerben ift der Jahres- 
ertrag an Prämien und Beiträgen in Gemäßheit des Art. 92 nad dem Ergebnifje 
des der Fatirung unmittelbar vorangegangenen Betriebsjahrd anzuzeigen. 

4) Bei nen in Betrieb zu feßenden Gewerben find die zu Ziff. 2 vorgefchriebenen 
Merkmale nad) der beabfihtigten Ausdehnung des Gewerbes anzuzeigen. In glei- 
cher Weife ift Anzeige zu machen, wenn bei einem Gewerbe feit dem legten Be— 
triebsjahr eine nachhaltige Ausdehnung oder Beſchränkung des Unternehmens 


attfand, 
ftattf : 
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5) Die Faffionen müfjen in der durch die öffentliche Aufforderung beftimmten Frijt 
bei dem Gemeindevorjteher oder bei einem durch die Steuer-VBerwaltung anfzuftel- 
lenden Stellvertreter desfelben abgegeben werden, 

6) Die Gewerbeunternehmer, fowie die gefeglichen Vertreter, begiehungsweife die Be- 
vollmächtigten der Stemerpflichtigen find für die Richtigkeit ihrer Faſſion ver- 
antwortlich. 

Art. 94. 
Verfahren bei der Einſchätzung. 

Für das Verfahren bei der Einſchätzung gelten folgende Vorſchriften: 

1) Durh den Steuercommiffär (Beamten) find die Faffionen der Gewerbetreibenden 
einer genauen Prüfung zu unterwerfen, und alle diejenigen Einleitungen (Art. 9). 
zu treffen, welche zu VBollziehung einer richtigen Einfhägung von ihm als noth- 
wendig erachtet werden. 

2) Nach dem Vollzug diefer Vorbereitungen hat der Steuercommifjär (Beamte) die 
Schätungscommiffion (Art. 7, Ziff. 3) zufammen zu berufen, durch welche jofort 
die Faffionen weiter zu prüfen, die etwa noch unerledigten Anftände zu bereinigen 
und von allen Gewerben, mit Ausnahme der in Art. 99 und 100 genannten, der 
perfönliche Arbeitöverdienft, Jowie der in Prozenten auszudrüdende Ertrag aus dem 
von der Commiffion feftgeftellten Betriebsfapital (Art. 87) zu fchäten find. 

3) Sollte ein Steuerpflichtiger der Mahnung ungeachtet feine Fajfion abzugeben un- 
terlafien, fo erfolgt die Einjchägung von Amtswegen. 

Art. 9. 
Beftätigung der Faſſionen. 

Wird durch die Prüfung der Faſſionen von den Schägungsbehörden eine Erhöhung 
der angezeigten Gehilfenzahl oder des fatirten Betriebskapitals für begründet erkannt, jo 
ift diefe Erhöhung dem Fatenten mit dem Anfügen zu eröffnen, daß er im Falle einer 
Einwendung hiegegen innerhalb 15 Tagen einen Nachweis für die Richtigkeit feiner - 
Faſſion beizubringen habe, indem fonft jene Erhöhung für dasjenige Steuerjahr, auf 
welches der Steueranjag nad der Schäßung erſtmals ftattfindet, in Kraft bleibe, 

Art. 96, 
Prüfung der Einfchägungen. 
Sobald die Einfchägung eines Oberamtöbezirts vollzogen ift, hat der Steuercom- 
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mifjär (Beamte) in Gemeinfhaft mit den Bezirksſchätzern die Ergebniffe in der Rich— 
tung zu prüfen, ob und welche Aenderungen an den Schätungen bei der Kataftercom- 
miffton etwa zu beantragen feien. 

Sofort find die Einfhäsungsalten der Kataftercommiffion vorzulegen, welche bie 
Ergebniffe zu prüfen und die Schägungsrefultate feftzuftellen bat. 

Sollten fich bei einer Einfhägung Mängel zeigen, jo kann die aetaſtercommiſfien 
die Abänderung einer ſolchen Einſchätzung verfügen und nöthigenfalls eine neue Schätzung 
anordnen. Dieſe wird durch die frühere Schätzungscommiſſion unter Verſtärkung durch 
zwei weitere von der Kataftercommilfion zu ernennende Mitglieder vorgenommen. 

Art. 97, 
Gröffnung der Einfhägung und Behandlung von Beſchwerden. 

Nach Feſtſtellung des Schägungsergebnijjes durch die Kataftercommifften (Art. 96) 
ift das Gewerbefatafter der einzelnen Steuerpflichtigen nad Art. 88 in einer Summe 
zu berechnen und in der durch Urt. 61 vorgeſchriebenen Weiſe öffentlich bekannt zu 
machen. 

Jedem Unternehmer eined Gewerbes fteht bezüglich feines Steueranfchlags (Steuer- 
fapital8) das Recht der Beſchwerde zu. 

Soweit die eintommenden Befchwerden, welche der Ortsvorfteher dem Bezirksfteuer- 
amt (Stenercommiffär) zu übergeben hat, nicht durch Verzicht der Betheiligten oder durch 
Erkenntniß der Kataftercommiffion ihre Erledigung finden, find fie anf weitere nach den 
Beftimmungen des Schlußſatzes von Art. 57 erfolgende Berufung des Bejchwerbefüh- 
rers dem Finanzminifterium zur endgiltigen Entjcheidung vorzulegen. 

Wird in Folge einer erhobenen Beſchwerde eine neue Einfchägung angeordnet, fo 
ift die Schätungscommiffton um zwei Mitglieder zu verftärten, wovon eines durch den 
Steuercommiffär, das andere durch den Beſchwerdeführer aus der Zahl der Bezirks- 
ſchätzer gewählt wird. 

Art. 98. 
Behandlung der Veränderungen bei dem Gewerbekataſter. 

Wer ein der Gewerbeftener unterworfenes Geſchäft anfängt, hat bei dem Ortsvorſteher 
mit der vorgefchriebenen Anzeige eine Faſſion nach Art. 93 des gegenwärtigen Geſetzes 
abzugeben und das Gewerbe von dem auf den Beginn des Gewerbebetrieb8 folgenden 
Duartal an zu verftenern. Der Steueranfchlag (Steuerkapital) von neu begonnenen 
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Gewerben wird vorläufig bis zur Einſchätzung beim Beginn des nächſten Jahres vom 
Bezirksſteueramt fetgeftellt. 

Wer ein der Gewerbeftener unterworfenes Geſchäft aufgibt, hat die Steuer nur bie 
zum Schluß des Quartals zu entrichten, im welchem die Einftellung des Geſchäfts bei 
dem Ortsvorsteher angezeigt wurde. 

Die Einfhätung der neu begonnenen Gewerbe, fowie die jährliche Berichtigung 
des Katafters in Folge von nachhaltigen Veränderungen hat nach Maßgabe der Art. 94 
und 95 durch die Beirts-Schätungscommiffion auf Grund der eingegangenen Faffionen 
(Art. 93) am Anfang des Steuerjahrs zu gefchehen. Hiezu find jedoch die Ortsfchäter 
nur infoweit, al8 dies wegen erhobener Anftände oder wegen der Bedeutung der Steuer: 
objefte geboten erfcheint, beizuziehen. 

Hinfichtlich der Eröffnung der Steueranfchläge (Steuerkapitale) und hinfichtlich et- 
waiger Beſchwerden findet der Art. 97 finngemäße Anwendung. 

Das am Beginn de8 Steuerjahrs berichtigte Katafter bildet fir das betreffende 
Steuerjahr die Grundlage des Steueranfates. 


Art. 99. 
Wanbergemwerbe. 
Hinfihtlich der Beftenerung der Wandergewerbe gelten folgende Vorfchriften: 

1) Für diejenigen, welche außerhalb ihres Niederlaffungsorts vorübergehend und 
außer der Mef- und Marktzeit an einem oder mehreren Orten des Landes Lokale 
zum Berfauf von Waaren halten, fowie fir Nichtwürttemberger, welche auf in- 
ländifchen Meſſen und Märkten MWaaren zum Verkauf bringen und hiemit nicht 
nach beftehenden Vereinbarungen ftenerfrei bleiben, ift der ftenerbare Betrag des 
Gewerbeeinfommens auf Grund einer im Wege der Verordnung zu erlaffenden 
Klafjentafel nach dem Umfange des Handeld und dem Werth der abzufekenden 
Waaren zu bemeſſen. 

2) Der Anſatz und die Erhebung der Steuer geſchieht für jeden Ort des Betriebs 
durch das Bezirksſteueramt oder in deſſen Vertretung durch das Ortsſteueramt, 
bei welchem der Gewerbetreibende den Werth des bei Eröffnung des Verkaufs an 
dem betreffenden Orte befindlichen Waarenvorraths und die Zahl der Hilfsper- 
fonen anzuzeigen (zu fatiren) hat. 
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Bon dem Betrage einer Yahresabgabe hat der Steuerpflichtige bei einem Ge- 
ſchäftsbetrieb 
auf die Dauer von 14 Tagen und darunter — den vierten Theil, 
auf die Dauer von mehr als 14 bis zu 30 Tragen — die Hälfte, 
auf die Dauer von mehr als 30 Tagen und bis zu 1 Jahr — den vollen 
Betrag 
zu entrichten und zwar vor dem Beginn des Geſchäfts. 

Mill ein Steuerpflichtiger feinen Betrieb über den Zeitraum, auf welchen er die 
Steuer bezahlt hat, ohne Unterbrehung ausdehnen, fo ift die Steuerfchuldigkeit 
für die ganze Dauer des Betriebs nach vorftehenden Beftimmungen neu feitzu- 
ftellen und fofort der hienach fich ergebende Mehrbetrag der Abgabe zu erheben. 

Wenn während des Zeitraums, für welchen die Mbgabe entrichtet worden ift, 
die Zahl der Hilfsperfonen vermehrt wird, oder wenn das MWaarenlager einen 
Zuwachs erhält, fo hat die der Gewerbetreibende anzırzeigen, worauf die Steuer 
entfprechend erhöht wird. 

3) Der Steuerverwaltung fteht e8 zu, wenn fie den angezeigten Werth der Waaren- 
vorräthe für zu nieder erachtet, denfelben durch Sachverftändige ſchätzen zu Taffen 
und die Steuer nad dem gefchätten Werthe anzufeken. 

4) Bei denjenigen, welche im Umbherziehen von Ort zu Ort Haufirhandel betreiben, 
wird ber ftenerbare Betrag ihres Eintommens gleichfalls auf Grund einer be- 
fonderen Klaffentafel feftgeftellt, und zwar von der Bezirks-Schätzungscommiſſion, 
wenn durch diefelbe die Einfchätung beim Beginne des Steuerjahrs erfolgen Tann, 
andernfall8 von dem Bezirksfteireramt oder in defjen Vertretung vom Ortsfteneramt. 

Wenn ein Haufirhändler ein Wanderlager hält, fo ift er mit diefem nad 
Ziff. 1 und 2 bejonder8 zu befteuern. 

5) Der vom Haufirhandel (Ziff. 4) anzuſetzende ftenerbare Betrag bemißt fich nad 
der Zahl der verwendeten Perfonen und dem mittleren Stande des Betrichsfapi- 
tal8, worüber der Steuerpflichtige vor Beginn des Betriebs eine Erklärung (Faf- 
fion) einzureichen hat. 

Der Steuerverwaltung fteht es auch hier zu, wenn fie den angezeigten mittleren 
Stand des Betriebsfapitals für zu nieder erachtet, denjelben durch Sachverſtändige 
ſchätzen zu Iaffen und die Steuer nad dem gejchätten Werthe anzufeken. 
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Die Steuer ift von fämmtlichen Haufirhändlern voraus zu entrichten und zwar, 
wenn die Einfchätung nicht durch die Bezirks⸗Schätzungscommiſſion erfolgt, an das 
Bezirköfteneramt oder in deffen Vertretung an dag Ortöfteneramt. Bei einer 
Dauer von weniger als 1 Jahr ift fie nad dem in Ziff. 2 angegebenen - Maf- 
ftab feftzuftellen. 

Wenn während des Zeitraums, für welchen die Steuer entrichtet worden ift, 
die Zahl der Hilfsperjonen vermehrt wird, fo ift die® anzuzeigen, worauf bie 
Steuer entfprechend erhöht wird, 

6) Wenn ein Auffauf von Erzeugniffen oder Abfällen im Umberziehen mit einem 
haufirweifen Verkauf oder Taufch verbunden, oder wenn foldher von den Ange— 
hörigen eines anderen Landes betrieben wird, ohne daß denfelben hiefür vermöge 
beftehender Webereinfünfte Abgabefreiheit zulommt, fo ift derfelbe wie der Hau- 
firhandel zu befteuern. 

7) Wie der Haufirhandel wird aud das PVerrichten gewerblicher Arbeiten befteuert, 
wenn es im Umherziehen gejchieht, oder wenn e8 auf Märkten und Meflen Seitens 
folcher Ausländer ftattfindet, welchen biefür nicht Steuerfreiheit zufommt. 

8) Der Gewerbebetrieb mittelft Umherziehens von Markt zu Markt wird nad den 
allgemeinen Gewerbeeinihätungsnormen behandelt. 

9) Handelögewerbe für den Kleinverkauf in ftehenden Lagern, bei welchen die gewerbliche 
Niederlaffung und MWiedereinftellung innerhab 6 Monaten nad dem Gejchäftsbeginn 
angezeigt wird, find als Wanderlager (Ziff. 1) zu beſteuern. 

10) Etwaige Beſchwerden gegen die Steueranfäte find nad Art. 97 zu behandeln. 


Art. 100, 
Mufterreifenbe. 

Nichtwürttembergifche Kaufleute, Fabrifanten und andere Gewerbetreibende, ſowie 
ihre reifenden Diener, welche feine Waaren, fondern nur Mufter mit fich führen, um 
Beftellungen zu fuchen, haben vor dem Beginn des Gejchäfts im Lande gegen Entrid- 
tung einer Abgabe von 15 fl. an das Bezirköfteneramt ein auf ein Jahr giltiges Patent 
zu löſen, ſoweit nicht durch Vereinbarungen mit den Regierungen einzelner Länder et- 
was Anderes beftimmt ift. 
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Strafbeftimmungen hbinfihtlih der Gewerbefteuer. 
Art. 101. 
Begriff der Steuergefährdbung. 

Wer in einer nach Maßgabe der Art. 14, Abſ. 3, Art. 93, Ziff. 2, 3, 4, Art.£98, 
Abſ. 1 und Art. 99, Ziff. 2, Abf.1 und Ziff.5, Abſ. 1 abzugebenden Faſſion die zu Einſchätz⸗ 
ung eines Gewerbes erforderlichen Merkmale ganz oder theilweife verjchweigt oder unrichtig 
angibt, macht fich, wenn in Folge der Wahrheitswidrigkeit eine niedrigere als die an fich 
begründete Abgabe anzuſetzen gewefen wäre (Urt. 103, Abſ. 1), der Gefährdung der Ge- 
werbefteuer jchuldig. 

Die Steuergefährdung ift vollendet mit Abgabe der fchriftlichen oder mündlichen 
Erklärung (Faffion) an die zu deren Empfangnahme befugte Behörde. 

Wird jedoch diefe Erklärung (Faffion) vor der Bezahlung der fejtgefetsten Steuer, 
beziehungsweife der erften Monatsrate derjelben (Art. 11 und Art. 99, Ziff. 2 und 5) 
von dem Fatirenden zurüdgenommen, fo ift er von der Strafe der Steuergefährdung 
frei zu laſſen. 

Art. 102. 
Betrag der Strafe. 

Die Gefährdung der Gewerbefteuer wird mit der Strafe des vierfachen Betrags 
der gefährdeten Abgabe gerügt, woneben die zurüdgebliebene Abgabe nachzubezahlen ift. 

ALS gefährdet ift die Abgabe je für das betreffende Steuerjahr zu betrachten, wo- 
fern fi nicht aus den Art. 98, Abi. 1 und Art. 99, Ziff. 2 und 5 die Berechnung der 
Steuer auf eine kürzere Zeit ergibt. 

Solange der Betrag der auf Grund des neuen Katafters zu erhebenden Steuer 
nicht nach Art. 111, Ab. 1 beftimmt ift, find vier Procent des Steueranſchlags bei Be⸗ 
rechnung der gefährdeten Abgabe in Anſatz zu bringen, 

Art. 103. 
Borausfegungen der Strafbarteit, 

Soweit e8 fich nicht um Steuergefährdungen von Perfonen handelt, welchen nad) 
Maßgabe des Art. 99 der Steueranfag durch das Bezirksfteneramt, beziehungsweife das 
Ortsſteueramt zu machen ift, umd foweit nicht eine Aburtheilung auf Grund des Art. 
109 erfolgt, ift nach geführter Unterfuchung die Bezirks⸗Schätzungscommiſſion, in welche 
für dieſen Fall ftatt des Ortsſchätzers der betreffenden Gemeinde ein weiterer Bezirks 
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ſchätzer (Erfagmann) berufen werden Tann, darüber zu vernehmen, ob eine Steuergefähr- 
dung vorliege, ſowie zutreffenden Falles welcher Abgabebetrag als gefährdet anzufehen fei. 

Eine Erhöhung der fatirten Gehilfenzahl oder des Betriebskapitals durd die Steuer- 
behörden (Art. 95 und 99, Ziff. 3 und 5) begründet an ſich die Einleitung des Straf- 


v rens noch nicht. 
cſeh an Art. 104, 


Drbnungsitrafen. 

Einer Geldſtrafe bi8 zu 100 Thalern unterliegen, neben Nachholung der etwa zu- 
rückgebliebenen Abgabe, 

1) der Angefchuldigte, welcher im Fall einer der in Urt, 101 bezeichneten Berfehlungen 
nachweist, daß er eine Steuergefährdung nicht habe verüben können oder wollen ; 

2) die in Art, 99 genannten Perjonen, wenn fie mit den dort bezeichneten Gewerben 
vor erfolgter Anzeige bei der Steuerbehörde beginnen oder deren Betrieb ohne 
vorherige Anzeige verlängern (Art. 99, Ziff. 2, Abf. 3), oder wenn fie die 
Thatfache einer Erweiterung ihres Gewerbebetriebs (Art. 99, Ziff. 2, Tester Abſatz 
und Ziff. 5, letter Abjag) nicht binnen 24 Stunden von der gejchehenen Erweiter- 
ung an bei der Steuerbehörde zur Anzeige bringen; 

3) Mufterreifende (Art. 100), welche mit dem Geſchäfte vor der Löſung eines Pa- 
tent8 beginnen ; 

4) Berfehlungen gegen die übrigen, die Gewerbefteuer betreffenden Beftimmungen 
dieſes Geſetzes und die zum Vollzuge desjelben im Verordnungswege zu erlaffen- 
den öffentlich befannt gemachten Borfchriften. 

Art. 105, 
Strafverwandlung. 

Die Umwandlung der nicht in Geld beizutreibenden Strafe in Freiheitsjtrafe er- 
folgt in Gemäßheit des Strafgefegbuchs für das deutjche Reich (SS. 28 und 29) auf 
den Grund des vorliegenden rechtskräftigen Straferkenutniffes durch die zu Erkennung 
der Freiheitsſtrafe zuftändige Behörde, welche dabei auf eine Prüfung der vorangegange- 
nen Entſcheidung nicht eingehen darf. 

Art. 106. 
Haftbarkeit. 
Gewerbeunternehmer haften perfünlich und folidarifch neben ihren gejeßlichen Stell- 
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vertretern und Bevollmächtigten für die Geldftrafen und Abgabenahholungen, welde 
E wegen einer Berfehlung ihrer geſetzlichen Stellvertreter und Bevollmächtigten (Art. 93, 
Ziff. 6) in Bezug auf das betreffende Gewerbe nad) diefem Gejege erkannt werden, 

Für Geldftrafen haften die Erben nur dann, wenn das Urtheil bei Lebzeiten des 
Berurtheilten vechtsfräftig geworden ift. 

Art. 107. 
Verjährung. 

Die Strafverfolgung der Verfehlungen gegen dieſes Gefet verjährt in drei Jahren. 

Die Vollſtreckung der erkannten Strafen verjährt in fünf Jahren. 

Im Uebrigen fommen bezüglich der Verjährung der Strafverfolgung und der Boll- 
firefung der Strafen die Beftimmungen des Strafgefetsbuches für das deutjche Reich 
(8. 67, letzter Abſatz, 88. 68 und 69, beziehungsweife 8. 70, letter Abjay und 8.72) zur 
Anwendung. 

Art. 108. 
Verwendung der Strafen. 

Die wegen Berfehlungen gegen diefes Gefez und die zu deffen Vollziehung erlaffes 
nen Verordnungen von den Königl. Staatsbehörden erfannten Geldftrafen (Art. 102 
und 104) fließen, fomweit e8 nothwendig oder zweckmäßig erfcheint, im die zum Vortheil 
des niederen Dienftperfonals bei der Steuerverwaltung errichtete Unterſtützungskaſſe, 
welche zu Prämien für die niederen Steuerbeamten und zu Unterftügung derjelben im 
Falle der umverjchuldeten Dienftentlaffung, fowie zu Unterftügung ihrer Wittwen und 
Waiſen beftimmt iſt. 

Art. 109. 
Verfahren bei freiwilliger Anerkennung der Strafe. 

Inſoweit es ſich nicht wegen Unvermögenheit des Angeſchuldigten um eine Frei⸗ 
heitsſtrafe handelt, können bei Verfehlungen gegen die Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes und der zu deſſen Vollziehung erlaſſenen Verordnungen die Beſchuldigten auf 
Belehrung über den Fall und die verwirkte Strafe ſich dem Ausſpruche des zur Vor— 
unterfuhung zuftändigen Bezirköfteneramts freiwillig unterwerfen. 

Geſchieht diejes, fo ift ein Protokoll aufzunehmen, welches enthält: 

a) die Art und Weife, in welcher die beftehenden Vorjchriften verletzt worden; 
b) die beſtimmte, beziehungsweise die der Behörde ald den Umftänden angemeffen er- 
7 
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ſchätzer (Erſatzmann) berufen werden kann, darüber zu vernehmen, ob eine Steuergefähr- 
dung vorliege, fowie zutreffenden Falles welcher Abgabebetrag ald gefährdet anzufehen fei. 

Eine Erhöhung der fatirten Gehilfenzahl oder des Betriebskapitals durch die Steuer- 
behörden (Art. 95 und 99, Ziff. 3 und 5) begründet an ſich die Einleitung des Straf- 


verfahrens noch nicht. 
9 “ Art. 104. 


Ordnungsſtrafen. 

Einer Geldſtrafe bis zu 100 Thalern unterliegen, neben Nachholung der etwa zu- 
rückgebliebenen Abgabe, 

1) der Ungejchuldigte, welcher im Fall einer der in Art. 101 bezeichneten Verfehlungen 
nachweist, daß er eine Steuergefährdung nicht habe verüben können oder wollen ; 

2) die in Art. 99 genannten Perfonen, wenn fie mit den dort bezeichneten Gewerben 
vor erfolgter Anzeige bei der Steuerbehörde beginnen oder deren Betrieb ohne 
vorherige Anzeige verlängern (Art. 99, Ziff. 2, Abf. 3), oder wenn fie die 
Thatfache einer Erweiterung ihres Gewerbebetriebs (Art. 99, Ziff. 2, letzter Abſatz 
und Ziff. 5, letzter Ubjag) nicht binnen 24 Stunden von der gefchehenen Erweiter- 
ung an bei der Steuerbehörde zur Anzeige bringen; 

3) Mufterreifende (Art. 100), welche mit dem Geſchäfte vor der Löſung eines Pa- 
tent8 beginnen ; 

4) Verfehlungen gegen die übrigen, die Gewerbefteuer betreffenden Beftimmungen 
diefes Geſetzes und die zum Vollzuge desfelben im Berordnungswege zu erlafjen- 
den öffentlich befannt gemachten Vorſchriften. 

Art. 105. . 
Strafverwandlung. 

Die Umwandlung der nicht in Geld beizutreibenden Strafe in Freiheitsitrafe er- 
folgt in Gemäßheit des Strafgeſetzbuchs für das deutjche Reich (55. 28 und 29) auf 
den Grund des vorliegenden vechtsfräftigen Straferfenutniffes durch die zu Erkennung 
der Freiheitsftrafe zuftändige Behörde, welche dabei auf eine Prüfung der vorangegange- 
nen Entfcheidung nicht eingehen darf. 

Art. 106. 
Haftbarkeit. 
Gewerbeunternehmer haften perfönlich und ſolidariſch neben ihren gejeglichen Stell- 
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vertretern und Bevollmächtigten für die Geldftrafen und Abgabenachholungen, welde 
i wegen einer Verfehlung ihrer geſetzlichen Stellvertreter und Bevollmächtigten (Art. 93, 
Ziff. 6) in Bezug auf das betreffende Gewerbe nad diefem Gejege erkannt werben, 

Für Geldftrafen haften die Erben nur dann, wenn das Urtheil bei Lebzeiten des 
Berurtheilten rechtskräftig geworden ift. 

Art. 107. 
Verjährung. 

Die Strafverfolgung der Verfehlungen gegen diefes Gefet verjährt in drei Jahren. 

Die Vollftrefung der erkannten Strafen verjährt in fünf Jahren. 

Im Uebrigen fommen bezüglich der Verjährung der Strafverfolgung und der Boll- 
ſtreckung der Strafen die Beftimmungen des Strafgefebuches für das deutjche Reich 
(8. 67, Tester Abſatz, 85.68 und 69, beziehungsweife 8. 70, letzter Abjay und 8.72) zur 
Anwendung. 

Art. 108. 
Verwendung der Strafen. 

Die wegen Berfehlungen gegen diefes Geſetz und die zu deffen Vollziehung erlaffe- 
nen Berordnungen von den Königl. Staatsbehörden erkannten Geldftrafen (Art. 102 
und 104) fließen, foweit e8 nothwendig oder zweckmäßig erfcheint, in die zum Vortheil 
des niederen Dienftperfonal® bei der Steuerverwaltung errichtete Unterſtützungskaſſe, 
welche zu Prämien für die niederen Steuerbeamten und zu Unterftügung derfelben im 
Falle der unverjchuldeten Dienftentlaffung, ſowie zu Unterftütung ihrer Wittwen und 
Waiſen beftimmt iſt. 

Art. 109. 
Verfahren bei freiwilliger Anerkennung der Strafe. 

Inſoweit es ſich nicht wegen Unvermögenheit des Angeſchuldigten um eine Frei— 
heitsſtrafe handelt, können bei Verfehlungen gegen die Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes und der zu deſſen Vollziehung erlaſſenen Verordnungen die Beſchuldigten auf 
Belehrung über den Fall und die verwirkte Strafe ſich dem Ausſpruche des zur Vor— 
unterfuchung zuftändigen Bezirköfteneramts freiwillig unterwerfen. 

Geſchieht diefes, fo ift ein Protokoll aufzunehmen, welches enthält: 

a) die Art und Weife, in welcher die beftehenden Vorjchriften verlegt worden; 
b) die beftimmte, beziehungsweife die der Behörde als den Umftänden angemeffen er- 
7 
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ſchätzer (Erfagmann) berufen werden Tann, darüber zu vernehmen, ob eine Steuergefähr- 
dung vorliege, ſowie zutreffenden Falles welcher Abgabebetrag ald gefährdet anzufehen fei. 

Eine Erhöhung der fatirten Gehilfenzahl oder des Betriebskapitals durch die Steuer- 
behörden (Art. 95 und 99, Ziff. 3 und 5) begründet an ſich die Einleitung des Straf- 
v ; 

erfahrens noch nicht — 
Ordnungoſtrafen. 

Einer Geldſtrafe bis zu 100 Thalern unterliegen, neben Nachholung der etwa zu- 
rückgebliebenen Abgabe, 

1) der Angefchuldigte, welcher im Fall einer der in Urt. 101 bezeichneten Berfehlungen 
nachweist, daß er eine Steuergefährdung nicht habe verüben können oder wollen ; 

2) die in Art, 99 genannten Perfonen, wenn fie mit den dort bezeichneten Gewerben 
vor erfolgter Anzeige bei der Steuerbehörde beginnen oder deren Betrieb ohne 
vorherige Anzeige verlängern (Art. 99, Ziff. 2, Abi. 3), oder wenn fie die 
Thatſache einer Erweiterung ihres Gewerbebetriebs (Art. 99, Ziff. 2, letzter Abjat 
und Ziff. 5, letter Ubjag) nicht binnen 24 Stunden von der gejchehenen Erweiter- 
ung an bei der Steuerbehörde zur Anzeige bringen; 

3) Mufterreifende (Art. 100), welche mit dem Gefchäfte vor der Löſung eines Pa- 
tent8 beginnen ; 

4) Verfehlungen gegen die übrigen, die Gewerbefteuer betreffenden Beftimmungen 
dieſes Geſetzes und die zum Vollzuge desfelben im Verordnungswege zu erlaffen- 
den öffentlich befannt gemachten Vorſchriften. 

| Art. 105. 
Strafverwandlung. 

Die Umwandlung der nicht in Geld beizutreibenden Strafe in Freiheitsjtrafe er- 
folgt in Gemäßheit des Strafgeſetzbuchs für das deutſche Reich (55. 28 und 29) auf 
den Grund des vorliegenden rechtöfräftigen Straferfenntniffes durch die zu Erkennung 
der Freiheitsftrafe zuftändige Behörde, welche dabei auf eine Prüfung der vorangegange- 
nen Entfcheidung nicht eingehen darf. 

Art. 106. 
Haftbarkeit. 
Gewerbeunternehmer haften perfönlich und folidarifch neben ihren gefeglichen Stell- 
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vertretern und Bevollmächtigten für die Geldftrafen und Abgabenachholungen, welche 
" wegen einer Berfehlung ihrer gejetlichen Stellvertreter und Bevollmächtigten (Art. 93, 
Ziff. 6) in Bezug auf das betreffende Gewerbe nad diefem Geſetze erkannt werden. 

Für Geldftrafen haften die Erben nur dann, wenn das Urtheil bei Lebzeiten des 
Berurtheilten rechtskräftig geworden ift. 

Art. 107. 
Verjährung. 

Die Strafverfolgung der Verfehlungen gegen diefes Gefe verjährt in drei Jahren. 

Die Vollftrefung der erkannten Strafen verjährt in fünf Jahren. 

Im Vebrigen fommen bezüglich der Verjährung der Strafverfolgung und der Boll- 
ftredung der Strafen die Beftimmungen des Strafgefetbuches für das deutjche Reich 
(8. 67, letzter Abſatz, 88. 68 und 69, beziehungsweife 8. 70, letzter Abſatz und 8.72) zur 
Unwendung. 

Art. 108. 
Verwendung der Strafen. 

Die wegen Berfehlungen gegen diefes Geſetz und die zu deſſen Vollziehung erlaffe- 
nen Verordnungen von den Königl. Staatsbehörden erkannten Geloftrafen (Art, 102 
und 104) fließen, ſoweit e8 nothwendig oder zweckmäßig erfcheint, in die zum Vortheil 
des niederen Dienftperfonals bei der Steuerverwaltung errichtete Unterſtützungskaſſe, 
welche zu Prämien für die niederen Steuerbeamten und zu Unterftütung derfelben im 
Falle der unverfchuldeten Dienftentlaffung, ſowie zu Unterftügung ihrer Wittwen und 
Waiſen beftimmt ift. 

Art. 109. 
Verfahren bei freiwilliger Anerkennung der Strafe. 

Inſoweit e8 fich nicht wegen Unvermögenheit des Angefchuldigten um eine Frei- 
heitsftrafe handelt, können bei Verfehlungen gegen die Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes und der zu deſſen Vollziehung erlafjenen Verordnungen die Beichuldigten auf 
Belehrung über den Fall und die verwirkte Strafe ſich dem Ausfpruche des zur Vor- 
unterfuhung zuftändigen Bezirköfteneramts freiwillig unterwerfen. 

Geſchieht diefes, fo ift ein Protokoll aufzunehmen, welches enthält: 

a) die Art und Weife, in welcher die beftehenden Vorſchriften verlettt worden; 
b) die beſtimmte, beziehungsweife die der Behörde als den Umftänden angemeffen er- 
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fcheinende Strafe, fowie den Betrag der verkürzten und nachzuholenden A⸗re 
(vergl. Art. 102, Abſ. 3); 

0) die Erklärung des Angefchuldigten, daß er vorziehe, der Strafe ohne weitere Ver- 
handlung und Entfcheivung fich zu unterwerfen; 

d) den Hierauf von dem Bezirksfteneramt gefaßten Beſchluß; 

e) die Bemerkung, daß der Beichuldigte die Strafe dem Beichluffe gemäß wirklich 
bezahlt oder für die Bezahlung hinreichende Sicherheit geftellt habe. 

Unter der gleichen Vorausſetzung kann fich der Beichuldigte dem Ausſpruche des 
zur Hauptunterfuchung zuftändigen Oberamts in den Fällen unterwerfen, in welchen 
die verwirfte Strafe die oberamtliche Kompetenz überfteigt. 

Auf dem Wege dieſes Verfahrens können die Bezirksftenerämter und Oberämter 
gegen die in Art. 99 genannten Perfonen, welche eines Vergehens im Sinne des Art, 101 
beſchuldigt find, bei dem Zutreffen der Vorausjegungen des Art. 104, Ziff. 1 auch auf 
eine Orbnungsftrafe erfennen. 


Art. 110. 
Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden. 

In allen Unterfuchungen wegen Berfehlungen gegen dieſes Gejet kommen die all- 
gemeinen Beftimmungen über die Straflompetenz der Verwaltungsbehörden und über 
das Verfahren derfelben in Straffahen zur Anwendung, jofern nicht das gegenwärtige 
Gefetz eigene Beftimmungen enthält, 


Schlußbeftimmung. 
Art. 111. 


Der Beginn der Steuererhebung auf Grund der neuen Katafter wird durch das 
Finanzgeſetz beſtimmt. 

Dieſem bleibt überlaſſen, feſtzuſetzen, von welchem Zeitpunkte an das Geſetz, die 
Herſtellung eines proviſoriſchen Steuerlataſters betreffend, vom 15. Juli 1821, nebſt 
ſämmtlichen zu deſſen Vollziehung erlaſſenen Vorſchriften hinſichtlich der einzelnen 
Steuerquellen außer Wirkung zu treten habe. Der 8. 4 des Accifegefees vom 18. Juli 
1824 tritt mit dem Beginne der Erhebung der Gewerbeftener nach dem neu zu bilden- 
den Kataſter außer Kraft. 
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Unfer Finangminifterium ift mit der Vollziehung diefes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben, Stuttgart den 28. April 1873. 


Karl. 
Der Finanz-Minifter: 
Renner. 


urn Wenn Tu 
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Verfügung des Juſtiz-Ainiſteriums, beireffend den Vollzug der gegen jugendliche Perfonen 
weiblihen Geſchlechts erkannten Freiheitsſtrafen. 
Vom 18. April 1873, 

In Abänderung der Beitimmung in $. 5 der Verfügung vom 28. December 1871, 
betreffend die Vollziehung der Freiheitsftrafen vom 1. Januar 1872 ab (Reg.Blatt 
©. 421) wird der Verfügung vom 9. I. M., betreffend eine Aenderung in der Beſtim— 
mung der Strafanftalt zu Gotteszell (Reg. Blatt S. 97) mit Allerhöchſter Genehmigung 
Seiner Majeftät des Königs folgendes beigefügt: 

In der Strafanftalt für weibliche Gefangene zu Gotteszell wird eine abgefonderte 
Adtheilung der jugendlichen Gefangenen gebildet. 

In derjelben haben die jugendlichen Perfonen (8.57 des Strafgeſetzbuchs für das 
Deutſche eich) weiblichen Geſchlechts ihre Strafen zu verbüßen, wenn ſolche in 
Gefängnißftrafen von längerer als vierwöchiger Dauer beftehen. 

Die Verfügung tritt jofort in Wirkfamfeit. 

Stuttgart, den 18. April 1873. Mittnadt. 
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Verfügung des Iufiz- Minifterinms, betreffend die Auflöfung des Amtsnotariats Großſachſenheim. 
Vom 2. Mai 1873. 
Nachdem Seine Königlihe Majeftät vermöge Höchiter Entſchließung vom 
2. d. M. zu genehmigen geruht haben, daß vom 1. Juni d. I. an das Amtsnotariat 
Großjachjenheim aufgelöst und die Gemeinden Großſachſenheim, Hohenhaslah, Klein- 
fachjenheim, Sersheim dem Gerichtsnotariate Baihingen, die Gemeinden Großglattbach, 
Rieth und Untermberg dem Amtsnotariate Enzweihingen zugetheilt werden, jo wird 
folche8 hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Stuttgart, den 2. Mai 1873. 
Für den Minifter: 
Eronmüller, 


Verfügung des Minifteriums des Innern, betreffend die Einzugs- und Pahlungsgebühren der 
Oberamts- und Gemeindepfleger in Brandverſicherungsſachen. Vom 26. April 1873. 


Mit Rückſicht auf die eingetretene Preisfteigerung aller Lebensbedürfniſſe win hie⸗ 
mit Nachſtehendes verfügt: 
1) An die Stelle der 88. 6 und 7 der Miniſterial-Verfügung vom 9. Oktober 1828 
(Reg.Blatt ©. 792) haben folgende Beſtimmungen zu treten: 
$. 6. 
Für den Einzug und die Einlieferung der Brandverfiherungsbeiträge durch die Orts— 
einbringer, einjchließlich der Entjchädigung für den Schreibmaterialienaufwand und 
für den Gang zum Obereinbringer bei Ablieferung des Geldes, bezahlt die Brand- 
verficherungs=-Hauptfaffe bis zu weiterer Beftimmung Einen und einen halben Kreu- 
zer von jedem Gulden der wirklichen Umlage, ohme Unterfchied, ob der Belauf baar, 
oder durch Abrechnung geliefert wird. 
8. 7. 
Eine auf gleiche Weiſe zu berechnende Belohnung von einem halben Kreuzer für 
jeden Gulden wird von der Brandverſicherungs-Hauptkaſſe bis auf Weiteres für 
die dießfallfige Bemühung und den Schreibmaterialien » Aufwand der Oberein- 
bringer (Oberamtöpfleger) gegeben. 
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2) Diefe Gebühr der Oberamtspfleger ($. 7) findet auch Anwendung auf den Einzug 
anderer, der Brandverficherungstaffe zuftehenden Gelder. 

3) Hinfihtlich der Vergütung an die Oberamtspfleger für die Auszahlung von 
Brandentſchädigungen verbleibt e8 bei$.1 der Minifterial-Berfügung vom 16. Mai 
1848 (Reg.-Blatt S. 232); wobei man jedod, das Minimum der Zahlgebühr auf 
6 Kreuzer feftgefetst und noch ferner beftimmt haben will, daß die Vorfchriften der 
angeführten Minifterial-Berfügung auch auf alle anderen Zahlungen, welche die 
Dberamtöpfleger für Rechnung der Brandverficherungs-Hauptlaffe leiften, gleich 
mäßig anzuwenden jeien. 

4) Die vorftehenden Beftimmungen find für die Gebühren-Anrechnungen vom 1. Yas 
nuar 1873 an maßgebend. 


Stuttgart, den 26. April 1873. 
Sid. 


Sekanntmacdung der Minikterien des Kirchen- und Schulweſens und der Finanzen, betreffend eine 
Erhöhung der Penfionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategorie des Art. 16 
des Gefehes vom 6. Zuli 1842. Vom 19. April 1873. 

Die Penfionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategorie des Art. 16 des Ge- 
fees vom 6. Yuli 1842 find auf Grund des Art. 2 des Geſetzes vom 4. April 1861 
und mit befonderer Nücfichtnahme auf den mit der Ständeverfammlung verabjciedeten 
höheren Staatszufchuß zur Penfionskafjfe vom 1. Juli 1872 an um 33 Procent und zwar 
auch zu Gunften der bereit8 vorhandenen Wittwen und Waifen bis auf Weiteres erhöht 
worden, fo daß fich die erhöhte Penfion berechnet: 

1) für eine Wittwe 

bei einer Beſoldung des Gatten 

unter 700 fl. ftatt feitheriger 160 fl. uf . . . 6 8 oe. BUS De 48 kr. 

von 700 fl. und darüber — ftatt feitheriger 200 fl. — ... 266 fl. — 

2) für jedes Kind 

wenn deſſen Mutter noch lebt, 

je nach der unter ae 1 angegebenen Befoldungsgrenze 

J ... . 4752 fl. 35 kr., beziehungsweise 53 fl. 12 kr. 
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im Falle de Todes der Mutter 
nad) derfelben Befoldungsgrenze auf. 53 fl. 12 kr., beziehungsweise 66 fl. 30 fr, 
Diefes wird hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Stuttgart, den 19. April 1873. 
Geßler. Renner. 
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Jnhalt. 

K. Verordnung, betrefſend den Titel ber zweiten Beamten der DOberämter. Vom 15. Mai 1878. — Berfügung 
ber Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten, Abtheilung für Bertehrsanftalten, des Innern und ber Finan⸗ 
zen, betreffend das Berbot der Annahme der Guldermänzen öfterreihiicher Währung. Bom 15. Mai 1873. — 
Berfügung der Minifterien de3 Innern und bed Kirchen: und Schulweſens, betreffend die Entſchädigung ber 
Bolksjhullehrer für das Anwohnen bei den Schulconferenzen. Bom 7. Mai 1873. — Belanntmadhung ber 
Minifterien ded Innern und bes Kriegsweſens, bBeireffend die Ausftellung von ärztlichen Atteften an militär: 
pflihtige in Rußland lebende Deutſche. Bom 19. April 1373. — Verfügung ded Yinanzminifteriums, betref: 
fend das Haufiren im Grenzbezirk. Bom 5. Mai 1873. 


Königliche Verordunug, betreffend den Titel der zweiten Beamten der Obrerämter. 
Bom 15. Mai 1873. 


Karl ‚, von Gotted Gnaden König von Württemberg. 


In BVollziehung des Art. 1, fünfter Abſatz des Geſetzes vom 16. März 1873, be 
treffend die dienftliche Stellung der den Amtsvorftänden beigegebenen Beamten der Ober- 
ämter (Reg.Blatt S. 60) verordnen Wir, nah Anhörung Unferes Geheimen-Raths, 
wie folgt: 

Die zur Zeit der Erlafjung des vorgenannten Geſetzes vom 16. März d. 3. bereits 
angeftellten Oberamts-Aftuare, jowie diejenigen, den Amtsvorftänden beigegebeuen Be 
amten der Dberämter, welche mit den Dienftrechten des Urt. 1 dieſes Gefehes zur An— 
ftellung gelangen, erhalten den Titel „Amtmann“. 
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Unfer Minifter des Innern ift mit der Vollziehung diefer Verordnung beauf- 
tragt, 
Gegeben, Stuttgart den 15. Mai 1873. 


Karl 
Der Minifter des Innern: 
Sid. 


Verfügung der Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten, Abtheilung für Verkehrsanftalten, des 
Innern und der Finanzen, betreffend das Verbot der Annahme der Guldenmünzen öfterreichifcher 
Währung. Vom 15. Mai 1873. 


Mit Höchfter Genehmigung Seiner Königliden Majeftät vom 10. d. M. wird 
im Anſchluß an das Verfahren in andern Deutfchen Bundesftaaten unter Aufhebung 
der Finanzminifterial- Verfügung vom 12. Dezember 1860 (Reg.Blatt ©. 138) ſämmt⸗ 
chen Staatskafjenftellen die fernere Annahıne der öfterreichifchen und ungarischen Gulden- 
münzen des 45 Guldenfußes hiemit unterjagt. 
Stuttgart, den 15. Mai 1873. 
Wächter. Sick. Renner. 


Verfügung der Ainiſterien des Innern und des Kirchen- und Schulweſens, betreffend die Entſchädigung 
der Volksfhullehrer für das Anwohnen bei den Schulconferenzen, 
Bom 7. Mai 1873. 


Um die Entfhädigung der Volksſchullehrer für das Anwohnen bei den Schulcon- 
ferenzen mit den jetigen Preißverhältniffen in Webereinftimmung zu ſetzen, wird auf 
Grund des Art. 46 des Geſetzes vom 29. September 1836 an der Stelle der Minifterial- 
Berfügung vom In 1864 Nachftehendes verfügt: 

Den Schulmeiftern, fowie den unftändigen Lehrern an den Vollsſchulen ift, vorans- 
gejetst, daß fie von dem Eonferenzorte mindeftens einen Kilometer entfernt wohnen, eine 
Reiſekoſten⸗Vergütung zu gewähren. 
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Diefelbe hat für jeden Kilometer Entfernung 8 fr. in der Art zu betragen, daß 
hierumter die Reifekoftenvergütung für die Hinreife und die Zurückreiſe zugleich begrif- 
fen ift. 

Ferner ift den ftändigen und den unftändigen Lehrern als Entjehädigung für den 
fie bei diefem Anlaß treffenden weiteren Aufwand eine Taggebühr von je 1fl. 30 kr. 
zu veichen. 

Die Verwaltungen der zu Beftreitung dieſes Aufwands verpflichteten Kaffen haben 


fi hienach zu achten. 
Stuttgart, den 7. Mai 1873. Sie. Geßler. 


Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Ariegswefens, betreffend die Ausftellung von 
ärztlichen Atteften an militärpflichtige in Rußland lebende Dentfche. 
Vom 19. April 1873, 

Unter Bezug auf die im Regierungsblatt Nro. 1 pro 1873 erfolgte gleiche Pub- 
Tication wird hiermit den Erfagbehörben zur Nachachtung befannt gegeben, daß nad) einer 
Mittheilung des Reichöfanzleramts die Befugniß zur Ausftellung von Zeugniffen über 
die Dienfttauglichkeit folcher in Südrußland Iebenden Angehörigen des Deutfchen Reiches, 
welche wegen körperlicher Gebrechen die Entbindung von der Ableiftung der Militärpflicht 
nachſuchen wollen, für den Bezirk des Aſow'ſchen Meeres dem in Berdiansk wohnhaften 
Dr. Karl Oſſenkop aus Wolfenbüttel beigelegt worden ift. 

Stuttgart, den 19. April 1873. 
Sid. v. Sudow, 


Verfügung des Finanzminifterinms, betreffend das Haufiren im Grenzbezick. 
Vom 5. Mai 1873, 

Bom 1. Juni d. I. an wird das Verbot ded Haufirens im Grenzbezirk auf die in 
8.124, Abf. 2 des Zollgefetes vom 10. Juli 1869 (Reg.Bl. ©. 268) bezeichneten Waaren- 
artikel, ſomit auf Material» und Spezereiwaaren, Wein, Branntwein und Liqueure, fos 
wie auf Zeuge, ganz oder theilweife aus Baummolle, Wolle oder Seide, befchräntt. 
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Bon dem genannten Zeitpunkt an tritt die entgegenftehende Anordnung in der Fi- 
nanzminifterialverfügung vom 24. Dezember 1869 (Reg.Blatt ©. 408), wonach hinſicht⸗ 
lich der Kontrole‘ der Haufirer im Grenzbezirk die bisherigen Vorſchriften in Kraft biei- 
ben follten, fowie der Inhalt der Verfügung des K. Minifterium des Innern vom 
31. Auguft 1833 (Reg. Blatt S. 242), betreffend die zum Schutz der Zollgeſetze erforder: 
liche Begrenzung des Haufirhandel8 außer Wirkung. 

Stuttgart, den 5. Mai 1873. 
Renner. 


RR LL AULTDTUN ILS 
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Ausgegeben Stuttgart Freitag den 6. Juni 1873, 





Inhalt. 
Geſeh, betreffend die Beſtreitung des Aufwands für außerordentliche Militärbedürfniſſe. Vom 19. Mai 1873. 





Geſetz, betreffend die Beſtreitung des Aufwands für außerordentliche Militärbedürfniſſe. 
Vom 19. Mai 1873. 


Karl „ von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nah Anhörung Unferes Geheimen-Rath8 und unter — Unſerer ge 
treuen Stände verordnen und verfügen wir, wie folgt: 
Art. 1. 
Das Kriegs-Minifterium wird ermächtigt, auf Rechnung der durch die Geſetze vom 
26. Yuli 1870, 27. Dftober 1870, 16. Januar 1871 und 24. Juli 1871 zu Beftrei- 
tung des auferordentlichen Militär-Aufwands zur Verfügung geftellten Summen im 
Gefammtbetrag von 23,344,000 fl. von denjenigen einzelnen Pofitionen, bei welchen fich 
gegenüber dem Voranjchlag Erjparnifje ergeben haben, die Summe von 840,000 fl. auf 
die Pofition fir da8 Retabliffement im engeren Sinne zu übertragen. 
Art. 2, 
ALS anferordentlicher Bedarf für Bauten und Beichaffungen zu it der 
Garnifonseinrichtungen für das Königlich Württembergifche Armeekorps bis Ende des 
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Jahrs 1873 wird nad) Maßgabe der Beilage anerkannt dei Betrag von 
—!  1,794,500 fl. 

Zur Dedung diefer Summe dienen die Ertraordinarien des Mili- 
tär-Etat8 von 1872 und 1873 und die Erfparnifje des Militär- Etats 
bis zum 31. Dezember 1872 im Betrag von . . . . 1,084,000 fl. 
vorbehältlid; der genaueren Feftftellung diefer Ernie no Abſchluß 
und Abhör der betreffenden Rechnung. ae 

Der Reft mit. . . . . 2. 710,500 fl. 
wird dem Kriegs-Miniſterium als Vorſchuß me Berkkoung geftellt auf Wiedererfag 

mittelft derjenigen Beträge, welche nach Art. 12 und 13 der Militärfonvention fünftig 
an der von Württemberg für den Neichsmilitärhaushalt zu Teiftenden Summe erspart, 
beziehungsweise flüffig gemacht werden können. 

Ueber die Verwendung der oben genannten Summe von 1,794,500 fl. ift der 
Landesvertretung in abgeſonderter Rechnung Nachweis zu geben. 

Art. 3. 

Die in Art. 1 und 2 genannten Summen im Geſammtbetrag von 1,550,500 fl. 
find von dem Finanz-Minifterium nad) Bedarf aus dem Untheil der dieffeitigen Staats- 
fafje an der franzöfiichen Kriegsentſchädigung dem Kriegs-Minifterium abzugeben. 

Gegenwätiges Gefeg ift durh Unfere Minifterien des Kriegsweſens und der 
Finanzen zu vollziehen. 

Gegeben, Stuttgart den 19. Mai 1873. 


Karl 
Der Kriegs: Minifter: 
v. Suckow. 
Der Finanz Minifter: 
Kenner, 
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Aeberfidt 


derjenigen Roften, welhe für Bauten und Beſchaffuugen zur Ergänzung der 
Garniſons-Einrichtungen für das Königlich Württembergiſche Armeckorps 
als Bedarf bis Ende des Jahrs 1873 anerkannt werden. 


10 





1. Koſten für Unterbringung von Mann und Pferd. 
Ludwigsburg. 
Wohnräume, 

1) Herftellung der ehemaligen Fußartilleriefajerne. 

2) Einbau des Lederwerksmagazins zur theilmeifen Kafernirung ber 
zweiten Fußartillerie-Abtheilung und Verlängerung diejes Baues. 

3) Einrichtung eines Fourage-Magazins und daran anfhließender Neu: 
bau nebft Erritung eines Hintergebäubes für die dritte Fußar- 
tillerie-Abtheilung. 

4) Herftellung einer Kaferne für das dritte Bataillon des vierten In— 
fanterie-Regiments durch Aufjegung eines Stockwerks auf das ehe: 
malige Arjenalhauptgebäude. 

5) Herftellung eines Pavillons in der Marftallfaferne für das zweite 
Ulanenregiment und das Trainbataillon. 

6) Ermweiterungd: und Einrihtungsbauten in der Thalkaſerne. 

7) Ebenjo in der Kanzleikajerne. 

8) Ebenjo in den übrigen Kafernen, nemlih in benen des 1. Drago: 
ner: und 2. Ulanenregiments, des Trains, der ehemaligen reiten: 
den Artillerie. 

Von Nr. 1-8 . — 
Stallungen. 

1) Eine neue Stallung für 30 Pferde bei der Kaſerne der zweiten 
Fußartillerie-Abtheilung . . . 

2) Desgleichen auf dem v. Roder ſchen Srundftüd für 216 Perde des 
1. Dragoner-Regiments . . 

3) Einrihtung des ehemaligen Wagenhaufes für 177 Pferde ber dritten 
Fußartillerie-Abtheilung und 90 Pferde des erften Dragoner-Regi- 
ments . 

4) Für Stallungen für 0 Pferde des echten Dragener Begimens und 
der zweiten NArtillerie-Abtheilung . 

5) Marodeitall für die zwei Artillerie: Abteilungen 

Stuttgart. 
Wohnräume. 

1) Aufbau zweier Stodwerfe auf die zwei — Eckpavillons der 

Reiterkaſerne ——— 


Uebertrag —:- 
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Im 
Einzelnen. 
Bee 

Uebertrag —:- 16,000 

2) Einrihtungsarbeiten in der Infanteriesfaferne . . . ; 6,000 
3) Auffegung eines Stockwerks auf das öftliche Hintergebäube des 

Duerflügel3 derſelben Kafeme . . 10,000 
4) Erbauung einer Barafe auf dem Zamies fe Rufe fü eine 

Kompagnie . . i 13,000 

5) Erbauung eines Speiſeſaals ra re a ae a I 10,000 


Stallungen. 
1) Ein Stallgebäude für 36 Pferde des 1. Ulanen-Regiments . 
2) Marodeftall für daſſelbe Regiment ER EE BR 
Ulm-Wiblingen. 
Wohnräume. 
1) Erweiterungs- und Einrichtungsbauten in der Zeughausfaferne . 
2) Ebenjo in den übrigen Kajernen von Ulm und Wiblingen . 
Stallungen. 
1) Stallungen in Ulm für 150 Pferde des 2, Dragoner: Regiments, 
2) Stallbau in Wiblingen für 56 Pferde — Koss 
Für Nro. 1 und 2 
Weingarten. 
Wohnräume, 
1) Neubau im Anschluß an den Seminarbau 
2) Neubau eines breiftodigen Abtritts . . i 
3) Veränderungen im Seminar und — 
4) Einbau im Conventgebäude 
5) Umbau des Fiſchhaltergebäudes 
6) Herſtellung von Arreitlofalen . . . 
7) Einbau des meftlidhen Detonomiegebäubes 
8) Für Brunnen und SKanalifirung 
Tübingen. 
Wohnräume. 
Zum Bau einer Kaferne vorläufig 


Solitude. 
Wohnräume. 
Einrihtungsarbeiten und Aufitellung einer Barafe . . 


Mebertrag :- 








55,000 


38,000 | 


86,000 


53,000 


153,000 


100,000 


10,000 


999,000 
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Im 
Einzelnen. 
fl. 


Uebertrag — :- 
Hoben:Asperg. 
Wohnräume, 
Veränderung bei den Be nn von Abtritten 
und einer Barafe - ' 


Gmünd. 
Wohnräume. 
Ermeiterung und Einrihtungsarbeiten in der Stadtkaferne 
Utenfiliement im Allgemeinen. 
1) Ausstattung der Wohnungen für die in den Kajernen wohnenden 
Dffiziere. 
2) Ausftattung der Lokale für die Mannſchaften und die älteren ledi— 
gen Unteroffiziere. 
3) Ergänzung der Utenfilien für die übrigen Räume, wie Koch: und 
Speiſe-Anſtalten, Waſchhaus, Badelokal u. ſ. w. 
4) Ergänzung der Stallutenſilien. 
5) Ausſtattung der Handwerkerſtuben. 
6) Ausſtattung ſämmtlicher Montirungskammern. 
7) Anſchaffung eiſerner Bettſiellen. 
Von Nro. 1—7 —J 


Kaſernirung der Stamm-Mannſchaften in den Landwehrbezirken. 

Herſtellung der zu dieſem Zwecke gemietheten Räume in den Ober: 
amtsſtädten Hall, Heilbronn, Reutlingen, Calw, Leonberg, Ehin- 
gen, Biberach, Ravensburg, Rottweil, Horb, Ellwangen 


Summa I. 


1. "often für Beſchaffung von Keitbahmen, Magazinen, Uebungs- und 
Scyießpläßen, Burean's. 


Ludwigsburg. 
Reitbahnen. 
1) Einbau eines Neithaufes in eine — en dem Fleinen 
Exerzierplatz. .. ee 3,500 
2) Herftellung von 8 offenen Bahnen Eee 10,000 





1,165,000 


13,500 
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Im 


Einzelnen. 
fl. 






Uebertrag —:- 
Magazine, 
1) Erweiterung de3 Magazins für die Garnifons- Verwaltung. 
2) — — Magazinsbarake für die Fahrzeuge der Infanterie und 


3) —— der Montirungskammern für 2 Infanterie: und 2 Ca— 
vallerie-Regimenter, 2 Artilerie-Abtheilungen und das Trainbataillon. 
Für Nro. 1—3 a A oc 


Uebungspläge. 
Brenn des großen Ererzierplages 
Schießplätze. 
1) Herſtellung eines neuen Schießplatzes. 
2) Erbreiterung des Gefechtsſchießplatzes bei Hochberg, Aufſtellung einer 
Barake. 
Für Nr. 1 und 2. 


Stuttgart. 

Reitbahnen. 

Herftellung von 3 offenen Reitbahnen 
Magazine. 

1) Erweiterung des Magazins für die Garnifonsverwaltung. 

2) Herftellung der Montirungsfammern für 2 Infanterie und 1 Ca⸗ 
vallerie-Regiment. 
Für Nro. 1 und 2 

Uebungspläge. 

Vergrößerung des Ererzierplages bei Degerloch 
Schießplätze. 
Vervollſtändigung der beſtehenden Schießplätze und Anlage eines 
Weges nach den Schießſtänden in der Dornhalde F 
Ulm-Wiblingen. 
I) Erbauung eines Reithauſes in Ulm . — 
2) Herftellung von 4 offenen Reitbahnen in Ulm und Wiblingen 


Uebertrag —:- 
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Uebertrag —:- 
Magazine, 

1) Erweiterung der Magazinsverwaltung. 

2) Heritellung einer Magazins: Barafe für Fahrzeuge der Infanterie 
und Gavallerie. 

3) Herftellung von Montirungsfammern für zwei Infanterie: und ein 
Gavallerie-Regiment, ein Pionier: Bataillon, zwei Artillerie Abthei- 
lungen. 
Für Nero, 1—3 a eh 12,700 

Schießplätze. 

1) Vervollſtändigung der Schießplätze in Ulm 


2 Il ines Sciefplates in Wiblingen . 
) Herftellung eines Schiefplage g 10,000 


Weingarten. 
Magazine. 
1) Erweiterung des Magazins für die Garnifonsverwaltung . 
2) Herftellung von Montirungsfammern für 1 Infanterie-Regiment 
Schießplätze. 
Anlage zweier neuer — und En der vor: 
bandenen . a ee cr ; EUER 


1,300 


3,000 


Asperg, Gmünd und Mergentheim. 
1) Verlängerung der Schießbahn bei Marfaröningen. 
2) Vervollitändigung der Schießbahn in Gmünd. 
3) Verbefferung der 2 Scießpläße in —— 
Für Nro. 1-3 . : . 1,000 
—— 
1) Herſtellung der nöthigen Räume in Ludwigsburg, Ulm, — 
Gmünd und Mergentheim, in triegsarariſchen Gebäuden. 
2) Ebenjo in Eßlingen im Marchthaler'ſchen Haus. 
3) Ebenfo in Heilbronn, Calw, Leonberg, Biberach, Ravensburg, Reutlin- 
gen, Rottweil, Horb, nn in — Gebäuden. 


Für Neo. 1-3 8,000 


— — 207,000 
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Uebertrag —:- 2 
Bureau’3 des K. Kriegsminifteriums, 


Beichaffung der nöthigen Räume in der Legions: und GardesKaferne . 


III. 


Summa II. 


Roſten für Vermehrung und Verbeſſerung der Räume in den Gar- 


nifonsiazarethen, fowie für Beſchaffung von Lazareih-Einrichtungs- 


gegenfänden. 


Zubmwigsburg. Planirung und Umzäunung des Areals der Kran: 


fenbaraten ; Verbinden der Barafen durd Gänge, Herftel- 


lung einer Babdeanftalt und — Erbauung eines neuen 


Lazareths, vorläufig . Br 
Ulm. Ausmaurung und Herridhtung zweier Baraten 


Herrihtung von Wohnungen, einer — * 


einer Dispenſiranſtalt im Lazareth . . 


Weingarten. Aufbau von zwei Stockwerken auf das nn 


Hohbenasperg. Umbau des Lazareths . . 
Anſchaffung von Lazareth-Einrichtungs- Gegenftänden. 


Summa II, —:. 


IV. Koften für Einführung eigener a 


Proviantamt Stuttgart. — 
Unterbringung des zen 
Garnijonsbäderei ’ 

Fourage-Magazine . 


Zur Abrundung 


Proviantamt Ludwigsburg. 
Unterbringung des Proviantamts 
Fourage-Magazine . 
Garnifonsbäderei . 
Vermwaltungsgebäude 


Uebertrag — :- 





— 26,000 


12,000 
— 40.000 
= 11,000 
u 21,000 


110,000 
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Im 
Einzelnen. 
ft. 
Uebertrag — - 
Proviantamt Ulm. 
Aufwand auf das Proviantgebäude . » 2 2 2 2 600 
Einridtung bes ee De a ee ee 12,000 
Fourage-Magazine . . -» in ee a te 5 12,900 
Einrichtung einer Dampfmüble. Dr Ar var ke ee 106,000 
— | 131,500 
Magazinsverwaltung Weingarten. 
Erridtung einer Garnifonsbäderei — 13,000 
Summa IV. . 309,500 


en 9 NE 92 7, 0 0 7, 55 7 2 7 





Gedrudt bei © Haffelbrink 
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für das 


Königreich Württemberg. 





Ausgegeben Stuttgart Samftag den 7, Juni 1873. 


Juhalt. 

Bekanntmachung ber Miniſterien des Innern und bes Kriegsweſens, betreffend Erläuterungen und Ergänzungen ber 
Militär: Erfag-Inftruction vom 26. März 1868 und der Verordnung, betreffend bie Drganifation der Land: 
wehrbehörben und die Dienftverhältniffe der Mannihaften des Beurlaubtenftandes vom 5. September 1867, 
fomie —* für Krieg und Frieden gegebene Beſtimmungen über die Aushebung, Dienſtzeit ꝛc. ꝛc. Vom 
23. Mai 1873. 






Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Ariegswefens, betreffend Erläuterungen und 

Ergänzungen der Militär-Erfah-Iuftruktion vom 26. März 1868 und der Verordnung betreffend die 

Orgarnifation der Landwehrbehörden und die Dienftverhältniffe der Mannfchaften des Benrlaubtenflan- 

des vom 5. September 1867, fowie weitere für Krieg und Frieden gegebene Beſtimmungen über die 
Anshebung, Dienftzeit ıc. ıc. Vom 23. Mai 1873. 


Im Anflug an die Belanntinahungen vom 26, Juni, 4. Juli, 10, Dezember 
und 21. Dezember 1872 (Reg.Blatt von 1872 ©. 213 und 248, von 1873 ©. 3 und 
©. 9) werden folgende Erläuterungen und Ergänzungen der Militär» Erfat- Inftruftion 
vom 26. März 1868 und der Verordnung betreffend die Organifation der Yandwehr- 
behörden und die Dienftverhältniffe der Mannschaften des Beurlaubtenftandes vom 5. Sep- 
tember 1867, ſowie weitere für Krieg und Frieden gegebene Beftimmungen über die Aus- 
hebung, Dienftzeit zc, zc. zur DVerfündigung gebracht, 

Stuttgart, den 23. Mai 1873. 
Der Minifter des Innern: Der Kriegs : Minifter: 
Sid. v. Suckow. 
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Berlegung bes Staböquartierd des 1. Bataillons (Lübben) 6. Brandenburgifhen Laudwehr-Regimenté 
Nr. 52 von Lübben mad) Calau und anderweite Bezeichnung genannten Bataillons. 


Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige Jh, daß das Stabsquartier des 1. Bataillons 
(Lübben) 6. Brandenburgifden Lanbwehr:Regiments Nr. 52 am 1. Januar 1873 von Lübben nad 
Galau verlegt werde. Bon dieſem Zeitpunkt ab hat genanntes Bataillon die Bezeichnung 1. Bataillon 
(Calau) 6. Brandenburgiſchen Landwehr-Regimentd Nr. 53 anzunehmen. Das Kriegsminifterium hat 
das hiernach Erforberlihe zu veranlaffen. 

Berlin, den 28. November 1872. Wilhelm. 
An das Kriegsminifterium. Graf v. Roon. 


Berlin, den 4. Dezember 1872. 
Vorſtehende Allerhöchſte Kabinet3-Orbre wird mit dem Bemerken zur Kenntniß ber Armee ge 
bracht, wie ſich hiernach die Anlage 1 zu $. 14 ber Militair-Erſatz-Inſtruktion vom 26. März 1868 
mobifizirt. 
Kriegd-Miniftertum. 
J. V. 


v. Stiehle. 
No. 1122/11. 72. A. La. 


Berlegung des Stabequartlers des 1. VBatailfons (Simmern) 7. Rheiniſchen Landwehr, Regiments 
Ar. 69 von Simmern nad Kirm und anderweite Bezeihnung genannten Bataillons. 


Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige Jh, daß das Stabsquartier des 1. Bataillons 
(Simmern) 7. Nheinifhen Landmwehr-Regiments Nr. 69 am 1. Januar 1873 von Simmern nad) 
Kirn verlegt werde. Bon biefem Zeitpunkt ab hat genanntes Bataillon die Bezeichnung 1. Bataillon 
(Kirn) 7. Rheinischen Landwehr-Regiments Nr. 69 anzunehmen. Das Kriegäminifterium bat hiernach 
das Weitere zu veranlafien. 

Berlin, ben 13. Dezember 1872. Wilhelm. 

An das Kriegsminifterium. Graf v. Roon. 


Berlin, den 13. Dezember 1872. 
Vorſtehende Allerhöchſte Kabinets-Ordre wird mit dem Bemerken zur Kenntniß ber Armee ge: 
bracht, wie fich hiernach die Anlage 1 zu $. 14 ber Militatr-Erfag-Inftruftion vom 26. März 1868 
mobifizirt. 
Kriegs:Minifterium. 
Im Auftcage 


v. Stieble, 
No. 327. 12. A. IL. a. 
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Modifilation des Berzeihniffes ber Garniſon-Orte bez. der Dispenfir-Anftalten, an welchen bie 
Anftellung von einjährig freiwilligen Pharmazeuten ftattzufinden hat. 
Berlin, den 14. Dezember 1872. 

Nachdem bie bisher gefonderfen Garnifon-Bazarethe zu Hamburg und Altona ihre Vereinigung in 
bem neuen Garniſon-Lazareth zu Altona gefunden haben, ift in dem Verzeichniß der Garniſon-Orte 
bez. der Dispenfir-Anftalten, an welchen bie Anftellung von einjährig freiwilligen Pharmazeuten ftatt- 
zufinden bat (Anlage 2 der Militair: Erfag-Inftruftion vom 26. März 1868), der Garniſon-Ort 
Hamburg zu ftreihen und für Altona noch eine Pharmazeuten-Stelle in Anſatz zu bringen. 

Außerdem tritt den Garnifon-Orten im Bereiche des 10. Armee-Korps Wilhelmshaven mit einem 
einjährig-freiwilligen Pharmazeuten für das dortige Marine-Lazareth hinzu. 

Kriege: Minifterium. Allgemeines Kriegs-Departement. 
v. Stiehle. v. Hartmann. 

No. 30812. 72. A. L. a. 


Zurüdfielung der in Rußland lebenden deutſchen Militairpflichtigen bis zu dem in ihrem britten 
Konkurrenzjahre ftattfindenden Departements:-Erfag-Geicäfte. 
Berlin, den 6. Januar 1873. 

Die durch den Erlaß vom 21. Juni 1870 — Armee-Verorbnungs: Blatt Nr. 11*) — ben im Innern 
Rußlands Lebenden militairpflichtigen Norddeutſchen mit Bezug auf ihre Zurüdftellung bis zu dem 
in ihrem britten Konkurrenzjahre ftattfinbenden Departements-Erſatz-Geſchäft gewährte Vergünftigung 
findet gegenwärtig auf alle im Innern Rußlands lebenden militairpflichtigen Deutſchen Anwendung; 
und zwar mit der Maßgabe, daß die in jenem Erlafje bezeichneten Befcheinigungen für diejenigen Per: 
fonen, welde nicht Bayeriſche Staats-Angehörige find, von der Kaiferlihen Botſchaft in St. Petersburg, 
für Bayerifhe Staats:Angehörige dagegen von ber Königlich Bayerifchen Geſandtſchaft daſelbſt ertheilt 
werben. 

Die Befugniß der in Rebe ftehenden Militairpflichtigen, ihre Zurüdftellung unmittelbar bei ben 
heimathlichen Erſatzbehörden nachzuſuchen, wird hierdurch nicht berührt. 


Der Reichskanzler. Der Kriegs⸗Miniſter. 
J. V. J. V. 
Delbrück. v. Kameke. 


No. R. K. 9719 B. No. 273/1. 73. A. I. a 


*) cfr. Regierungsblatt Nr. 21 pro 1871, Anhang Seite LXXIX, 
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Ansfall der Frledensübungen für die Mannfchaften des Benrlanbtenftandes der Marine pro 1873, 
Berlin, den 31. Dezember 1872. 
Unter Bezugnahme auf $. 63 3 der Verordnung, betreffend die DOrganifation der Lanbmwehr:Be: 
hörden ac. **) vom 5. Ecptimber 1867 wird hiermit zur Kenntniß der Landwehr:Behörben gebracht, 
baß für das Jahr 1873 feine SFriebensübungen für Mannſchaften Br3 Beurlaubtenftandes ber Marine 
in Ausficht genommen find. 
Kriegs: Minifterium. Allgemeines Kriegs-Departement. 


v. Stiehle. v. Hartmann. 
No. 898.12, 72. A. I. a. ; 


Abänderung ber Vorſchrift im $. 154 3. ber Militair-Erfog:Anfirnktion vom 26. März 1868, 
Berlin, den 9. Januar 1873, 

Die Vorſchrift im $. 154 3 ber Militair-Erfag-Inftruftion vom 26. März 1868, nach welcher bie 
Anerkennung und Klaffifizirung der zur Austellung von Zeugniſſen über bie wiſſenſchaftliche Quali: 
fifation für den einjährig freiwilligen Militairdienft berechtigten Lehr:Anftalten durch das Reichs-Ge— 
ſetz-Blatt zu publiziren ift, wird hierdurch dahin abgeändert, daß Veröffentlihungen ber gedachten Art 
von jegt an in dem 

„Gentral:Blatt für das Deutfhe Rei“ 
zu erfolgen haben. 


Der Reichs-Kanzler. Der Kriegd:Minifter. 
J. V. J. V. 
Delbrück. v. Kameke. 
R. K A. No, 163 B. K M.XNo. 372. 1. 73. A. 1.a. 


Anftellung von einjährig freiwilligen Pharmazenten bei den Garniſon-Lazarethen im Bereiche 
bes 14. Armee-Korps. 
Berlin, den 21. Januar 1873. 
Bei den Garnifon-Lazareihen im Bereiche des 14. Armee-Korps kann nad; Mafgabe ber Garni- 
jonftärfe die Anftellung von einjährig freiwilligen Phafmazeuten in der umten angegebenen Zahl ftatts 
finden und zwar: 


Garnifonorte. Zahl der anzuftellenden Pharmazeuten. 
Garlörube BE ——— 
Naftatt . 2 
Mannheim . 1 
Gonftanz . 1 
Freiburg 1 


*) che. Negierungdblatt Nr. 27 pro 1872, Beilage Seite 5. 
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Der Eintritt beregter Maßnahme in den Icktgenannten brei Garniſon-Orten ift von ber fertig: 
ftellung ber Dispenfir-Anftalten ber betreffenden Garniſon-Lazarethe abhängig zu maden. 
Die Anlage 2 zu $. 173 ber Militair-Erfag:Inftruftion vom 26. März 1868 ift dewentſprechend 
zu berichtigen. 
Kriegs: Minifterium. Allgemeines Kriegs-Departement. 
v. Stiehle. v. Hartmann. 
No. 975,12. 72. A. I a. 


Zufammenftellung derjenigen Beltimmunger, welde Seitens der Dentihen Seemanns-Aemter im 
Bezug anf die Anmnfterung von Individunen, die erfagpflihtig find oder dem Benrlaubtenftande der 
Landarmee oder der Marine angehören, zu beachten find. 

Berlin, den 21. Februar 1873. 

Auf Gund bes Gefeges vom 27. Dezember 1872 find die Deutjchen Seemanns-Aemter in Betreff 
ber Anmufterung von Militairpflichtigen, beziehungsweife von Mannſchaften des Beurlaubtenftandes 
mit nachſtehender Inſtruktion verfehen worden: 

1) Die Verpflichtung zum Eintritt in das ftehende Heer heziehungsmeife in bie Marine beginnt 
mit dem 1. Januar besjenigen Kalenderjahres, in welchem ber Wehrpflichtige das 20. Lebens: 
jahr vollendet. 

2) Junge Leute, welche noch nit militairpflichtig find, dürfen zur Uebernahme von Schiffsdienſten 
nur bis zum Beginn ihres militairpflichtigen Alters zugelafien werben, zu welchem Termin fie 
bei Vermeidung der gejeglichen Strafen zur Anmeldung bei der Ortsbehörbe und Geftellung vor 
ber Erfagbehörbe verpflichtet find. 

Eine Anmufterung über den Eintritt iu das militairpflichtige Alter hinaus darf nur auf 

Grund einer durch den Givil-Vorfigenden der heimathlichen Kreis: Erfag:Kommiffion erhaltenen 

ſchriftlichen Bewilligung bis zu dem darin feftgefegten Termin erfolgen. 

3) Junge Leute, welche das militairpflichtige Alter bereit? erreicht haben, dürfen ohne die ad 2 er: 
wähnte Ausitands: Bewilligung des Eivil:Borfigenden der Kreis-Erſatz-Kommiſſion nicht angemuftert 
werben. 

4) Der Nachſuchung einer Ausftands-Bewilligung bedarf es für diejenigen Individuen nicht, melde 
von den Erſatz-Behörden bereits eine endgiltige Entiheidung über ihr Militair-Verhältniß dahin 
erhalten haben, daß ihnen ein von einer Departements:Erjag-Kommiffion vollzogener und befiegelter 

Ausmufterungs:Schein, oder ein Schein für die 2. Klaſſe der Erſatz-Reſerve, 

oder denen Seitens ber Kreis: Erfag-Kommiffion ein Atteft über ihre augenſcheinliche Dienftun- 

brauchbarkeit oder ihre moralifhe Unwürdigkeit ausgehändigt worben ift. 

5) Mannihaften des Beurlaubtenftandes ber Armee, melde dur ihre Militair-:Papiere nachweifen 
können, baß fie ber Neferve, der Landwehr ober ber Erſatz-Reſerve 1. Klaſſe angehören, bürfen 
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erft nach geführtem Nachweise über ihre erfolgte Abmeldung beim Bezirks-Feldwebel angemuftert 

werben. 

6) Die Mannfchaften der Marine: Referve und ber Seewehr find während ber Dauer ihres Beur— 
laubten-Berhältniffes in Friedenszeiten bei Fahrten zur See von ber jevesmaligen Ab- und Rüd: 
melbung entbunden, wenn ihre Abweſenheit nicht in die Zeit ber Control: Verfammlungen refp. 
Uebungen fällt. Eventuell haben biefelben eine Beſcheinigung Seitens des Bezirk!- Kommandos, 
in deſſen Gontrole fie ftehen, darüber beizubringen, daß fie von der Beimohnung ber Control: 
Berfammlung bispenfirt, beziehungsmweife von ber Uebungspflicht entbunden find. 

Bon jeder Anmufterung ift Seitens des betreffenden Seemanns:Amtes dem Bezirks: Kom- 
mando, von welchem ber Angemufterte ausweislich feines Militairpafjes fontrolirt wird, Mit: 
theilung zu machen und dabei bie Dauer der Anmufterung anzugeben. 

7) Mannſchaften, welche zur Dispofition der Truppen= reſp. Marinetheile beurlaubt werben, find 
nicht anzumuftern. 

8) Diejenigen Leute, welde aus allen Militair-Berhältniffen ausgefhieben find und ſich darüber 
duch ihre Entlafjungs:PBapiere ausmweifen können, dürfen ohne Weiteres angemuftert werben. 

9) Bei ausbrechendem Kriege find die im bienftpflichtigen Alter ftehenden Individuen, ſowie jämmt: 
lihe Mannfhaften bes Beurlaubtenftandes ber Armee und Marine, wenn fie fih auf See be: 
finden, verpflichtet, in die Heimath zurüdzufehren und fich bei dem nächſten Bezirks: Felbwebel 
reſp. Marinetheil anzumelden. Wer an ber pünftlihen Rückkehr verhindert fein follte, hat fi 
bierüber durch zuverläffige Attefte auszuweiſen, wibrigenfalld er Strafe nad der ganzen Strenge 
ber Gefege zu gewärtigen bat. 

Die vorftehenden Beftimmungen find von ben Seemanns-Aemtern bei ben Anmufterungen 
auf das Genauejte zu beachten und haben biejelben bei der Ausfertigung ber Mufterrollen dafür 
Sorge zu tragen, daß Individuen, welde erfagpflictig find oder dem Beurlaubtenftande ber 
Armee ober Marine angehören, fich nicht zu Neifen über die Zeit hinaus verpflichten, zu welcher 
fie geftellungspflichtig find, reſp. für welde fie Ausftands-Bewilligung oder Urlaub haben. 

Die Ausfertigung der Seefahrtsbücher hat auf Grund ber vorgelegten Militair-Bapiere zu 
erfolgen. Für bie Form der Eintragungen find die in den legteren gebrauchten Bezeichnungen 
maßgebend. 

Vorftehende Anmweifung wird mit dem Bemerken zur Kenntniß ber Erjag: und Sandwehr-Behörben 
gebracht, wie die Beſtimmungen des $. 44 der Militair-Erjag-Inftruftion vom 26. März 1868, fo: 
wie des $. 22 b. der Allerhöchften Verordnung, betreffend die Organifation der Landwehr-Behörden ıc., 
vom 5. September 1867 bementiprechend zu vervollitänbigen find, 

Kriegäminifterium. 
v. Kameke. 
No. 615. 2. A. L. a. 
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Berlenung bed Stabequattiers des 2. Bataillond (Ortelsburg) 3. Oſtpreußiſchen Landwehr-Regiments 

Nr. Avon Orteleburg nad) Allenftein und anderweite Bezeichnung genannten Bataillons. 

Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige Ich, daß das Stabsquartier des 2. Bataillon (Dr: 
tel3burg) 3. Oſtpreußiſchen Landwehr-Regiments Nr. 4 am 1. Mai 1873 von Drtelsburg nad Allen 
ftein verlegt werbe. Bon dieſem Zeitpunkt ab bat genanntes Bataillon die Bezeihnung: 2. Bataillon 
(Alenftein) 3. Oſtpreuß. Landwehr⸗Regiments Nr. 4 anzunehmen. Das Kriege-Minifterium hat das 
biernach Erforderliche zu veranlaflen. 

Berlin, den 20. Februar 1873. 


Wilhelm, 
An das Kriegs-Minifterium, v. Ramele, 


. Berlin, den 24. Februar 1873. 
Vorftehende Allerhöchſte Kabinets-Ordre wird mit dem Bemerfen zur Kenntniß der Armee ges 
bracht, wie fi hiernach die Anlage 1 zu $. 14 der Militair-Erfag-Inftruftion vom 26. März 1868 
mobifizirt. Kriegs-Minifterium. 
v. Kameke. 
No. 757. 2. A.I.a. 


Zurädftellung — Seelente im Frieden, welche eine Norddeutſche Navigatious-Schule beſuchen. 
Berlin, den 18, Februar 1873. 

Als Navigationd-Schule im Sinne bes $. 44. 5. ad 3 der Militair-Erfag-nftruftion vom 26. März 
1868 find bie öffentlihen Navigations:Schulen anzufehen, an deren Sige in Gemäßheit des $. 1 ber 
Anordnungen über die Prüfung der Seefchiffer und Seefteuerleute für große Fahrt vom 30. Mai 1870 
von der Sandes-Regierung eine Kommiſſion für StenermannsPrüfungen eingejegt iſt. 


Der Reichskanzler. Der Kriegs: Minifter. 
In Vertretung 
Fürft v. Bismark. v. Kameke. 
R. K. A. No. 857. B. K. M. No. 1100, 11. A. I. a. 


Mopifitation der Eintheilung des Bezirkes des Neferve-Landwehr-Bataillond (Dresden) Nr. 108, 


Berlin, den 27. Februar 1873. 
Am 1. April d. J. wird das zum Bezirke des Reſerve-Landwehr-Bataillons (Dresden) Nr. 108 
gehörige Gerichtsamt Schönfeld aufgelöft. 
Bon genanntem Zeitpunkt ab wird demgemäß der Bezirk beregten Bataillons aus den Gerichts: 
ämtern Dresben, Wilsbruff, Döhlen, Dippoldiswalde, Rabeburg, Radeberg und Mosigburg beftehen, 
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Die Anlage 1 zu $. 14 der Milit.-Erjag- Inftruftion vom 26. März 1868 ift dementſprechend 
zu ergänzen. 
Kriegs-Minifterium. 
v. Kameke. 
No 8052. 73. A. I. a. 


Berechmung der aktiven Dienfizeit derjenigen Rekruten, welde durch eigene Schuld außerterminlid 
verfpätet zur Einftellung gelangen. 
Berlin, den 12. März 1873, 

Die aktive Dienftzeit derjenigen Mannſchaften, welche fih an dem allgemeinen Rekruten-Geſtel⸗ 
lungs-Termin, ohne ber mit ihrer Kontrole beauftragten Landwehr-Behörde rechtzeitig einen genügen: 
den Grund anzugeben, nicht gejtellt haben, und demzufolge erſt nachträglich zur Einftellung gelangen 
fonnten, ift, abgejehen von ber laut $. 181 ber Militair-Erſatz-Inſtruktion zu verhängenden Strafe, 
erft vom Tage des wirklich erfolgten Dienfteintritts zu berechnen. 

Kriegs-Minifterium. 


v. Ramefe. 
4.3. A. L. a. 


Modifilation des Schema 6 der Militair-Erſatz-Iuſtrukltion vom 26. März 1868, ſowie des Schema 1 
der Allerhöchſten Verorbuung betreffend die Organifation der Landwehr-Behörden ıc. vom 5. Sch: 
tember 1867. 

Berlin, den 18. März 1873. 


In Folge Einführung der Disziplinar-Strafordnung für das Heer vom 31. Dftober 1872 erleibet 
das Schema 6 zu $. 48 der Militair-Erfag-Inftruftion vom 26. März 1868 nachſtehende Abänderungen: 
Statt: 

„Geldftrafe von 2 bis 5 Thalern oder mit Gefängnißftrafe von 3 bis 8 Tagen” 
ift zu jeßen: 
„Beldftrafe von !/, bis 20 Thalern ober mit Haft von 1 bi 8 Tagen, 
Der Satz: 
„Iſt blos die Ab- aber nicht die Anmeldung verfäumt, jo tritt Gelbftrafe von 1 bis 2 Tha⸗ 
lern oder Gefängnißftrafe von 1 bis 2 Tagen ein“, 
ift zu fircichen. . 

In analoger Weife ift die Beftimmung Nr. 10 des Schema 1 zu $. 8 der Allerhöchſten Berorb- 
nung vom 5. September 1867 zu mobifiziren. 

Die Beſtimmung ad Nr. 13 a. a. D. erhält nachftehende Faſſung: 

Die Nichtbefolgung der Drbre zu den Appels wird bisziplinarifch, zu den größeren Uebungen 
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in der Negel gerichtlich beftraft. Im Wiederholungsfalle und bei jonftigen erſchwerenden Um: 
ftänden,, ſowie bei einer Einberufung zum Kriege ober zu außerorbentlihen Zufammenziehun: 
gen tritt ftets gerichtliches Verfahren ein.” 

Die noch vorhandenen Eremplare beregter Schemata dürfen, nachdem fie mit den angegebenen 
Korrekturen verfehen, aufgebraucht werben, die bisher ausgegebenen find bei Gelegenheit der Kontrol- 
Berfammlungen ꝛc. entſprechend zu berichtigen. 

Kriegs: Minifterium. 
vd. Ramele. 
No. 3503. A. L. a4. 


Erlaß der beſonderen Militair⸗Dienſtpflicht der ehemaligen Eleven der Militair-Roßarzt-Schule. 
Berlin, den 31. März 1873. 
Behufs Geſchäftsvereinfachung beſtimmt das Kriegs-Miniſterium, daß die Befugniß, bei ehemali- 
gen Eleven der Militair-Roßarzt-Schule die Entlaſſung vor vollſtändiger Ableiſtung ber beſonderen 
Dienſt⸗ Verpflichtung, wenn es nur auf den Erlaß einiger Dienſtjahre arlommt, ausnahmsweiſe zu 
genehmigen, auf die Generallommandos übergeht. 
Die Beitimmung des $. 6. 9 der Militair-Erfag-Inftruftion ift dementſprechend zu mobifiziren. 
Kriegd-Minifterium. 


v. Kameke. 
No. 2123 A.I.a, 


Anderweitige Organifation der Erfag-Behörben im Herzogtum Lauenburg. 
Berlin, ben 24. April 1873. 

Durch das Geſetz, betreffend die anderweitige Einrichtung der Staats-Berwaltungs-Behörben im 
Herzogthum Lauenburg, vom 7. Dezember 1872 ift die Regierung zu Nageburg mit den zugehörigen 
Aemtern aufgehoben worden. An die Stelle berjelben ift ber Lanbrath bes Herzogthums Lauenburg 
mit dem Amtsfig in Rapeburg getreten. 

Als Hülfsbeamter genannten Landraths fungirt ein Regierungs-Aflefjor. 

In Ermangelung jeder anderen Inſtanz innerhalb des Hergogthums Lauenburg gehen die Befug⸗ 
niſſe der Erfag: Behörde 1. Inſtanz für beregten Bezirk auf den Hülfsbeamten bes Lanbraths, die 2. 
und 3. Inſtanz auf den Lanbrath jelbft über. 

In den Funktionen des Königlichen Minifteriums für das Herzogthum Lauenburg ift feine Ver: 
änberung eingetreten. 

Kriegs⸗Miniſterium. 


v. Kameke. 
No. 438/4. 73. A,I.a. 
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Berichtigung der Anlage 1 zum $. 14 der Militair-Erfag-Inftrnktion. 
Berlin, den 25. April 1873, 
Behufs Berichtigung der Anlage 1 zu $. 14 der Militair-Erfag-Inftruktion wird Nachftehendes 
bemerft: 
1. Im Bezirke des 2. Armee-Korps. 


Der Kreis Fürftentgum Cammin ift in bie drei Kreife Eolberg—Eörlin, Cöslin und Bublig ge: 
theilt worden. 
2. Im Bezirk des 3. Armee-Korps. 
Der Kreis Sternberg zerfällt in den Weft-Sternberger und in den Dft-Sternberger Kreis, 
3. Im Bezirk des 4. Armee-Korps. 
Die Stadt Erfurt ift aus dem Kreisverbande ausgeſchieden und ift ein befonderer Land: und 
Stabt:Kreiß gebildet worben. 
4. Im Bezirk des 6. Armee-Korps. 
Der Kreis Beuthen ift in die Kreife Tarnowig, Beuthen, Kattowig und Zabrze getheilt. 
5. Im Bezirk des 7. Armee-Korps. 
Die Städte Düffeldorf, Erefeld und Efjen find aus ben Kreis-Verbänden auögefchieden und find 
bejondere Land: und Stabt:Kreife gebildet worden. 
6. Im Bezirk des 9. Armee-Korps. 
Die Einteilung der Großherzoglich Medlenburgifhen Landwehr-Bataillone ift, abweichend von 
dem fonftigen Verfahren, fompagnieweije angegeben. 
7. Im Bezirk des 14. Armee-Korps. 
Die Bezirksämter Radolfzell, Jeitetten, Kenzingen, Gengenbah, Gernsbach, Borberg und Wall: 
bürn find aufgehoben. 
Kriegs: Minifterium. Allgemeines Kriegd:Departement. 
3.8. 


v. Hartmann. v. Goßler. 
Ne. 1131, 3. 73. A. L. a. 
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Gedruckt bei G. Haſſelbrink. 


0 
Negierungs- Blatt 


für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Montag den 16. Juni 1873, 


nhalt. 

Verfügung der Minifterien des Innern und des Kirchen: und Schulweſens. Inſtruktion zu dem Gefege von 17. April 
1873, zu Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unterftügungsmwohnfig vom 6. Juni 1870. Bom 30. Mai 
1373. — Berfügung bed Minifteriums des Innern, betreffend das Verfahren und ben Gefhäftsgang in den 
unter dad Geſetz vom 17. April 1873 zu Ausführung des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 1870 über den Unter: 
ftigungsmwohnfig fallenden Streitfahen. Bom 31. Mai 1873. — Berfügung des Minifteriums des Innern, 
betreffend den in Ulm gegründeten neuen Unterftügungsverein für Lehrer, Lehrerö: Wittwens und -Waiſen. 
Bom 80. Mai 1873. — Belanntmahung des Minifteriums des Innern, betreffend die Aufhebung ber bejon: 
deren Staatöauffit über die Gemeinde Haufen, Oberamts Gaildorf. Bom 6. Juni 1873. — Belanntmadhung 
der Minifterien des Innern und des Kriegsweſens, betreffend die Ausftellung von Beugniffen über die wiſ— 
ſenſchaftliche Dualifitafion für den einjährig freiwilligen Militärbienft. Bom 26. Mai 1873. — Verfügung bes 
Finanz: Minifteriums, betreffend die Steuererhebung vom 1. Juli 1873 an. Bom 9. Juni 1873. — Berichtigung. 








Verfügung der Minifterien des Innern und des Kirchen- umd Schulwefens. Inftruktion zu dem 
Gefehe vom 17. April 1873, zu Ausführung des Reichsgeſehes über den Unterftügungs- 
wohnfig vom 6. Juni 1870. Vom 30. Mai 1873, 

Zu Art. 1. 

8.1. 

Unter dem notwendigen LXebensunterhalt, welcher jedem hilfsbebürftigen Deutfchen 
von dem zu feiner Unterftügung verpflichteten Armenverband zu gewähren ift, ift nicht 
blos die erforderliche Nahrung, ſondern Alles dasjenige zu verftehen, was zur Exiflenz 
unentbehrlich ift, aljo auch Kleidung, Heizung und dergleichen; zu der erforderlichen 
Pflege in Krankgeitsfällen gehört insbefondere die Fürſorge für ärztliche Berathung und 
für Medikamente, 

Bei Kindern erſtreckt fi die Verpflichtung der Armenverbände aud) auf die Filr- 
forge für deren Erziehung und für die Gewährung des Volksfchulunterrichts; ein An- 
fpruch an die Armenverbände auf Bezahlung von Schulgeld wird jedoch durch die letztere 
Berpflichtung nicht begründet, da arme Kinder nad Art. 21 Abf. 4 des Gefetes vom 
29. September 1836 von der Bezahlung von Schulgeld duch die Ortsfchulbehörden 
freizulaffen find, 
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Mit der Entlaffung ans der Schule hört die Verpflichtung zu Unterftügung von 
Kindern auf, wenn es diefen möglich ift, durch Eintritt in einen Dienft, eine Gewerbe- 
lehre oder ein fonftiges Arbeitsverhältniß fich ihren Unterhalt felbft zu verfchaffen; es 
bildet jedoch eine befondere Dbliegenheit der Armenbehörden durch entfprechende Be- 
rathung und Thätigkeit für die Vermittlung eined derartigen Unterkommens zu forgen, 

Soferne Kinder zu diefer Zeit aus befonderen Gründen z. B. wegen zurüctgeblie- 
bener Entwidlung oder wegen Gebrechen noch nicht in der Lage find, ohne Beihilfe fich 
ihren Unterhalt felbft zu erwerben, find fie über den gedachten Zeitpunkt hinaus zu 
unterftügen, wobei auch auf fpätere Erlangung der Fähigkeit derfelben zu eigener Er- 
werbung ihres Unterhalts Nückficht zu nehmen ift. 

8.2. 

In welcher Art die Armenumterftügungen zu reichen find, bleibt wie bisher dem 
Ermeſſen der Armenbehörden überlaffen, da dieß nur unter Berüdfichtigung der Ver— 
hältniffe der einzelnen Fälle beftimmt werden fann. Im Allgemeinen ift davon auszu- 
gehen, daß Naturalgaben, wie die Verabreihung von Lebensmitteln, Brennmaterial, 
Kleidern, Betten u. f. w., fowie die Uebernahme von Miethzinfen fich mehr empfehlen, 
als die Verabreihung von Gaben in baarem Gelde, und daß letztere überall auszu- 
ſchließen find, wo fich ein Mißbrauch derjelben befürchten läßt. 

Die Unterbringung in einem Armenhaus oder die Anweifung von Arbeiten inner- 
halb oder außerhalb eines ſolchen Haufes, welche den Kräften des Hilfäbedürftigen ent- 
ſprechen, ift vorzugsweife dann zu wählen, wenn e8 fich um die Unterftügung von 
arbeitsfähigen Perfonen handelt, bei denen Grund zu der Annahme vorliegt, daß die 
Hilfsbedürftigkeit durch Arbeitsſcheue Hervorgerufen ſei. 

Wer auf Grund des Art. 1 Abi. 2 in einem Armenhaufe untergebracht iſt, darf, wenn 
er auf die Unterftügung verzichtet, in demfelben zwangsweife nicht zurückgehalten werben. 

Gegen Perfonen, welche aus öffentlichen Armenmitteln Unterſtützung empfangen, 
ſich aber aus Arbeitöfchen weigern, die ihnen von der Behörde angewiefene, ihren Kräf- 
ten angemefjene Arbeit zu verrichten, ift ftrafrechtliche Verfolgung auf Grund des 
8. 361 Ziff. 7 des deutjchen Strafgeſetzbuchs zu veranlaffen; in gleicher Weiſe ift gegen 
folche Perfonen einzufchreiten, welche auf die Unterſtützung verzichtet haben, aber unter- 
laffen, binnen der ihnen geſetzten Frift ſich ein amderweitines (ihnen den nothwendigen 
Unterhalt gewährendes) Unterfommen zu verfchaffen. (D.St. G.Buch 8. 361 Ziff. 8). 
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Durch ſtrenges Einfhreiten auf Grund diefer Vorfchriften, fowie auf Grund ber 
Beftimmung des $. 361 Ziff. 5 des deutjchen Strafgefetbuch® und des Art. 10 Ziff. 2 
de8 Geſetzes betreffend Uenderungen des Polizeiftrafrechts vom 27. Dezember 1871 
(Reg. Blatt S. 394) erjcheint e8 möglich, auch diejenigen Hilfsbebürftigen, welche durch 
pflichtwidriges Benehmen die Nothwendigkeit öffentlicher Unterftügung für fie felbft 
oder ihre Angehörigen herbeiführen, nöthigenfall® zu einem angemefjenen Verhalten zu 
zwingen, joferne mit der Verurtheilung wegen einer Webertretung der in 8. 361. Ziff. 3 
bis 8 de8 deutſchen Strafgejetzbuchs bezeichneten Art zugleich auf die Meberweifung an 
die Yandespolizeibehörde erfannt werben kann, wodurch die letztere die Befugnif erhält, 
die verurtheilte Perjon in einem Arbeitshans unterzubringen, 


8. 3. 

Das zu gewährende Begräbniß beſchränkt fich auf die einfachſte ortsütbliche Form. 
Hiezu gehört der nothwendige Aufwand für einen einfachen angeftrichenen Sarg, für 
Berbringung der Leiche auf den Friedhof, für die Belohnung des Leichenbeforger8 und 
des Todtengräbers, endlich fir die nothwendigen Reiſeauslagen des Geiftlichen, falls 
deffen Beiziehung in der beftehenden Firchlichen Ordnung begründet ift umd ein aus— 
wärtiger Geiftlicher herbeigerufen werden muß, der nicht kraft feined Amtes die Ver— 
pflihtung hat, bei dem Begräbniß ohne Anspruch auf Erſatz feiner Reiſeauslagen mit- 
zuwirfen. 

Der Anfpruch auf Erftattung der Koften für das Begräbniß eines Armen ift in 
allen denjenigen Fällen ausgefchloffen, wo nad den beftehenden Vorſchriften die Ab- 
lieferung des Leichnams in eine anatomische Anftalt zw erfolgen hat, weil in dieſen 
Fällen durch die Verwaltung diefer Anftalt und auf deren Koften für das angemeffene 
Begräbniß zu forgen ift. 

8.4. 

Zu den Gebühren für die einem Unterſtützungsbedürftigen geleifteten geiftlichen 
Amtshandlungen, zu deren Erftattung die Armenverbände nicht verpflichtet find, gehören 
alle Stolgebühren; die freiwillige Bezahlung diefer Gebühren ift den Armenverbänden 
jedoch geftattet, 

Wegen nothwendiger Auslagen aus Anlaß folcher Amtshandlungen z. B. Reife- 
koften haben die Geiftlichen abgejehen von dem Fall des 8. 3 Abf. 1 Anſpruch auf Er- . 
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fa nur, wenn die betreffenden Amtshandlungen von dem Armenverbande veraulaßt 
worden find und zwar an denjenigen Armenverband, welcher diefelben veranlaßt hat. 


Zu Art. 2. 
8. 5. 

Keinem Hilfsbebürftigen, deffen Lage fofortige Hilfeleiftung nöthig macht, kann 
die öffentliche Unterftütung aus dem Grunde verweigert werden, weil er Anfprüche 
auf Leiftungen Dritter zu machen hat. Anderſeits Tann von Hilfsbenürftigen, welche 
derartige Ansprüche haben, namentlich dann, wenn es fich nicht um eine einmalige Hilfe- 
Teiftung, fondern um fortdauernde Unterftüsung handelt, gefordert werden, dafz fie fich 
um Flüffigmahung diefer Mittel bemühen und die Erfolglofigfeit ihrer Schritte dem 
Armenverbande gegenüber darthun. 

Unftatthaft ift unter allen Umftänden eine Berweifung Hilfsbedürftiger an die 
freiwillige Armenpflege; die Beftimmung, in Art. 2 hat nur den Sinn: e8 fei die Armen- 
behörde bei Prüfung der Unterftügungsbebürftigkeit einer Perfon, welche ihre Hilfe in 
Anſpruch nimmt, berechtigt, ihre Prüfung auc darauf zu erftreden, ob diefe Perjon 
nicht bereit8 durch die Privatwohlthätigfeit ausreichende Hilfe erhält. 

Der Umftand, daß früher die Privatwohlthätigkeit ausreichende Hilfe gewährte, bil- 
tet feinen Grund zu Verfagung der öffentlichen Unterftügung; fobald die erftere auf- 
hört, hat vielmehr die letztere einzutreten. 

Den in der Gewährung von Unterftügungen aus verfchiedenen Quellen über das 
Maß des wirklichen Bedürfniſſes hinausliegenden Nachtheilen und Gefahren wird am 
cheften durch ein geeignete8 Zuſammenwirken der Organe der öffentlichen Armenpflege 
mit den Organen der freiwilligen Armenpflege begegnet werden, weßhalb Hierauf ftet3 
Bedacht zu nehmen ift. Durch ein folches Zufammenwirken wird nicht nur am beften 
für die einzelnen Armen geforgt, fondern namentlich. erreicht werden, daß die freiwillige 
Armenpflege in Fällen eintritt, wo die öffentliche Armenpflege an der Grenze ihrer Auf- 
gabe angefommen ift, ein weiteres Eingreifen aber, fei e8 zu Abwendung künftiger Noth- 
ftände, fei c8 aus anderen Gründen, als wünfchenswerth erfcheint. 


Zu At. 3. 


8. 6. 
Durch die Beſtimmung des Abf. 1 des Art. 3 ift nicht ausgefchloffen, daß ein Ar- 
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menverband, der einen Hilfsbedürftigen vorläufig unterftütt hat, den Erſatz der Unter- 
ftüung gegen den zur Unterftügung dieſes Hilfsbedürftigen definitiv verpflichteten Ar- 
menverband geltend macht, d. 5. der vorläufig unterftügende Armenverband ift 
nicht gemöthigt, fich wegen der Erftattung feines Vorſchuſſes an den Unterftütten zu 
wenden, fall8 diefer wegen zeitweilig Hilflofer Tage unterftütst werden mußte, obwohl 
er die Mittel zur Exfatzleiftung ſchon zur Zeit der Unterftütung befaf. 

Im Falle des Abſatzes 2 wird den Armenverbänden dringend empfohlen, von dem 
Rückforderungsrecht einen maßvollen Gebrauch zu machen, weil eine ftrenge Geltend- 
machung defjelben Teicht in nachtheiliger Weife auf die Erwerböthätigkeit und Sparſam⸗ 
feit der einmal Unterftütsten einwirken und nach Umftänden folche alsbald wieder in 
den Zuftand der Hilfsbedürftigkeit zurückverſetzen könnte, auch wenn in einem beftimmten 
Zeitpunkte anzunehmen fein follte, e8 ſei die Erfakleiftung unbeſchadet der Sicherftellung 
des Lebensunterhalts möglich. 

Die Rüderftattumgspflicht erſtreckt ſich blos auf die nad Maaßgabe des Geſetzes 
gefeiftete, alfjo nur auf die nothwendige Unterftüsung. Wurde aus irgend welchen 
Gründen mehr geleiftet, fo befteht eine gefetliche Verpflichtung zu Wiedererftattung 
der Mehrleiftung nicht. 

Zu Art. 4. 
8.7. 

Wer auf Grund des Urt. 4 wegen der einem Hilfsbedürftigen geleifteten Unter- 
ftüßung Erſatz aus Mitteln der öffentlichen Armenpflege beanfprucht, Tann diefen An- 
ſpruch nicht gegen den endgiltig verpflichteten Armenverband erheben, fondern nur gegen 
den zunächſt verpflichteten Ortsarmenverband, in deffen Bezirk der Unterſtützte ſich beim 
Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befunden hat. 

Liegen Hinderniffe vor, welche die Einhaltung der gefeglichen vierundzwanzigftün- 
digen Frift unmöglich machen, jo hat die Anzeige keinenfalls fpäter al8 innerhalb 24 
Stunden, von der Befeitigung des Hinderniffes an gerechnet, zu erfolgen. 

Zu Urt. 5. 
8.8. 

Da die Aufftchhung von Armenärzten für die Behandlung von Armen in ärztlicher, 

wundärztlicher und hebärztlicher Beziehung im wohlverftandenen Intereſſe der Armen- 
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verbände liegt, fo wird den Oberämtern zur befonderen Pflicht gemacht, darauf Hinzu- 
wirken, daß, foweit nicht von den Ortsarmenverbänden felbft für die Aufftellung des 
erforderlichen ärztlichen Perſonals geforgt wird, Bezirls- oder Diftriftsärzte für die 
Behandlung der Armen des Bezirks ohne befondere Vergütung für den einzelnen Fall 
(mit Ausnahme etwa von Reiſekoſten) beftellt werben. 

ALS öffentlich beftellte Aerzte, welchen die unentgeltliche Behandlung der Armen 
obliegt, find die Oberamtsärzte, foweit e8 fih um die Behandlung wund- und heb— 
ärztlicher Fälle handelt, auf Grund ihrer Anftellung als Oberamtsärzte nicht anzu- 
fehen, joweit die innerliche Behandlung der Armen in Frage kommt, nur für die Armen 
ihres Amtsfiges, da fie außerhalb deffelben Aeifekoften auch bei der Behandlung Armer 
anzuſprechen haben. 

Wenn und foweit hienach fir einen Armenverband ein öffentlicher Arzt zu der 
Behandlung der Armen beftellt ift, haben andere Uerzte ꝛc. Anfpruch auf den Bezug 
der regulativmäßigen Gebühren nur nad) Maßgabe des Art. 4, aljo wenn e8 fich um 
eine dringend nöthige Hilfe handelt, welde die Verweifung des Armen an ben 
aufgeftellten Armenarzt nicht zuläßt, und unter der Bedingung der Anzeige der Hilfe- 
leiſtung binnen der im Art, 4 beftimmten Frift. 

Sind öffentliche Armenärzte nicht beftellt, fo befteht, vorausgejett daß die Noth- 
wendigfeit des Eintritt8 der öffentlichen Unterſtützung des Hilfsbebürftigen dargethan 
wird, ein Anfpruch der Aerzte zc. auf den Bezug der vegulativmäßigen Gebühren in 
wund⸗ und Hebärztlichen Fällen; in fonftigen Fällen geht der Anfpruch ‚bei Kranken 
außerhalb des Amtsſitzes des Oberamtsarztes, wenn nad) der Sachlage die Inanfpruch- 
nahme der Berathung durch den letzteren möglich war, auf keinen höheren Betrag als 
den der Reiſekoſten des Oberamtsarztes, dem die — zur unentgeltlichen Be- 
handlung des Kranken obgelegen wäre. 

Die Frift zur Anmeldung des Anſpruchs der Aerzte ıc. beträgt da, wo Armenärzte 
nicht beftellt find, drei Monate vom Beginn der Hilfeleiftung an gerechnet. 

Im Intereſſe der Aerzte liegt auch in den letzteren Fällen die möglichit frühzeitige 
Anmeldung ihrer AUnfprüche, weil nur dann mit Sicherheit darauf gerechnet werden 
kann, daß die Nothwendigkeit der öffentlichen Unterftütung fich nachweifen läßt. 


213 


Zu Art. 7, 
8. 9, 

Der Hilfsbedürftige, welcher Unterftügung in Anfprud nimmt, hat unter Dar 
legung feiner Bebürftigfeit bei der zuftändigen VBerwaltungsbehörde (des Orts- beziehungs- 
weife Yandarmenverbandes) um diefelbe nachzufuchen und ift nur berechtigt, gegen die 
Entſcheidung derjelben fich an die ihr vorgefetste Behörde (Dberamt, Kreidregierung) zu 
wenden. Gegen den auf Grund einer ſolchen Anrufung ergangenen Befcheid findet _ 
eine weitere Berufung an die höhere Behörde ftatt, gleichviel ob diefe Berufung von 
dem Hilfsbedürftigen oder von dem Armenverband ausgegangen ift. 


Zu Art. 8. 
8. 10. 

Bon dem Grundfate, daß jede politifche Gemeinde für fich einen Ortsarmenverbaud 
bildet, treten nach dem Gefet zwei Ausnahmen ein: 

a) Theilgemeinden, welche mit eigener Markung verjehen find und die Unterftütung 
nothleidender Genofjen ſchon bisher zu beftreiten hatten, können auch fernerhin 
als befondere Ortsarmenverbände fortbeftehen; 

b) die Bereinigung mehrerer Theilgemeinden einer zufammengefesten Gemeinde und 
die Vereinigung mehrerer Gemeinden, feien e8 einfache oder zufammengefette, 
eined Oberamtsbezirks zn einem Gejammtarmenverbande ift ftatthaft. 
Gemeindeparzellen, welche feine eigene Markung haben, können fernerhin nicht als 

eigene OrtSarmenverbände fortbeftehen, find vielmehr mit der Gemeinde, auf deren Mar- 
fung fie liegen, zu einem Gefammtortsarmenverbande zu vereinigen. 

Die zu einem Ortsarmenverbande vereinigten Gemeinden oder Theilgemeinden 
gelten in Anfehung der durch das Reichsgeſetz geregelten Verhältniſſe als eine Einheit. 
Dana ift es fermerhin nicht ftatthaft, daß — wie dieß bisher im einzelnen zu- 
fammengefettten Gemeinden vorfam — ein Theil des Armenaufwanded von der Ge 
fammtgemeinde, ein Theil. deffelben von den einzelnen zu derfelben gehörigen Theilgemein- 
den getragen wird. 

Obwohl da8 Ausführungsgefe die Bildung von Gefanmtarmenverbänden der 
freien gegenfeitigen Vereinbarung überlafjen hat, erjcheint c8 doch angemefjen, im Wege 
gütlicher Verhandlung dahin zu wirken, daß Gemeinden, insbefondere aber Theilgemein- 
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den, welche die zu gehöriger Erfüllung der Pflichten eines Ortsarmenverbands erforder- 
liche Größe nicht haben, fich zu Gefammtarmenverbänden vereinigen. 

Bei ſolchen Theilgemeinden, welche bisher die Unterftügung mothleidender Ge 
meindegenofjen zu beftreiten Hatten, ift die aldbaldige Einleitung bezüglicher Verhand⸗ 
lungen erforderlich, da durch Abi. 4 des Art. 8 des Ausführungs-Gejehes die in dieſer 
Beziehung bisher beftandene Beſchränkung befeitigt worden ift, und die während der 
. Dauer der Mebergangszeit eingeleiteten Verhandlungen am eheften zu einem günftigen 
Ergebniß zu führen geeignet find. 

Die Oberämter haben demgemäß überall, wo ſich TIheilgemeinden finden, welche 
mit eigener Markung verjehen find und die Unterftüung nothleidender Genofjen ſchon 
bisher für fich zu beftreiten hatten, gleichviel ob die Unterftügung bisher von den Theil- 
gemeinden in Wirklichkeit unmittelbar beftritten wurde, oder auf Grund des Ortsftatuts 
für eine beftimmte Anzahl von Jahren auf die Gefammtgemeinde übernommen worden 
ift, und ohne Rüdfiht auf die Zeit des Ablauf der bezüglichen Vereinbarungen die 
Bertreter der betreffenden Gemeinden und Theilgemeinden über die Geneigtheit zu Bil- 
dung von Ortsarmenverbänden, welche die Geſammt⸗ (politische) Gemeinde umfaffen, zu 
vernehmen und ihnen beim Abſchluß der bezüglichen Verträge an die Hand zu gehen, 


Zu Art, 9. 
81. 


Stimmberehtigte Mitglieder des Gemeinderaths find die erften Ortsgeiftlichen, fo 
weit es fich um die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege handelt, ſowohl in benje- 
nigen Gemeinden, in welchen der Gemeinderath diefe Verwaltung unmittelbar beforgt, 
als auch in denjenigen Gemeinden, in welchen auf Grund des Art. 10 des Geſetzes be- 
fondere Armen-Deputationen beftellt find; ihre Mitwirkung bei den gemeinderäthlichen 
Berhandlungen hat daher auch in den ledteren Gemeinden überall da einzutreten, wo der 
Gemeinderath als die der Deputation vorgefetste Behörde verhandelt und befchließt, ins— 
bejondere bei Feftftellung des Etats, 

Im Falle dauernder oder vorübergehender Verhinderung eines Ortsgeiftlichen zur 
Mitwirkung bei den bezüglichen gemeinderäthlichen Verhandlungen ift der fir ihn zur 
Theilnahme berechtigte Stellvertreter dem Gemeinderath zu bezeichnen, 
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8. 12. 

Die Beranftaltung der gemeinderäthlihen Situngen in Armenſachen bat, fei es 
auf Antrag des Ortögeiftlichen oder ohne einen folchen, durch den Ortsvorſteher zu er- 
folgen, über den Zeitpunkt derfelben haben fich der Ortsvorſteher und der zur gemein- 
Schaftlichen Leitung der Berhandlungen berufene Geiftliche zu verftändigen. Soweit 
möglich find befondere Tage und Stunden für die betreffenden Verhandlungen zu beftimmen. 

Hat der Geiftliche feinen Wohnfit außerhalb der betreffenden Gemeinde, fo ift bei 
Beitimmung der Situngstage darauf zu achten, daß der Geiftliche ven Situngen an- 
wohnen Tann, ohne defhalb befondere Neifen machen zu müfjen, 3. B. durch Verlegung 
derfelben auf die Tage, am welchen der Geiftliche des Schulbefuch® wegen in die Ge 
meinde fommt. 

8. 13. 

Die Berufung der Mtiglieder des Gemeinderath8 erfolgt durch den Ortsvorfteher. 

In den Sigungen fteht die Leitung der Verhandlungen dem Ortsvorſteher und 
dem erjten Geiftlichen gemeinfchaftlich zu. Die Abftimmung hat der Ortsvorſteher vor⸗ 
nehmen zu laſſen. 

Die Protokollführung iſt Obliegenheit des Rathsſchreibers, wie bei den ſonſtigen 
Verhandlungen des Gemeinderaths. 

Den zur Theilnahme an dem Mitvorſitz berufenen Geiſtlichen ſteht nicht nur die 
Einſichtnahme von den Protokollen über die Verhandlungen und von den auf die letzteren 
bezüglichen Akten jederzeit frei, fondern es ift ihnen aud die Einfichtnahme von den 
beftehenden Armen- und Kranfenanftalten und fonftigen Einrichtungen für die Armen- 
pflege und das Benehmen mit den Unterftütungsbebürftigen innerhalb und außerhalb 
folder Anftalten, fowie mit dem Dienftperfonal der letzteren unbeſchränkt geftattet. 

8. 13 a, Zu den Gefchäften, deren Führung durch das Gefeh dem Ortsvorfteher 
zugewieſen ift, gehören die durch die Verfolgung von Erftattungs-Anfprüchen und Streit- 
fachen erwachjenden Gefchäfte, namentlich die zu diefem Behuf vorgefchriebenen prototol- 
lariſchen Vernehmungen der Unterftügten, die Anmeldungen der Erftattungsforderungen 
bei den verpflichteten Armenverbänden, beziehungsweife bei den vorgefeßten Behörden, 
die Wahrung der für die Verfolgung der Erfatforderungen wefentlihen Friften und 
Formalien, die Anträge auf Mebernahme von Unterftügten, die Aufftellung der erfor 
derlichen Koftenliquidationen, R 
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Die Vertretung der Ortsarmenverbände in Streitfachen kommt dem Gemeinderath 
(Art, 9 des Geſetzes) zu, ſoweit fie nicht auf Grund des Art. 10 Abſ. 2 des Geſetzes 
von diefem der Armendeputation übertragen worden ift. 


8. 14. 

Bei dem Abſchluß von Vereinbarungen zu Bildung von Gefammtarmenverbänden 
zwijchen mehreren Gemeinden ift davon auszugehen, daß die Vertretung des Gefammt- 
armenverbandes aus Abgeordneten der Gemeinderäthe der einzelnen Gemeinden zu be- 
ftehen Hat, umd daß den Vorſitz in der Ortsarmenbehörde der erfte Ortsgeiftliche 
(Geſetz Art. 9 Abf. 1 bis 5) und der Ortsvorfteher derjenigen Gemeinde zu übernehmen 
hat, in welcher der Geſammtarmenverband feinen Sit hat. 

Das Stimmenverhältnif wird, foferne nicht befondere Grümde für eine Abweichung 
vorliegen, am geeigneiften mit Rückſicht auf da8 Beitragsverhältniß der einzelnen Ge- 
meinden zu Beſtreitung des Armenaufwandes, das durd; das Statut genau zu beftim- 
men ift, zu regeln fein. 

Die Bereinigung mehrerer Theilgemeinden einer zufammengefetsten Gemeinde zu 
einem Gejammtortsarmenverband ijt. ſowohl in der Weiſe möglich, daß die Laft der 
Urmenfürjorge einfach für eine Obliegenheit der Gefammtgemeinde erklärt wird und die 
Berwaltung des Armenwejend durch die Organe der Gefammtgemeinde auf deren Nedh- 
nung erfolgt, als auch in der Weiſe, daß eine befondere Ortsarmenbehörde aus den 
Bertreiern der einzelnen Theilgemeinden gebildet wird und befondere Beftimmungen 
über die Aufbringung der Mittel für die Armenpflege durch das Statut getroffen wer- 
den. Unerläßlich ift in beiden Fällen, daß der Gefammtarmenverband als eine Einheit 
im Sinne des NReichögejeßes erfcheint. Ausgejchlofjen ift hienach, daß z.B. die örtlichen 
Kaffen in erfter Linie, die Geſammtkaſſe bloß fubfidiär eintritt, daß einzelne Verwen- 
dungen den Ortsfaffen, andere der Gefammtlaffe zugefchieden werden. 

Zu Art. 10. 
8. 15. 

Im Falle von den bürgerlichen Kollegien einer Gemeinde die Einſetzung einer be- 
fonderen Deputation für die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege beſchloſſen wird, 
find die Mitglieder der Deputation von dem Gemeinderath und Bürgerausfhuß in ge 
meinſchaftlicher Situng mittelft geheimer Abftimmung zu wählen. Wählbar find alle 
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Gemeindeeinwohner, welche nad Art. 4 des BVerfaffungsgejeßed vom 26. März 1868 
(Reg.Blatt S. 176) von der Ausübung der ftaatsbürgerlicen Wahlrechte nicht ausge- 
ichloffen find. Zur Giltigkeit der Wahl wird abjolute Stimmenmehrheit erfordert. 
Die Mitglieder der bürgerlichen Kollegien find verbunden, eine auf fie fallende Wahl in 
die Armendeputation für die Dauer ihrer Dienftzeit anzunehmen, während andere Orts- 
einwohner nur mit ihrer Zuftimmung in die Deputation berufen werden fünnen. 

Die Wahl der Mitglieder der Deputation hat auf einen beftimmten Zeitraum und 
zwar von minbeftens 2, höchſtens 6 Jahren zu erfolgen. 

Die gleichen Beftimmungen gelten für die Wahlen der Mitglieder der für die Ver— 
waltung einzelner Zweige oder Anftalten der Urmenpflege gebildeten Commiffionen, 
während die Beftellung der Armenpfleger für einzelne Bezirke der Gemeinden durch Be- 
ſchluß der Kollegien der Armendeputation überlaffen werden darf. 

Theil die Rückſicht darauf, daß die Pflicht zur Unterftügung fih künftig nicht 
mehr auf die in der Gemeinde Heimathberechtigten erſtreckt, ſondern auf alle Hilfsbe- 
dürftigen, welche fi in der Gemeinde aufhalten, theils die Rückſicht auf das wiünfchens- 
werthe Zufammenwirken der gefetslichen mit der freiwilligen Armenpflege laſſen es als 
eine dringende Aufgabe für die Gemeindetollegien erfcheinen, bei der Wahl der Mit- 
glieder der Armendeputationen auf Beiziehung von Männern Rüdficht zu nehmen, bei 
denen durch ihre Thätigkeit und Stellung in der Gemeinde, fowie durch ihre Mit- 
wirkung bei der freiwilligen Armenpflege die nothwendige Bekanntſchaft mit den DVer- 
hältniffen und Bebürfniffen der Armen vorauszufegen ift. Insbeſondere wird fich 
and) die Beiziehung von Aerzten empfehlen. . 


Zu Urt, 11. 
8. 16, 

Die für die Zwede der öffentlichen Armenunterftügung beftimmten Stiftungen, 
welche auf Grund des Art. 11 des Gefetzes in die Verwaltung der Ortsarmenbehörde 
übergehen, werden dadurch nicht Beftandtheile de8 Gemeindevermögend. Sie gelangen 
nach dem Gefe an die Ortsamenbehörde als Stiftungen für den Zweck der öffent: 
lichen Armenunterftüsung und beftehen mit umveränderter rechtlicher Natur fort. 

Bei der Verwaltung diefer Stiftungen find auch künftig die Vorfchriften des Ver- 
waltungsedikt3 vom 1. März 1822 Kapitel 3 anzuwenden, wobei, was bie Zuftän- 
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digkeit betrifft, an die Stelle des Stiftungsrath die Ortsarmenbehörbe, an die Stelle 
des Kirchenkonvents gleichfall® die Ortsarmenbehörde, beziehungsweife die Armendepu- 
tation, an die Stelle des gemeinfchaftlichen Oberamts da8 Oberamt tritt. 

Die Vorfhriften über die Beftellung der Stiftungspfleger (Berw.-Edikt $. 124) über 
die Combination mehrerer Stiftungen (Verw.Edilt $. 125), über die Obliegenheiten der 
Stiftungsverwalter (Verw.Edilt $.127), über die Entwerfung, Prüfung und Genehmigung 
der Etats (Verw.Edikt SS. 128 und 131), über die Erhaltung der Stiftungen (Verw.⸗ 
Edilkt 8.129) finden auch fernerhin auf diefe Stiftungen Anwendung. Ueber die Berwen- 
dung der Stiftungsmittel hat die Ortsarmenbehörde beziehungsweife nach näherer Vorſchrift 
der dießfallfigen Statuten die Urmendeputation zu bejchließen, in den in $. 134 des Verw.⸗ 
Edilts bezeichneten Fällen ift ftets die Beichlußfaffung der Ortsarmenbehörde unter 
vorgängiger Vernehmung des Bürgerausſchuſſes erforderlich. Ebenfo gelten die Vor- 
fchriften über die Stellung, Prüfung und Abhör der Stiftungsrechnungen in 88. 138 
bis 142 des Verw.Edilkts auch für diefe Stiftungen; bezüglich des Erfordernifjes der 
Genehmigung der Beichlüffe von Seiten des Oberamts und der Kreisregierung find die 
Borfchriften der 88. 146 und 148 des Verw.Edilts maßgebend. 

Ob für Stiftungen, welche der Ortsarmenbehörde auf Grund des Art. 11 zur 
Berwaltung überwiejen werden, ein befonderer Verwalter beftellt werden und eine von 
der Gemeinderehnung getrennte Rechnung geführt werden foll, wird fich nad dem Um— 
fang der einzelnen biebei in Betracht kommenden Stiftungen richten. Falls eine befon- 
dere Verwaltung nicht eingerichtet, fondern die Verwaltung dem Gemeindepfleger über- 
tragen wird, fo find die Stiftungen in den Gemeinderechnungen getrennt von den übris 
gen Beftandtheilen des Gemeindevermögens aufzuführen und ebenfo ihre Erträgniffe zu 
vereinnahmen. 


8. 17. 


Dezüglich der Ausfcheidung der in die Verwaltung der Ortsarmenverbände über- 
gehenden Stiftungen für Zwecke der öffentlichen Armenunterftügung und des Verfahrens 
biebei, ſowie wegen Abgabe der für diefe Zwecke beftimmten Erträgniffe der in der Ver- 
waltung der Stiftungsräthe verbleibenden Stiftungen an die Gemeindearmenverwaltung 
und der an biefe zur Benützung abzutretenden Vermögensobjelte wird befondere Ber- 
fügung ergehen. 
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beobachten: 

1) ſpäteſtens am 1. Juli 1873 iſt die Verwaltung der Armenpflege von den nach 
Art. 9 und 10 des Geſetzes dazu berufenen Behörden zu übernehmen. 

2) demgemäß iſt von den Gemeindebehörden (Art. 9 des Geſetzes) erſtmals auf 1. Juli 
1873 der Etat für die Armenpflege für das nächſte Etatsjahr 187*,, zu entwerfen; 

3) ſoweit zu diefer Zeit die Ausſcheidung des Armenftiftungsvermögens noch nicht fatt- 
gefunden hat, ift von fämmtlichen Stiftungen, welche ganz oder theilweife dem 
Zwe der öffentlichen Armenunterftütung dienen, der Ertrag der für die öffent- 
liche Armenunterftügung zu verwendenden Mittel von dem Stiftungsrath feft- 
zuftellen und demmächft im angemeffenen Raten der Gemeindearmenverwaltung 
zur Verwendung zu übergeben. Gleichzeitig find der letzteren diejenigen Vermögend- 
objefte und Einrichtungen zur Benütung zu überweifen, welche diefelbe nad) Art. 11 
letzter Abjat des Ausführungsgefehes beanspruchen kann. 

Ueber die von den Stiftungen der Gemeindeverwaltung demgemäß übergebenen 
Mittel ift bei der definitiven Auseinanderfegung abzurechnen. 

4) Soweit die Mittel einzelner Stiftungen bisher zu beftimmten Zweden zu verwen- 
den waren, haben die Stiftungsräthe den Ortsarmenbehörben hierüber unter Beifü— 
— der etwa vorliegenden Stiftungs-Urkunden die erforderliche Mittheilung zu 
machen, 

5) Stiftungen, welche für mehrere Gemeinden oder Theilgemeinden beftimmt find, 
verbleiben vorerſt, auch wenn fie ausſchließlich der öffentlichen Armenpflege dienen, 
in der bisherigen Verwaltung. 

6) Wenn und foweit bei der Ausfcheidung des Stiftungsertrags Seitens der Ober- 
firchenbehörde (de8 evangelifchen Konfiftoriums, des biſchöflichen Orbinariats, ober 
der ifraelitifchen Oberkirchenbehörde) auf Grund des Art. 12 des Geſetzes Einſprache 
erhoben wird, ift die Ausfolge des Ertrag der betreffenden Stiftungen vorläufig 
auszuſetzen. 

Zu Ust. 14. 
8. 18. 
Die Beftimmung diefes Artikes, welche den Zwed hat, dem Mißftande vorzubeugen, 
daß eine und diefelbe Perfon gleichzeitig aus verfchiedenen Fonds über das wirkliche Be- 


220 


dürfniß hinaus Unterftügung erhalte, berechtigt die Gemeindearmenbehörden nicht, von 
den Vorſtehern von Korporationen und juriftifchen Perfonen Liften der von ihnen mit 
Unterftügung bedachten Perfonen zu verlangen, fondern gewährt ihnen bloß das Recht, 
im einzelnen Falle Auskunft bezüglich der Unterftütung einer beſtimmt bezeichneten Per- 
ſon zu fordern. 

Die Verpflichtung zur Auskunftsertheilung bejchränkt ſich auf die Vorfteher von 
Korporationen und anderem juriftifchen Perfonen, eine Anwendung der Vorfchrift des 
Geſetzes über diefen Kreis hinaus ift nicht ftatthaft. 

Zu Urt 15. 
8. 19. 

Für die Verwaltung der Landarmenverbände find, ſoweit nicht durch das Gejek 
vom 17. April 1873 befondere Borfchriften gegeben find, durchaus die Vorfchriften über 
die Verwaltung der Amtstörperfchaften, alfo de8 Verwaltungs-Edifts vom 1. März 1822, 
maßgebend. 

Diefe Beftimmungen find daher, foweit fie nicht ausdrücklich geändert find, nament- 
ih was die Befugniffe der Amtsverfammlung und ihrer Ausſchüſſe, die Beſorgung des 
Etats, Kaffen- und Rechnungsweſens, die Umlagen, das Schuldenwejen, die Form der 
Berathungen und Beichlußfaffungen und die höhere Genehmigung der Amtsverfamm- 
lungsbeſchlüſſe betrifft, auch bei Verwaltung des Yandarmenwefens in Anwendung zu 
bringen. 

Zu Art. 16. 
8. 20. 

Der zu Beforgung der Gefchäfte der Yandarmenpflege aufgeftellte Ausſchuß führt 
den Namen „Landarmen-Kommiffion“. 

Die Landarmen-Commiffion ift durch Wahl der Amtsverfammlung nad Vorfchrift 
de8 Verwaltungs⸗Edikts zu beftellen. Diefelbe kann entweder der für die fonftigen Ge- 
ſchäfte beftellte Ausschuß bilden, oder e8 kann ein bejonderer Ausfhuß für das Land— 
armenwefen gewählt werden. In beiden Fällen ift die Commiſſion durch zwei Mit- 
glieder zu verftärken, welche der Aımntsverfamemlung nicht angehören, um hiedurch Kräfte 
heranzuziehen, deren Mitwirkung bei der Verwaltung des Landarmenweſens, namentlich 
bei der Leitung und Beauffichtigung der von den Landarmenverbänden errichteten An- 
ftalten von Werth ift. 
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Die nicht aus der Mitte der Amtsverfammlung gewählten Mitglieder merden in 
die Zahl der aus den Mitglievern der Amtsverfammlung felbft gewählten nicht einge- 
rechnet, die Zahl der Mitglieder des zu Beforgung des Landarmenweſens beftellten Aus- 
ſchuſſes kann daher bis auf 7 fteigen. Die Wahl aller Mitglieder erfolgt je auf ein Fahr. 

Die Landarmen-Commiffion ift erfimals für das Etatsjahr 1873/74 zu wählen. 
Gleichzeitig mit der Wahl der beiden der Amtsverfammlung nicht angehörigen Mit- 
glieder find für diefelben zwei Stellvertreter zu wählen. Bis zum 1. Yuli 1873 hat 
der ordentliche Amtöverfammlungsausfhuß die Gefhäfteführung zu beforgen. 

Nichtmitglieder der Amtsverfammlung haben gejetslich Feine Verpflichtung, eine 
Wahl in die Landarmen-Commiffion anzunehmen. Soferne daher die außerhalb der 
Amtsverfammlung gewählten Mitglieder und deren Stellvertreter den Eintritt ablehnen 
follten, bat die Commiffion in dem betreffenden Etatsjahr nur aus den aus der Mitte 
der Amtsverfammlung gewählten Mitgliedern zu beſtehen. 


Zu Art. 18. 
8. 21. 
Die näheren Beftimmungen über die Verwaltung der Yandarmenverbände und die 
Gejhäftsführung ihrer Organe find durch das Geſetz befonderer Verfügung vorbehalten. 
Bis zu deren Erlafjung wird Folgendes beftimmt: 

1) Zu Leiſtung der den Landarmenverbänden obliegenden Ausgaben für die Unterhal- 
tung bejonderer Landarmenanftalten, Unterftütung von Landarmen, für die Unter 
ſtützung überbürdeter Ortsarmenverbände ꝛc. find in dem Amtskörperfchafts-Etat 
unter dem Titel „Aufwand für die Yandarmenpflege” erftmals pro 1. Juli 1873/74 
die erforderlichen Mittel vorzufehen. 

2) Die den Amtskörperjchaften obliegenden Ausgaben für die Landarmenpflege find 
von dem Amtspfleger zu leiften und in der Amtspflegerechmung unter dem oben an- 
gegebenen Titel zu verrechnen. | 

3) Bezüglich der Decretur der Ausgaben gelten die Vorjchriften des Verwaltungs- 
Ediets mit der Maßgabe, daß die Decretur ſtets der Landarmen-Commiſſion zu- 
fteht, und die in Art. 16 Abſ. 2 dem Oberamtmann eingeräumte Befugniß auch 
auf Zahlungsanmeifungen in dringenden feinen Aufſchub zulaffenden Fällen fich 
erſtreckt. 
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4) Ausgaben für die Yandarmenpflege, welche in dem Etatsjahr 1. Juli 1872/73 zu 
leiften waren, find, fofern und foweit folche nicht aus Ueberſchüſſen der Taufenden 
Verwaltung beftritten werden können, nachträglich pro 1873/74 ebenfall® in den 
Etat einzuftellen. 

5) Für die Verhandlungen der Landarmen-Commiſſion find befondere Protofolle zu 
führen; bei denjelben Hat der Amtsverfammlungs-Altuar die Protofollführung zu 
übernehmen, 

Zu Art. 20. 
8. 22. 

Die Verpflichtung der Ortsarmenverbände, die für die örtliche Urmenpflege noth- 
wendigen Einrichtungen zu treffen, erftreckt fich auf den ganzen Umfang der öffentlichen 
Armenpflege, begreift aljo insbefondere die Befchaffung von Obdach und die Pflege in 
Krankheitsfällen, 

Die Leitung und Beauffihtigung der in den Gemeinden beftehenden Armenanftal- 
ten (Rrankenhäufer, Armenbefchäftigungsanftalten, Armenhäufer) gehört zunächft zur Ob- 
fiegenheit der Ortsarmenbehörden; es wird jedoch den Dberamtsvorftänden zur befon- 
deren Pflicht gemacht, ihre perfönliche Anmwejenheit in den Amtsorten zu benüten, um 
die beftehenden Anftalten zu befuchen und für die Abftellung wahrgenommener Mißftände 
Sorge zu tragen. 

Zu Art. 21. 
8. 23. 

Innerhalb der durch Art. 21 Abſ. 1 gezogenen Grenzen find die Landarmenverbände 
kraft des Geſetzes befugt, die Koften einzelner Zweige des Armenweſens unmittelbar zu 
übernehmen. 

Diefe Hebernahme wird durch Beſchluß der Amtsverfammlung ausgeſprochen. Die 
Uebernahme ift nicht davon abhängig, daß die Landarmenverbände beſondere Anftalten 
für die betreffenden Zweige der Armenpflege gründen, fie kann vielmehr auch in der 
Weiſe gefchehen, daß nur der Aufwand, welchen die Unterbringung oder Verpflegung 
der betreffenden Hilfsbebürftigen erfordert, von dem Landarmenverband unmittelbar be 
ftritten wird, 

Da mande Oberamtöbezirte nad) ihrem räumlichen Umfang zu Fein find, um An- 
ftalten für die Zwecke der ihnen obliegenden Landarmenpflege zu gründen und in güns 
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ftigem Betrieb zu erhalten, fo empfiehlt fi die Vereinigung mehrerer Yandarmenver- 
bände zu Gründung und Unterhaltung gemeinfchaftlicher Anftalten und zwar für die von 
den Tandarmenverbänden nad; 8.23 Abf. 1 freiwillig übernommene, fowie für die fonftige 
zu Zaften der Tandarmenverbände fallende Armenpflege. Die Gründung derartiger An- 
ftalten erjcheint insbejondere da angezeigt, wo es fih um Einrichtungen zu angemeffener 
Beichäftigung der Armen und zur Krankenpflege handelt. 

Durch die Gründung von Anftalten, welche Gelegenheit gewähren, die arbeitsfähi- 
gen Armen zu angemefjener Beichäftigung anzuhalten, wird e8 nicht nur möglich, Arme, 
welche aus Arbeitsfchen öffentliche Unterſtützung in Anſpruch nehmen, auf den rechten 
Weg zu bringen, fondern e8 liegt darin auch ein Mittel, den Mißſtänden, welche ſich 
aus dem Zuſammenwohnen arbeitsunfähiger und arbeitsfähiger Armen in den Orts- 
armenhäufern ergeben, fowie der Ueberfüllung der Ietsteren vorzubeugen und die für die 
Aufrechthaltung einer ftrengen Ordnung dienlichen Vorkehrungen zu treffen. 

Die KR, Oberämter haben daher, wo immer ein Bebürfniß dazu hervortritt, auf 
die Gründung gemeinfchaftlicher Yandarmenanftalten, fei e8 für einen, fei e8 für mehrere 
Bezirke, hinzuwirken und, fobald ſolche Anftalten beftehen, dariiber zu wachen, daß die- 
jenigen Ortsarmenverbände, welche ſelbſt feine geeigneten Einrichtungen haben, diefe An- 
ftalten zur Unterbringung auch ihrer Armen benüten. (Gef. Art. 22 Abf. 2 und 3) 


Zu Xrt. 22. 
8. 24. 

Wenn und folange die Yandarmenverbände feine eigenen Anftalten zur Verpflegung 
der ihrer Fürjorge anheimfallenden Perfonen zur Verfügung Haben, können dieſelben 
nur durch Meberweifung folcher Perfonen an die Armenverbände des Drts der vorläufi- 
gen Unterftütung ihren Obliegenheiten nachkommen. 

Diefe Befugniß ift, folange die Yandarmenverbände feine eigene Einrichtungen ha- 
ben, in feiner Weiſe beſchränkt. 

Die Ortdarmenverbände, welche Fraft de8 Abſ. 1 die Fürforge für einen Landar— 
men übernommen oder fortgeführt haben, können Erjats ihrer Aufwendungen von dem 
endgiltig verpflichteten Armenverband verlangen und zwar, ſoweit Tarife beftehen, nad) 
Maßgabe diefer, ſoweit ſolche Tarife nicht beftehen, nach Maßgabe des nachgewiefenen 
nothwendigen Aufwanbds, 
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Sofern die Pflege längere Zeit dauert, fann die Erjtattung des Aufwands je nad) 
Ablauf von zwei Monaten beanfprucdht werden. 


Zu Urt, 3, 
8. 25. 
Für alle öffentlichen (DOrte- und Land-) Armenanftalten find Hausordnungen feit- 
zuftellen, welche die erforderlichen Vorfchriften über das Verhalten der Infaffen und die 
Befugniffe der Verwalter und Auffeher der Anftalten zu deren Durchführung enthalten. 
Wenn Arreftftrafen innerhalb der Anftalt vollzogen werden follen, fo ift eine Beſchrei— 
bung der hiezu dienenden Lofale beizufügen, außerdem find in die Hausordnung Vor— 
Schriften über die Art des Vollzugs und der Beauffihtigung derfelben aufzunehmen, 
Die Hausordnungen der bereit beftehenden Anftalten find einer Reviſion zu unter: 
werfen, und foferne durch diefelben den Vorgeſetzten der Anftalten eine Dieciplinarftraf- 
gewalt eingeräumt wird, dem Minifterium zur Genehmigung vorzulegen. 


Zu Urt. 25. 

8. 26. 
Wenn ein Ortdarmenverband die Beihilfe des Landarmenverbandes in Anfprud 
nimmt, bat derjelbe zunächſt feinen Anfpruch bei dem Oberamt vorzubringen und zu 
begründen, welches die Bejhlußfaffung der Amtsverſammlung darüber herbeizuführen 
hat. Wird von diefer dem Anſpruch nicht, oder nicht in dem beantragten Umfang, 
jtattgegeben, Tann die Kreißregierung um Entjcheidung angerufen werden. Bei dem 
Antrag auf Zuerkennung einer Beihilfe hat der Ortsarmenverband die Gründe der Leber- 
bürdung darzulegen und insbefondere Auskunft zu geben über die vorhandenen für die 
öffentliche Armenpflege verfügbaren Gemeinde- und Stiftungsmittel, die Größe der Staate- 
fteuer, der Amts» und Gemeinde-Amlagen, einfchlieglich der Umlagen für befondere Zwecke 
wie Schulfoften und dergf., den Betreff des Staats an den Gemeindeumlagen, die befte- 
henden Bürgernußungen, die Größe und Art des Urmenaufwandes in den letverfloffenen 
drei Etatsjahren, die Bermögend- und Erwerböverhältniffe der Einwohner des Drtsar- 
menverbandes. Dem Gejuche find die bezüglichen Etat8 der letzten drei Jahre beizufegen. 

Die Feſtſtellung fortlaufender Beihilfen erfolgt in der Regel auf ein Etatsjahr. 
Zu Entfcheidung der Frage, ob ein Armenverband zu Zahlung der ihm endgiltig 
auferlegten Koften ganz oder theilweife außer Stande fei ($. 59 des Reichsgeſetzes vom 
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6. Juni 1870), ift gleichfalls die Kreisregierung zuftändig. Dabei ift auf die dem Orts— 
armenverband etwa zufließende regelmäßige Beihilfe des Pandarmenverbandes zwar Rück— 
fiht zu nehmen, jedoch zu beachten, daß unter allen Umftänden für die Bezahlung liqui— 
der Erftattungsanfprüche geforgt werden muß, und diefe auch nicht durch vorübergehenden 
Mangel an Zahlungsmitteln des definitiv verpflichteten Drtdarmenverbandes verzögert 
werden darf. 
Zu Urt. 26. 
8. 27. 

Wenn die Landarmenbehörden von der ihnen eingeräumten Befugniß Gebraud 
machen, von der Bermaltung der AUrmenpflege in Ortdarmenverbänden, welche Beihifen 
empfangen, Einficht nehmen zu laffen, fo ift über da8 Ergebniß der Unterſuchung der 
Landarmenbehörde (Landarmen-Commiffion, beziehungsmweife Amtsverfammlung) Bericht 
zu erftatten, welch’ Iettere über die bei dem Dberamt zu ftellenden Anträge auf Ab— 
ftellung vorgefundener Mängel Beihluß zu faffen hat. Die Koften der vorzunehmen- 
den Unterfuchungen find von den Landarmenverbänden zu tragen. 

Auch abgefehen von ſolchen Unterfuchungen find die Landarmenbehörden berechtigt, 
wenn fie durch fonftige Anläffe Kenntnig von Mängeln bei der Armenpflege der von 
ihnen mit Beihilfe verfehenen Ortsarmenverbände erhalten, bei dem Oberamt Antrag 
auf die erforderliche Verfügung zu deren Befeitigung zu ftellen. 

Bezüglich aller von den Landarmenbehörden in diefer Beziehung geftellten Anträge 
haben die Dberämter den Antragſtellern von der getroffenen Verfügung Nachricht zu 
geben, Hält das Oberamt ohne vorausgegangenen Antrag der Landarmenbehörden be- 
ftimmte Weifungen über die Einrichtung der öffentlichen Armenpflege in ſolchen Orts— 
armenverbänden für nothwendig, jo ift vor deren Erlaffung die LYandarınen- Commiffion 
zu vernehmen. 

Ueber Befchwerden gegen derartige Weifungen der Oberämter wird von den Kreis— 
regierungen erkannt. 

Zu Urt, 27. 
8. 28. 

Art. 27 bezieht fich nur auf die Tragung derjenigen Koften, welche für die Unter: 
ftügung eines Hilfsbedürftigen erwachlen find, nachdem derjelbe übernommen worden 
ift, nicht aber auch auf die Tragung derjenigen Koften, welche durch die Unterftügung 
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eines Staatsangehörigen im Auslande, fei e8 durch ausländifche Behörden, fei es 
durch die Vertretungen des Deutfchen Reiches und des Landes im Auslande (Gefandt- 
Ihaften, Konfulate) entftanden find. 


Zu Art. 28. 
8. 29. 

Durch die Beftimmung des Art. 28 ift die Beftreitung des der öffentlichen Arınen- 
pflege zur Laft fallenden Aufwandes für die Korrektionsnahhaft (D. St.G.B. $. 362), 
jowie für die Unterbringung jugendlicher Verbrecher in Erziehungs» und Beflerungs- 
anftalten (D. St.G.B. 8. 56, Abf. 2) den Ortsarmenverbänden abgenommen und 
ganz allgemein den Landarmenverbänden übertragen und zwar 

1) in den Fällen, wo der Betreffende einen Unterftügungswohnfig hat, demjenigen 
Landarmenverband, zu welchem der Ort gehört, in dem der Detinirte den Unter— 
ftügungswohnfig bat; 

2) in den Fällen, wo der Detinirte einen Unterftütungswohnfis nicht hat, oder wenn 
ſich deffen Unterftügungswohnfig nicht ermitteln läßt, demjenigen Yandarmenver- 
band, in deffen Bezirk er feftgenommen wurde. 
Der bezügliche Aufwand ift aus den Landarmenkaffen unmittelbar den forderungs- 

berechtigten Kaffen zu bezahlen. 
Zu Art. 29. 
8. 30. 

Die befonderen Armengefälle, welche bisher den Stiftungs- oder Gemeindefafjen 
zugefloffen find, wie der Antheil der Gemeinden an der Hundeauflage, an den Um— 
geldsftrafen, haben künftig diejenigen Kaſſen zu beziehen, aus welchen der Aufwand fitr 
die örtliche Armenpflege zu beftreiten ift. 

Eine Ausnahme macht das Kirchenopfer, dasfelbe kann, auch infoweit e8 bisher für 
die örtliche Armenpflege beftimmt war, für die den Armenverbänden obliegende öffentliche 
Armenpflege nicht in Anfpruch genommen werden, und e8 find daher zu deſſen Bezug auch 

in Zufunft diejenigen Kafjen berechtigt, welche e8 bisher zu beziehen Hatten. 


Zu Art, 30, 
8. 31. 
Derjenige Theil des Armenaufwands der Drtsarmenverbände, welcher nicht aus 
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befonderen zu Beftreitung des Aufwandes für die öffentliche Armenpflege beftimmten 
Fonds und Einnahmen gedeckt werben Tann, ift von den Gemeinden zu tragen, zunächft 
alfo aus den ordentlichen Gemeinde-Eintünften zu beftreiten. Es ift dießfalld an den 
beftehenden Normen über die Aufbringung de8 Gemeindeaufwande, zu dem die Beftrei- 
tung der Koften der öffentlichen Armenpflege gehört, nichts geändert und e8 gilt dieß 
namentlich and für diejenigen Fälle, wo bisher die Beftreitung des örtlichen Armenauf- 
wandes Obfiegenheit der Nealgemeinderechtsbefiger war. Soferne die Gemeinde-Ein- 
fünfte zu Beftreitung de8 Aufwandes nicht hinreichen, alſo ein Gemeindejchaden umzu- 
legen ift, erfolgt die Umlage der Armenkoften unter dem Tetteren. 


8. 32. 

Der Aufwand der Pandarmenverbände für die öffentliche Armenpflege ift, ſoweit 
der Ertrag des Vermögens derfelben zu deſſen Beftreitung nicht zureiht, unter dem 
Amtsſchaden nad; dem Amtskörperfchafts-Katafter auf die einzelnen Gemeinden umzulegen 
und von diefen durch Umlage auf die einzelnen Stenerpflichtigen aufzubringen. 


Zu Art. 50. 
8. 83. 

Da die durch das Gefeh vom 17. April 1873 zur Berwaltung der öffentlichen 
Armenpflege berufenen Behörden zum Theil erft mit dem 1. Juli 1873 in Funktion 
treten können, jo ift durch Art. 50 beftimmt, daß diejenigen öffentlichen Armenunter- 
ftügungen, welche feit dem 1. Yanuar 1873 von den bisher zur Beftreitung des Auf- 
wandes für die öffentliche Armenunterftüung verpflichteten Kafjen geleiftet worden find, 
von dem gedachten Tage an. als zu Folge der SS. 28 und 60 des Reichsgeſetzes vom 
6. Juni 1870 von dem Ortdarmenverband geleiftet anzufehen feien. Es gilt diefe Vor— 
Schrift ſowohl rückfichtlich der bereit8 verausgabten derartigen Unterftütsungen, wie rück— 
fichtlich derjenigen, welche bi8 zum 1. Juli 1873 von den bisher verpflichteten Kaſſen 
noch verausgabt werden, | 

Stuttgart, den 30. Mai 1873. 
2 Sid, Geßler. 
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Verfügung des Minifteriums des Innern, betreffend das Verfahren und den Gefchäftsgang in den 
unter das Gefeh vom 17. April 1873 zu Ausführung des Reichsgeſehes vom 6. Iuni 1870 über den 
Unterlübungswohnfi fallenden Streitfahen. Vom 31. Mai 1873. 

Auf Grund des Art. 46 des Geſetzes vom 17. April 1873 zu Ausführung des 
Reichsgeſetzes vom 6, Juni 1870 über den Unterftügungswohnfis wird in Abficht auf 
das Verfahren und den Gefchäftsgang bei dem Landesamt für das Heimathweien und 
den Kreißregierungen Nachftehendes verfügt: 

$.1. 
Bejegung der Behörden bei Entſcheidung von Streitſachen und bei anderweitigen Verfügungen. 

Das Landesamt für das Heimathweien und die Kreisregierungen befchließen nad 
vorgängiger mündlicher Verhandlung als erfennende Behörden, fofern es ſich nicht um 
Streitjachen der im Abfat 2 bezeichneten Art handelt, in der Zahl von drei Mitgliedern 
einſchließlich des Vorſitzenden. 

Bei der Entſcheidung von Streitigkeiten nach Maßgabe des Art. 13 des Geſetzes 
vom 17. April 1873 haben einſchließlich des Vorſitzenden fünf Mitglieder mitzuwirken, 

An der Faſſung von Beichlüffen, welche auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
erlaffen werden, können nur ſolche Mitglieder Theil nehmen, welche der Verhandlung 
angewohnt haben. 

8.2. 
Bei allen anderen Verfügungen erfolgt die Beihlußfaffung ohne vorgängige münd— 
liche Verhandlung. 

Beichlüffe, welche unmittelbar oder mittelbar die fachliche Entſcheidung betreffen, 
find durch das Collegium in der Befegung von drei Mitgliedern einjchlieglich des Vor: 
figenden zu fallen. 

Sonftige Verfügungen, welche, ohne der fachlichen Entfcheidung vorzugreifen, Tedig- 
lich die Leitung des Verfahrens betreffen, werden der Negel nad) ohne vorgängige Be- 
rathung im Collegium durch den Vorſitzenden getroffen. 

8.3. 

Zu den in $. 2, Abf. 1 bezeichneten Verfügungen gehören insbejondere: 

1) die Bollftredung der Erecution nad) Maßgabe de8 $. 53 des Reichsgeſetzes; 

2) die Wiederaufgebung der Erecution im Falle des $. 54 des Reichsgeſetzes; 
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3) das vermittelnde Einfchreiten nad Maßgabe de8 8. 55 des Reichsgeſetzes; fowie 
4) im Falle nicht erfolgter Einigung die Erlaffung der gemäß $. 56 des Reichsge— 
fetze8 zu treffenden Anordnungen; 
5) die Entſcheidung der Streitigkeiten über die Nothwendigfeit des Transports eines 
auszumeifenden Hülfsbedürftigen oder über die Art der Ausführung des Transports 
(8. 58 des Reichsgeſetzes). 
S. 4. 
Auf die in den Fällen des $. 3 unter Nro, 1—3 zu treffenden Verfügungen findet 
die Beftimmung des $. 2, Abf. 3 Anwendung. 
Dem Ermeffen des Vorſitzenden bleibt e8 jedoch in allen Fällen überlaffen, die 
Beſchlußfaſſung im Collegium herbeizuführen. 


8.5. 

In denjenigen ohne vorgängige mündliche Verhandlung unter den Parteien zur 
colfegialifchen Beichlußfaffung gelangenden Gegenftänden, welche einer fchleunigen Er- 
fedigung bedürfen, kann der Vorfitende geeigneten Falls eine jchriftliche Abftimmung 
der Mitglieder anordnen. Ergibt fich hiebei eine Meinungsverfchiedenheit, fo ift eine 
collegialifche Entſcheidung zu veranlaffen. 


8.6. 
Vertretung der Parteien. 


Die Klage und die weiteren Schriftfäte fünnen durch die Partei felbft, beziehungs- 
weife ihren gefetlichen Wertreter, oder durch einen Bevollmächtigten eingereicht werden, 
Auch im weiteren Verfahren können ſich die Parteien nad) Maßgabe der Vorfchriften. 
der bürgerlichen Procefordnung durd; Bevollmächtigte vertreten Taffen. 

8.7. 
Zuftellung der Verfügungen, 

Die Zuftellung der Verfügungen des Yandesamts und der Kreißregierungen erfolgt, 
vorbehältlich der befonderen Beftimmungen der gegenwärtigen Verfügung (vgl. 8. 34), nad 
den für gerichtliche Zuftellungen geltenden Vorſchriften der bürgerlichen Procefordnung. 

Soweit nicht Zuftellung durch Aufgabe zur Poft ftattfindet, werden die Zuftellungen 
am Sit; der Abf. 1 bezeichneten Behörden durch deren Amtödiener, an auswärtigen Orten 
durch Vermittlung der Bezirksämter bewerkſtelligt. 
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8.8. 
Don den Friften und Tagfahrten. Reftitution gegen die Verſäumung derfelben. 

Ebenſo finden die Beftimmungen der bürgerlichen Procefordnung über Friften und 
ZTagfahrten auf das gegenwärtige Verfahren Anwendung, mit der Einfchränfung, daß die 
Berlegung von Tagfahrten, fowie die Abkürzung oder Erftredung von Friften durch 
Uebereinfunft der Parteien unftatthaft, desgleichen bi8 auf Weiteres die Anwendbarkeit 
der Beftimmungen über Gerichtsferien ausgeſchloſſen ift. 

8.9, 

Die an die Verfäumung von Friften gelnüpften Nechtsnachtheile treten fraft des 
Geſetzes ein, ohne daß es eines auf Verwirklichung des Rechtsnachtheils gerichteten Ans 
trags de8 Gegners oder einer Verfäumungsverfügung bedarf. 

8. 10. 

Die Folgen der Verſäumung der von der Behörde feſtgeſetzten Friften, fowie der 
Tagfahrten können durch Wiedereinjegung in den borigen Stand wieder aufgehoben 
werden, wenn bie fäumige Partei befcheinigt, daß fie ohne ihr, ihres gefetlichen Ver- 
treter8 oder ihres Procegbebollmächtigten Verſchulden außer Stande war, die erforderliche 
Prozeßhandlung vorzunehmen, beziehungsweife die nachgetragenen Thatjachen oder Be- 
weife rechtzeitig vorzubringen. 

Die Wiedereinfetsung in den vorigen Stand muß binnen einer Friſt von zwei 
Wochen von Befeitigung des Hindernifjes, welches die Verfäumung veranlaßt hat, an 
gerechnet und jedenfall® vor Verkündigung des Urtheils, unter Nachholung des Verfäum- 
ten beantragt werden. 

Ueber den Antrag wird von der für die Hauptfache zuftändigen Behörde erfannt. 


8. 11. 
Ausschluß der Prorogation. 

Die Zuftändigfeit zur Verhandlung und Entjcheidung einer Klage richtet fich nach 
Art. 44, Abfat 1 des Geſetzes vom 17. April 1873. Die Verabredung eines ander- 
weitigen Gerichtsftands durch die Parteien (Prorogation) ift unftatthaft. 

8. 12, 
Verfügung auf die Klage. 
Wenn die Klagſchrift der im Urt. 34 des Geſetzes vom 17. April 1873 enthaltenen 
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Vorſchrift nicht entfpricht, jo kann diefelbe unter Bezeichnung des Mangels durch proceh- 
feitende Verfügung ($. 2, Abſ. 3) zurückgewiefen werden. 

In gleicher Weife kann verfahren werden bei einer offenbar vorliegenden Unzu— 
ftändigfeit, 

Beharrt der Kläger ungeachtet der ergangenen Verfügung auf der Zuftändigkeit der 
angerufenen Behörde, jo wird die Verhandlung über die Klage nach Maßgabe des Art. 35 
des angeführten Geſetzes eingeleitet. 


8. 13. 

Wird die Klage eingereicht, ohne daß der in Art. 45 des Gefetses vom 17. April 
1873 vorgejchriebene Sühneverfuch ftattgefunden hat, ſo ift, ehe die Klage in Verhand- 
lung gefett wird, die Vornahme deſſelben von der Kreisregierung anzuordnen. 

8. 14. 
Klage: Nenderung. 

Eine Uenderung der Klage ift nach der Zuftellung der Rlogfärift nur mit Ein- 
willigung des Beklagten zuläßig. Diefe ift al8 vorhanden anzunehmen, wenn der Be- 
Hagte, ohne gegen die Abänderung einen Einwand zu erheben, auf die ihm zuzuftellende 
abgeänderte Klage fich einläßt. 

Mit Einwilligung des Beklagten ift eine Aenderung der Klage auch in der münd- 
lichen Berhandlung zuläßig. 

8. 15. 
Klagebeantwortung und mweiterer Schriftenmwechiel. 

Den Parteien find nur die in Art, 35 des Gefekes vom 17. April 1873 bezeich- 
neten Schriftjäße geftattet. 

Jede Partei hat fich, den Fall eines allgemeinen Zugeftändniffes ausgenommen, 
über jede einzelne von der Gegenpartei behauptete erhebliche Thatfache zu erklären, 

Eine Erklärung mit Nichtwiffen ift nur über Thatfachen zuläßig, welche nicht eigene 
Handlungen oder Wahrnehmungen der Partei find, oder in Betreff welcher der Partei 
ein Wiſſen nicht zugemuthet werden Tann, obgleich eigene Handlungen oder Wahrneh- 
mungen in Frage ftehen. 

Nicht beftrittene Thatfachen gelten für zugeftanden, fofern nicht die Abſicht der 
Partei, fie zu beftreiten, aus dem Inhalt des Schriftfatzes erhellt. 

4 
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8. 16. 
Ungabe der Beweismittel und Erklärung hierüber. 

Die Parteien haben in ihren Schriftfägen die einzelnen Beweismittel, deren fie 
fi zum Beweis oder zur Widerlegung thatfächlicher Behauptungen bedienen wollen, 
anzugeben, 

Veber die angezeigten Beweismittel, und insbeſondere über die in bemweisfähiger 
Form vorgelegten Urkunden hat fich die Gegenpartei zu erklären. 

Eine Urkunde, deren Aechtheit nicht verneint wird, gilt als anerkannt, fofern nicht die 
Abſicht der Partei, die Aechtheit zu beftreiten, aus dem Inhalt des Schriftſatzes hervorgeht. 


8. 17. 

Hat eine Partei unterlaffen, die in ihren Händen befindlichen Urkunden, deren fie 
ſich al8 Beweismittel bedienen will, dem Schriftſatz, in welchem fie auf die Urfunden 
Bezug genommen hat, in Urfchrift beizufügen, jo ift von der zuftändigen Behörde auf 
Antrag die Vorlegung der Urkunden binnen einer zu beftimmenden Frift anzuordnen. 
Die gleiche Anordnung kann auch von Amts wegen getroffen werben. 

Wird derfelben nicht Folge geleiftet, jo tritt der Verluft des Beweismittels für die 
Inftanz ein. 

8. 18. 

Nechts- und Beweisausführungen dürfen die von den Parteien eingereichten Schrift- 

ſatze nicht enthalten. 
8. 19. 
Weitere Imftruction nah geſchloſſenem Schriftenwechſel. 

Nach geſchloſſenem Schriftenwechjel wird darüber Beſchluß gefaßt, ob und im wie 
weit der von den Parteien angetretene Beweis eingezogen werden, und in welcher Weiſe 
(vgl. Art. 38 des Gefches vom 17. April 1873) die Beweiserhebung erfolgen foll. 

Geeigneten Falls kann ein der mündlichen Verhandlung vorgängiger Beweiseinzug 
angeordnet werden. 

Die Beweiserhebung ift auszufegen, wenn nad) den Umftänden des einzelnen Falls 
anzunehmen ift, daß in den bisherigen Erklärungen der Parteien das thatfächliche Ma- 
terial nicht vollftändig erfchöpft ift, wenn insbefondere der letzte Schriftfat der kläge— 
riſchen Partei erhebliches neued Vorbringen enthält, 
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Eine Beweisverfügung wird nicht erlaffen. 

Wenn eine außerhalb der öffentlichen Situng vorzunehmende Beweiserhebung be- 
ſchloſſen wird, fo wird diefelbe durch ein Mitglied der erfennenden Behörde, oder durch 
ein Oberamt, oder eine andere zu dem Ende zu erfuchende Behörde vorgenommen. Von 
der angeordneten Beweiserhebung find die Parteien in Kenntniß zu jegen. 

Zu den Verhandlungen über die VBeweiserhebung find Urfundsperfonen oder ein 
beeidigter Protofollführer beizuziehen. 

s. 21. 

Soweit e8 zur Ausmittlung der Wahrheit dienlich erjcheint, kann in jeder Lage 
des Kechtöftreit8 von Amtswegen die Vornahme eines Augenfcheins und die Einholung 
des Gutachtens Sachverftändiger angeordnet, deßgleichen die Beiziehung öffentlicher Akten 
und die Erfundigung bei Behörden veranlaßt werben. 


8. 22. 
Mündlihe Verhandlung in öffentlicher Sitzung und Entſcheidung. 
Die Ladung zur mündlichen Verhandlung erfolgt nad) Maßgabe des Art. 39 des 
Geſetzes vom 17. April 1873. 
Soweit die Vornahme der Beweiserhebung in öffentlicher Sitzung ftattfindet, ift 
den Parteien bievon in der Ladung zur Verhandlung Eröffnung zu maden. 
$. 23. 
Die Tagesordnung der in einer öffentlichen Situng zur Verhandlung gelangenden 
Gegenftände wird duch Anfchlag an der Gerichtötafel befannt gemacht. 
Die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Gegenftände zur Verhandlung kommen, 
wird vom Borfitenden beftimmt. 
8. 24. 
Der Vorſitzende leitet die Verhandlung, eröffnet und fchließt diefelbe und verfündigt 
die Beichlüffe des Gerichts. 
Er ertheilt da8 Wort und kann es denjenigen entziehen, welche feinen Anordnungen 
nicht Folge leiften. 
Er hat Sorge zu tragen, daß die Sache erfchöpfende Erörterung finde, zugleich 
aber auch dahin zu wirken, daß die Verhandlung nicht durch überflüffige Weitläufigkeiten 
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oder durch unerhebliche oder unftatthafte Nebenverhandlisugen ausgedehnt, und daß fie 
ſoweit thunlich ohne Unterbrehung zu Ende geführt werde, 
8. 25. 

Der Vorſitzende Handhabt die Ordnung in der öffentlihen Situng Er kann die- 
jenigen, welche Störungen verurfachen, entfernen Lafjen. 

Leiften diefelben nicht Folge, fo kann gegen fie vom Collegium auf Geldftrafe bis 
zu ſechs Thalern oder Haft bis zu drei Tagen erfannt werden. _ 

Die gleiche Strafe kann gegen diejenigen erfannt werden, welche fich einer gröberen 
Ungebübr gegen da8 Gericht, eine Partei oder ihren Vertreter, einen Zeugen oder Sach— 
verftändigen ſchuldig machen. 

Ein Rechtsmittel ift nicht zuläßig. 

8. 26. 

Sind die Parteien erfchienen, fo gibt der Vorfitende denfelben oder ihren Vertretern 
das Wort zur thatfächlihen und rechtlichen Begründung ihrer Anträge. 

Dleiben beide Parteien aus, fo wird da8 Sachverhältniß auf Grund der Alten vom 
Referenten vorgetragen, welcher zu diefem Zweck eine fchriftliche Darftellung des erheb- 
lichen Inhalts der Akten vorzubereiten hat. Das Gleiche gefchieht, wenn nur eine 
Partei erfcheint; der letzteren wird nach dem Vortrag des Referenten das Wort gegeben. 

8. 27. 

Nach dem Vortrag des Partei-Borbringens wird die Beweiserhebung vorgenommen. 

Wurde der Beweis nicht vor der erfennenden Behörde erhoben, jo wird von dem 
Berichterftatter das Ergebnig der Beweisaufnahme auf Grund der Alten vorgetragen. 
Den Parteien fteht das Recht der Ergänzung und Berichtigung zu. 

Nach erfolgter Beweisaufnahme, beziefungsweife nad) dem Vortrag des Beweiser- 
gebnifjes ift den Parteien zur Beweisausführung nochmals das Wort zu ertheilen. 


8. 28, 
Der Borfitende kann, wenn dieß zu Aufklärung des Sachverhalts nothwendig er- 
fcheint, Fragen an die Parteien oder deren Bertreter ftellen. 
Die gleiche Befugniß haben die übrigen Mitglieder des Gerichts, ſowie e8 auch den- 
felben zufteht, an die Zeugen und Sacverftändigen Fragen zu richten. 
Die von den Parteien angeregten Fragen find durd den Vorfitenden zu ftellen. 
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8. 29. 

Werden nad; Maßgabe des Art. 40 des Geſetzes vom 17. April 1873 neue That» 
ſachen oder Beweismittel vorgebracht, fo ift diefeg neue Vorbringen durch zu übergebende 
Schriftliche Bemerkungen oder durch das Sitzungsprotokoll feftzuftellen und vorzulefen. 

8. 30. 

Das von dem Sekretär zu führende Situngs-Protofoll (f. Art. 42 des Geſetzes 
vom 17. April 1873) muß entgalten: Ort und Zeit der Verhandlung, die Namen der 
Richter und des Sekretärs, die Namen der Parteien und ihrer Vertreter, die Bezeichnung 
des Streitgegenftands, den Gang der Verhandlungen im Allgemeinen, die gefaßten Be- 
jchlüffe, fofern fie dem Protokoll nicht fchriftlich beigefügt werben, fowie die Bemerkung 
der erfolgten Verkündigung. 

8. 81. 

Im das Sikungsprotofoll find ferner (vgl. auch $.29) und zwar vollftändig aufzunehmen: 

1) die Ausfagen der in der Sitzung vernommenen Zeugen und Sadjverftändigen und 
da8 Ergebuiß fonftiger dort vorgenommener Beweiserhebungen; 

2) die Erflärungen, deren Feſtſtellung durch das Sikungsprotofolf der Vorfitende auf 
Untrag oder von Amtswegen angeordnet hat, wobei zu bemerken ift, daß die Auf- 
nahme der Erklärung zum Zwed der Beurkundung von dem Vorſitzenden ange 
ordnet fei. 

Die Theile des Protokolls, welche dad Ergebuiß der Beweiserhebung (Ziff. 1) oder 
die beurkundeten Erklärungen der Parteien enthalten, werden den Betheiligten in der 
Situng vorgelefen. Im Protokoll ift zu bemerken, daß dies gefchehen, fowie daß die 
Genehmigung erfolgt, oder welche Erinnerung erhoben fei. 

8. 32. 

Die ergangene Entjcheidung wird von dem Vorfitenden nebft den weſentlichen Ent» 
ſcheidungsgründen verfündigt. Die Verkündigung der Entjcheidung kann auf eine fpätere 
Tagfahrt, welche in der Regel nicht über eine Woche hinaus anzufegen ift, verlegt werden, 
Zu derjelben werden die erjchienenen Parteien mündlich vorgeladen; einer Vorladung der 
ausgebliebenen Parteien bedarf e8 nicht. 

8. 33. 

Wird eine Ergänzung der Inftruction befchloffen, fo ift in dem hierauf gerichteten 

Beſchluß der Gegenftand der weiteren Inftruction zu bezeichnen. 
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Der Beſchluß wird im öffentlicher Sitzung verkündigt. Auch ift eine fchriftliche 
Ausfertigung desfelben, übrigens ohne VBeifügung von Gründen, den Parteien zuguftellen. 
8. 34. 

Die Ausfertigungen über Endentfcheidungen, welche der Rechtskraft fähig find, werden 
jedenfall8 der Partei jelbit, beziehungsweise ihrem gefeglichen Vertreter, dem Procefbe- 
vollmädhtigten aber nur dann zugeftellt, wenn er bei der Verkündigung nicht anwefend war. 

In denjenigen Fällen, welche nad; Maßgabe des Art. 44, Abf. 1 des Gefeted vom 
17. April 1873 der Kreisregierung zur Entſcheidung in erfter Inftanz zugewieſen find, 
ift die Zuftellung des Endurtheild erfter Inftanz, und bei Streitigkeiten, welche die 
Ürt. 11 und 12 des angeführten Geſetzes betreffen, auch des Urtheils zweiter Inſtanz an 
die Partei ftet8 durch das Bezirksamt, im deffen Sprengel diefelbe ihren Sit hat, zu 
vermitteln, 

Die in Art. 10 des Geſetzes vom 13. November 1855, . betreffend die Rechtsmittel 
in Berwaltungsjuftizfachen, vorgefchriebene "Rekursbelehrung ift bei der Zuftellung der 
ſchriftlichen Urtheildausfertigung zu ertheilen. 

Der Behändigungsfhein ift zu den Alten der erfennenden Behörde zu bringen. 

8. 35. 
Sportel. 

In Abſicht auf die für die Endentſcheidung anzuſetzende Sportel (Art. 43, Abſ. 4 
des Geſetzes vom 17. April 1873) ift der Art. 16 des Geſetzes vom 13. November 1855 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß für die Entfcheidungen in höherer Inftanz fowie für 
Entjheidungen erfter Inftanz von Streitfachen, die unter die Art. 11 und 12 des Ge- 
fees vom 17. April 1873 fallen, die Sportel auf Grund des Art. 16 lit. b, für Ent- 
ſcheidungen erfter Inftanz in anderen Streitfällen auf Grund des Urt. 16 lit. a des 
Geſetzes vom 13. November 1855 angeſetzt wird. 


8. 36. 
Feftfegung der Koften. 

Bezüglich der Feftitellung der zu erftattenden Auslagen, Gebühren und Koften 
(Art. 43, Abf. 3 des Geſetzes vom 17. April 1873) finden die VBorfchriften der bitrger- 
lichen Procefordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß die Feitjegung durch das Yan- 
desamt endgiltig erfolgt. 


237 


In Betreff der Gebühren der Rechtsanwälte find die Vorfchriften der K. Verord⸗ 
nung vom 29. Januar 1869 (Reg.Blatt S. 79) mit Ausnahme des 8,20 Abf. 3 und 
8. 27, jowie mit der weiteren Beftimmung mafgebend, daß die Gebühr für Schriftſätze 
nach 88. 29—32 der K. Verordnung zu berechnen ift, und daß im Fall des 8. 12 die 
Feftftellung der Werthsklaſſe für die Berechnung der Gebühr dem richterlichen Ermeſſen 
überlafjen bleibt. 

Ebenfo gelten in Beziehung auf die Entfchädigung der Zengen und Sadverftän- 
digen die für das gerichtliche Verfahren beftehenden Beitimmungen. 

8. 37. 
Rechtsmittel. 

Ueber die Berufung an das Bundesamt für das Heimathwejen gegen Entjheidungen 
des Landesamts enthält das Reichögejet vom 6. Juni 1870 ($. 46 ff.) die maßgebenden 
Beftimmungen, 

In den Streitfachen, in welchen der Kreisregierung die Entjcheidung I. Inſtanz 
zukommt, ift der Rekurs bei demjenigen Bezirfamt anzumelden und nah Maßgabe 
des Art. 7, Abſ. 2 des Geſetzes vom 13. November 1855 auszuführen, welches die Zu- 
ftellung des Urtheils an die Partei vermittelt hat ($. 34). 

Die Rekursſchrift nebft den etwaigen Anlagen ift in doppelter Ausfertigung einzu- 
reichen. Die gleiche Beftimmung gilt von jämmtlichen in der Rechtsmittelinftanz ein» 
zureichenden Schriftſätzen. 

8. 38. 

Nach erfolgter Rekursansführung, beziehungsweife nad) Ablauf der im Art. 7, Abf.2 
des Geſetzes vom 13. November 1855 bezeichneten Frift hat das Bezirksamt die Rekurs— 
anmeldung nebft der Beſchwerdeſchrift oder der diefelbe erſetzenden Erklärung an die- 
jenige Behörde, gegen deren Entfcheidung der Rekurs gerichtet ift, einzufenden, von 
welcher Behörde ſodann die Akten der höheren Spruchbehörde vorgelegt werden. 

8. 39. 
Verfahren in der Rechtsmittelinftanz. 

Für die Verhandlung und Entfcheidung in der Refursinftanz vor dem Landesamt 
find neben den Beitimmungen der Urt, 33—43 des Geſetzes vom 17, April 1873 (vgl. 
Urt. 44, Abſ. 3 defjelben Geſetzes) die Vorfchriften der gegenwärtigen Verfügung maf;- 
gebend, 


238 


Die gleichen Beftimmungen gelten für die Verhandlung und Entjcheidung biefer 
Behörde über die Rechtsmittel der Nichtigfeitsbefchwerde (Art. 13 des Gejetses vom 
13. November 1855) und der MWiedereinfegung in den vorigen Stand gegen ein rechts— 
kräftiges Erkenntniß (Art, 15 dieſes Gejetes). 

8. 40. 

Das Duplikat der eingereichten Beſchwerdeausführung, defgleichen der Nichtigkeits- 
befchwerde oder des Geſuchs um MWiedereinfegung in den vorigen Stand wird, ben 
Fall des $.42 ausgenommen, der Gegenpartei, zutreffenden Falls unter der im Art, 35 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 17. April 1873 bezeichneten Verwarnung zur Gegenerklärung 
zugeſtellt. 

8. 41. 

Hat der Rekurrent ſtatt einer Ausführung ſeiner Beſchwerden ſich zu Begründung 
feines Rekurſes Lediglich auf die bisherigen Verhandlungen berufen, fo iſt ſofort Tag- 
fahrt zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen. 

$. 42, 

Sind die gefetlichen Friften zu Anmeldung oder Ausführung des Rekurſes, bezies 
hungsweife zu Erhebung der Nichtigkeitöbefchwerde, oder des Geſuchs um Wiederein- 
feßung in den vorigen Stand gegen ein rechtsfräftiges Erkenntniß unzweifelhaft ver- 
ſäumt, ohne daß um Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die Verfänmung 
diefer Friften nachgefucht worden ift, jo kann die Entjcheidung über das eingelegte Rechts— 
mittel ohne vorgängigen Scriftenwechjel und ohne mündliche Verhandlung getroffen 
werden, 

8. 48. 
Erefution. 

In Abficht auf die Erkennung der Vollftredung eines vollzugsreifen Urtheils, fo- 
wie eines Anerfenntniffes im Sinne de8 $. 55 des Reichsgeſetzes, defgleichen in Be— 
ziehung auf die Entfcheidung über Einwendungen gegen die Statthaftigfeit der erfannten 
Bollftrefung finden die für Vollſtreckung gerichtlicher Urtheile geltenden Beftimmungen 
Anwendung. 

Die Vollziehung der Erefution erfolgt, wenn diejelbe gegen einen Orts- oder Land» 
armenverband oder gegen eine Stiftung gerichtet ift, durch die Bezirksämter, in andern 
Fällen durch die Ortsbehörden. 
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Ueber Einwendungen gegen die Art der Bollftredung entjcheidet endgiltig, wenn 
diefelbe durch da8 Dberamt ausgeführt wird, die Kreißregierung, in andern Fällen das 
Oberamt. 

8. 44. 
Schlußbeitimmung. 

Soferne nicht Beftimmungen des Gefetsed vom 17, April 1873 oder der gegen- 
wärtigen Verfügung unmittelbar oder mittelbar maßgebend find, finden die Vorjchriften 
der bürgerlichen Procefordnung, auch ſoweit folche in Vorſtehendem nicht ausdrücklich 
für anwendbar erklärt find, auf das Verfahren vor dem Landesamt und den Sreidregie- 
zungen in den unter das angeführte Gejetz fallenden Streitfahen finngemäße Anwendung. 


Stuttgart, den 31. Mai 1873. 
Sid. 


Bekanntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend den in Ulm gegründeten neuen Anter- 
ſtühungsverein für Lehrer, Lehrers-Wittwen und -Waifen. Vom 30. Mai 1873. 


Seine Königlihe Majeftät haben vermöge Höchſter Entſchließung vom 29. d. M. 
dem neuen Unterftütungsverein für Lehrer, Lehrers-Wittwen und -Waifen auf den Grund 
der vorgelegten Statuten das Recht der juriftifchen Perfönlichkeit gnädigft verliehen, was 
biemit unter dem Anfügen öffentlich befannt gemacht wird, daß der Verein feinen recht- 
lichen Wohnfis in Ulm hat. 

Stuttgart, den 30. Mai 1873. 
Sid. 


Bekanntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend die Aufhebung der befonderen Staats- 
anfficht über die Gemeinde Hanfen, Oberamts Gaildorf. Vom 6. Juni 1873. 
Mit höchfter Genehmigung Seiner Königlihen Majeftät vom 14. November 


1872 ift die durch Verordnung vom 10. Februar 1858 (Reg. Blatt ©. 1) angeordnete 
5 
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befondere Staatsauffiht über die Gemeinde Haufen, Oberamts Gaildorf, aufgehoben 
worden, was hiemit öffentlich befannt gemacht wird. 
Stuttgart, den 6. Juni 1873, Sid. 


Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Kriegswefens, betreffend die Austellung von 
Bengniffen über die wiſſenſchaftliche Qualifikation für den einjährig freiwilligen Militärdienf. 
Vom 26. Mai 1873. 

Im Anſchluß an die im Regierungsblatt für das Königreich Württemberg Nr. 27 
von 1872 aufgenommene Belanntmahung vom 26. Yunt v. J. wird auf Grund der 
im Reichsgeſetzblatt Nr. 31 von 1872 erfolgten Veröffentlihung vom 21. September 
v. J. hiermit befannt gemacht, daß die Realanftalt zu Hall (und zwar ald Realſchule 
zweiter Ordnung) und die mathematische Abtheilung der polytechnifchen Schule zu Stutt- 
gart zur Austellung gültiger Zeugniffe über die wiffenfchaftliche Dualifitation zum ein- 
jährig freiwilligen Militärdienft berechtigt find. 

Diefe Zeugniffe fönnen jedoch nur ertheilt werden: bei der erfteren Anſtalt denjeni⸗ 
gen Schülern, welche die fechste Klaſſe abſolvirt haben, bei der letzteren denjenigen, 
welche der mathematischen Abteilung mindeftens ein Yahr angehört und ſich das Pen- 
fum diefer Abtheilung gut angeeignet haben. 

Stuttgart, den 26. Mai 1873. Sid. v. Suckow. 


Verfügung des Finanz- Minifkterinms, betreffend die Stenererhebung vom 1. Juli 1873 an. 
Vom 9. Juni 1873. 

Auf den Grund des 8.114 der Verfaffungs-Urkunde werden bie Steuererhebekaſſen 
angewieſen, ſämmtliche durch das Finanzgeſetz vom 15. April 1872 (Reg.Blatt S. 152 ff.) 
verwilligten direkten und indirekten Steuern und Steuerzuſchläge in dem für das Jahr 
1. Juli 187°, feſtgeſetzten Betrage vom 1. Juli d. J. an und, wofern eine andere Ver- 
fügung nicht früher ergehen würde, bis zum 31. Oktober 1873 auf Rechnung der neuen 
Berwilligung nad den bisherigen Normen einftweilen fortzuerheben. 

Stuttgart, den 9. Juni 1873. Renner. 
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Beridbtigung. 
In dem Geſetze vom 17. April 1873 zu Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unterftügungs- 
wohnfig vom 6. Juni 1870 Art. 21, Reg.Blatt Seite 117, ift in ber dritten Zeile ftatt „Art. 13” 
gu feßen: „Art. 12". 


Die am 15. Mai 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 11 des Reichögefegblattes enthält: 
1) das Geſetz, betreffend bie Amortifation verlorener ober vernichteter Schuldurfunden des Norb- 
beutfchen Bundes und bes Deutſchen Reichs. Vom 12. Mai 1873. 
2) den Boftvertrag zwifchen Deutfchland und Portugal. Vom 9. Mai 1872. 
Die am 23. Mai 1873 ausgegebene Nummer 12 enthält: 
1) das Geſetz, betreffend Aenderungen des Gefeges über das Poſttaxweſen im Gebiete bes Deutſchen 
Neiches vom 28. Dftober 1871. Vom 17. Mai 1873. 
2) Belanntmahung, betreffend die Ausführung des Geſetzes über den Drben der Gejellihaft Jefu. 
Bom 20. Mai 1873. 
3) Bekanntmachung, betreffend bie Emennung eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe. Vom 
20. Mai 1873. 
Die am 28. Mai 1873 ausgegebene Nummer 13 enthält: 
1) das Gefeg, betreffend die Beftenerung des Branntweins in Elfaß-Lotbringen. Vom 16. Mai 1873, 
2) das Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen Gebraude einer Reichsverwaltung 
beftimmten Gegenftände.. Vom 25. Mai 1873. 
3) das Geſetz, betreffend die Gründung und Verwaltung bes Reihsinvalidenfonds. Vom 23. Mai 1873, 
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Konigliche Verordnung, betreffend die Gebühren für die Güterbuchsführung und die Neifeloften der Hilfsbeamten. 
Vom 17. Juni 1878. — Berfügung, ber Minifterien des Innern und des Kirchen: und Schulmefens, betreffend 
den Vollzug ber Art. 11 und 12 des Gefeßes vom 17. April 1873 zu Ausführung bes Reichsgeſetzes über 
den Unterftläßungsmohnfig vom 6. Juni 1870. Vom 14. Juni 1873. 


Königliche Verordnung, betreffend die Gebühren für die Güterbuchsführung und die Reifekoften der 
Hilfsbeamten. Vom 17. Juni 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Zur Vollziehung der Art. 6—8 des Geſetzes vom 13. April 1873, betreffend die 
Führung der Güterbücher durch Gemeinde-Beamte, verordnen Wir, nad) Anhörung 
Unſeres Geheimenraths, was folgt: 

8. 1. 

Für jede im Güterbuch vorzunehmende Aenderung in den öffentlichen oder Privat- 
verhältniffen eines Grundſtücks, desgleichen für jeden neuen Eintrag im Güterbuch 
(88. 65—70 der Minifterial-Verfügung vom 3. Dezember 1832) ift, vorbehältlich der 
gejeglihen Ausnahmen (Art 6 Abſ. 4, Art. 9 des Geſetzes vom 13. April 1873) die 
in den 88. 4-7 beſtimmte Gebühr zu entrichten, 

8.2. 

Bei Feldgütern wird jede Parzellen-Nummer befonders gezählt. Mehrere Grund- 
ftücke, welche unter derfelben Parzellen-Nummer laufen, aber durch Buchſtaben unter- 
fchieden werben, find nur zufammen einfach zu zählen, wenn die vorzunehmende Aen— 
derung fich auf alle jene Grundftüde erftredt. Das Gleiche gilt für mit mehreren Num⸗ 
mern bezeichnete Grundftüce, deren Meßgehalt in einer Summe zufammengefaßt iſt. 
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Bei Gebäuden wird jedes mit befonderer Nummer oder mit befonderem Buchſtaben 

bezeichnete Gebäude, auch wenn es ein Nebengebäude ift, befonders gezählt. 
8.3. 

Wenn ein Eintrag die Löſchung eines früheren Eintrags zu feiner Vorausſetzung 
hat, jo wird die Löſchung und der neue Eintrag nur als ein einziger Eintrag behandelt, 
e8 müßte denn eine nur theilweife Löſchung eine Uenderung des früheren Eintrags 
nothwendig machen. 

8. 4. 


Die zu entrichtende Gebühr beträgt für eine Aenderung oder einen neuen Eintrag 


je 10%, kr. (30 Pfennige). 
8. 5. 


Für WUenderungen in der Beichreibung der Grundftücde ($. 65 der Minifterialver- 
fügung vom 3. Dezember 1832), mit weldhen eine Aenderung in der Steuerflafje oder 
dem Steueranſchlag nicht verbunden ift ($. 66 lit. D. der angeführten Min.Berf.), fommt 
die Hälfte der Gebühr in Anſatz. 

Dasfelbe gilt für Aenderungen Hinfichtlich der Verhältnifje eines Gebäudes zur all- 
gemeinen Brandverficherungs-Anftalt (8. 67 der angef. Min. Verf.). 

8.6. 

Wenn die Aenderung oder der neue Eintrag bei mehreren Parzellen in der Weife 
vollzogen werden können, daß fie für alle Parzellen gemeinfchaftlic an einer Stelle zu- 
fammengefaßt werden und hierauf bei den einzelnen Parzellen verwiefen wird, 3. B. wenn 
ein ganzer Gutscompler auf einen neuen Befiger übergeht, wenn Leibgedings-, Woh— 
nungs-, Verkaufs⸗, Nückaufs-, Nutznießungsrechte, Eigenthumsanfprüche der Kinder, Fi- 
deicommißrechte, Vorbehalte oder Verzichte bezüglich baupolizeilicher Vorſchriften, beftellte 
Servituten einzutragen oder beftrittene Rechte vorzumerfen find, fo wird die volle Gebühr 
nur für den Haupteintrag, für die Verweifung bei den einzelnen Parzellen je die Hälfte 
derjelben angejett. 8.7 


Befteht die Aenderung lediglich in einer Löſchung, ohme da diefe mit einem neuen 
Eintrag in Verbindung fteht ($ 3), jo wird für diefelbe die Hälfte derjenigen Gebühr 
angefetst, welche für die Aufnahme des gelöjchten Eintrags begründet war. 

8.8, 
Die vorftehenden Beftimmungen finden auch auf exemte Güter Anwendung, joweit 


245 
Aenderungen in Beziehung auf diefelben in den nad Maßgabe des 8. 10 der Yuftruf- 
tion zum Vollzug des Gefetes über die Ausdehnung des Amts- und Gemeindeverbands 
auf jämmtliche Theile des Staatsgebiet3 vom 18. Juni 1849 angelegten Befchreibungen 
von den mit Führung der Gemeindegüterbücher beauftragten Beamten vorzunehmen find. 


8.9. 

Das Yuftizminiftertum ift ermächtigt, für einzelne Gemeinden nach Mafjgabe der 
befonderen PVerhältniffe auf den Antrag der Gemeindebehörden eine höhere als die in 
$. 4 beftimmte Gebühr anzuordnen. 

$. 10. 

Ueber die fänmtlichen zum Anfat gekommenen Gebühren hat der Gemeindebeamte 
(Rathsſchreiber, Hilfsbeamte) ein ſummariſches Verzeichniß zu führen, aus welchem der 
Betrag der einzelnen Gebühren, die pflichtigen Perfonen und die Quelle der vorgenom— 
menen Aenderungen oder Einträge, z. B. Theilungen, Kontraftenbücher, zu erfehen find. 

Der Einzug hat in der Negel bei der Verhandlung, auf deren Grund die Aende— 
rung oder der Eintrag erfolgt, durch den mit der Führung des Güterbuch® beauftragten 
Beamten zu gefchehen, von welchem die eingezogenen Beträge an den Gemeindepfleger 
abzuliefern find. 

Die auf diefem Wege nicht zum Einzug gebrachten Gebühren hat der Gemeinde- 
pfleger auf den Grund des ihm alljährlich zu behändigenden Verzeichnifjes einzuziehen. 

Dem Dberamtögericht ift das Gebührenverzeihnif auf Erfordern jederzeit vor- 
äulegen. 

8. 11. 

Der Antheil an der Gefammtgebühr, welchen nad) Art. 7 des Geſetzes vom 13, April 
1873 der mit der Führung des Giterbuchs beauftragte Beamte als Belohnung für 
die Führung des Güterbuchs einfchließlich des Abſchlußgeſchäfts anzufprechen hat, wird 
vorbehältlich der nach Art. 7 Abſ. 3 des Geſetzes zuläffigen Ausnahmen auf zwei Dritt- 
theife feſtgeſetzt. Diefer Betrag ift demfelben aus der Gemeindefafje zu bezahlen, 


$. 12. 
Die im Art. 8 des Geſetzes vom 13. April 1873 vorgefehene Reiſekoſtenentſchädi— 
gung wird auf 12Y, fr. (35 Pfennige) für jeden Kilometer der Entfernung feftgefett. 
Bructheile eines Kilometer8 werden gleich einem vollen Kilometer gerechnet, Macht 
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die Entfernung, beziehungsweife die Dauer des Geſchäfts nothwendig, daß auswärts 
übernachtet wird, jo darf für jede auswärts zugebrachte Nacht der Betrag von 1 fl, 10 kr. 
(2 Mark) angerechnet werben. 
Unfer YuftizMinifter ift mit der Vollziehung diefer Verordnung beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 17. Juni 1873. 
Karl. 
Der Juſtiz-Miniſter: 
Mittnacht. 


Verfügung der Miniſterien des Innern und des Kirchen- und Schulweſens, betreffend den Vollzug 
der Art. Il und 12 des Gefehes vom 17. April 1873 zu Ausführung des Reichsgefehes 
über den Unterſtühnngswohnſiß vom 6. Juni 1870. Vom 14. Juni 1873. 

Zum Zweck des Vollzug der Art, 11 umd 12 des Geſetzes vom 17. April 1873 
zu Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unterftügungswohnfis vom 6. Juni 1870 
wird hiemit Folgendes verfügt: 

8. 1. 

Sämmtliche Stiftungsräthe haben fofort eine genaue Unterfuchung darüber anzu— 
ftellen, welche der von ihnen bisher verwalteten Stiftungen nach der Vorfchrift des Abſ. 1 
des Art. 11 an die DOrtsarmenbehörden audzufolgen und welche Erträgniffe ans den von 
ihnen verwalteten Stiftungen nach Abf. 2 de8 Art. 11 den Ortsarmenbehörden alljähr- 
Yih zur Verfügung zu ftellen, fowie welche Vermögensobjekte oder Einrichtungen nad 
Abſ. 3 des Art. 11 der Gemeinde-Armenverwaltung zur Benügung für die Zwede der 
öffentlichen Armenpflege zu überlafjen find. 

Zum Zwede diefer Unterfuchung ift 

1) zunächſt eine Befchreibung der vorhandenen Stiftungen anzufertigen, welche zu 
enthalten hat: 

a) eine Darftellung deſſen, was aus den vorliegenden Stiftungsakten über den Ur- 
fprung der Stiftung, die Anordnungen de8 Stifter binfichtlich der Zweckbeſtim— 
mung und der Verwaltung, erforderlichen Falls auch was aus den Rechnungs— 
und fonftigen Alten über die herfömmliche Verwendung zu ermitteln ift, 
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b) eine Beſchreibung des Vermögens der Stiftungen an Grundſtücken, Gebäuden, 
Kapitalien und nutzbaren Rechten, unter Angabe der Art vet Benütung der Lies 
genfchaften, des Ertrags der einzelnen Vermögensbeftandtheile nach der letztgeſtellten 
Rechnung, der etwaigen Zufchüffe von andern Kafjen, fodann der Paffivfapita- 
tien, der auf den Stiftungen laftenden Verbindlichkeiten und auf Grund der Ieht- 
geftellten Rechnung des Betrages der laufenden Ausgaben mit Unterfcheidung nad 
den Hauptrubifen der Rechnung, insbefondere Hervorhebung der Ausgaben an 
Verwaltungsfoften, der für Zwecke der Armenpflege, für kirchliche Zwede (Befol- - 
dungen, Kultkoften, Baukoſten) für Schulzwede u. ſ. w, fowie des Reſtvermögens. 

2) Auf Grund diefer Befchreibung find diejenigen Stiftungen und Stiftungs- 
beftandtheile zu bezeichnen, welche nach Art. 11 Abf. 1 an die Ortdarmenbehörde anszu- 
folgen find, unter genauer Angabe des Vermögens (mit Unterfcheidung des Grundſtocks-, 
Reft- und laufenden Vermögens) und foferne dasjelbe bisher zu beftimmten Zwecken zu 
verwenden war, mit Angabe diefer unter Bezugnahme auf die darüber vorliegenden Ur- 
funden und fonftigen Beftimmungen. 

3) Soweit es fi nad) dem Ergebniß der Unterfuchung um Stiftungen handelt, 
welche unter Art. 11 Abf. 2 des Geſetzes fallen, hat der Stiftungsrat den Betrag der 
Summe zu bezeichnen, welche aus dem Ertrage de3 Stiftungsvermögend „al® für die 
öffentliche Armenunterftütung ftiftungsgemäß zu verwendende Mittel” der Gemeindever- 
waltung in Zukunft zum Zweck der Verwendung für die den Gemeinden obliegende Armen- 
pflege zur Verfügung zu ftellen find. Hiebei find die Grundlagen für diefe Berechnung an- 
zugeben, insbejondere die maßgebenden Urkunden, Entjcheidungen und bisherigen Verwens 
dungen zu bezeichnen, auch find, wenn die betreffenden Stiftungen Verbindlichfeiten haben, 
zu deren Erfüllung nur in größeren Zwifchenräumen Verwendungen zu machen find, wie 
Baulaften u. ſ. w., diefe und der dafür in Ausficht ftehende Aufwand hervorzuheben. Da- 
bei hat fich der Stiftungsrath ferner darüber auszufprechen, ob mit Rückſicht auf die ſon— 
ftigen den Stiftungen obliegenden Peiftungen der Betrag der an die Gemeinde-Armenverwal- 
tung abzugebenden Mittel für eine längere Reihe von Jahren, eventuell für wie lange be— 
ftimmt werden kann, oder ob derjelbe jeweil® nur auf ein Jahr zu beftimmen wäre. 

Gleichzeitig find diejenigen Vermögensobjekte oder Einrichtungen näher zu bezeich— 
nen, welche bisher ausjchließlich oder theilmweife fir die öffentliche Armenunterftügung 
gedient haben, wie Kranken, Armen-, Siechenhäufer, Spitäler ꝛc. und welche fünftig 
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der Gemeinde-Armenverwaltung zur Benütung für die Zwecke der öffentlichen Armen- 
pflege in foweit, als dieß bisher der Fall war, zu überlaffen find. In dem letzteren 
Falle ift zugleich anzugeben, wie e8 Fünftig mit der Aominiftration diefer Einrichtungen, 
der Beihaffung des Inventard u. f. w. gehalten werben, und wie die fünftige Unterhal- 
tung geregelt werden folle. 

8.3. 

Erachtet der Stiftungsrath es für angemeffen, fich mit der Gemeinde-Armenver- 
waltung durch Ueberlaſſung eines beftimmten Antheils an dem Stiftungsvermögen aus- 
einander zu ſetzen umd derjelben die für die Zwecke der öffentlichen Armenunterftütung 
dienenden Vermögensobjekte oder Einrichtungen abzutreten, jo find darüber beftimmte 
Vorſchläge, welche als Grundlage für die weiteren dießfallfigen Verhandlungen dienen 
fönnen, zu machen. 

8.4. 

Die in 8. 2 erwähnten Darftellungen und die in 8. 3 erwähnten Vorfchläge find 
doppelt auszufertigen und dem gemeinjchaftlichen Oberamt vorzulegen, das diejelben einer 
Durhficht und Prüfung zu unterwerfen umd die für nothwendig erachteten Ergänzungen 
anzuordnen hat. Wenn diefe Prüfung keinen Anftand ergeben hat, beziehungsweije die 
nothwenbdigen Ergänzungen erfolgt find, ift ein Eremplar der Darftellung dem Gemeinde- 
rath zur Erflärung unter Anberaumung einer Frift von 30 Tagen zuzuftellen, da8 zweite 
Eremplar aber der Oberkirchenbehörde (Conſiſtorium, biſchöfliches Ordinariat, ifraelitifche 
Oberfirchenbehörde) mit Bezugnahme auf Art. 12 des Gefeges zur Kenntnißnahme zu 
übergeben, 

8. 5. 

Nad Einlauf der Erklärung ded Gemeinderats ift diefe mit dem Projekt der Aus- 
einanderfekung dem von dem Minifterium ded Innern bejtellten Yandesfommifjär für 
die Ausfcheidung der Armenftiftungen mitzutheilen, und wenn zur Zeit fchon eine 
Uenferung Seitens der Oberkirchenbehörde vorliegt, diefe ebenfalls beizuſchließen. 

8. 6. 

Aufgabe des beftellten Landeskommiſſärs ift es, das Projekt über die Ausjcheidung 
- in der Richtung zu prüfen, ob dasfelbe den geſetzlichen Beſtimmungen entfpridt. 

Soweit es fr diefe Prüfung nöthig ift, fteht e8 dem Kommiffär zu, von den Bethei- 
ligten weitere Erläuterungen zu fordern, und mit den Vertretern der Stiftungen, der 
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Gemeinden und der Oberkirchenbehörde erforderlichenfall® an Ort und Stelle zu ver- 
handeln. Unter allen Umftänden hat er für die Beibringung einer Ertlärung der Ober- 
firchenbehörde, foferne eine folche noch nicht vorliegt, zu forgen. 

8.7. 

Befteht zwifchen dem Stiftungsrath und der Gemeinde-Armenverwaltungsbehörde 
Uebereinftimmung bezüglich der Ausscheidung und wird auch von der Oberfirchenbehörde 
gegen diefelbe nicht8 eingewendet, fo hat der Landeskommiſſär fein Gutachten dem ge- 
meinfchaftlichen Oberamt zu übergeben, welches gemäß $. 146 des Berwaltungs-Edikts 
der Kreisregierung Vorlage zu machen und das Ausfcheidungsprojeft deren Genehmigung 
zu unterftellen hat. 

Wenn die Genehmigung der Kreisregierung ertheilt ift, unterliegt der Vollzug der 
Auseinanderfesung keinem Anftand, vorausgejett, daß von Seiten der Oberkirchenbehörde 
eine Erklärung vorliegt, daß ihrerfeit8 eine Einwendung gegen die beabfichtigte Aus- 
einanderſetzung nicht erhoben werde. Liegt eine folche Erklärung nicht vor, fei es daß 
MWiderfpruch erhoben, oder die Zuftimmung von Bedingungen abhängig gemacht wurde, 
die nicht erfüllt wurden, fo ift das Genehmigungsdelret von dem gemeinjchaftlichen 
Dberamt der Oberkirchenbehörde vorzulegen. Erfolgt binmen 45 Tagen von der Vorlage 
an Feine Einfprache gegen die Genehmigung auf Grund des Art. 13 Abſ. 2 durch Er- 
hebung einer Beſchwerde bei der vorgefetsten Berwaltungsbehörde oder durch Einreichung 
einer Klage bei der zuftändigen Berwaltungsjuftizbehörbe, jo ift die Auseinanderfegung 
zu vollziehen. 

8.8. 

Beftehen Meinungsverfchiedenheiten zwifchen der GStiftungs- und Gemeinde-Armen- 
verwaltung bezüglich der Auseinanderfegung, deren Ausgleihung der Landeskommiſſär 
nicht zu erzielen vermochte, jo hat der letztere die Akten dem gemeinfchaftlichen Oberamt 
wieder zuzuftellen und eine gutächtliche Aeuferung über das Ausſcheidungsprojekt über- 
haupt und die Differenzpuntte insbefondere anzufchließen. 

8.9 


Auf Grund diefes Gutachtens hat das gemeinfchaftliche Oberamt wegen der zwifchen 
der Stiftungsbehörde und den Gemeinde-Armenverwaltungsbehörden beftehenden Meinungs- 
verfchiedenheiten einen letzten Verſuch zu giütlicher Verftändigung zu machen und im 
Falle des Gelingens nad Maßgabe der VBorjchriften in 8. 7 weiter zu verfahren. 


250 


8. 10. 

Mißlingt diefer Berfuh, fo ift e8 Sache des Stiftungsraths, nunmehr Beſchluß 
über die Ausscheidung zu faflen, der von dem gemeinfchaftlichen Oberamt mit den ver- 
handelten Akten der Kreisregierung vorzulegen und deren Genehmigung nad) $. 146 des 
Verwaltungs-Edikts zu unterftellen ift. 

Die Seitens der Kreißregierung ergebende Entſchließung ift ſowohl dem Stiftungs⸗ 
rath als auch der Gemeinde-Armenverwaltungsbehörde zu eröffnen, der letzteren unter 
dem Anfügen, die Auseinanderſetzung werde nach Maßgabe des genehmigten Beſchluſſes 
vollzogen werden, falls nicht binnen 45 Tagen, vom Tage der Eröffnung an gerechnet, 
dagegen bei der vorgejeten VBerwaltungsbehörde Beſchwerde erhoben, oder bei der zuftän- 
digen Verwaltungsjuftizbehörde eine lage eingereicht werde. 

Der Oberkirchenbehörde ift nach Vorfchrift des $. 7 Mittheilung zu machen. 

8. 11. 

Wenn in irgend einem Fall bei der höheren VBerwaltungsbehörde Beſchwerde erho— 
ben worden, oder wenn eine Klage bei der zuftändigen Verwaltungsjuftizbehörde einge- 
veicht worden ift, fo ift bis zur Entſcheidung darüber die Ausſcheidung auszujegen. 

Bon der Entfcheidung der oberen Verwaltungs- und der Verwaltungsjuftizbehörben 
ift der Oberkirchenbehörde in denjenigen Fällen, wo die Befchwerde oder Klage nicht von 
ihr felbft ausgegangen ift, durch das gemeinfchaftliche Oberamt Kenntniß zu geben. 

Stuttgart, den 14, Juni 1873 
Sid, Geßler. 


Die am 5. Juni 1873 zu Berlin ausgebene Numer 14 des Neichgejepesblattes enthält: 
Das Geſetz, betreffend die Gelbmittel zur Umgeftaltung und Ausrüftung von deutſchen Feltungen, 
Vom 30, Mai 1873, 


wa wur Ha WR an Würd 


Gedrudt bei @ Haffelbrint, 
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20. 
Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Montag den 23. Juni 1873, 


Inhalt. 
Königliche‘ Berorbnung, betrefiend das Berfahren in Gewerbeſachen. Bom 19. Juni 1873. 





Königliche Verordnung, betreffend das Verfahren in Gewerbefaden. Vom 19. Juni 1878. 
Karl „ yon Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Zur Bollziehung des 8.21 der Gewerbe-Orbnung des Norddeutſchen Bundes vom 
21. Iumi 1869 und des $. 2 des Reichsgeſetzes, betreffend die Einführung derfelben in 
Württemberg, vom 10. November 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 392) verordnen Wir, nad 
Anhörung Unferes Geheimen-Raths, was folgt: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


8.1. 
Das duch 8. 21 der Deutfchen Gewerbe- Ordnung vom 21. Yuni 1869 vorge- 
jchriebene öffentliche und mündliche Verfahren in Gewerbefachen tritt mit dem 1. Yuli 
1873 unter den in den 88. 2—8 enthaltenen Beftimmungen in Kraft. 
8. 2. 
Dasſelbe iſt bei den vor dem 1. Juli 1873 bei den Behörden anhängig gewordenen 
Gewerbefachen, auf welche die gegenwärtige Verordnung ſich bezieht, dann in Anwen⸗ 
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dung zu bringen, wenn biefelben in erfter Inftanz noch anhängig find, oder wenn bie 
Entſcheidung in erfter Inftanz zwar erfolgt, aber von einer nichtkollegialen Behörde 
ertheilt, und das Erfenntniß in zweiter Inftanz noch nicht eröffnet ift. 


Befondere Beflimmungen. 
A, Für das Verfahren, betreffend die Erridtung und den Betrieb von An- 
lagen, welde einer befonderen Genehmigung bedürfen. 
(2. G.O. 88. 16 und 25. $. 49, Abf. 5). 
8. 3. 

An die Stelle der Vorfchriften in 8. 14, Abſ. 2, beziehungsweife $. 20 der Ver— 
fügung b vom 14. Dezember 1871, betreffend die Errichtung und den Betrieb von An— 
lagen, welche einer bejonderen Genehmigung bedürfen (Reg. Blatt S. 355 und 357), 
treten folgende Beftimmungen: 

1) Wird in einem Falle, wo Einwendungen nicht erhoben find, die Genehmigung 
verfagt, oder nur unter Bedingungen oder Einſchränkungen ertheilt, mit welchen der 
Unternehmer ſich nicht bereits im Worverfahren ausdrücklich einverftanden erklärt hat, 
fo erläßt die Kreißregierung zunächft an den Unternehmer einen Iigeiftlichen, mit Gründen 
verjehenen. Beſcheid. 

Der Unternehmer kann innerhalb vierzehn Tagen nah) Empfang des Bejcheides 
den Relurs an das Minifterium ded Innern einlegen, er kann aber auch zumächft auf 
mündliche Verhandlung der Sache vor der Kreisregierung antragen. Diefer Antrag ift 
ſtets an die Kreißregierung zu richten; auf Grund deffelben. findet da8 mündliche Ver— 
fahren ftatt. Die am Schluß defjelben ertheilte Entſcheidung tritt au die Stelle des frü- 
heren Befcheids, und es ift gegen diefe Entfcheidung der Relurs an das Minifterium des 
Innern nad) Maßgabe des 8. 20 der Deutjchen Gewerbe-Oronung zuläffig. 

2) Sind Einwendungen gegen den Antrag erhoben, fo ift das mündliche Verfahren 
nad Einlauf der Verhandlungen ($$.2—12 der Verfügung b vom 14. Dezember 1871, 
Reg. Blatt ©. 351—355) einzuleiten, 

3) Zweck des mündlichen Verfahrens ift die Klarftellung und, foweit nöthig, un- 
mittelbare Erhebung des für die Benrtheilung des Falles beziehungsweife der erhobenen 
Einwendungen belangreichen Materials, das nochmalige Gehör der Betheiligten und die 
Eröffnung der Entſcheidung. 
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4) Die mündliche Verhandlung erfolgt in allen Fällen vor der Kreißregierung in 
öffentlicher Sitzung; die Tagesordnung ift durch Anfchlag an dem Sitzungsgebäude bes 
fannt zu machen. 

Die Kreidregierumg verhandelt und befchließt in Anwefenheit von drei Mitgliedern 
einjchließlich des Borfigenden und geeigneten Falls unter Zuziehung der bei ihr ange- 
ftellten technifchen Referenten. 

5) Der Unternehmer, fowie diejenigen, welche Einwendungen erhoben und diefe in 
dem Vorverfahren nicht zurückgenommen haben, find zur mündlichen Verhandlung vor- 
zuladen. Die Ladung derſelben erfolgt fchriftlich gegen Behändigungsfchein und mit 
der Verwarnung, daß im FFalle des Ausbleibens dennoch in der Sache werde verfahren 
werben. 
In der mündlichen Verhandlung können fie perfönlich mit oder ohne Beiftand er- 
fcheinen oder fich durch einen Bevollmächtigten vertreten Laffen. 

Die Kreidregierung kann die perfönliche Anweſenheit der Betheiligten bei der münd- 
lichen Berbandlung anordnen. 

6) Die Verhandlung ift mit einer Darftellung der Sache durch den Vorſitzenden 
oder nach feiner Anordnung durch ein andere8 Mitglied des Collegiums zu eröffnen. 
Demnächft werden die Betheiligten zum Worte aufgerufen. Neue thatfähhliche Anfüh- 
rungen, welche in dem VBorverfahren nicht geltend gemacht worden find, fünnen bei ber 
Entjcheidung unberückfichtigt gelaffen werben. Die Berufung auf neue Beweismittel ift 
zuläffig. 

Die Einreihung fchriftlicher Ausführungen ift in der mündlichen Verhandlung 
nicht geftattet. 

7) Das Collegium ift befugt, bevor es die Entfcheidung fällt, die Aufnahme von 
Beweifen zu befchließen, in®befondere Unterfuchungen an Ort und Stelle zu veranlaffen, 
Zengen und Sachverftändige unter Androhung von Drdnungsftrafen für den Fall des 
Ausbleibens vorzuladen und eidlich zu vernehmen, iiberhaupt den Beweis im vollen IIm- 
fange zu erheben. Der Beweiseinzug erfolgt entweder in dem Termine felbft, oder 
durch Commiſſarien oder die Oberämter. Wenn die Zeugen und Sachverſtändigen ver- 
eidet werben follen, fo ift diefes unter Anwendung der gerichtlichen Eidesformen zu be- 
wirfen. 

Die Vereivigung von Sachverftändigen kann in dem Falle nicht verlangt werben, 
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wenn biefelben im Allgemeinen für die Begutachtung von Gegenftänden der betreffenden 
Art von einer Staatsbehörde in Pflichten genommen find. 

8) Ueber den Verlauf der Verhandlung ift durd den Sekretär der Kreisregierung 
ein Potofoll aufzunehmen, das zu enthalten hat: Ort und Zeit der Verhandlung, die 
Namen ded Vorfizenden und der Mitglieder des Collegiums fowie des Sekretärs, bie 
Namen der bei der Verhandlung Betheiligten, ihrer Bevollmächtigten und Beiftände, 
die Bezeichnung des Gegenftandes, den Gang der Verhandlung im Allgemeinen, die 
Entjcheidung des Collegiums, fofern . diefelbe dem Protokoll nicht fchriftlich beigefügt 
wurde und Benrfundung über die erfolgte Verkündigung der Entjcheidung. 

In das Sikungsprotofoll find ferner und zwar vollftändig aufzunehmen 

a) die Ausfagen der in der Sitzung vernommenen Zeugen und Sacdverftändigen und 
das Ergebniß fonftiger dort vorgenommener Beweiserhebungen, 

b) die Erklärungen, deren Feſtſtellung durch das Sitzungsprotokoll der Vorfigende 
auf Antrag oder von Amtswegen angeordnet hat. 

9) Das Situngsprototoll ift von dem Vorfigenden und dem Sekretär zu unter 
zeichnen. 

Die Theile des Protokolle, welche die beurfundeten Erklärungen der Betheiligten, 
oder die Ausfagen von Zeugen und Sachverftändigen, oder dad Ergebniß einer andern 
Beweiserhebung enthalten, werden den Betheiligten in der Sitzung vorgelefen; im Pro- 
tokoll ift zu bemerken, daß die Verlefung gefchehen, fowie daß die Genehmigung erfolgt, 
oder welche Erinnerung erhoben fei. Die Berlefung der übrigen Theile des Protokolls 
ift nicht erforderlich. 

10) Die Entſcheidung kann nur von denjenigen Mitgliedern der Kreisregierung ges 
fällt werben, welche den mündlichen Verhandlungen beigewohnt haben. 

Die Entſcheidung ift den Betheiligten in der öffentlichen Sigung zu verkündigen. 
Die Verkündigung derfelben kann auf eine fpätere Situng, welche regelmäßig nicht 
über eine Woche hinaus anzufegen ift, vertagt werden. Zu diefer Situng werden bie 
erfchienenen Parteien mündlich vorgeladen, einer Vorladung der ausgebliebenen Parteien 
bedarf es nicht. 

11) In dem zu erlafjenden Beſcheide find die Unternehmer fowie die Widerfpre- 
chenden namentlich zu bezeichnen. Der Inhalt des Beſcheides, welcher von den Gründen 
zu fondern ift, muß ausſprechen, welche Einwendungen für begründet zu erachten oder 
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auf den Rechteweg zu vermweifen gewefen, wie über den Antrag des Unternehmers ent» 
ſchieden ift und wie die Koften zu verteilen find, Außerdem ift in den Beſcheid eine 
Belehrung über das Rechtsmittel des Rekurſes und, falls die Anlage für zuläffig er- 
achtet wird, die Weifung aufzunehmen, daß der Unternehmer erft mit der Rechtskraft 
der Entjcheidung die Befugniß zur Ausführung der Anlage erhält. 

12) Der Befcheid ift nebft den Gründen fchriftlich auszufertigen und fowohl dem 
Unternehmer als auch den widerfprechenden Privatperfonen, oder, wenn dieſe einen ge- 
meinschaftlihen Bevollmächtigten aufgeftellt haben, dem letsteren, fowie den widerfpre- 
chenden Behörden durch Vermittlung des Oberamts gegen Empfangsbejcheinigung zuzu— 
ftellen. Iſt von den Widerfprechenden ein gemeinjchaftlicher Bevollmächtigter nicht be- 
ftellt, fo ift der Bejcheid mit Gründen einem berfelben, den übrigen aber bloß Abjchrift 
des Beſcheides unter der Benachrichtigung zuzuftellen, wen der Beſcheid nebft Gründen 
zugejendet worben fei. 

13) Bon dem Tag der Zuftellung des fchriftlichen Beſcheides an läuft die gefet- 
liche Feift zur Rekursausführung. 


B. Verfahren bei ber Errihtung ober Veränderung von Dampffefjelanlagen. 
(8. G.O. 8. 24, 25). 


8.4, 

An die Stelle des 8. 30 der Verfügung b vom 14. Dezember 1871, betreffend die 
Errichtung und den Betrieb von Anlagen, welche einer befonderen Genehmigung bebürfen 
(Reg. Blatt S. 362), treten folgende Beitimmungen: 

1) Die Prüfung des Antrags des Unternehmers und die Entjcheidung über denfelben, 
fofern eine mündliche Verhandlung nicht erforderlih ift (ſ. u. Ziff. 3), erfolgt durch 
die Kreisregierung in dem gewöhnlichen Gefchäftsgang. 

2) Wird die Genehmigung nad) dem Antrage des Unternehmer8 ohne Einfchränfungen 
und Bedingungen unter den allgemeinen polizeilichen Vorſchriften ertheilt, jo ift die 
Genehmigungs-Urkunde nad) Vorſchrift de 8.18, Abf. 3 der Verfügung b vom 14. Des 
zember 1871 (Reg.Blatt ©. 356) fofort anzufertigen und dem Dberamt in dreifacher 
Ausfertigung zuzuftellen. Das letstere hat ein Eremplar der Urkunde mit den zugehö- 
rigen Beilagen dem Unternehmer, ein zweites Eremplar mit den Keffelzeichnungen, dem 
aufgeftellten Sacverftändigen zu übergeben. 
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3) Wird dagegen die Genehmigung verfagt oder nur unter befonderen Bebingungen 
oder Einfchränfungen ertheilt, fo richtet ſich das weitere Verfahren nach den oben in 
8. 3 Ziff. 3—13 gegebenen Vorfchriften. 

4) Bezüglich de8 Rekurſes gelten die Beftimmungen der 88. 15—17 der Verfügung 
b vom 14. Dezember 1871 (Reg.Blatt S. 355 —356). 


©. Verfahren behufs Unterfagung der ferneren Benüßung einer gewerb- 
lihden Anlage ($. 51 der D. ©.D.) 
8.5. 

Die Vorſchriften des 8.19 der Verfügung a vom 14. Dezember 1871 (Reg.Blatt 
©. 345) werden durch nachftehende Beftimmungen ergänzt: 

1) nad) Einlauf der in Abſatz 3 des 8.19 bezeichneten Vorlage hat die Kreisregie- 
rung das mündliche Verfahren einzuleiten. 

2) Zu dem Verhandlungstermine find die Antragfteller, der Befizer der Anlage und 
geeigneten Falls ein Vertreter des Gemeinderath8 der betreffenden Gemeinde vorzuladen. 

3) Zwed der Verhandlung ift, feftzuftellen, ob und in welchen Umfang durch den 
Betrieb der Anlage überwiegende Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl ent 
ftehen. 

4) Für die Borladung, das mündliche Verfahren und die Entfcheidung find die Bor- 
chriften des $. 3, Ziff. 4—13. der gegenwärtigen Verordnung maßgebend; ebenfo gelten 
bezüglich der Einlegung des Relurſes und des weiteren Verfahrens die Vorfchriften der 
88. 15 bis 17 der Verfügung b vom 14. Dezember 1871 (Reg.Blatt ©. 355 ff.) 


D. Verfahren bei Berfagung der Genehmigung zum Betrieb eines Gewer— 
bes (D. G.O. $$. 30, 32, 33, 34, 43, 57 Abf. 2, 62, Abi. 2) fomwie bei Unterfagung 
eines Gewerbebetriebe (2. ©.D. 88. 15, 35, 37.) 


8. 6. 

An die Stelle der Vorfchrift des $. 16 Abſ. 1 der Verfügung a vom 14. Dezem- 
ber 1871 (Reg.Blatt ©. 344) treten die nachftehenden Beftimmungen. 

1) Wird die Genehmigung zum Betrieb eine® der Gewerbe, welche einer folchen nach 
dem Geſetz bedürfen, verfagt, fo ift die verfagende Verfügung fchriftlich zu erlaffen, mit 
Gründen und einer Belehrung über das zuftändige Rechtsmittel zn verfehen und dem Be- 
theiligten gegen Behändigungsfchein zuzuftellen. 
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2) Iſt die Verfügung von einem Oberamt (D. GO. 88. 33, 58, 62 und Verfügung 
a vom 14. Dez. 1871, 8$.12—14, Reg.Blatt S. 342) oder von einem Ortsvorfteher 
oder Gemeinderat (D. G.O. 8. 43, 8.58 Ziff. 1 ımd 2, 8. 62 Abſ. 2 und Verfü— 
gung a vom 14. Dezember 1871 8.22 ff., Reg.Blatt Seite 346) ergangen, jo ift der 
dagegen zuläffige Rekurs an die Kreisregierung zu richten. Der zweite Sat des $. 24 
Abf. 1 der Verfügung a vom 14, Dezember 1871 (Reg.Blatt S. 347) wird hiedurch 
aufgehoben. 

3) Die Kreisregierungen entjcheiden auf Grund einer mündlichen Verhandlung, zu 
welcher der Rekurrent geladen wird. Sie find befugt, zuvor diejenigen Erhebungen an- 
ftellen zu Taffen, welche fir die Benrtheilung der Sache nothwendig erfcheinen. Für 
die VBorladung und das mündliche Verfahren find die in $. 3 der gegenwärtigen Verord- 
nung enthaltenen Vorjchriften maßgebend. 

4) Iſt die Verfügung von der Kreidregierung in erfter Inftanz ergangen (D. G.O. 
88. 30, 32), jo kann entweder bei diefer auf mündliche Verhandlung der Sache angetragen 
oder auch alsbald der Relurs an dad Minifterium des Innern gegen die Verfügung 
eingelegt werden. 

Der Antrag auf mündliche Verhandlung ift innerhalb 14 Tagen nad Zuftellung 
der, Verfügung an die Kreisregierung zu richten, Die Vorladumg des Conceffionsbe- 
werbers umd das mündliche Verfahren erfolgt nach Maßgabe der Vorfchriften in $. 3 
der gegenwärtigen Verordnung. 

5) Wird auf Grund der mündlichen Verhandlung dahin entjchieden, daß die nachge- 
fuchte Genehmigung zu ertheilen fei, jo fertigt die erfennende Behörde ohne weiteren 
fchriftlichen Befcheid die Genehmigung aus. Wird dagegen die erfte Verfügung, durch 
welche die Genehmigung verfagt wurde, aufrecht erhalten, fo ift ein fürmlicher Beſcheid 
gemäß $. 3 Ziff. 11 und 12 zu erlaffen und zu eröffnen. 

6) Der Rekurs gegen die erfte Entſcheidung ift, gleichviel ob diefelbe von der oberen 
oder unteren Behörde ergangen ift, binnen der gefetlichen Frift von 14 Tagen, von 
der Behändigung des Beſcheids am gerechnet, auszuführen. Wer von dem Rekursrecht 
Gebrauch machen will, hat der Behörde, welche die Entjcheidung eröffnet hat, eine fchrift- 
liche Ausführung feiner Bejchwerde zur übergeben oder zu erflären, daß er fich zu Begrün- 
dung feines Rekurfes lediglich auf die bisherigen Verhandlungen berufe. 

7) Wird durch den Rekursbefcheid die angefochtene Verfügung beftätigt, jo ift zugleich 
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ausdrüdlich darauf hinzumeifen, daß eine weitere Beſchwerde durch das Geſetz nicht zu- 
gelafjen ſei. Der ausgefertigte Rekursbeſcheid wird der Behörde, welche in erfter In» 
ftanz entjchieden hat, überfendet. Iſt darin der Rekurs zurückgewieſen, fo ftellt dieſe 
Behörde dem Rekurrenten eine beglaubigte Abſchrift des Befcheides zu; ift der Rekurs 
für begründet erachtet, jo fertigt fie auf Grund des Befcheided die Genehmigung aus, 
8.7, 

Auf die Unterfagung des Betriebs eines Gewerbes (D. G.O. 88. 15, 35, 37) fin- 

den die Beftimmungen des $. 6 gleichfall8 Anwendung. 


E. Verfahren bei derEntziehung einer ertbeilten Approbation, Konzeffion, 
Erlaubniß, Genehmigung oder Bejtallung (D. ©.D. 88. 29, 30, 32, 33, 34, 36). 


8. 8. 

Un die Stelle des $. 16 Abf. 1, $. 20 Abſ. 2 der Verfügung a vom 14. Dezem- 
ber 1871 (Reg.Blatt S. 344 und 346) treten folgende Borfchriften : 

1) Die Einleitung des Verfahrens hat duch die in allen diefen Fällen in erfter 
Inſtanz zuftändige Kreisregierung zu erfolgen. 

MWenn bei diefer ein Antrag auf die Entziehung geftellt wird, oder wenn fie von 
Amtswegen fich veranlaßt fieht, vorzugehen, jo hat fie ven Sachverhalt zu erheben, den 
Gewerbetreibenden unter Mittheilung der gegen ihn vorgebrachten oder ermittelten That- 
fachen zu hören, Zeugen und Sadverftändige zu vernehmen und die zur Aufklärung 
der Sache dienenden Beweiſe herbeizufchaffen. Mit diefen Erhebungen kann da8 Ober- 
amt oder ein Commiffär beauftragt werben. 

Bei der Vernehmung ded Gewerbetreibenden und bei dem Berhör der Zeugen und 
Sachverſtändigen ift die Beiziehung eines beeidigten Protofollführers oder zweier Urkunds- 
perfonen nothwendig. 

2) Ie nad dem Ausfall diefes Vorverfahrens befchließt die Kreisregierung entweder 
die Einftellung des Verfahrens im Wege einfacher Verfügung, oder die weitere Berfol- 
gung des Antrags, 

3) Bon dem die weitere Verfolgung des Antrags ausſprechenden Beichluffe, welcher 
mit Gründen zu verfehen ift, ift dem Gewerbetreibenden eine Abjchrift mitzıtheilen ; 
gleichzeitig ift Termin zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen und ber Gewerbetrei- 
bende dazu vorzuladen. Die Vorladung erfolgt gegen Behändigungsjchein und mit der 
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Verwarnung, daß im Falle des Ausbleibens gleichwohl mit der Verhandlung der Sadıe 
werde vorgegangen werben, Der Gewerbetreibende kann in der Verhandlung einen DBei- 
ftand zuziehen oder fich durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. Das perjönliche 
Erfcheinen des Gewerbetreibenden kann die Kreisregierung jederzeit verordnen. 

4) Das mindliche Verfahren ift mit einer Darftellung des Sachverhalts und mit 
der Verlefung des in Ziff. 3 bezeichneten Beſchluſſes nebjt Gründen Seitens des auf- 
geftellten Referenten einzuleiten, worauf der Gewerbetreibende zu feiner Vertheidigung 
gehört wird, 

Das Collegium kann, bevor es die Entfcheidung fällt, die Aufnahme weiterer Be- 
weife bejchließen. Der Beweiseinzug erfolgt entweder in der mündlichen Verhandlung 
felbft oder durch das Oberamt oder durch einen befonderen Commiſſär. Der Beichluf 
hierüber, fowie der Termin, an welchem die Fortſetzung des mündlichen Verfahrens er: 
folgen fol, find alsbald zu eröffnen. 

5) Die Entjcheidung fann nur auf Zurücknahme der ertheilten Approbation u. ſ. w. 
oder auf Einftellung des Verfahrens lauten. 

Im Mebrigen findet Hinfichtlich des Verfahrens und der Fällung des Beſcheids der 
8.3 Ziff. 4 ff., ſowie hinfichtlich des Rekurſes der $. 6 Ziff. 6 Anwendung. 

6) Von dem Rekursbeſcheid, welcher an die Kreisregierung ausgefchrieben wird, ers 
hält der Gewerbetreibende gegen Behändigungsfchein eine Ausfertigung. 

7) Bon jedem auf Zurücknahme einer Approbation u. f. w. lautenden Beſcheide 
ift, Sobald gegen denfelben eine Bejchwerde nicht mehr zuläffig ift, von der Kreisregie 
rung fowohl der Gemeindebehörde des Wohnorts des Gewerbetreibenden, als auch derje⸗ 
nigen Behörde, welche die Approbation u. ſ. w. ertheilt hat, eine Abfchrift zuzuftellen, 

Unfer Minifter ded Innern ift mit der VBollziehung diefer Verordnung beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 19. Juni 1873. 


Karl. 
Der Miniſter des Imnern: 


Sick. 


Gedrudt bei © Haffelbrint 


mn — — — — — — — — — — 
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— 
Regierungs-⸗,Blatt 


Königreich Württemberg. 











Ausgegeben | Stuttgart Dienſtag den 24. Juni 1873, 





Inbalt. 
Bekanntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend die Rangftelung der Amtmänner der Oberämter. Yoın 
20. Juni 1373. — Berfügung des Steuer-Gollegiumsd, betreffend die Umlage der Grunde, Gefälle, Gebäude⸗ 


und Gemwerbe:Steuer auf die erften 4 Monate des Etatsjahred 1873/74. Bom 17. Juni 137%. — Berich⸗ 
tigung. 


Sekauntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend die Rangkellung der Amtmänner 
der Oberümter. Vom 20. Juni 1873. 
Durch höchfte Entſchließung Seiner Königliden Majeftät vom 19. Juni d. J. 


ift für die Amtınänner der Oberämter der Dienftrang auf der achten Stufe der Rang— 
ordnung beftimmt worden. 


Stuttgart, den 20. Juni 1873, Sid, 


Verfügung des Stener-Kolleginms, betreffend die Umlage der Grund-, Gefäll,- Gebände- und Gewerbe- 
 Mener anf die erfien 4 Monate des Etatsjahres 1873/74. Dom 17. Juni 1873. 


Nach der Verfiigung des K. Finanz Minifteriums vom 9. Juni 1873 (Reg. Blatt 
&.%40) ift die für das Etatsjahr 1872—73 verwilligte Grund, Gefäll-, Gebäude- und 
Gewerbeftener mit 3,900,000 fl. bi8 zum 31. Oktober 1873, fomit auf die erften 4 Dos 
nate des Etatsjahres 1873—74 fortzucrheben, 
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Hieran haben, für das ganze Yahr berechnet, beizutragen: 
17, da8 Grimdeigenthbum und die Gefälle, 
nämlich 
a) da8 Grundeigentfum » > 2 2 2 2 27760, 606 fl. — 
b) die Gefäle... 1,895 fl. — 
—!.. 2,762,500 fl. — 
Ya die Gebäudeee. 660, 000 fl. — 
2. die Gewerbbe. 47,500 fl — 
—: 3,900,000 fl. — 
Hievon beträgt der Antheil auf 4 Monate . . . „. —!- 1,300,000 fl. — 
Mit Berüdfichtigung der da8 Landesfatafter betreffenden Veränderungen, worüber 
die Nachweifungen den Oberämtern beſonders zugegangen find, und nach welchen num- 
mehr auch der Amtsförperfchafts- und Ortöfteuerfuß richtig zu ftellen ift, beredh- 
net fih pro 1. Juli 1873 
a) das Grundlatafter nach dem Neinertrage auf . . . .  17,927,867 fl. 37 kr. 
und das Gefällfatafter nad Wegfall der Siederd-Renten 
in Hall, fowie der Staatöfafje- Renten, auf Grund des 
Geſetzes vom 28. April 1873 (Reg. Blatt S. 127), als 
künftig der Rentenſteuer unterliegend, no auf . . » 12,310 fl. 17 kr. 
—:+  17,940,177 fl. 54 fr. 
demnad die Staatsſteuer für beide je auf 100 fl. Reinertrag zu 
—: . 15fl. te. 5,4% hie. 
b) das Gebäudefatafter nad) dem Kapitalwerth auf . . .  226,259,397 fl. — 
und 
die Staatsfteuer je auf 1000 fl. Kapitalwerth zu —:- 2fl.52fr. 2%% hir. 
c) die Katafteranfäte für die Gewerbefteuer betragen. . . . 474,124fl. 57 fr. 
Zur Umlage der —— von 487 SE fommen — auf 100 fl. Kataſter⸗ 
anſatz .. .. - 102 fl. 49 fr. 1,6 hir. 
Nachdem hienach die — — die — 4 BRoxate von 1873—74 unter 
die Oberamtd-Bezirfe auf die aus der Beilage erfichtliche Weiſe vertheilt worden ift, 
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werden die Königlichen Dberämter angewiefen, unverweilt die Vertheilung der Steuern 
auf die einzelnen Orte zc. unter Zugrundlegung des Landesfatafter8 vorzunehmen, auch 
dafür zu forgen, daß die Unteraustheilung auf die Steuerpflichtigen nach den verſchie— 
denen Katafterzweigen, je abgefondert auf das Grund-, Gefäll,, Gebäude- und Gewerbes 
Katafter vollzogen werde. 

In Beziehung auf die inftruftionsgemäße Fortführung der Gebäude- und Gewerbe 
ſteuer⸗Rollen, die rechtzeitige Vornahme des Steuerſatzes, die richtige Fortführung 
der Oberamts-Ueberſichten, übereinftimmend mit den Kanzlei-Eremplaren , fowie die 
Benütungsart des Steuerkatafter8 zu der Umlage der Körperfchafts- Anlagen, end- 
lich Hinfichtlich der rechtzeitigen Unteraustheilung, der forgfältigen Ueberwachung des 
Einzugs und der Ablieferung der Steuern werben die K. Oberämter auf die ihnen 
hierüber fchon früher ertheilten Weifungen, insbejfondere in der Verfügung vom 30. Juni 
1848 (Reg.Dlatt S. 301) verwiefen. - 


Stuttgart, den 17. Juni 1873, 
Valois. 


Genehmigt von dem K. Finanz-Minifterium den 20. Juni 1873. 
Renner, 
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Bertbeilung 


der 
direkten Staatsfleuer 


auf die Dberämter des Königreichs für die erften 4 Monate des 
Etatsjahrs 1873—74. 


Hauptbetrag 
Grund: Brfäll: Gebäudes | Gewerbe: 


Oberämter, Steuer, Steuer. Steuer. Steuer, Sa 7 
fteuer. Monate, 
fl. fl. 


u fl. fl. fl. fl. 
1. Neckarkreis. | 





Badnang . » » .; 836,190 — | 7,532 | 6,462 | 50,184 | 16,728 
Befigheim . Ä 40,507 20 | 10,527 | 6,820 | 57,874 | 19,291", 
Nöblingen. .. . | 39,474 36 | 9,506 | 7,573 | 56,589 | 18,863 
Brackenheim . . | 41,155 89| 7928 | 3,703 | 52,875 | 1268 
Cannftatt . . . .| 832,697 — | 12,156 | 8,525 | 53,378 | 17,792, 
Eßlingen . . . .| 38,302 13 | 9,462 | 13,129 | 60,906 | 20,302 
Heilbronn . . . .| 42,561 7 | 19,485 | 22,991 | 85,074 | 28,358 
Leonberg. . . .| 54,635 42 | 11,963 | 5,583 | 72,223 | 24,074, 
Zudwigsburg . . .| 51,414 1) 14,998 | 8611 | 75,024 | 25,008 
Marbach . . . .| 53,327 24| 8614 | 4971 | 66,936 | 22,312 
Maulbronn . . .| 36,925 9| 7,04 | 3,575 | 48,113 | 16,037°), 
Nedarfulm . . .| 51,577 — 9,814 6,534 | 67,925 | 22,641, 
Stuttgart, Stadt .| 9,232 2| 81,295 | 61,345 [151,874 | 50,624, 
Stuttgart, Amt . .| 40,155 9| 9,445 | 4,502 | 54,111 | 18,037 
Baibingen. . . .| 38,634 42 | 8163 | 4,307 | 51,146 | 17,048% 
Waiblingen . . .| 40,939 —| 8231| 4,539 | 53,709 | 17,903 


Weinsberg. . . .| 37,049 — 6,559 3,817 | 47,425 | 15,808, 
— 1 684,773 324 | 243,282 | 176,987 |1,105,366 |368,455 "/, 


DOberämter. 


ul. 
Schwarzwaldkreis. 


Balingen 
Calw 


Freudenſtadt 


Herrenberg 
Horb 
Nagold . 
Neuenbürg 
Nürtingen . 
Dberndorf - 
‚Reutlingen. 
Rottenburg 
Rottweil 


Spaidingen . 


Sulz 
Tuttlingen . 
Tübingen - 
Urach 
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Grund⸗ Gefaͤll⸗ 


36,832 
26,112 
30,554 
47,828 
83,060 
29,191 
18,677 
36,853 
28,184 
41,483 
47,010 
44,818 
25,932 
32,318 
31,498 | 
38,536 

35,941 





687,822 







Steuer. 


10 


5 
609 


— 


51 


1,070 


Gebäudes 


Steuer, 


7,928 
8,979 
6,303 
8,534 
8,625 
8,550 
5,820 
8,190 
6,251 
14,970 
11,010 
8,121 
3,692 
4,831 
5,817 
13,067 
8,164 





7491 
6,520 
5,518 
3,353 
3,876 
5,416 
5,443 
5,219 
4,464 

15,944 
5,634 
5,969 
3,259 
2,9% 
5,517 
7,433 
8,341 





Hauptbetrag 
= | 7 
Se Monate. 














| fl | fl. 

| | 

| 53,251 | 17417 

| 41,699 | 13,899, 
42,385 | 14,128", 
59,724 | 19,908 
45,618 | 15,206 
43,209 | 14,408 
30,229 | 10,761, 
50,262 | 16,754 
38,904 | 12,968 
72,906 | 24,302 
63,654 | 21,218 
58,908 | 19,636 
32,883 | 10,961 
40,074 | 13,358 
45,827 | 15,275°,, 
59,087 | 19,696%, 
52,446 | 17,482 








138,852 | 102,322 | 830,066 1276,68, 








Hauptbetrag 
Gebäude | Gewerbe - 
ber | auf 


Steuer. Steuer. | Jahres⸗ 4 
fteuer, | Monate, 







DOberämter. 











fl. fl. 
11 Jarxtkreis. 
Aalen . » » ...| 26,756 12,651, 
Crailsheim. . - : | 33,953 14,699 
Ellwangen» . . .| 47,238 20,363 
Gaildorf . -» . „| 35,327 14,326 Y, 
Gerabronn . : » .| 73,152 28,802 
Gmünd. . » : .| 82,365 16,572”, 
Sal... .....1 59,434 7,919 24,786 Y, 
Heidenheim . . .| 45,788 — | 11,880 9,845 22,504 Y, 
Künzelsau. - . .| 53,576 — 7410 5,526 22,170 
Mergentheim . . 61,831 — 8,119 5,773 25,241 
Neresheim. - . . | 41,741 20| 5772| 4,208 17,247 
Oehringen. - .| 73,223 —| 9408 | 6,182 | 29,587, 
Schormbdorf. . . .| 30,697 — 7,142 4,111 13,983 , 
Welzheim . -» . .| 28,479 249 4,471 2,684 | 35,883 | 11,961 

















— . 1 643,560 347 | 99,818 | 80,962 |824,687 |274,895?,, 
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Hauptbetrag 
Grund Gefälle | Gebäudes | Gewerbes | 
Oberämter, der auf 
Steuer. | Steuer. | Steuer, | Steuer. abres» 4 
— Monate. 
fl. fl. fl. fl. fl. fl. 


IV, Donaufreiß. 


Biberach . . - | 7137 5 | 13,240 | 9,954 | 94,574 | 31,524”, 
Blaubeuren . - . | 40,196 3| 6946 | 4,603 | 51,748 | 17,249, 
Ehingen - - - .| 65,089 — | 9,664 | 5,842 | 80,595 | 26,865 
Geislingen. - . .| 36,068 13 | 8,426 | 10,717 | 55,224 | 18,408 
Göppingen. -. . „| 48,800 7! 11,760 | 15,915 | 76,482 | 25,494 
Kichheim . . . . | 44,581 — | 9,457 | 7,657 | 61,695 | 20,565 
Laupheim . .» . » 1 44,729 _ 8,898 | 5,073 | 58,700 | 19,566”, 
Leutlirch . - „| 51,840 — | 88382 | 4,882 | 65,104 | 21,701", 
Münfingen.. . » . | 37,575 ı1| 6,630 4,633 | 48,839 | 16,279%, 
Ravensburg . . .| 64,067 56 | 16,199 | 9,419 | 89,741 | 29,913°%, 
Riedlingen. . . „| 683,886 — | 13551 5,990 | 82,427 | 27,475?, 
Saulgu . . . .| 66,073 — | 10,046 | 6,121 | 82,240 | 27,413", 
Tettnang - » . .| 44,626 — | 8246 | 4939 | 57,811 | 19,270", 
Um... . 0.0.1 57268 — | 19,813 | 20,742 | 97,818 | 32,606 
Walfe . .» . | 62,160 69 | 11,144 | 4,831 | 78,204 | 26,068 
Wangen - .» . .| 46,122 — | 6,8646 | 5,911 | 58,679 | 19,559, 











_: | 84450 154 | 168,048 | 127,229 |1,139,881 |379,960 4, 








Zufammen —:- [2,760,605| 1,895 | 650,000 | 487,500 | 3,900,000| 1,300,000 
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Berihbtigung. 
In der K. Verorbnung vom 17. Juni 1878, betreffend die Gebühren für bie Güterbuchsführung, 
Reg. Blatt S. 244, muß es in $. 5 ftatt $. 66 lit. D. heißen: $. 66 lit. b, und in $. 6 (5. Linie) 
ſtatt Verfaufsrechte: „Vorkaufsrechte.“ 


Von 10 SER 


— — — — — — 


Bedrudt bei @& Haffelbrimt, 
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22. 
Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 








. Ausgegeben Stuttgart Freitag den 27. Juni 1873. 


Inhalt. 


Königliche Verordnung, betreffend die Diäten und Reiſekoſten ber Civilſtaatsdiener. (Diäten-Regulativ.) Vom 
23. Junt 1873. — Bekanntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend die Aufhebung der befonderen 
Staatsaufficht über die Gemeinde Geifelhardt, Oberamts Dehringen. Vom 19. Juni 1873. — Belanntmadung 
des Finanz: Minifteriumsd, betreffend die Aufhebung der Zehnt: und Gefäll:Ablöfungstaffe und ber Kommilfion 
für die Berwaltung der Ablöfungsfaflen. Vom 25. Juni 1878. 





Königliche Verordnung, betreffend die Diäten und Reifckoften der Eivillantsdiener. (Diäten- 
Regulativ.) Vom 23. Juni 1873, 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Um die Diäten und Reiſekoſten Unferer Eivilftaatsdiener den jetigen Verhält— 
niffen entfprechend feftzufesen, verordnen und verfügen Wir, nad Anhörung Unferes 
Geheimen-Raths, wie folgt: 

8.1, 

Unterfcheidung der Diäten von den Reifekoften, Ausjhliegung der Taggelder für Bemühung. 

Die Entſchädigung, welche die Civilftantsdiener bei amtlichen Verrichtungen aufer- 
halb ihres Wohnorts anzusprechen haben, theilt fi) in Diäten, als Vergütung der 
Mehrkoſten über den gewöhnlichen Aufwand am Wohnorte, und in den Erſatz der 
Reiſekoſten. Fir ihre amtliche Bemühung können fie als befoldet weder in öffent 
lichen Angelegenheiten, noch bei Gefchäften, von welchen Privaten die Koften zu bezahlen 
haben, Taggelder anrechnen, 
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Verjendungen außerorbentliher Art und außerhalb Landes, 

Fiir Verfendungen, welche mit befonderer Repräfentation verbunden find, werden 
die Entfchädigungsgelder nad) Verhältniß der Perfon oder fonftigen Umftänden jedesmal 
von Uns beftimmt werden. 

Bei Geſchäften außerhalb Landes werden die gewöhnlichen Diäten, wenn nicht in 
einzelnen Fällen eine andere Beftimmung gegeben wird, um den dritten Theil erhöht, 
und zwar find die erhöhten Diäten fchon vom Abgang vom Wohnort an zu berechnen, 
wenn die Neife direkt in das Ausland geht. 

Wenn ein Beamter in Gefchäften feiner gewöhnlichen Verwaltung die fremde Grenze 
zu betreten hat oder wenn fich fein Gefchäftsbezirt auf fremdes Staatsgebiet erftrecdt, 
jo begründet dieß feine höhere als die für die Gefchäfte im Lande übliche Diäten-An- 
rechnung. 

8.8. 
Auswärtige Geichäfte der Bezirks: Beamten, Entſchädigung biefür bei fürzerer Dauer. 

Nachfolgende Bezirföbeamte erhalten für Verrichtungen innerhalb ihres Amtsbezirks 
ftatt der in den folgenden Paragraphen feftgejetsten Diäten und Reifeloften — dem Tage 
nach berechnete Averfalentfchädigungen, welche Diäten und Reiſekoſten zugleich begreifen 
und wovon fie auch die Koften für ihre Gehilfen, wenn fie von folchen fich begleiten 
laſſen, zu bejtreiten haben. 

Diefe Entfchädigungen betragen: 

1) bei den Oberamtsrichtern, Oberamtmännern, Kameralverwaltern, Hütten- und Sa⸗ 
line⸗Verwaltern und den Bauinſpeltoren des Finanzdepartements, oder ihren geſetz⸗ 
lihen Stellvertretern 

a) für einen vollen Tag —- fl. 45 kr. (gleich 15 Mark) 
b) für einen halben Tag — 5fl. 50 fr. (gleich 10 Mar). 

2) bei den Fuftizaffefforen, Amtmännern, Oberamtsaftuaren, Kameralamtsbuchhaltern, 
Hütten- und SalinefafjeBuchhaltern, Forftamtsaffiftenten, Hütten und Saline- 
verwaltungs-Affistenten, fofern diefe Diener nicht als gefetliche Stellvertreter der 
Amtsvorftände thätig find, 

a) für einen vollen Tag — 6fl. 25 kr. (gleich 11 Mark) 
b) für einen halben Tag —!- Afl. 5kr. (gleich 7 Marf). 
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Für einen vollen Tag wird eine Abwefenheit vom Aıntsfi gerechnet, welche von 
vollen acht Stunden bis 24 Stunden gedauert hat; für einen halben Tag, wenn folche 
weniger als acht, doch mehr als zwei Stunden angedauert hat, ohne Unterjchied, ob die 
auswärts verrichteten Gefchäfte in Einem oder in verfchiedenen Orten vorgenommen wor- 
den find. Beträgt die Abwejenheit nur zwei Stunden oder darumter, jo findet eine Au— 
rechnung nicht ftatt; doch werden, wenn ein Gefährt oder dergleichen benützt wurde, die 
wirklichen Auslagen biefür erjett. 

Ebenfo wird gerechnet, wenn die Abwefenheit mehr als einen Tag gedauert hat, 

Es find jedoch die täglichen Averfalentfchädigungen nur dann anzurechnen, wenn 
das auswärtige Gefchäft einschließlich der Hin- und Herreife an Einem und demfelben 
Amtsorte nicht über vier Tage dauert. Bei Gejchäften von längerer Dauer und zwar 
für die ganze Zeit derfelben, fowie bei Verrichtungen außerhalb des Amtsbezirks findet 
die Anrechnung der hienach bejtimmten Diäten und Reiſekoſten ftatt. 


.4. 
Diätenanſätze für bie — Staatsdiener. 

Die Diätenanrechnung richtet ſich im Allgemeinen nach dem Rang, welcher mit 
dem Amte der verſchickten Perſon verbunden iſt. 

Iſt der perſönliche Rang eines Beamten ein höherer als der mit dem Amt ver- 
bundene, fo ift der letztere für die Feftftellung der Diäten und Neifekoften maßgebend. 

Wird ein Diener niedereren Ranges ausdrücklich ftatt eines Dienerd von höherer 
Rangftufe verſchickt, fo gebühren ihm diefelben Vergütungen, welche letzterer erhalten 
wiirde. 

Unfere Staatsbeamten der erften, zweiten und dritten Rangftufe haben bei 
Berjendungen die wirklichen Auslagen zu berechnen, fofern Wir venfelben in einzelnen 
Fällen nicht befondere Entſchädigungsgelder beftimmen. 

Für die Diener der nachgenannten Rangftufen werden folgende Diäten feſtgeſetzt, 
welche je um den vierten Theil vermindert werden, wenn die Hin- und Rückreiſe an 
demfelben Kalenvertage erfolgt. 

Bierte Ranaftufe . . 2 2 22... 9. 5ö = 17 Mal). 

Fünfte Rangftufe . . . 2 2.2.2. —. 8fl. 45 kr. (= 15 Mar). 

Scehste Rangftufe. . » 222.20. 7fl. he (= 13 Marl). 
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Siebente Rangftufe . . 2» 2 2.2 6f. Bde (= 11 Marl). 
Achte Rangfiufe. . 2 2 2 2 2.2. 5fl. 15kr. = 9 Mark). 
Neunte Rangftufe . . 2 222... 4f. 40h (= 8 Marl). 
Zehnte Rangftufe . .. . —'. 3. 30f. = 6 Marl). 
Dienern, mit deren Stelle ein Kang nicht verbunden ift, werden die Tagge— 
bühren bei Verſchickungen, fofern diefelben nicht durch die Dienftinftruftionen oder an- 
dere Vorſchriften beftimmt find, nad; Verhältni des Dienftes und der fonftigen Um- 
ftände jedesmal ausgeſetzt. 


8.5. 
Bemeſſung der Diäten nach dem Zeitbetrag. 

Die beftimmten Diätenſätze beziehen fich in der Regel auf einen vollen Tag oder 
24 Stunden, 

Einzelne überfchießende Stunden der ganzen Abwejenheit über einen oder mehrere 
volle Tage werden bis zu 6 Stunden für einen BVierteldtag, von mehr ald 6 Stunden 
bis zu 12 Stunden für einen halben Tag, von mehr als 12 Stunden für einen ganzen 
Tag gerechnet. 

Dauert die ganze Abwefenheit weniger als 24 Stunden, fo gelten 8 Stunden und 
mehr für einen vollen, und weniger als 8, doch mehr ald 2 Stunden für einen halben 
Tag, für 2 Stunden und weniger aber findet feine Diätenanrechnung ftatt. 

Bei Reifen mit der Eifenbahn, mit dem Dampfboot oder mit der Eilpoft ift die 
fahrplanmäßige Abgangs- und Ankunftszeit an der Station des MWohnorts für die Be— 
mefjung der Diäten, maßgebend und Berfpätungen bei der Ankunft kommen nur in 
Betracht, wenn folche über eine Stunde betragen. 


8.6, 
Maßſtab für die Vergütung der Neijekoften. 

Bei Berechnung der Koften für amtliche Reifen werden, fo weit nicht nad) 8. 2 
eine Ausnahme eintritt und fofern der Antritt der Reiſe ohne Nachtheil für den Neife- 
zweck dem Fahrtenplan angepaßt werben Tann, auf Streden, auf welchen Eifenbahnen, 
Dampfboote oder Eilpoften beftehen, die Taren hiefür zu Grund gelegt. 

Wo dieje Verkehrsmittel fehlen, wird die in $. 8 bezeichnete Vergütung gewährt. 
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8.7. 

Die Auslagen an Fahrgebühr werden nad) ihrem wirklichen Betrag vergütet und 
zwar kann bei Eifenbahnen die zweite Wagenklaffe, auf Dampfbooten ein Plat der erften 
Klaffe (Salon) benütst werden. Jedoch können bei Reifen in das Ausland auf Eifenbah- 
nen die Beamten der 4, bi8 7. Rangſtufe der erften Wagenklaſſe fich bedienen. 

Als Averfal-Entfhädigung für ſämmtliche Nebenausgaben, wie Aufwand für Ge 
päctransporte, Trägerlohn, Benütung von Gefährten zu und von den Bahnhöfen, 
Dampfbooten und Posten wird 

bei Eijenbahnen die Halbe Tare für einen Pla in II Klaſſe eines gewöhnlichen 

Zuge; 

bei Dampfbooten die halbe Taxe für einen Pla I. Klafie ; 

bei Eilpoften die halbe Tare für einen Platz vergütet; hiebei ift übrigens dem Die- 
ner vorbehalten, fall8 er ausnahmsweife, befonderer Umftände wegen, durch die hälf- 
tige Fahrtare für feinen wirklichen Aufwand an Nebenauslagen nicht entfchädigt wäre, 
feßteren in Anrechnung zu bringen, wofür nach Umftänden Beſcheinigung zu liefern ift. 

8. 8. 

Soweit die Benütung der Eifenbahnen, beziehungsweife Dampfboote oder Eil- 
poften nicht möglich ift, werden als —— für ———— Koſten den Die— 
nern der 4. bis 8. Rangftufe. . . . . en an se - 14. (40 Pf.) 
den Dienern der 9. und 10, Rangſtufe . . - .. — “ 10%, tr. (30 Pf.) 
für jeden zurüchgelegten Kilometer vergütet; Brugtheil⸗ eines Kilometers dürfen gleich 
einem vollen Kilometer in Berechnung genommen werden. 

Wofern übrigens ein Diener beſonderer Umſtände wegen ausnahmsweiſe einen 
größeren Reiſeaufwand zu machen hätte, welcher durch die Averſalentſchädigung nicht ge— 
deckt wäre, bleibt demſelben unbenommen, ſeine wirklichen Auslagen anzurechnen; für 
ſolche Fälle wird den Dienern der 4. bis 8. Rangſtufe die Benützung von zwei Pfer- 
den, denjenigen der 9. und 10. Rangftufe die Benüsung von 1 Pferde gejtattet. 

8.9. 
Vermeidung unnöthiger Reifen. 

Zu Beſchränkung der Reiſekoſten find foviel möglich die kürzeren Wege zu wählen. 

Sodann find nicht nur die auferordentlichen Aufträge, fondern infonderheit auch 
die gewöhnlichen auswärtigen Gejchäfte fo viel möglich in ununterbrochener Zeitfolge vor- 
zunehmen. 
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Hin» und Herreifen im Laufe eines auswärtigen Gefchäfts ohme hinreichende , in 
dem Koftenzettel anzuzeigende und nad, Umftänden beſonders nachzuweiſende Urfachen 
werben nicht bezahlt, Ebenfo find, wenn durch unnöthiges Rückreifen ein Geſchäft un- 
terbrochen wird, gleichwohl die Diäten nur in dem nad) der Dauer des Geichäfts im 
Ganzen zu bemeffenden täglichen Betrage zu vergüten, 


8. 10. 
Befondere Auslagen. 

Neben den Diäten und Reiſekoſten nebſt der Entichädigung für Nebenausgaben 
(vergl. 8. 7 Abfa 2) ift die Anrechnung weiterer Auslagen nur in foweit zuläßig, 
als fie zu Beforgung des Gefchäftes jelbft nothwendig find, z.B. für Abfchriften, Brief: 
porti, Telegramme, Aufwärter, Boten und für das Arbeitslofal, wenn ein bejonderes 
überhaupt erforderlich und entweder aus Mangel an Raum in öffentlichen Gebäuden, 
oder wegen der bejondern Beichaffenheit des Gefchäfts eigens zu miethen ift. 

Fir diefe Anrechnungen find nad) Umftänden Beicheinigungen beizubringen. 


8. 11. 
Borbehalt jedesmaliger Beſtimmung der Entjhädigungsgelder für Ouiescenten und Unbejolbete, 
Für Quiescenten und Unbefoldete, welche Gefchäftsaufträge übernehmen, find die 
Entjchädigungsgelder fowohl, als ihre Belohnung jedesmal nad, Beichaffenheit der Um— 
ftände gleich bei Ertheilung des Auftrags voraus zu beftimmen. 


8. 12. 
Vorbehalt bejonderer Beftimmungen. 

Soweit Hinfichtlih der Vergütung für auswärtige Gefchäfte in einzelnen Dienft- 
zweigen bejondere Vorfchriften nothwendig erfcheinen, bleibt die Erlaffung von ſolchen 
den betreffenden Minifterien vorbehalten. In fo lange und in fomweit aber befondere Nor- 
men nicht feftgefetst werden, ift das gegenwärtige Negulativ an Stelle der bisherigen 
befondern Beftimmungen maßgebend. 

Im Anfehung derjenigen Diener jedoch, welchen für Neifeaufwand zugleih Aver- 
falentfhädigungen dem Jahre nach ausgefetst find, verbleibt e8 bei ben feither 
denjelben zugeftandenen Bezügen, folange ſolche nicht anderweitig normirt find, 
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8. 13. 
Gegenwärtige Verordnung dritt bei allen Dienftreifen, welche vom 1. Juli diefes 
Jahrs an ftattfinden, in Kraft und gleichzeitig treten die Verordnungen vom 17. Juni 
1822 und vom 2, Juli 1848 außer Wirkung. 


Unfere Minifter der Yuftiz, der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern, des 
Kirchen- und Schulwefens und der Finanzen find mit der Vollziehung der gegenwärtigen 
Berordnung beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 28. Yuni 1873. 


Karl 
Der Yuftiz-Minifter: 
Mittnadt. 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
für denfelben: 
v. Soden. 
Der Minifter des Innern: 
Sid. 
Der Minifter des Kirchen- und Schulwefens : 
Geßler. 
Der Finanz-Minifter: 
Renner, 


Bekanntmachung des Minikeriums des Innern, betreffend die Aufhebung der befonderen Staatsanfficht 
über die Gemeinde Geißelhardt, Oberamts Gehringen. Vom 19. Juni 1873, 

Mit höchiter Genehmigung Seiner Königlihen Majeftät vom 15. v. M. ift 
die durch Verordnung vom 25. September 1855, Reg.Blatt S. 217, angeordnete befon- 
dere Staatsaufficht über die Gemeinde Geifelharbt, Oberamts Dehringen, aufgehoben 
worden, was hiermit öffentlich bekannt gemacht wird. 

Stuttgart, den 19. Juni 1873. 
Sid, 
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Bekanntmachung des Finanz- Minikeriums, betreffeud die Aufhebung der Behnt- und Gefäll-Ablöfungs- 
kaſſe und der Kommiflfion für die Verwaltung der Ablöfungskaffen. Vom 25. Juni 1873. 
Nachdem die in Folge der Gefetze vom 14. April 1848 Art 4 und vom 17. Juni 

1849 Urt. 21 zur Vermittlung zwifchen den Zehnt- und Gefäll-Berechtigten und den 

Pflichtigen errichtete Gefäll- und Zehntablöfungstaffe ihren Zwed erfüllt und nach dem 

Geſetz vom 16. Januar 1871 (Reg.Blatt ©. 48e) die Staatskaſſe in die noch beftehen- 

den Verbindlichkeiten und Rechte der Ablöfungsfaffen einzutreten hat, jo wird mit höch— 

fter Genehmigung Seiner Königlihen Majeftät vom 33. d. M. die Aufhebung 
derjelben, ſowie der zu ihrer Verwaltung niedergefetten Kommiffion verfügt. 

Die Ablieferung der nach dem 1. Juli diefes Jahres noch eingehenden Gefäll- und 
Zehnt-Ablöfungsrenten hat von Seiten der Kameralämter an die K. Staatshauptkaſſe 
zu erfolgen, welche überhaupt ſämmtliche noch nachkommende Geldgefchäfte der Ablö- 
fungstafjen, namentlich die Einlöfung der noch rüctändigen Obligationen und Coupons 
zu beforgen hat. 

Die Gefchäfte der Kommiffion für die Ablöfungskaffen, insbefondere die Ueber- 
wachung des Einzugs der rüdjtändigen Nenten durch die Kameralämter, gehen auf die 
Kol. Domänendirektion über. 

Sämmtliche bezüglich der Ablöfungsfaffen und deren Verwaltung gegebenen Vor- 
Schriften gelten auch für die obengenannten an deren Stelle tretenden Behörden. 


Stuttgart, den 25. Juni 1873. 
Renner, 


Die am 19. Juni 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 15 bes Neichsgefegblattes enthält: 
1) das Gejeß, betreffend die Erweiterung der Dienftgebäude des Kriegaminifteriums und General: 
ftabes in Berlin, ſowie der Militär-Erziehungs: und Bildungsanftalten. Vom 12, Juni 1873. 
2) das Geſetz über die Kriegsleiftungen. Vom 13. Juni 1873. 
3) das Geſetz, betreffend die Gelomittel zur Erweiterung der Dienfträume bes auswärtigen Am: 
tes. Vom 14. Yuni 1873. 
4) Berichtigung. 


Gedbrudt bei 8 Haffelbrint, 
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23. 
Negierungs- Blatt 


für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 1. Yuli 1873, 


Inhalt. 

Verfügung des Minifteriums des Kirchen: und Schulweſens, betreffend Einführung einer Maturitätöprüfung an 
den Gymnafien und an dem Realgymnafium in Stuttgart. Vom 19. Juni 1878. — Belanntmadung bes 
Minifteriumsd bes Kirden: und Schulweſens, betreffend die Verwaltung der Staatäfammlung vaterlänbifcher 
Kunft: und Alterthumsdenlmale. Bom 25. Juni 1873. — Belanntmahung der Minifterien der auswärtigen 
Angelegenheiten, ded Innern und ber Finanzen, betreffend die Einfegung der Bau⸗Inſpeltoren in eine höhere 
Rangllaffe. Bom 1. Juli 1873, 





Verfügung des Minifterinms des Kirden- und Sculwefens, betreffend Einführung einer Matnritäts- 
prüfung an den Gymnafien und an dem Renlgymnafium in Stuttgart. 
Vom 19. Juni 1873, 

An die Stelle der feither nach Maßgabe der Minifterialverfügung vom 9, Februar 
1854 (Reg.Bl. S. 9 ff.) eingerichteten Eentral-Maturitätsprüfung für den Beſuch der 
Univerfität tritt von jet an mit Höchfter Genehmigung vom 17. Juni eine an den ein- 
zelnen Gymnafien und an dem Nealgymnaftum in Stuttgart abzubaltende Maturitäts- 
(Abiturienten) Prüfung, für welche nachfolgende Beftimmungen gelten: 

1) duch die Prüfung ſoll ermittelt werden, ob der Geprüfte diejenige Geiftesbildung 
erlangt bat, welche ihn zu alademifchen Studien befähigt. 

2) Die Prüfung wird nur an den Gymnafien, beziefungsweife dem NRealgymna- 
ſium in Stuttgart, abgehalten. Diejenigen Gymnafialfhüler, welche ein Maturitäts- 
zeugniß für das Studium der Theologie außerhalb des höheren evangelifchen Seminars 
oder des K. Fatholifchen Wilhelmsftiftes in Tübingen erlangen wollen, haben entweder 
bei den für diefe Anftalten beftimmten Aufnahmeprüfungen, infolange ſolche ftattfinden 
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werden, oder bei der Abgangsprüfung an ihrem Gymnaftum fich zu betheiligen. Die 
Hofpite8 der niederen evangelifchen Seminarien und die Schüler der Gymnafien in 
Ehingen und Rottweil, welche nicht Theologie ftudiren wollen, haben ihre Reifeprüfung 
je nach der Entjcheidung der Minifterial-Abtheilung für Gelehrten und Realſchulen 
durch Theilnahme an der Aufnahmeprüfung für das höhere evangelifche Seminar, be- 
ziehungsweife das K. katholische Wilhelmöftift, oder an der Reifeprüfung eines anderen 
Gymnafiums zu erftehen. 

3) Die Prüfungstommiffion befteht aus dem den Vorfit führenden, von der Mini- 
fterialabtheilung für Gelehrten- und Realſchulen aus ihrer Mitte beftellten Kommiffär, 
dem Rector des Gymnaſiums (Realgymnafiums) und den wifjenjchaftlihen Hauptlehrern, 
welche den obligatorifchen Unterricht an der oberften Klaſſe ertheilen; nad; Bedürfniß 
können auch andere Hauptlehrer der oberen Klaffen beigezogen werden. Im ſolchen Fäl- 
len, wo nicht ein Mitglied der Minifterialabtheilung für Gelehrten und Realjchulen die 
Leitung der Prüfung übernehmen kann, wird ein ftellvertretender Regierungstommiffär 
damit beauftragt. Die Funktionen eines ſolchen können ausnahmsweife auch dem Rek— 
tor übertragen werden, Die Gefchäftsführung der Prüfungsfommiffionen wird durch 
befondere Inftruktion geregelt. 

4) Die Prüfung ift theils fchriftlih, theild mündlich. Gegenftände der Prüfung 
find: 

a) an den Gymmafien: ein deutjcher Aufſatz, Tateinifche, griechifche, franzöſiſche 
Sprache, Mathematik, Gejhichte und Geographie, deutjche Piteraturgefchichte, phi⸗ 
fofophifche Propädeutik; für die fünftigen Theologen auch Hebräifch; 

b) an dem Realgymnafium: ein deutjcher Auffaß, lateiniſche, franzöfifche, englifche 
Sprache, niedere und höhere Analyſis, analytifche und befchreibende Geometrie, 
Geſchichte und Geographie, Phyfit, Chemie, Mineralogie, deutfche Literaturge- 
ſchichte, Zeichnen. 

5) Wer fich der Benügung unerlaubter Hilfsmittel oder einer fonftigen Täuſchung 
bei der fchriftlichen oder mündlichen Prüfung ſchuldig macht, oder anderen dazu behilf- 
fich ift, wird von der Prüfung zurücgewiefen; nur in Ausnahmefällen bei geringerer 
Verſchuldung ift e8 zuläßig, daß dem betreffenden Eraminanden neue Aufgaben zu ge- 
jonderter Bearbeitung gegeben werden. Wird die Täufchung erft jpäter entdeckt, jo wird 
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den Abiturienten ein Prüfungszeugniß nicht ausgeftellt oder das bereit ausgeſtellte 
wieder abgefordert. 

6) Außer den obligatorifchen Prüfungsarbeiten können von den Abiturienten auch 
einzelne größere, felbftändig gefertigte Arbeiten als Beweiſe ihrer — — Be⸗ 
fähigung vorgelegt werden. 

Abiturienten, welche nach den Zeugniſſen ihrer Lehrer in den — oberſten Klaſſen 
ſich durch wiſſenſchaftliches Streben und geordnetes Betragen auszezeichnet und in ihren 
ſchriftlichen Prüfungsarbeiten größteutheils das Prädikat „gut“ erlangt haben, können 
nach dem einſtimmigen Beſchuß der Prüfungskommiſſion von der mündlichen Prüfung 
dispenſirt werden. Iſt eine der ſchriftlichen Prüfungsarbeiten für ungenügend erklärt 
worden, fo ift die Dispenfation nicht zuläßig. Denjenigen, welche von der mündlichen 
Prüfung dispenfirt waren, wird von den betreffenden Fachlehrern nah dem Ergebnif 
ihrer Leiftungen im letzten Schuljahr ein Zeugniß ertheilt, 

7) Die von der Prüfungskommiſſion feftgeftellten Reifegeugniffe werden den Abi- 
turienten durch den Rektor am Schluffe des Schuljahres in einem feierlichen Akt einge 
händigt, können ihnen aber wegen etwaiger, nad Beendigung der Reifeprüfung began- 
gener Webertretungen der Schulordnung duch Beſchluß der Minifterial-Abtheilung für 
Gelehrten und Realſchulen vorenthalten werden. Die Namen der Abiturienten find 
in dem nächſten Programm der Anftalten zu veröffentlichen. 

8) Denjenigen, welche nicht für reif erflärt worden find, und dad Gymnaſium 
(Realgymnafium) verlaffen wollen, wird ein gemwöhnliches Abgangszeugniß ausgeftellt, 
worin das ungenügende Ergebniß ihrer Prüfung erwähnt iſt. Es ift denjelben noch 
zweimal geftattet, fich zur Prüfung zu Stellen; diejes kann jedoch nur an der An— 
ftalt gejchehen, an welcher die erjte Prüfung ftattgefunden hat; e8 ſei denn, daß fie nad 
diefer ein andered Gymnafium ein Jahr lang befucht haben, Ausnahmsweiſe können 
folche nicht für reif erklärte Schüler auf ihr Anſuchen von der Minifterial-Abtheilung 
für Gelehrten- und Realſchulen jchon nad) einem halben Jahr zur Wiederholung der 
Prüfung an ein Gymnafium einberufen werben; die betreffenden Geſuche find je vor 
dem 10. Februar einzureichen. Das Wiederholen der Prüfung nur in ſolchen Fächern, 
in denen die vorangegangene Prüfung ein ungenügendes Ergebniß gehabt hat, ift nicht 
geftattet. Dagegen können ſolche Studirende, welche von einem anderen Fakultätsftudium 
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zu dem der Theologie übergehen wollen, fich wegen einer Ergänzungsprüfung im Hebräi- 
chen an die Minifterial-Abtheilung für Gelehrten und Nealfchulen wenden, welche fie 
zue Erftehung diefer Prüfung entweder einem Gymnaſium zuweifen, oder zu der nächiten 
Aufnahmeprüfung für das höhere evangelifche Seminar, beziehungsweife das K. Wil- 
helwsſtift einberufen wird. 

Abiturienten de8 Realgymnaſiums, welche fpäter zu einem Fakultätsftudium über- 
gehen wollen, fir welches da8 Maturitätszeugniß eines Gymnafiums erforderlich ift, 
werden von der Minifterial-Abtheilung für Gelehrten: und Realſchulen, an welche fie 
fich diesfalls zu wenden haben, einem Gymnafium zur Prüfung im Griechiſchen und 
im Ueberfegen aus dem Deutfchen ins Lateinifche zugewiefen werden. 

9) Diejenigen, welche ohne einem Gymnaſium anzugehören, ein Maturitätszeugniß 
erlangen wollen, haben ſich unter Einreichung ihrer fonftigen Schulzeugniffe und eines 
deutſch gefchriebenen Lebenslaufs vor dem 1. Juli durch ihre nächft vorgefette Behörde 
an die Minifterial-Abtheilung für Gelehrten- und Realſchulen zu wenden, welche fie 
unter Berückfihtigung der befonderen Verhältniffe der Prüfungstommiffion eines Gym- 
naſiums zuweifen wird. Indeſſen müffen junge Leute, welche fo die Prüfung ablegen 
wollen, in der Regel Yandesangehörige fein. Ausnahmen von diefer Regel müffen durch 
genügende Gründe motivirt werden. Die Prüfung diefer fremden Maturitätsafpiranten 
erftreckt fich auf alle Gegenftände des Gymnafialunterrichts. Beſtehen fie die Prüfung 
nicht, jo find die Prüfungstommiffionen ermächtigt, fie nach Befinden auf eine beftimmte 
Zeit von einer weiteren Prüfung zurüczumeifen, 

10) Das Maturitätszeugniß gewährt den Abiturienten der Gymnafien das Recht, 
bei jeder Fakultät der Univerfität, bei den theologischen Fakultäten aber nur, wenn es 
auch ein Zeugniß über Kenntnifje im Hebräifchen enthält, inffribirt zu werden; es be- 
vechtigt ferner zum Eintritt in die land» und forjtwirthfchaftliche Afademie zu Hohen- 
heim mit dem Recht eines ordentlichen Studirenden, gewährt Befreiung von der Porte- 
peefähnrichsprüfung und gehört bei der Mehrzahl der fpäteren Staatdienftprüfungen 
zu den Erforberniffen der Prüfung. 

Die Abiturienten des Realgymnafiums berechtigt das Maturitätszeugniß zur In— 
ſtription bei der philofophifchen Fakultät für das Studium der Gefchichte, der neueren 
Spraden und ihrer Literatur, ferner bei der ftaatswirthichaftlichen Fakultät, vorbehält- 


281 


Vic einer etwaigen Aenderung für das Studium des Regiminalfaches, und bei der natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät; fodann zum Eintritt in eine der Fachſchulen der K. poly- 
technifchen Schule, und in die land» und forfiwirthichaftliche Akademie zu Hohenheim 
mit den Rechten eines ordentlichen Studirenden; auch gewährt e8 Befreiung von der 
Portepeefähnrichsprüfung. 
Stuttgart, den 19. Juni 1873. 
Geßler. 


Bekanntmachung des Minikerinms des Kircen- und Sculwefens, betreffend die Verwaltung der 
Staatsfammlung vaterländifcher Kunſt- und Alterthumsdenkmale. 
Dom 25. Juni 1873, 

Nachdem Seine Königlihe Majeftät vermöge Höchſter Entjchliegung vom 
24.9. M. gnädigft beftimmt haben, daß die in$.7 der Verfügung des Hultminifterrums 
vom 5. Februar 1867, betreffend die Einrichtung und Verwaltung der Staatsfammlung 
vaterländifcher Kunſt- und Alterthumsdenkmale, vorgefehene Bejorgung der Verwaltung 
diefer Sammlung durch den jeweiligen Confervator aufgehoben und die in SS. 7—9 
jener Verfügung feither dem Confervator als Sammlungs-Borftand zugewiefenen Be— 
fugniffe und Obliegenheiten fünftig von dem bisherigen Infpektor der Sammlung aus- 
geübt werden, wird dies mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß es 
im Webrigen bei den in der Minifterial-Verfügung vom 5. Februar 1867 und der Dienft- 
Inſtruktion des Sammlungs-Vorſtands enthaltenen Competenz> und Controlebeftim- 
mungen, hauptjächlich für die Anfchaffungen zur Sammlung, fein Verbleiben hat. 

Stuttgart, den 25. Yuni 1873. 
Geßler. 
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Bekanntmachung der Alinifterien der answärtigen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen, 
betreffend die Einfehung der Ban-Infpektoren in eine höhere Rangklaffe. 
Vom 1. Juli 1873. 


Seine Königlide Majeftät haben vermöge höchſter Entjchliegung vom 5. Mai 
d. 3. die Bauinſpektoren für den Straßenbau, den Eifenbahnbau und Betrieb, und für 
das Hochbauweſen von der achten in die fiebente Stufe der Rangordnung gnädigft vor- 
gerückt, was hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 


Stuttgart, den 1. Juli 1873. 
Wächter. Sick. Renner. 


WO RR OR 


Gebrudt bei ©, HSafjelbrin 
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R 24. 
Negierungs- Blatt 


für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 9. Juli 1873. 


Snhalt. 

Königlihe Verordnung, eu die Gebühren ber Zeugen und Sadverftändigen in gerichtlihen Straffachen. 
Bom 5. Juli 1873. — Königliche Verordnung, betreffend die Gebühren der Zeugen in bürgerlihen Redtdr 
ſtreitigkeiten. Bom 5. Juli 1873. — Berfügung bes Minifteriums des Innern, betreffend bie Staatöprüs 
fung in ber Thierheiltunde. Vom 1. Juli 1973. 


Königliche Verordunng, betreffend die Gebühren der Zeugen nnd Sadpverfändigen im gerichtlichen 
Straffaden. Vom 5. Juli 1873, 


Sarl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Zu Vollziehung der Artikel 163, 165, Abf. 6 und Art. 196 Abſ. 2 der Straf. 
prozeß-Ordnung vom 17, April 1868 verorbnen und verfügen Wir, nad Anhörung 
Unjeres Geheimenraths, was folgt: 

I. In Betreff der Gebühren der Zeugen. 
8. 1. 

Wer in einer gerichtlichen Strafſache als Zeuge vor das Gericht oder die Staats» 
anwaltjchaft geladen worden und feiner gefetlichen Verbindlichkeit nachgekommen ift, hat 
Anſpruch auf Entihädigung nad Maßgabe der nahjtehenden näheren Beitimmungen. 

8.2. 


Zeugen, welde an ihrem Aufenthaltsort vernommen werden, erhalten eine 
nad) der Zeitverfäumniß zu bemefjende Tagesgebühr. 
Diefelbe beträgt auf zwei Stunden oder weniger 21 Er. (60 Pfennige). 
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Bei längerer Zeitverfäumniß wird für jede Stunde der Betrag von 8%, tr. (25 
Pfennige) vergütet bis zum Höchftbetrag von 1fl. 27Y, kr. (2 Markt 50 Pfennige) für 
Einen Kalendertag. 

Wenn jedoch dem Zeugen ſchon durd den DVerluft von weniger als zehn, bezie- 
hungsweife fünf Stunden der DVerdienft eines vollen oder halben Tags verloren geht, 
jo fann ihm die volle Tagesgebühr, beziehungsweife die entjprechende höhere Quote 
derfelben verwilligt werden. 

Frauensperfonen erhalten nur %, der in Vorftchendem beftimmten Gebühr, 

Kinder unter vierzehn Jahren Haben keinen Anspruch auf Tagesgebühr. 

Deffentliche Diener, welche einen ftändigen Gehalt zu beziehen Haben, können bie 
Tagesgebühr nur dann beanfpruchen, wenn fie entweder Stellvertretimgskoften zu be— 
zahlen haben, oder durch die Erfüllung der Verbindlichkeit zur Zeugnißablegung in einem 
Nebenerwerb beeinträchtigt werben. 

8.5. 

Zeugen, welde niht am Ort der Vernehmung ihren Aufenthalt haben, 
erhalten zur Entjhädigung für Zeitverfäumnig und Zehrungsaufwand eine Tageöge- 
bühr, außerdem als Entſchädigung für die a eine Reiſegebühr. 

$. 4 

Die Tagesdgebühr ($. 3) beträgt er zwei Stunden oder weniger 21 fr. (60 
Pfennige). 

Bei längerer Zeitverfäumniß wird für jede Stunde — Betrag von 14 fr. (40 
Pfennige) vergütet bis zum Höchjtbetrag von 2 fl. 20 kr, (4 Mark) für den Kalendertag. 

Die Beftimmung des $. 2 Abſ. 4 findet auch hier Anwendung. 

Iſt der Zeuge genöthigt, am Drt der Vernehmung oder unterwegs zu übernadjten, 
jo wird ihn für das Uebernachten eine befondere Vergütung von 49 kr, (1 Mark 40 
Pfennige) gewährt. 

Frauensperfonen haben %,, Kinder unter 14 Jahren den hälftigen Betrag der 
Tagesgebühr anzufprechen. Die Uebernachtgebühr erhalten auch diefe Zeugen voll, 

8.5. 

Einen Anspruch auf die Reifegebühr haben, mit der im Abſatz 6 feftgejetten 
Ausnahme, nur folhe Zeugen, deren Aufenthaltsort wenigſtens 4 Kilometer vom Ort 
der Vernehmung entfernt liegt, 
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Wenn und fomweit die Eifenbahn oder das Dampfboot zur Neife benützt werben 
kann, befteht die Neifegebühr in dem Erſatz ded einfachen Betrags der Eifenbahnfahrtare 
dritter Klaſſe, beziehungsweife der Tare für einen Pla der zweiten Klaſſe auf dem 
Dampfboot. 

Die Schnellzugstare zweiter Klaſſe wird vergütet, wenn bei Benützung eines Schnell: 
(Eil- oder Kurier-) Zugs vermöge der Zeiterſparniß die Geſammtentſchädigung für den 
Zeugen fid nicht erhöht. 

Für Streden, auf welchen weder Eifenbahn noch Dampfboot benützt werben Tann, 
wird fowohl für die Hin- als für die Rückreife eine Vergütung von 3%, fr. (10 Pfennige) 
für 1 Kilometer gewährt. 

Für Streden, auf welchen weder die Eifenbahn noch da8 Dampfboot noch die Pojt 
benütt werden kann, ift dem Zeugen, wenn er wegen jugendlichen Alters, Kränklichteit 
oder Gebrechlichkeit oder wegen übler Witterung die Reife nicht zu Fuß machen kann, 
oder wenn die Ortdentfernung mehr als fünfzehn Kilometer beträgt, anftatt der im 
vorhergehenden Abſatz beftimmten Averfalgebühr nach vorgängiger Beicheinigung die Aus- 
lage für das benütte Transportinittel, zutreffendenfalld für ein befonderes Gefährt zu 
vergüten. 

Der Zeuge, welcher den Weg nicht zu Fuß zurücklegen kann, hat, auch wenn die 
Ortsentfernung weniger als vier Kilometer beträgt, Reiſekoſtenentſchädigung anzuſprechen. 


8. 6. 

Die Tagesgebühr ($. 2, $. 4) wird nad) der Dauer der Zeit bemefjen, auf welche 
der Zeuge dur die Erfüllung der Zeugnißpflicht in Anfpruch genommen ift. 

Der Bruchtheil einer Stunde wird für voll gerechnet. 

Bei auswärtigen Zeugen wird nicht bloß die zur Hin- und Nückreife erforderliche 
Zeit und die Dauer des nothwendigen Aufenthalts bei der Behörde, vor welcher die 
Vernehmung ftatt findet, fondern auch der durch eine Unterbrehung der Verhandlung 
veranlaßte oder zur Erholung nöthige Aufenthalt am Drte der Vernehmung eingerechnet. 

Iſt dem Zeugen die befondere Vergütung für Uebernachten zu gewähren, fo bleibt 
die betreffende Nacht bei Berechnung der Tagesgebühr außer Berechnung. 

Die Zeugen find nicht verpflichtet, in den Monaten Dftober bis März zwiſchen 
10 Uhr Nachts und 7 Uhr Morgens, in den übrigen Monaten zwifchen 11 Uhr Nachts 
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und 6 Uhr Morgens zu reifen. Auf Streden, auf welden die Eifenbahn benützt wer⸗ 
den Faun, findet diefe Beftimmung feine Anwendung. 

Wird von dem Zeugen eine Tageszeit, innerhalb deren er zu reifen nicht verpflichtet 
war (Abſ. 5), zur Reiſe verwendet, fo erhält er, falls hiedurch die Uebernachtgebühr 
erfpart wird, für jene Zeit Vergütung nad) dem in 8.4 feftgefetsten Maßſtab, auch wenn 
dadurch der regelmäßig zuläjfige Höchftbetrag der Tageögebühr überfchritten würde, 

Wird die Neifegebühr nad) der Größe der Entfernung des Orts der Vernehmung 
von dem Aufenthaltsort de8 Zeugen beftimmt, fo wird die auf der Hin- und Rückreiſe 
zurückzulegende Entfernung zufammengerechnet. Ergibt fich hiebei ein Bruchtheil eines 
Kilometer, fo wird die Vergütung wie für einen vollen Kilometer gewährt. 


8. 7. 

Wenn Zeugen wegen ihres jugendlichen Alters oder ihrer Gebrechlichkeit halber durch 
eine andere Perſon an den Ort ihrer Vernehmung begleitet werden müſſen, fo Hat der 
Begleiter die Gebühr anzufprechen, welche er, wenn er felbft als Zeuge vorgeladen ge 
weſen wäre, erhalten haben würde. 

8.8. 

Perfonen, welche für Berufsreifen nad) befonderen Vorfchriften entfchädigt wers 
den, wird die Entfchädigung nach diefen Vorfchriften berechnet, wenn diefelben über Ge 
genftände, welche innerhalb ihres dienftlichen oder berufsmäßigen Wirkungskreiſes Liegen, 
Auskunft geben follen; e8 würde denn Entfchädigung nad der gegenwärtigen Verordnung 
verlangt. 

8.9. 

Nihtwüttenberger, welche zur Zeugnißablegung aus einem andern Staate vorge» 
laden werden, erhalten auf Verlangen und erforderlichenfalls gelieferten Nachweis dies 
jenige Entfhädigung, welche fie nad) den in ihrer Heimath geltenden Beftimmungen 
anzujprechen Hätten, anftatt der im der gegenwärtigen Verordnung feftgefehten Gebühr. 


8. 10. 

Wenn um befonderer Verhältnijfe willen die in den SS. 2—7 beftimmte 
Entfhädigung im einzelnen Falle als ungenügend erfcheint, jo fann von dem Zeugen 
eine befonders zu rechtfertigende höhere Anrechnung gemacht werden, 

Eine Erhöhung der Tagesgebühr ($. 2, 4) aus dem Grunde eines aus der Erfül- 
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Yung der Pflicht zur Zengnifablegung erwachſenen größeren Schadens am Erwerb kann 
feinenfall8 über da8 Doppelte der regulativmäßigen Beträge verwilligt werben. 


8. 11. 

Die Entfhädigung der Zeugen wird durch den Beamten, welcher die Verhandlung 
gepflogen hat (Staatsanwalt, Unterfuhungsrichter, Vorſitzender des erfennenden Gerichts, 
oder beauftragte Gerichts- Mitglied), und, wenn die Verhandlung vor dem erfennenden 
Gerichte ftattgefunden hat, durch den Vorfigenden des Letzteren oder einen von demfelben 
damit beauftragten Richter vorläufig feftgeftellt. 

Die für die Bemeffung der Entfchädigung erheblichen Notizen find in die Akten 
nieberzulegen. 

Will ſich der Zeuge bei der Feftftellung (Abſ. 1) nicht beruhigen, oder handelt es 
fih um eine ausnahmöweife Erhöhung über den regulativmäßigen Betrag ($. 10), fo 
entjcheidet, wenn die Vernehmung vor dem erfennenden Gericht oder außerhalb der 
Gerihtsfigung durch den Vorſitzenden desfelben oder einen damit beauftragten Richter 
ftattgefunden hat, vorbehältlich des Rechts der Beſchwerdeführung in höherer Inftanz 
das erfennende Gericht. In fonftigen Fällen, defgleichen in Vertretung des nicht mehr 
verjammelten erfennenden Gerichts hat die Behörde, welcher die Decretur des Koftenver- 
zeichniffes in der betreffenden Straffache obliegt, auf Anrufen des Betheiligten über die 
Entſchädigung zu bejchließen. 

In den Fällen des Abj. 3 ift vor der Entfcheidung der Staatdanwalt, welcher 
in der Sache mitgewirkt hat, zu vernehmen. 


8. 12. 

Die Unsbezahlung der Zeugengebühren erfolgt, fofern fein Anftand obwaltet, 
unmittelbar nad der Vernehmung. 

Perfonen, die deffen bedürftig find, kann zur Beftreitung der Koften der Reiſe an 
ben Drt der Vernehmung durch die Behörde, welche die Ladung erlaffen oder zu vollzie— 
ben Hat, ein Vorſchuß auf die Gebühr gewährt werden. 

In den Fällen des 8.40 Abſ. 2 des Reichs-Geſetzes, betreffend die Gewährung der 
Nechtshülfe, vom 21. Juni 1869 (Reg.Blatt von 1871 Neo. 1 Beil, ©. 82) ift für 
die Vorfchußleiftung die Vorfchrift diefer Gefetesbeftimmung maßgebend. 
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1, Betreffend die Gebühren der Sadhverftändigen. 


$. 13. 

Sadwerftändige, welche nicht zu unentgeltlicher Dienftleiftung verpflichtet find, ha— 
ben für ihre Thätigkeit in gerichtlichen Straffachen nad Maßgabe der nachfolgenden Be- 
ftimmungen Entfchädigung anzufprechen. 

7 

Findet die Vernehmung oder die Verrichtung, welche dem Sachverſtändigen obliegt, 
an defjen Aufenthaltsort ftatt, fo hat er ein Taggeld anzufprechen, welches auf den Tag 
zwifchen 1 fl. 27%, Er. und 5 fl. 15 fr. (2 Mark 50 Pfennige und 9 Mark) beträgt. 

Bei Vernehmungen oder Verrichtungen außerhalb des Aufenthaltsorts des Sachver—⸗ 
ftändigen erhält derfelbe neben dem Taggeld Entſchädigung für die Reifekoften. 

Für da8 Taggeld fommt, wenn die Abwejenheit nur zwei Stunden oder weniger 
beträgt, der in Abſatz 1 beftimmte Mafftab zur Anwendung Im Fall einer Abweſen— 
heit von mehr als zwei Stunden beträgt das Taggeld zwifchen 2 fl. 20 fr. und 7 fl. 
(4 Mark und 12 Mark) für den Tag. 

8. 15. 

Acht Stunden und mehr eines Kalendertags gelten für einen vollen Tag, weniger 
als acht, doc mindeftens vier Stunden für einen halben Tag. Ein Bierteldtag darf 
berechnet werden, auch wenn der Zeitaufwand oder die Abwefenheit weniger als zwei 
Stunden beträgt. 

Bei Bemeffung des Taggelds für dem einzelnen Fall ift neben dem Zeitaufwand 
auf die Schwierigkeit der Arbeit, fowie die perjönliche Stellung und die Erwerbsverhält- 
nifje de8 Sacverftändigen Nückficht zu nehmen. 

Wenn nad) der befonderen Bejchaffenheit eines Falls, insbefondere bei Sachverftän- 
digen von höherer wifjenfchaftlicher oder künſtleriſcher Bildung, das in Vorſtehendem be- 
ftimmte Taggeld als eine genügende Vergütung nicht erfcheint, fo kann eine Erhöhung 
desjelben bis zu 15 fl. 10 fr. (26 Mark) auf den Tag bewilligt werden. 

8. 16. 

Die Vergütung für Neifeloften befteht, wenn die Eifenbahn, das Dampfboot, oder 
die Poft bemütst werden kann, in dem einfachen Betrag der Perjonentare. 

Soweit die Benütung der Eifenbahnen, Dampfboote oder Poften nicht thunlich iſt, 
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wird dem Sachverftändigen die Auslage für ein befonderes Gefährt nach den örtlichen 
Preifen vergütet. 
$. 17. 

Für Sachverftändige, für welche befondere Gebührentaren beftehen, find diefe maf- 
gebend, 

Wenn bei einer Gerichtöbehörde Gutachten einer gewiffen Art, insbejondere Schätz- 
ungen, häufiger vorkommen, jo hat diefelbe darauf Bedacht zu nehmen, mit einem Sad; 
verftändigen ein Uebereinkommen über feine Belohnung ohne Ueberfchreitung der in gegen- 
wärtiger Verordnung beftimmten Gebühren abzujchließen. 

8. 18. 

Auslagen, welche dem Sachverftändigen in Ausführung des ihm extheilten Auftra- 
ges, 3. B. für Prüfungsmittel, Feuerungs-Material zum Zwed einer vorzunehmenden 
technischen Unterfuhung, erwachſen, werden beſonders vergütet, 

8, 19. 

Die Beftimmungen in $. 6 Abſ. 1, 3 und 5 über die Berechnung des Taggelds 
und die Tageszeit, innerhalb deren die Zeugen nicht zu reifen verpflichtet find, finden 
auc auf Sacverftändige Anwendung, defgleichen die 88. 11 und 12 über Feſtſtellung 
und Ausbezahlung der Gebühren. Es ift jedoch rücfichtlich des Taggelds, jo oft über 
den geringften in diefer Verordnung feftgefetsten Betrag, wenn auch innerhalb der Rahme 
aufgeftiegen werden foll, ſtets die Entſcheidung des erfennenden Gerichts, beziehungsmeife 
der zur Decretur des Koftenverzeichniffes in der betreffenden Straffache zuftändigen Be 
hörde einzuholen. 

8. 20. 

Gegenwärtige Verordnung tritt am 15. Yuli 1873 in Wirkfamteit, 

Gleichzeitig ift die K. Verordnung vom 4. Januar 1844, betreffend die Gebühren 
der Zeugen in gerichtlichen Strafjahen (Reg. Blatt S. 1 u, ff.) und ber $. 28 der 
Eriminal-Gebührenordnung vom 24. November 1826 (Reg.Blatt S. 501) aufgehoben. 

Unser YuftizMinifterium ift mit der Vollziehung diefer Verordnung beauftragt. 

Gegeben Schloß Friedrichshafen, den 5. Juli 1873, 


Karl, 
Auf Befehl des Königs: 
Der Yuftiz-Dinifter: Der Rabinets-Chef 


Mittnadt. Gärttner, 
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Königliche Verordnung, betreffend die Gebühren der Zeugen in bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten. 
Vom 5. Juli 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


In Anwendung des Artikels 499 der Eivil-Prozeordnung vom 8. April 1868 

verordnen Wir, nad Anhörung Unferes Geheimenraths, was folgt: 
| 8. 1. 

Wer in einer bürgerlichen Aechtsftreitigkeit al8 Zeuge geladen worden, und feiner 
gefetzlihen Verbindlichkeit nachgelommen ift, hat Anfpruch auf Entihädigung nad Maf- 
gabe der Beftimmungen der 88. 2-10 Unferer Verordnung vom heutigen Tage, bes 
treffend die Gebühren der Zeugen ꝛc. im gerichtlichen Strafſachen. 

8.2 

Die Feitftellung der Zeugengebühren nah Maßgabe der gedachten Beftimmungen 
findet nur ftatt, wern der Zeuge, oder die Partei, welche ven Zeugen benannt hat, oder 
die in die Koften verurtheilte Gegenpartei ſolches verlangt oder wenn die Entfhädigung 
der Zeugen nad) $. 5 diefer Verordnung von der Staatskaſſe zu leisten ift. 

8. 3. 

Darüber, ob der Zeuge die Feititellung feiner Entjchädigung verlange, ift derfelbe 
bei feiner Vernehmung zu befragen. 

8.4. 

Die Zeugengebühren find, wo möglich, unmittelbar nad der Vernehmung aus dem 
hinterlegten Koſtenvorſchuſſe (Art. 427, 432 Abſ. 2 der Eiv.P.D.) zu bezahlen oder 
von dem amwejenden Beweisführer zur fofortigen Aushändigung an den Zeugen eins 
zuziehen. 

Zu dieſem Behufe kommt den Gerichts-Beamten, welche die Zeugenabhör im Auf- 
trag des Progegerichtd vornehmen (Urt. 423 Abſ. 2 der Eiv.P.D.), die vorläufige 
Feftftellung der ordentlichen Zeugen-Gebühren (55.2 —9 der Verordnung, betreffend die 
Gebühren der Zeugen ꝛc. im gerichtlichen Strafjachen), foweit kein Anftand obwaltet, zu. 

8.5 


Für eine zum Armenrechte zugelafjene Partei wird die Bezahlung der von ihr zu 
entrichtenden Zeugengebühren nad Maßgabe der gefeglichen Beftimmungen (Art. 133 


\ 
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Abf. 1, 167 Abſ. 2, 169, 173) von der Staatskaſſe geleiftet. Die Einziehung und Ver— 
rechnung der der Staatslaffe obliegenden Zahlungen erfolgt nach den hierüber erlaffenen 
bejonderen Anordnungen. 
8. 6. 
Die VBorfchriften des $. 12 Abf. 2, 3 der Verordnung, betreffend die Gebühren der 
Zeugen ꝛc. in gerichtlichen Strafſachen, finden auch in bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten 
Anwendung. 7 


Die gegenwärtige Verordnung, durch welche die K. Verordnung vom 12. März 1846, 
betreffend die Gebühren der Zeugen in Eivilprozeffen, aufgehoben wird, tritt am 15. Juli 
1873 in Wirkfamteit. 

Unſer Yuftiz-Minifter ift mit der Vollziehung diefer Verordnung beauftragt. 

Gegeben Schloß Friedrichshafen, den 5. Juli 1873. 


Karl, 
Auf Befehl des Königs: 
Der Yuftiz-Minifter : Der Rabinets-Ehef: 
Mittnadt, Gärttner, 


Verfügung des Minikerinms des Innern, betreffend die Staalsprüfung in der Chierheilkunde. 
Vom 1. Juli 1873. 

Bezüglich derjenigen Thierärzte, welche die Befähigung zur Anftellung al® ordent⸗ 
liche Berather von Staatspolizei- und Yuftizbehörden im Fache der Thierheilfunde oder 
als Oberamtsthierärzte erlangen wollen, wird mit Höchfter Genehmigung Seiner Kö⸗— 
niglihen Majeftät Nachftehended verfügt. 

1) Die Berechtigung zur Uebernahme der vorbemerkten Dienfte ijt durch die Er- 
ftehung der Staatsprüfung bedingt. 

Dieſe Prüfung wird vor einer von dem Minifterium des Innern berufenen Kom⸗ 
miſſion abgelegt und findet jährlich im Monate November in Stuttgart ſtatt. 

Wenn jedoch für eine ſolche Prüfung nur ein einziger zulaſſungsfähiger Kandidat 
ſich meldet, fo kaun derſelbe auf die Prüfung des nächſten Jahrs verwieſen werden. 
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Geſuche um Zulaffung zu der Prüfung find bei dem Minifterium des Innern 
fpäteftens bis zum 15. September jeden Jahres mit. folgenden Belegen einzureichen: 

a) mit dem thierärztlichen Approbationsfchein des Kandidaten, 

b) mit dem Nachweis über eine mindeftens zweijährige Berufsausübung nad) er- 
langter Approbation als Thierarzt. Im diefe Zeit darf die Verwendung im 
Beterinärdienfte der Arınee, und zwar auch als Einjährigfreiwilliger, falls er 
als jolcher im Veterinärdienſte fich verwenden ließ oder der behufs weiterer fach- 
licher Fortbildung ftattgehabte Beſuch einer entfprechenden Lehranftalt eingerechnet 
werden, 

e) mit einem Zeugniß der Ortsbehörde über fittliche8 Verhalten des Kandidaten. 

Die von Privatperfonen oder von ausländifchen Behörden ausgeſtellten Zeugniſſe 
müfjen gehörig beglaubigt, beziehungsweife mit Amtsſiegeln verjehen fein. 

Das Minifterinm des Innern ertheilt bei genügend befundenen Nachweifen einen 
Zulaffungsfcein. 

Geſuche, welche exrft nach dem 15. September beim Minifterium einlaufen oder nicht 
mit den vorgefchriebenen Belegen verjehen find, werden zurückgewieſen. 

Die betreffenden Kandidaten, ſowie diejenigen, welche fich zwar vorſchriftsmäßig ge- 
meldet haben, aber aus anderen Gründen nicht als zulaffungsfähig erfannt worden find, 
werden hievon unter Angabe des Grundes in Kenntniß gefett. Zugelaſſene Kandidaten, 
welche nicht zu Anfang des für die Vornahme der Prüfung beftimmten Termins er- 
fcheinen, werden auf die nächftfolgende Prüfung verwiejen. 

Die Prüfung wird je unter Angabe des Tags ihres Beginns im Staatsanzeiger 
ansgejchrieben. 

2) Die Prüfung zerfällt in folgende drei Abſchnitte: 

A. Der Kandidat hat zwei Aufgaben, von welchen die eine der polizeilichen, die 
andere der gerichtlichen Thierheilfunde entnommen ift, jchriftlich zu bearbeiten. 

Der Kandidat hat die Arbeit in dem von der Prüfungskommiſſion bezeichneten Los 
kal ohne fremde Beihilfe unter Aufficht zu fertigen, darf jedoch die ihm zu Gebot ftehen- 
den literarischen Hilfsmittel benügen. 

Die von dem Kandidaten auf die Ausarbeitung einer Aufgabe verwendete Zeit darf 
acht Stunden nicht überfchreiten. 

Kandidaten, welche während der Prüfung Anderen in irgend einer Weife zur Löſung 
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der gegebenen Fragen und fonftigen Aufgaben behilflich find, oder von Anderen folche 
Hilfe annehmen, werden von der Prüfung ausgefchloffen; wenn aber ihre Verfehlung 
erit jpäter zur Anzeige kommt, jo wird ihnen fein Prüfungszeugniß ausgeftellt, oder das 
bereit8 ausgeftellte Zeugniß wieder abgenommen. 

B. Der Kandidat hat 

a) an einem lebenden Thier einen für polizeiliche oder gerichtliche Fragen fich eige 
nenden Krankheitsfall zu unterfuchen und feftzuftellen, ſodaun über die einjchlägi- 
gen Fragen einen mündlichen Vortrag zu halten und hierauf unter Aufficht ein 
Gutachten über den Fall auszuarbeiten; 

b) die Seftion eines Thiered vorzunehmen oder ein pathologifch-anatomifches Präpa- 
rat zu demonftriren, und in beiden Fällen einen gutächtlichen Bericht darüber 
unter Aufficht zu fertigen. 

C. Der Kandidat hat fich hierauf einer mündlichen Prüfung zu unterwerfen, 
welche fich vorzugsweife anf die Lehre von der Zucht Tandwirthfchaftlicher Hausthiere 
mit befonderer Rüdfiht auf Württemberg und die dießfalls beftehenden Einrichtungen 
fowie auf das ganze Gebiet der polizeilichen und gerichtlichen Thierheilfunde und die 
dießfalls beftehenden Vorſchriften zu erftreden bat. 

Diefe mündliche Prüfung dauert für jeden Kandidaten mindeſtens eine Stunde. 

3) Ueber jeden einzelnen Aft der Prüfung ift ein Protofoll aufzunehmen, welches 

die Gegenftände der Prüfung, das Urtheil jedes einzelnen Eraminatord und die nad) 
dem Gefammitergebnifje der Prüfung von der Prüfungsfommijfion zu beftimmende Be 
fähigungsftufe enthält. 

Die Befähigungsftufen werden nach drei Klaſſen, welche in zwei Unterabtheilungen 

zerfallen, bezeichnet 
1. Klaſſe a) ausgezeichnet gut, 
b) ſehr gut. 
II. Klaſſe a) recht gut, 
b) gut. 
111. Kaffe a) ziemlich gut, 
b) hinreichend. 
In den Prüfungszeugniffen werden die den Einzelnen zuerkannten Befähigungss 
ftufen angegeben, erftere von den Mitgliedern der Prüfungstommiffion unterzeichnet, vom 
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Erfolgt die Zurückweiſung, jo darf fi der Kandidat in einem folgenden Jahre zu 
einer nochmaligen Prüfung anmelden. 

Die Zulaffung zu einer dritten Prüfung findet nur unter ganz beſonders berüd- 
fihtigungswerthen Verhältniſſen ftatt. 

Die Namen der für befähigt erfannten Kandidaten werden im Staatdanzeiger bes 
fannıt gemacht. 

4) Die Prüfungsgebühr, welche für jeden Kandidaten auf 10 fl. 30 fr. (18 Marl) 
feftgejett wird, ift vor Beginn der Prüfung bei der im Zulaffungsjchein bemerkten Be 
hörde zu erlegen. 

Borftehende Beitimmungen treten an die Stelle der Ziffern 5, 7, 8, 9 und 10 der 
Verfügung des Minifteriums des Innern vom 7. Januar 1830, betreffend die Befähi- 
gung und Anftellung der Thierärzte (Meg.Blatt Seite 24 ff.) und der Ziffern 3-8 
der Berfügung deſſelben vom 12. Auguft 1846, betreffend die Befähigung und Prüfung 
für Oberamtsthierarztsfiellen (Reg. Blatt Seite 362 ff). 

Stuttgart den 1. Yuli 1873. 
Sid, 


I 25. 
Negierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 


| Ausgegeben Stuttgart Domnerftag den 10, Juli 1873. | 
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Königliche Verordnung, betreffend borſchriſten über die Benükung öffentlicher Straßen und ihrer 
Bubehörden. Vom 6. Juli 1873, 


Karl ‚ von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Unter Bezugnahme auf $. 366 Ziffer 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutfche 
Reich und auf Art. 19 des Geſetzes vom 27. Dezember 1871, betreffend Aenderungen 
des Polizeiftrafrechts, fowie in Gemäßheit des Art. 54 Abſatz 2 und des Urt, 57 Abja 2 
des letztgenannten Geſetzes verorbnen und verfügen Wir nah Anhörung Unferes 
Geheimenrathes wie folgt: 

8.1. 

Es ift verboten, über einen Straßengraben zu pflügen, oder ohne Güterbrücke oder 
eine diejelbe erſetzende Vorrichtung zu fahren oder Vieh zu treiben. 

Ferner ift unterfagt, in einem Straßengraben oder auf den zum Schuß der Stra- 
gen beftimmten Pflanzungen weiden zu laſſen, eine Grabenböfchung abzugraben oder ei- 
nen Straßengraben mit Bauholz, Dünger oder anderen Gegenftänden zu belegen, aus- 
zufüllen oder zuzumerfen, 
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8.2. 
Auf dem Nebenwege (dem nicht befchlagenen Theile) der Straße oder den Vorrath8- 
haufen des Beichotterungsmateriald darf nur im Nothfall gefahren werden. 


8.8, 
Bauholz auf einer Straße zu fehleifen ift nicht erlaubt. 
8.4. 

Jedes Fuhrwerk muß mit den für dafjelbe erforderlichen Sperrvorrichtungen ver- 
fehen fein. Außer in Nothfällen, bei Echneebahn oder Glatteis, darf nur mit dem 
Radſchuh oder der fogenannten Micke gefperrt werden. Hölzerne Radſchuhe müfjen am 
vorderen Theile aufwärts gerichtet fein. 

Weitere Vorfchriften bleiben der Verfügung vorbehalten. 

8.5. 

Das Nebeneinanderfpannen von drei Pferden ift nur auf Strafen mit einer Breite 
von mindefiens 5,5 Meter zuläßig; biebei find folgende Vorfchriften zu beachten: 

1) das auf der fogenannten Wildbahn gehende Pferd muß zur rechten Hand des 
MWagenführers eingefpannt werden; 

2) der Raum zwifchen den äußeren Enden der beiden äußeren Zugfcheiter darf nicht 
über 2,3 Meter betragen; 

3) die drei Pferde müfjen durch Kreuzzügel mit einander verbunden werden; 

4) vor dem Einfahren in einen Ortdetter oder in dort befindliche Straßenwendungen 
ift ein Eignal mit dem Pofthorn oder der Peitjche zu geben; 

5) innerhalb der Ortsetter darf nur im Furzen Trabe, bei Strafenwendungen und 
auf ſchmalen und nicht ebenen Straßenftredfen nur im Echritt gefahren werben, letzteres 
aud) außerhalb Eiter8 auf Brüden, fowie bei dem Ausweichen auf fchmalen Strafen. 


8. 6. 
Einem begegnenden oder vorfahrenden Fuhrwerke muß jeder Wagenführer rvechtzei- 
tig und genügend zur rechten Seite ausweichen, 
— — 
Ein Wagenführer darf ſein beſpanntes Fuhrwerk nicht ohne Aufſicht laſſen und 
iſt überhaupt zur gehörigen Vorſicht in Leitung feines Fuhrmwerks verpflichtet, 
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8.8. 

Es ift nicht geftattet, ein oder mehrere Pferde Hinten am Wagen ohne Aufficht mit 
fich zu führen oder Wagen in gefährlicher oder den Verlehr hemmender Weife an eins 
ander zu koppeln. 

Hintereinander fahrende Fuhrwerke haben andern den erforderlichen Raum zu nöthi- 
ger Durchfahrt zu geben, auch hat jedes Fuhrwerk fi) der Störung geſchloſſen mar- 
ſchirender Militärabtheilungen, öffentlicher Aufzüge, insbejondere Leichenbegleitungen zu 
enthalten. 

8.9. 

Wenn ausnahmsweife von der zuftändigen Behörde geftattet wird, einen Theil einer 
Straße innerhalb oder außerhalb des Orts mit Bauholz, Steinen, Wagen und dergl. 
zu belegen oder zu bejeten, jo muß das Bedürfniß des Verkehrs ftets beachtet und die 
belegte Stelle bei Nacht beleuchtet, auch wenn nöthig, umfchranft werden. 

Das Gleiche hat zu gefchehen, wenn Straßentheile in Folge von Abrutſchungen 
oder Abgrabungen und fonftigen Bauarbeiten ohne Gefahr nicht oder nur mit bejonderer 
Borficht befahren werden können. 

8. 10. 

Rohe oder frifch gegerbte Häute an einer öffentlichen Strafe zum Trocknen auszu- 
hängen, ift verboten. 

Fuhrleute, welche Thierhäute in rohem Zuftande oder frifch gegerbt, ſowie die zum 
Leimfieden und anderen Zweden oder auf den Waſenplatz beftimmten rohen thierifchen 
Veberrefte führen, haben diefelben dicht und vollftändig einzuhüllen und zu bededen, um 
den Gegenftand der Ladung nicht fichtbar werden zu Laffen und der Wahrnehmung feiner 
Ausdünftung durch den Geruch möglichft vorzubeugen. 

Das Abledern gefallener Thiere darf an Straßen nicht ftattfinden; nicht minder ift 
das Auswerfen von todten Thieren oder Theilen von ſolchen auf Straßen unterfagt. 

8. 11. 

Borftehende Beitimmungen treten an die Stelle der SS. 10, Sat 1, 19, 20, 22, 
24—27 der Wegordnung vom 23. Dftober 1808 (Reg.Blatt von 1809 Seite 19 ff.), 
der Verordnung vom 15. September 1809, das Teichtfinnige Fahren und das Auswei- 
chen der Fuhrleute betreffend (Reg. Blatt von 1809 S. 405), der Minifterial-Verfügung 
vom 2. November 1826 (Reg.Blatt ©. 471), der Verordnung vom 30 Juli 1812, be- 
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treffend das Aushängen von Thierhäuten an Strafen (Reg.Blatt S. 370), der Minis 
jterial-Verfügung vom 14. April 1842, betreffend den Transport von Thierhäuten und 
anderen thierifchen Theilen (Reg. Blatt S. 254), der Minifterial-Verfügung vom 6. Fer 
bruar 1851, betreffend die Geftattung des Nebeneinanderfpannen® von drei Pferden (Reg. 
Blatt S. 17), und der Minifterial-Verfügung vom 9. April 1859, betreffend die Be— 
ftrafung von Berfehlungen in Beziehung auf den Gebrauch öffentlicher Straßen (Reg. 
Blatt ©: 61). 
8. 12. 

Im Uebrigen wird auf $. 366 Ziffer 2, 3, 4, 5, 8 und 9, 8. 367 Ziff. 12 und 
8.370, Ziffer 1 und 2 des Strafgefeßbuchs für das Deutfche Reich, auf 8. 19 des Reichs— 
nefetses über das Poftwefen vom 28, Dftober 1871 (Reichsgeſetzblatt ©. 351), ſowie auf 
Art. 8 Ziff. 2 des Gefees vom 1. Juni 1853 über den Befig und Gebrauch von 
Waffen, fowie über die Errihtung von Schüßengefellfchaften und Bürgerwachen (Meg. 
Blatt ©. 153) und auf Art. 20, 23, 32, Ziff. 1, 2, 4, Urt. 34, Ziff.d, 6 und 7 des 
Geſetzes vom 27. Dezember 1871, betreffend Wenderungen des Polizeiftrafrechts (Reg- 
Blatt S. 397 ff.) hingewiesen. 

Unſer Minifter des Innern ift mit der Vollziehung gegenwärtiger Verordnung 
beauftragt. 


Gegeben Schloß Friedrichshafen, den 6. Juli 1873. 


Karl. 
Der Miniſter des Innern: 
Sick. 
Auf Befehl des Königs: 
Der Kabinets⸗Chef 
Gärttner. 
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Verfügung der Minifterien des Innern und des Aricgswefens, betreffend die Einführung des Pren- 
ßiſchen Geſehes über die Unterſtüßnng der bedürftigen Familien zum Dienſte einberufener Referve- 
und Landwehrmannfhaften vom 27. Februar 1850 im Königreich Württemberg. 

Tom 1. Juli 1873. 

Mit allerhöcfter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs wird in Vollzieh- 
ung der Artifel 2 und 10 der Militärfonvention vom 21/25. November 1870 das 
Preußifche Geſetz, betreffend die Unterftütung der bedürftigen Familien zum Dienfte 
einberufener Reſerve- und Landwehrmannfchaften vom 27, Februar 1850 mit der Be 
ftimmung zur Verkündigung gebracht, daß das zur Ausführung des Geſetzes weiter Er- 
forderliche von den Minifterien des Innern und des Kriegsweſens einzuleiten ift. 


Stuttgart, den 1. Yuli 1873. 
Sid. v. Sudow. 


Ars. 725.) Gefeh vom 27. Februar 1850, betreffend die Unterſtühnng der bedürftigen Familien 
zum Dienfte einberufener Referve- und Landwehrmannfhaften. (Gefeß-Sammlung 
von 1850 8. 70-72). 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verordnen, unter Zuftimmung der Kammern, was folgt: 


8. 1. 

Die Referve- und Landwehrmannſchaften ſollen, ſobald ſie zum Kriege oder wegen 
auferordentlicher Zuſammenziehung der Referve oder ver Landwehr einberufen werden, 
für ihre Familien, im Falle der Bedürftigkeit, eine Unterftügung nach näherer Beftim- 
mung dieſes Geſetzes erhalten. 

8.2. 

Hinfichtlich des Anfpruchs auf Unterftügung ($. 1) werden als zur Familie gehörig 
betrachtet ; die Ehefrau des zum Dienft Einberufenen und defjen Kinder unter 14 
Yahren. 

Auch können dahin noch gerechnet werben: 

die Kinder über 14 Jahre, fowie Verwandte in auffteigender Linie und Gejchwifter, 
infofern fie von dem zum Dienft Einberufenen unterhalten werden müffen. 
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Dagegen find entferntere Verwandte, gejchievene Ehefrauen und uneheliche Kinder 
von der Berechtigung zum Empfange einer alias ausgejchloffen. 
$. 3 


Die Verpflichtung zur Unterftügung biefer Familien (58. 1, 2) wird den Kreiſen 
auferlegt. 

Ausgenommen bievon bleibt die den Familien der Landwehr-Offiziere in den Fällen 
des 8. 1 zu gewährende Unterftütung; diefe wird in gleicher Weiſe wie hinfichtlich der 
Familien der Offiziere des ftehenden Heered aus dem Militär-Fonds beftritten. 

8. 4. 
Die Unterftütungsbedürftigkeit der Familie muß in jedem einzelnen Falle nachge- 
wiejen werben. 
8.5. 
Als Kreis-Unterftügung muß mindeftend gewährt werden: 
a) für die Ehefrau monatlich 
1 Rthr. 10 Sgr. und in der Zeit vom 1. November bis 1. April 2 Rthr. 

b) für jedes Kind unter 14 Jahren monatlich 15 Ser. 

Die Geld-Unterftütung kann theilweife durch Lieferung von Brodforn, Brennmate- 
rial oder Kartoffeln erjetst werden. 

8. 6. 
In jedem Kreiſe wird eine Unterftügungs-Kommiffion gebildet, welche 
a) fowohl über die Unterftügungs-Bedürftigkeit der betreffenden Familien, als aud) 
b) unter forgfältiger Berückſichtigung der Urbeitsfähigkeit derfelben, über den Umfang 
und die Art der ihnen zu gewährenden Unterftütung, nachdem der Orts-Vor⸗ 
ftand darüber gehört worden, mit Beachtung der Borichriften des 8. 5 endgiltig 
zu entfcheiden, und 
c) die pünktliche Gewährung der bewilligten Unterftüßung zu überwachen hat. 
8. 7- 

Die Unterftügungs-Kommiffion bejteht aus dem Landrathe als Vorfitenden und 
einer den Lokal⸗Verhältniſſen angemeffenen Anzahl von Mitgliedern, welche die Kreis— 
Vertretung aus den Kreiseinfaßen erwählt. 

Die Kreiß-Vertretung ift befugt, die Gefchäfte der Kommiffion dem Kreis-Ausihuß 
zu übertragen. 
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Einer jeden Unterflükungs-Kommiffion wird ein von dem betreffenden Landwehr⸗ 

Bataillons⸗Kommando zu wählender Offizier beigeordnet. 
8. 8. 

Die Kommiffion ($. 7) kann nur befchließen, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mit- 
glieder zugegen ift. Die Befchlüffe werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stim- 
mengleichheit ift die Stimme de8 Vorfitenden entjcheidend. 

Der der Kommiffion beigeorbnete Offizier nimmt an den Verhandlungen Theil, 
hat aber feine entjcheidende Stimme. 

8.9. 

Die zu den Unterfiügungen erforderlichen Geldmittel werden von der Kreiß-Bertre- 
tung befchafft und nöthigenfall® nad) dem Verhältniß der fonftigen Kreis-Kommunal- 
Beiträge aufgebracht. 

8. 10. 

Die von der Kommiffion ($. 7) feftgeftellte Kreis-Unterftügung wird den Familien 
in halbmonatlichen Raten praenumerando verabreicht. 

Die Gewährung beginnt’mit dem Abmarfc des zum Dienft Einberufenen aus der 
Heimath und endigt in der Regel mit deſſen Rückkehr. 

Unterftügungen der Privatvereine und einzelner Privatperfonen dürfen auf die bes 
willigte Kreis-Unterftügung nicht angerechnet werde. 

8. 11. 

Den Familien derjenigen, welche, während fie im aktiven Dienft fich befinden, 

a) der Defertion fich ſchuldig machen, ober 

b) durch gerichtliches Erkenntniß zur Feftungs-Strafe oder zu einer härteren Strafe 

verurtheilt werden, 
wird die bewilligte Kreis⸗Unterſtützung nicht weiter gewährt, fobald die Nachricht davon 
bei der Unterftügungs-Kommiffion eingeht, welcher von ſolchen Fällen durch die Trup- 
penbefehlshaber fofort Kenntniß zu geben ift. 
8. 12. 

Den Familien derjenigen, welche im Gefecht getödtet werden oder in Folge einer 
Beihädigung im Dienft oder einer durch den Dienft veranlaften Krankheit vor ihrer 
Entlafjung in die Heimath fterben, wird noch 3 Jahre lang, vom Todestage des Fa- 
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milien⸗Vaters gerechnet, die bewilligte Kreis-Unterftügung belaffen, fofern ihre Hilfsbe- 
dürftigfeit nicht ſchon vor Ablauf diefes Zeitraums aufhört. 
ö 8. 18. 

Die Familien derjenigen, welche ohne ihr Verſchulden in feindliche Gefangenschaft 
gerathen,, erhalten die bewilligte Kreisunterftügung and; während der Dauer der Ge 
fangenſchaft. 

8. 14. 

Die den Familien der Referve und Landwehr-Mannfchaften durch diefes Geſetz ge- 
währleiftete Unterftügung erftreckt fich nicht auf die Zeit, während welcher diefe Mann- 
ſchaften an den jährlichen Webungen der Landwehr Theil nehmen. 

8. 15. 

Gleihe Verpflichtung, wie die Kreife (88. 3 und 6) haben diejenigen Städte, welche 
nicht zu einem landräthlichen Kreife gehören. An Stelle der Kreiß-Bertretung (88. 7 
und 10) tritt die Gemeinde-Bertretung, und an Stelle des Landraths ($. 7) der Bür- 
germeifter. 

8. 16. 

Die Minifter des Innern und des Krieges find mit der Ausführung dieſes Ge- 
ſetzes beauftragt. 

Urkumdlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem Kö- 
niglichem Inſiegel. 

Charlottenburg, den 27. Februar 1850, 


(L. S.) Friedrih Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg v. Ladenberg. v. Manteufel. 
v. Strethfa v. d. Heydt. v. Rabe. Simons v. Scleinig. 


— ——— — — — — 


Gedrudt bei ® vaſſelbrint. 
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Königreich Württemberg. 





ü Ausgegeben Stuttgart Samftag den 12. Juli 1873. 
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Verfügung der Minifterien der Juſtiz und des Innern, betreffend die Anwendung des Metermaßes - 
in den Güterbüchern. Vom 8. Juli 1873. 

Nachdem die Maf- und Gewicht! - Ordnung für den Norddeutſchen Bund vom 
17. Auguft 1868 (Reg-Blatt von 1871 Nro. 1 Beil. S. 32) als Reichsgeſetz in Würt⸗ 
temberg eingeführt worden ift, wird wegen Anwendung des neuen Maßes in den Güter- 
büchern mit höchſter Genehmigung Seiner Königliden Majeftät vom 6. Yuli 
1873 Folgendes verfügt: 

= 1. 

Die bisherigen württembergifhen Maße, welche in den Güterbüchern enthalten 
find, müffen nad dem durch die Verfügung des Minifteriums des Imnern vom 6. Mai 
1871, betreffend die Verhältnißzahlen für die Umrechnung der bisherigen wüttembergi- 
{hen Maße und Gewichte in die neuen Maße und Gewichte (Reg.Blatt S. 118), be 
ftimmten Grundverhältnif in das neue Maß umgerechnet werden, 

Die Umrechnung hat nur bei den noch gültigen, das heit bei den im Wege ber 
Fortführung der Güterbücher nicht geänderten oder gelöfchten Flächenmaßen zu gefchehen, 
auch bat fich die Umrechnung nur auf die zufolge der Minifterial-Berfügung vom 3, De 
zember 1832 (Neg.Blatt S. 471) neu angelegten oder durch Eintragung der Mafe nad) 
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dem Ergebnif der Landesvermefjung ergänzten Güterbücher zu erſtrecken. Im denjenigen, 
mit Giüterbüchern nad) der Realordnung verfehenen, Gemeinden, in welchen der Mef- 
gehalt der einzelnen Grundftücde der Güterbefiger aud in das fummarifche Steuewer- 
mögensregifter aufgenommen ift (Verfügung vom 6. Dezember 1836, 3. 8), bleibt «8 
der Beihlußfafjung der Gemeindebehörden überlaffen, ob die Umrechnung der Maße 
auch auf die Maßangaben im fummarifhen Steuervermögensregifter zu erſtrecken fei, 
oder nicht. 
8.2. 

Bei der Umrechnung der bisherigen Maße in die neuen Maße ift die durch die 
Verfügung der Minifterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen, betreffend die 
Anwendung des Metermaßes bei Fortführung der Flurfarten und Primärkatafter vom 
7. September 1871, Beilage VI. (Reg.DBlatt S. 267) veröffentlichte Tabelle zur Ver- 
wandlung des württembergifchen Flächenmaßes in das Metermaß anzuwenden, 

8.8. 

Die Uenderung der Maße hat in den Güterbüchern in der Art zu gejchehen, daß 
die auf württembergifches Yandesmaß Tautenden Flächenangaben durd horizontale Linien 
am Lineal mit rother Karmindinte jo durchftrichen werden, daß die durchftrichenen Zah. 
fen lesbar bleiben, worauf das neue Maß über der bisherigen Flächenangabe mit glei- 
her Dinte einzutragen ift, wie dieß die nadjftehenden, dem Formular zum Güterbud) 
(Reg.Blatt von 1832 ©. 508 u. 509) angepaßten Beifpiele zeigen. 


4A. 2 O4. 
mM.  1Rh* 
31 A. 80 DOM. 
"IM. 34Rtih.“ 
31. A. 53 DM. 


"IM. 0,2 Rth.* 
2 H. 87 A. 61 CM. 
„9, Mm. 01 Rth.* 

Falls ein Güterbuch bereitd Uenderungen der Mafangaben enthalten follte, welche 
mit rother Dinte ausgeführt find, fo ift zu dem neuen Aenderungen blaue Carmindinte 
anzuwenden, Wenn in einzelnen Güterbiichern bereit8 Korrekturen ftattgefunden haben, 
fo daß die Eintragung der umgewandelten Flächenangaben in die betreffenden Spalten 


*) Die mit * — * begeichneten Linien find zu durchſtreichen. 
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mit einem ausreichenden Grade von Deutlichkeit nicht mehr bewirkt werden kann, fo 
können zu diefen Eintragungen andere geeignete und noch verfügbare Spalten derjelben 
benützt werben. 

Wo der Flächengehalt im Güterbuch in befonderen Spalten angegeben ift, welche 
nur die Rubrifen „Morgen, Ruthen“ enthalten, wird in der Regel die Aenderung in der 
Weiſe am geeignetiten auszuführen fein, daß die Rubrik Morgen durch einen Bertifal- 
ftrich getheilt und das Formular in der nachſtehend erfichtlichen Weife abgeändert wird: 


Flächenmaß 






Heetar. Ar. 


Mor gen. 


Duadratmeter, 
* Authen. 






Enthält der Güterbuchseintrag einer Parzelle mehrere Maßangaben, wie dieß bei 
verfchiedener Eulturart, Benützungsweiſe ꝛc. vorkommt, jo Hat fi die Aenderung auf 
jede einzelne Mafangabe, nicht bloß auf dad Gefammtmaf zu erftredfen. Als Gefammt- 
maß der Parzelle ift hiebei vorzutragen diejenige Summe, welche fi aus der Zuſam— 
menrechnung der Maße der einzelnen Theile der Parzelle ergibt. 

8.4. 

Ueber die umgerechneten Maße ift nach der Reihenfolge der einzelnen Güterbuchs- 
bände oder Hefte eine Zufammenftellung nad dem anliegenden Formular zu fertigen. 
Das alte und das neue Maß ift auf jeder Seite zufammenzurechnen und das Ergebniß 
der Summen der einzelnen Seiten am Schluffe zu berechnen, 

8.5. 

Die Richtigkeit der Zufammenftellung ift als vorhanden anzunehmen, wenn fid, 
abgefehen von den bei der Neduktion auf Metermaß begründeten Differenzen in den 
Quadratmetern, Webereinftimmung zwifchen dem durch die Zufammenftellung berechneten 
alten und neuen Maße ergibt. 


+) Die Worte: „Morgen — Ruthen” find gu burdftreiden. 
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8. 6. 

Ergeben fich bei der Umrechnung Anftände bezüglich der Nichtigkeit des Maßes ein- 
zelner Einträge in dem Güterbuch, welche auf Fehlern bei der Fortführung defjelben 
beruhen, jo find folche an der Hand der vorliegenden Nuchweifungen über die Einträge 
zu prüfen und vorgefundene Fehler richtig zu ftellen. 

Die in diefer Weife berichtigten Einträge find in einem befondern, von dem mit 
der Umrechnung der Maße beauftragten Gejchäftsmann zu führenden Protokoll zu ver- 
zeichnen, welches bei der Prüfung des Umrechnungsgefchäfts vorzulegen ift. 

8.7. 

Nach Beendigung des Uebertrags des Metermaßes in das Güterbuh ift auf dem 
Titel deffelben zu beurfunden, daß die ducchftrichenen Flächen-Augaben das früher gül- 
tige württembergifche Landesmaß, die über denjelben roth beziehungsweiſe blau einge: 
fchriebenen Flähenangaben den Flächeninhalt in Metermaf bezeichnen. 


8. 8. 

Die Umrechnung der Maße in den Güterbüchern ift Obliegenheit der zur Führung 
ber Güterbücher verpflichteten Gemeinden unter Aufficht der Staatsbehörden. Diefelbe 
lann von den Gemeinderäthen fowohl den mit der Führung der Güterbücher im der 
Gemeinde beauftragten Beamten, als auch befonderen für diefen Zweck beftellten Hilfs- 
beamten übertragen werden. 

Bis zum 1. September 1873 haben die Gemeinderäthe Beſchluß darüber zu faſſen, 
burch wen fie die Umrechnung beforgen Laffen wollen, und diefen Beſchluß den vorge- 
fetten Oberamtsgerichten und Oberämtern vorzulegen. 

| 8.9. 

Außer den in Art. 2— des Geſetzes vom 13. April 1873, betreffend die Führung 
der Güterbücher durch Gemeindebeamte, genannten Perfonen Fönnen mit der Umrechnung 
des Flächenmaßes auch, geprüfte Geometer beauftragt werden, welche nad dem Ermeſſen 
der Bezirkd-Behörden ($. 8) die erforderliche namentlich praktifche Befähigung zu Be- 
forgung dieſes Gejchäftes haben. 

8. 10. 

Die Wahl des Gefhäftsmanns für die Beforgung der Umrechnung ($. 8, Abf. 2) 

unterliegt der Genehmigung des Bezirksgericht und de8 Oberamts nad; Maßgabe der 
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Borfchrift des 8. 6 der Minifteriol-Berfügung vom 3. Dezember 1832, betreffend die 
Anlegung der Güterbücher, 

Diefelben find beim Beginne ihres Geſchäfts von den Oberamtögerichten zu deſſen 
gewiffenhafter Beſorgung eidlich zu verpflichten, oder, wenn fie bereit3 im öffentlichen 
Dienfte ftehen und einen Dienfteid abgeleiftet haben, auf ihre frühere Verpflichtung zu 
verweifen, 

8. 11. 

Das Geſchäft der Umrechnung ift thunlichft zu befchleunigen und ſpateſtens bis zum 
30. Juni 1875 in allen Gemeinden zu vollenden. 

Bei der Genehmigung der Wahlen der Geſchäftsmänner iſt darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß diefer Termin eingehalten werden kann. 

8. 12. 

Der gewählte Gefchäftsmann hat die Umrechnung einfchlieglic der Meßliquidation 
und zwar foferne nicht aus befonderen Gründen in einzelnen Fällen von den Bezirks— 
behörden eine Ausnahme geftattet wird, in der betreffenden Gemeinde zu beforgen. Die 
Berwendung von: Gehüffen ift nicht geftattet. 

8. 13. 

Ueber bie Belohnung für das ganze Gefchäft find in der Negel mit den gewählten 
Geſchäftsmännern Accorde abzuſchließen, auf welche die Vorfchriften des $.8 der Mini- 
fterial-Berfügung vom 3. Dezember 1832, betreffend die Anlegung der Güterbücher, 
mit der Maßgabe Anwendung finden, daß das für den Accord zum Anhaltspunkt zu 
nehmende Taggeld nach den durch die K. Verordnung vom 8. Dezember 1872, A. be 
treffend die Taggelder zc, der Amtslörperſchafts- und Gemeindediener, B. betreffend die 
Belohnungen der Verwaltungsaftuare, beftimmten Sätzen zu berechnen ift. 

An der Accordsjumme dürfen Abjhlagszahlungen höchſtens bis zu Dreiviertheilen 
des Betrags derfelben je nad; dem Fortjchreiten des Gefchäfts auf Anweifung des Ge 
meinderath8 geleiftet werden. 

8. 14, 

Nach Beendigung der Umrehnung und dem Wbfchluffe des Geſchäfts in jeder 
einzelnen Gemeinde ift den Bezirksftellen von dem Gejhäftsmann Anzeige zu erftatten. 

‚Der Oberamtörichter und der Oberamtmann haben das Geſchäft einer Prüfung zu 
unterwerfen, welche ſich zu erſtrecken hat 
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1) auf die fpecielle Prüfung ſämmtlicher Einträge in dem nach $ 6 zu führenden 
Protokoll und die Art der Erledigung der vorgefundenen Anftände, 
2) auf die Nachrechnung einer Anzahl ungererhneter Flächen-Angaben in dem Guter⸗ 
buch und der Ueberträge in die Zuſammenſtellung, 
3) auf die Nachrechnung der Zuſammenſtellung. 
Ueber .da8 Ergebniß der Prüfung iſt ein Prototol aufzunehmen, in welchem die 
nachgerechneten Parzellen. zu bezeichnen find. 


8. 15. 

Ergibt die Prüfung Anftände, fo find zunächſt die zu deren Befeitigung erforder 
lichen Verfügungen zu treffen. Hat diefelbe Keine Anftände ergeben, oder find die letzteren 
befeitigt, jo ift darüber in das Güterbuh Eintrag zu machen und der Gemeinderath zu 
Ausbezahlung der ganzen Belohnung für das Gefchäft zu ermächtigen. 


8. 16. 
Sobald in einer Gemeinde die Umrechnung des bisherigen Flächenmaßes in das 
neue Maß in dem Güterbuch vollzogen ift, dürfen in die von diefer Zeit an außgeftellten 
öffentlihen Urkunden Maßangaben nur in dem neuen Maße aufgenommen werden. 


Stuttgart, den 8. Yuli 1873. 
Mittnadt. Sid. 
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27. 
Negierungs- Blatt 


für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Samftag den 19. Juli 1873, 


Inhalt. 

Belanntmadhung des Yuftize Minifteriums, betreffend die Aufhebung bed Kreisftrafgerihts Calm. Vom 9, Zufi 1873. 
— Berfügung des Zuftize Minifteriumd, betreffend die Vollziehung von Strafen in dem BZellengefängnik zu 
Heilbronn. Vom 9./11. Juli 1873. — Berfügung der Minifterien des Innern und der finanzen, betrefs 
fend die Vollziehung des Geſetzes vom 26. März 13783 Über die Ausübung und Ablöſung ber Weiderechte auf 
landwirthſchaftlichen Grundftüden, ſowie über die Ablöfung der Waldweide-, Waldgräferei» und Waldftreus 
rechte. Bom 5. Juli 1873. 





Bekanntmachung des Iaftiz- Minikterinms, betreffend die Aufhebung des Areisftrafgeridts Calw. 
Vom 9. Juli 1873, 

Seine Königliche Majeftät haben vermöge Höchſter Entfchliegung vom 7. 1. Mts. 
die Vereinigung des Kreisftrafgerichts Calw mit der am Gerichtshoffitz beftchenden Straf» 
fammer des Kreisgerichtshofs zu Tübingen auf den 1. Juli 1874 zu genehmigen, auch 
feftzufegen geruht, daß von dem genannten Zeitpunkt an die Zahl der für die Straf 
fammer in Tübingen zu beftellenden Schöffen auf 24, .die Zahl der zu beftellenden Er— 
fagmänner auf 8 erhöht, dem entiprechend die Zahl der von den Bezirksausſchüſſen des 
Kreisgerichtshofsfprengel3 im Ganzen zu mwählenden Schöffen auf 36, die Zahl der zu 
wählenden Erfagmänner auf 12 mit der Maßgabe beftimmt fein folle, daß zu wählen feien ; 

von dem Bezirksausſchuß des Oberamts Tübingen 

14 Schöffen 5 Erfamänner, 
von dem Bezirksausſchuß des Oberamts Reutlingen 
3 Schöffen 2 Erfatmänner, 
von den Bezirksausſchüſſen der Oberämter Calm, Nagold, Nürtingen, Rottenburg 


und Urach 
J je drei Schöffen 1 Erſatzmann, 
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von den BezirkBausfchüfien der Oberämter Herrenberg und Neuenbürg 
je 2 Schöffen; 

endlich daß vorfiehende Beſtimmungen erftmals bei der im Herbfte I. 38. vorzunehmen⸗ 
den Bildung der Dienftliften in der Weife in Anwendung zu bringen feien, daß von 
denjenigen Bezirtsausichüffen, welche künftig eine größere oder eine Heinere Zahl als bis⸗ 
her zu wählen haben, eine doppelte Wahl vorzunehmen fei, die eine nach den im der Vers 
fügung vom 18. Juli 1868 enthaltenen Beftimmungen über die für die Straflammer 
de8 Sprengeld von den einzelnen Bezirksausſchüſſen zu Schöffen und Erfagmännern zu 
Wählenden, und eine zweite nach vorftehenden Beftimmungen, daß fodann gemäß dem 
Art. 55 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zweifache Dienftliften zu bilden feien: für den Zeit 
raum vom 1. Ianuar bis 30. Juni 1874 eine Dienftlifte für die Straflammer in Tü—⸗ 
bingen und eine Dienfilifte für das Kreisftrafgericht Calw, für den Zeitraum vom 
1. Juli bis 31. Dezember 1874 unter Zugrundlegung der von den Bezirksausſchüſſen 
unter Beachtung der neuen Beftimmungen gebildeten Liften eine Dienftlifte für bie 
Straffammer in Tübingen. 


Stuttgart, den 9. Yuli 1873. Mittnadt. 


Verfügung des Iufiz-Miniferinms, betreffend die Vollzichung von Strafen in dem Bellengefängniß 
zu Heilbronn. Vom 9/11. Juli 1873. 

. Nachdem die erforderlichen Einrichtungen zur Aufnahme von Gefangenen in dem 
neuen Zellengefängniß zu Heilbronn nunmehr getroffen find, wird auf Grund 
des 8. 22 des Strafgeſetzbuchs für das Deutfche Reich mit Allerhöchſter Genehmigung 
Seiner Königliden Majeftät Nachſtehendes verfügt: 

1. Das Zellengefängniß ift zur Aufnahme männlicher, über achtzehn Jahre alter, 
zu Gefängnißftrafen oder zu zeitigen Zuchthausftrafen verurtheilter Perfonen beftimmt. 
11. Bon dem Gerichte, welches die Einleitung der Strafvollfiredung anzuordnen 
hat, ift die Einlieferung de8 Verurtheilten in das Zellengefängniß in denjenigen Fällen, 
in welchen die Verurteilung wegen Diebftahl8, Unterfhlagung, Raubs, Erpreffung, 

Hehlerei, Betrugs oder in gewinnfüctiger Abſicht begangener Urkundenfälfhung, — ſei 

es wegen einer Handlung der vorbezeichneten Art allein oder wegen Zufammentreffens 
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einer ſolchen mit einer anderen ftrafbaren That — erfolgt ift, dann anzuordnen, went 
entweder 
1) der Verurtheilte zur Zeit der That das ein und zwanzigfte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte und zu Gefängnißftrafe von längerer als vierwöchiger Dauer oder 
zu einer Zuchthausftrafe von höchſtens bdreijähriger Dauer verurtheilt ift, ohne 
Unterfchied, ob derfelbe früher ſchon beftraft wurde oder nicht, oder wenn 
2) der BVerurtheilte zur Zeit der That zwar das 21., aber noch nicht das 27. Lebens⸗ 
jahr vollendet hatte und entweder zu einer Gefängnißftrafe von mindeſtens ſechs⸗ 
monatlicher Dauer oder zu einer Zuchthausftrafe von höchſtens dreijähriger Dauer 
verurtheilt ift, außerdem aber derfelbe früher noch nie eine Zuchthaus-, Arbeits» 
haus» oder Zuchtpolizeihausftrafe oder außerhalb Württembergs eine diefen Strafen 
gleichzuachtende Strafe erftanden hat. 

Die Einlieferung in das Zellengefängniß hat ungeachtet des Borhandenfein® ber 
unter 11. 1. 2. bezeichneten Vorausſetzungen zu unterbleiben und ift die Einlieferung in 
das Landesgefängniß oder Zuchthaus vorzunehmen, wenn wegen körperlicher oder geifti- 
ger Gebrechen oder Schwäche des VBerurtheilten oder wegen der mit Rückſicht auf feinen 
Gemüthszuftand von der Einzelhaft für ihn zu beforgenden Nachtheile die abgefonderte 
Verwahrung deffelben in der Zelle nicht thunlich erfcheint. Insbeſondere find von der 
Einlieferung in das Zellengefängnig ausgefchloffen: Blinde, Schwachſichtige, Taube, 
Schwerhörige, Krüppelgafte, Epileptifche, Gemüthslkranle, Solche, bei welchen eine Ans 
Tage zu Geiſteskrankheit als vorhanden anzunehmen ift, förperlich oder geiftig fo Herab- 
getommene, daß fie zu regelmäßiger Beichäftigung ſich nicht eignen. 

Wenn es im einzelnen Fall zweifelhaft ift, ob ein Umftand, welcher die Einlie- 
ferung in das Zellengefängniß als unzuläßig erfcheinen laſſen würde, vorliege oder nicht, 
fo hat das Gericht vor der Beſchlußfaſſung die geeigneten thatfächlichen Erhebungen zu 
pflegen, indbefondere nad Umftänden ein gerichtsärztliches Gutachten einzuholen. Auch 
ift in einem folchen Fall, wenn in der Sache der Staatsanwalt mitgewirkt hat, derjelbe 
um feine Anficht zu vernehmen, und e8 kann derſelbe feinerfeit® durch Stellung eines 
Antrages auf Unterlaffung der Einlieferung in das Zellengefängniß eine fpezielle Prü- 
fung der frage durch das Gericht veranlaffen. 

111. Wenn in anderen, ald den unter II. 1. 2, genannten Fällen das Gericht, wel- 
ches geſprochen hat, bei der unmittelbar nach der Urtheilsfällung zu pflegenden Berathung 
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zu der Anficht gelangt, daß die Bollziehung einer erkannten Gefängnifftrafe von längerer 
als vierwöchiger Dauer oder einer zeitigen Zuchthausftrafe von höchftens fünfjähriger 
Dauer in Einzelhaft, ftatt in gemeinfamer Haft, angemeſſen wäre, jo hat daffelbe die 
Entjcheidung des Strafanftalten-Eollegiums darüber, ob der VBerurtheilte in das Zellen- 
gefängniß einzuliefern fei, einzuholen. Das Gericht hat, mofern die Arten nicht fogleich 
entbehrlich find, eine Abjchrift des Urtheils, eine kurze Mittheilung über da8 Verbrechen 
oder Bergehen, wegen deſſen die Verurteilung erfolgt ift, und eine Charalteriſtik des 
Berurtheilten anzufchließen, au den Grund, aus welchem da8 Gericht die Anwendung 
der Einzelhaft angezeigt findet, in Kürze zw bezeichnen, 

Hat in der Sache der Staatsanwalt mitgewirkt, fo ift er um feine Anficht zu ver- 
nehmen und es kann derjelbe feinerfeits die Einholung der Entſcheidung des Strafan- 
ftalten-Collegiums beantragen. 

IV. Defigleihen hat das Strafanftalten-Kollegium die Entfcheidung zu geben, wenn 
in anderen als den umter II. 1. 2. genannten Fällen der Verurtheilte felbjt den Wunſch 
ausfpricht, die Strafe im Zellengefängniß zu erftehen oder die Verwaltung einer andern 
Strafanftalt die Verſetzung eines dort befindlichen Gefangenen in das Zellengefängniß 
für angezeigt erachtet. 

Die Handhabung der unter III, und IV. dem Strafanftalten-Eoflegium zugemies 
fenen Entjcheidungsbefugniß wird a in die Lage ſetzen, einer Ueberfüllung des Zel- 
lengefängniffes vorzubeugen, 

Die gegenwärtige Verfügung, durch melche die Verfügungen vom 28. Dezember 
1871 (Reg. Blatt ©. 421 u. ff.) und vom 13, Januar 1873 (Reg. Blatt S. 1) theilmeife 
abgeändert werden, tritt fofort in der Weife in Wirkfamfeit, daß diefelbe auch auf Tälle 
Anwendung findet, in welchen bie Ban bereits erlannt, aber exit in Vollzug zu 
ſetzen ift. 

Stuttgart, den 9./11. Yuli 1873. 
Mittnadt. 
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Verfügung der Minifterien des Iunern nnd der Finanzen, betreffend die Vollziehung des Gefehes vom 
%6. März 1873 über die Ausübung und Ablöfnng der Weiderechte anf landwirthſchaſtlichen Grund- 
Rüden, fowie über die Ablöfnug der Waldweide-, Woldaräferei- uud Waldſtreurechte. 

Dom 5. Juli 1873. 

In Betreff des Vollzugs der Beftimmungen des Geſetzes vom 26. März 1873 wird 
Nachitehendes verfügt : 

Zu Art. 1 bis 12, 
8. 1. 

Um ſowohl den Berechtigten Anlaß zu bieten, ihre etwaigen Entſchädigungsanſprüche 
für die mit ihrem Weiderecht verbundenen, mit dem 4. April 1874 außer Wirkung tre 
tenden Kulturbefchränfungsbefugniffe rechtzeitig geltend zu machen, als auch den Be- 
Yafteten Kenntniß von der gefetlichen Aufhebung. diefer Kulturbefchränkungsbefugnifie 
zu geben, haben die Oberämter die Beftimmungen des Art. 1 Abf. 2 und des Art. 38 
bes Geſetzes alsbald und wiederholt Furze Zeit vor dem 4. April 1874 im Bezirfsamts- 
blatte befannt zu machen, 

Das Oberamt hat fich durch Berichteinforderung von den Ortsbehörden Kenntnif 
zu verfchaffen, welche Kulturbefchräntungsbefugniffe zu Gunften von Weideberechtigten 
im Oberamtöbezirke beftanden haben und fiir welche derfelben eine privatrechtliche Eigen» 
ſchaft in Anfpruch genommen wird, ſowie ob letztere als dingliche Nechte auf dem weide— 
belafteten Gute ruhen. 

Zu Urt. 11, 
8.2, 

Es Tiegt nicht in der Abficht des Geſetzes, daß der Gemeinderath die offene Zeit 
in jedem Yahre aufs Neue zu beftimmen habe, vielmehr kann er fie für längere Perio— 
den feſtſetzen und es bleibt, wenn die Zeitdauer der Feftfegung nicht ausdrücklich aus- 
gefprochen ift, fo lange bei der vom Gemeinderath bejchlofjenen offenen Zeit, bis eine 
Abänderung getroffen fein wird. 

Zu Xrt. 15. 
8. 3, 

Die Verwandlung der mit anderen Viehgattungen ald Schafen beftehenden Ge 
meindeweiden in Gemeindefchafweiden ift vom Ortsvorſteher, jo bald und fo oft es als 
angemeſſen erfiheint, beim. Gemeinderat in Anregung zu bringen. 
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Wenn fich die Gemeinbeloflegien zu einem Verwandlungsbeſchluſſe vereinigen, hat 
der DOrtövorfteher die Abftimmungsverhandlung durch die Befiger der der gefammten 
Weide unterliegenden Grundftücde einzuleiten. Zu diefem Behufe ift zunächft ein Nas 
mendverzeihniß der Beſitzer der der Weide unterliegenden Güter aufzuftellen und jedem 
diefer Namen die im Güterbuche als in feinem Beſitze ftehend bezeichneten Grundftüde 
nach Parzellenzahl und Meßgehalt anzufügen. 

Nachdem dieß gejchehen ift, find die betheiligten Grundbeſitzer zu einer Berfammlung 
einzuladen, Hiebei über den Stand der Sache zu belehren und zur Abflimmung aufs 
zufordern, 

Es ift zwar wünſchenswerth aber nicht geboten, daß die Abftimmung in Einer Vers 
handlung zu Ende geführt wird; vielmehr können die Stimmen, welche nicht fofort ab» 
gegeben, nad und nach gefammelt werben. 

Diejenigen, welche fich für die Verwandlung erklären, find zur Unterzeichnung dies 
fer Erklärung zu veranlaffen. 

Solange ein Grundbefiger oder der Vertreter defjelben feine Beitrittserflärung noch 
nicht unterfchrieben hat, ift er den Gegnern des Unternehmens beizuzählen. 

Zu Urt. 16, 
8.4. 

Um die unter lit, b bemerkte Stimmenmehrheit herbeizuführen, ift das gleiche Ber 
fahren einzuhalten, welches zu Art. 15 dem Ortsvorfteher aufgetragen wurde. 

Ueber die neu eingeführte Gemeindeweide ift eine genaue Bejchreibung mit nament» 
licher Angabe der derjelben unterliegenden Grundftüce anzufertigen, wobei wohl zu be 
achten ift, daß fich die neue Gemeindeweide durchaus in den Grenzen der zur Ablöfung 
gebrachten früheren Weidedienftbarkeit zu halten, alſo auf weitere von dem früheren 
Weiderecht nicht berührte Grundftüce nicht erſtreckt werden darf. 

Zu Art. 18. 
8. 5. 

Wenn das Verlangen der Aufhebung oder Beſchränkung der Weide in glaubwür⸗ 
diger Weiſe beim Ortsvorfteher angebracht wird, hat derfelbe in der zu Art. 15 bezeich⸗ 
neten Weife zu verfahren, um das Borhandenfein der vom Geſetze geforderten Majoris 
tät Har zu ftellen. 

Steht der Beſchluß der Aufhebung oder Beſchränkung der Weide feit, fo find bie 
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Auslagen, welche die Gemeinde für die Erwerbung und Einführung der Weide gemacht 
bat, aus den Gemeinderechnungen zu erheben und es ift der auf die betreffenden Grund» 
ſtücke jährlih umzulegende Betrag und die Zeitdauer der Umlage vom Gemeinberath 
unter Zuftimmung des Bürgerausfchufjes feftzufegen und der hierwegen zu fallende Ber 
ſchluß dem Oberamte zur Genehmigung vorzulegen. 
Zu Urt, 20, 
8. 6. 
Die Erhebung des Vorhandenſeins der vom Geſetze verlangten Mehrheitszuftim- 
mung bat in der zu Art. 15 bezeichneten Weife zu gefchehen. 


Zu Urt. 22. 
8.7. 
Bon Seiten des Oberamts ift darüber zu wachen, daß in den Gemeinden, in wel» 
chen eine Gemeindeweide befteht, und befondere Umftände e8 erfordern, die den örtlichen 
Berhältniffen entſprechende Ordnung im Weidebetrieb feftgefett und gehandhabt wird, 


Zu Art. 26 bis 29, 
8. 8. 

In Betreff der Wanderurkunden ift Folgendes zu beobachten: 

1) Die Ausfertigung hat für Schafherben, welde vor der Wanderung in Wiürt- 
temberg fich aufgehalten haben, der Ortsvorfteher de8 Orts, von welchem die Herde aus- 
fährt, nad) dem angehängten Formular I. zu beforgen; für Schafherden, welche von 
anderen Ländern aus nad) oder durch Württemberg wandern, kommt die Vorfchrift des 
Art. 27 de8 Geſetzes in Anwendung. 

2) Bor der Ausftellung der Urkunde find die Schafe bezüglich ihres Gefundheits- 
zuftande8 durch einen. Sacverftändigen, wo möglich einen Thierarzt unterfuchen zu laſ⸗ 
fen. Wird hiedurd daB Vorhandenfein oder der Verdacht einer anſteckenden Krankheit 
(vergl. Minifterial- Verfügung vom 5. Febr. 1872, Reg.Blatt ©. 52; vom 23. Februar 
1872, Reg.Blatt S. 57) erhoben, fo hat der Ortsvorſteher die Ausftellung der Wander- 
urfunde im Anftand zu laſſen und zunächſt dem Oberamte Anzeige zu erftatten, welches 
nach Maßgabe der beftehenden Vorfchriften weitere Unterfuhung einzuleiten und über 
die Zeit und die Bedingungen, unter welchen die Herde die Wanderung antreten, bes 
ziehungsweiſe fortjegen darf, zu erlennen hat, 
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3) Wenn eine in der Wanderurtunde als geſund bezeichnete Herde während ber 
Wanderung al8 von einer anſteckenden Krankheit befallen erfannt wird, fo ift die Weir 
terwanderung einzuftellen und nach fofort zit vollziehender Abfonderung der kranken von 
den gefunden Thieren dem Oberamte Anzeige zu erftatten und Weifung darüber einzu 
holen, ob und unter ande Bedingungen der Fortſetzung der Wanderung ftattgegeben 
werden dürfe, 

Nach der Ankımft der Wanderherde an ihrem Beſtimmungsorte hat der Führer die 
Wanderurkunde dem Ortsvorſteher vorzulegen, welcher, wenn hieraus eine Ordnungswi⸗ 
drigkeit erſichtlich iſt, hiegegen einzuſchreiten, etwaigen Verdacht einer anſteckenden Krank— 
heit aber ſchleunigſt zur Kenntniß des Oberamts zu bringen hat. 


Zu Art. 30. 
8.9. 

Den dem Führer einer wandernden Schafherde beizugebenden Begleitern ift nach— 
drücklich einzufhärfen, daß fie den geordneten Gang der Schafe auf der Straße zu über 
wachen und die Berfehlungen de8 Führers. der Herde hiegegen bei dem Ortsvorſteher, 
in deſſen Gemeindebezirk ſolche begangen werden, pflihtmäßig anzuzeigen haben, daß fie 
vom Führer der Herde kein Gefchenf annehmen dürfen, auch über die gefchehene Beglei- 
tung der Herde bis zu dem ihnen beftimmten Punkte eine Beſcheinigung des betreffenden 
Ortsvorſtehers dahin zurüczubringen haben, von wo die Begleitung audgieng. 

Die den Begleitern gebührende Belohnung hat der Führer der Herde bei dem 
Drtsvorftcher, welcher die Begleitung beftellte, zu hinterlegen und es hat letzterer die 
Bezahlung zu beforgen, nachdem ihm der Bollzug des Auftrags nachgewiefen fein wird, 


Zu Art. 38, 
8. 10, 

Da die für die Aufhebung von auf peivattedhtfichen Titel gegehndeten Kulturbes 
ſchränkungen zu leiftende Entfchädigung in gleicher Weife zu berechnen ift, wie bie 
Schuldigkeit fir die Ablöfung des MWeiderechts, fo. bedarf e8, wenn die Ablöfung des 
Weiderechts fofort angemeldet wird, bezüglich der Ermittlung der Entfchädigung für die 
Aufhebung der Kulturbeſchränkung feines befonderen Verfahrens, Dagegen ift dieß moth- 
wendig, wenn die Ablöfung des Weiderechts vorerjt nicht verlangt wird, in weldem 
Falle die Beſtimmungen des Art. 48 Abf. 2 maßgebend find. 
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Zu Art. 39. 
8. 11. 

Bei der Ablöfung eines gleichmäßig über eine Mehrzahl von Markungen fi er- 
ſtreckenden Weiderechts können, wofern die Markungstheilhaber darüber einverftanden find, 
die belajteten Markungen als ein Ganzes behandelt werden. 

Findet nad) der Beſtimmung des zweiten Abſatzes des Artikels eine theilweiſe Ab- 
löfung des Weiderechts ftatt, fo ift der Ermittlung der Triebwege nach der in Art. 9 
des Geſetzes angegebeuen Hegel befondere Sorfalt zu widmen, 


Zu Urt. 40, 
8. 12, | 

Da diefer Artikel des Geſetzes die Befeitigung gegenfeitiger Webertriebsrechte über- 
haupt im Auge Hat, jo ift die Anwendung feiner Beftimmung nicht dadurch bedingt, 
daß die beiderfeitigen Weiderechte gleichartig feien. Es kann alfo dem Inhaber der einen 
Markung der Mebertrieb mit Rindvieh, dem Inhaber der anderen der Webertrieb mit 
Schafen zuftehen, ohne daß im diefer Ungleichartigkeit der Rechte ein Hinderniß der je- 
doch nur auf Verlangen eines Betheiligten geſetzlich zuläßigen Compenfation läge. Die 
Folge hievon ift, daß der Werth eines jeden der beiderjeitigen Rechte für fic ermittelt 
werden muß. 

Bei der Aufhebung find übrigens auch die in Art. 45 des Geſetzes beftimmten 
Friſten einzuhalten, ſofern nicht die Betheiligten über andere Friften fich verftändigen. 

Einjeitige Weiderechte auf einer anderen Markung- als derjenigen, welcher der Be- 
vechtigte, fei diefer eine Gemeinde, eine Genoffenfchaft oder ein Einzelner angehört, un- 
terliegen ohne Unterjchied der Ablöfung. 


Zu Urt. 48. 
8. 18, 

Wenn dem Oberamte von Seiten der Pflichtigen oder der mehreren Berechtigten 
die Anzeige zulommt, daß die Ablöfung eines privatrechtlichen Weiderechts gewünfcht werde, 
fo hat dafjelbe zunächft ein Verzeichniß der Perfonen, welche auf der einen und der an- 
deren Seite als Berechtigte und Verpflichtete ftehen, durch den Ortsvorfteher aufneh- 
men und in demjelben das Maß der der Meide unterliegenden Grundſtücke, beziehungs- 
weile den Untheil jeded einzelnen Berechtigten an dem Weiderecht beifügen zu lafjen, 
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wobei: die etwa zutreffende Beftimmung des dritten Abſatzes des Artikels 43 wohl in 
Acht zu nehmen ift. 

Wenn ſich hieraus ergibt, daß die Ablöfung nicht fchon durch die dem Oberamt 
zugelommene Erklärung als beſchloſſen hervorgeht, ift der Ortsvorſteher zu beauftragen, 
diejenigen Betheiligten der die Ablöfung wünfchenden Partie, von welchen noch feine 
Erflärung vorliegt, zur Abgabe ihrer Stimmen, ob fie fi dem Ablöfungsverlangen 
anschließen, zu veranlafjen. 

Ergibt ſich hiedurch die vom Geſetz beftimmte Mehrheit, worüber das Oberamt 
zu ertennen hat, oder wird von den Gemeindefollegien die Ablöfung für Rechnung der 
Gemeinde befchloffen, fo ift die Gegenpartie von dem. Befchluffe jofort unter Bezeich- 
nung bes Termins, bis zu welchem die Weideausübung fortgefetst werden darf, in Kennt⸗ 


niß ſetzen zu laſſen. 
Zu Art. 44. 


8. 14. 

Ueber das Beſtehen von Weiderechten von Nealgemeinderechtsbefigern hat fich das 
Oberamt genaue Kenntni zu verfchaffen und die Ablöfung von Realgemeinderechtswei- 
den erforderlichen Falls bei den Gemeindebehörden von Amtewegen in Anregung zu 
bringen, jedenfalls die eintretenden Abtöfungsverhandlungen möglichft dazu zu benüten, 
da8 Nealgemeinderechtöverhältnig im Ganzen zur Auflöfung zu bringen. 

Zu Art. 47. 
8 15. 

Die Wahl von drei Bevollmächtigten der Pflichtigen hat der Ortsvorfteher zu lei- 
ten, zu dieſem Behufe Zeit und Ort der Vornahme der Wahl zu beftimmen, bievon die 
Pflihtigen unter dem Anfügen in Kenntniß zu ſetzen, daß, wenn nicht mindeftens über 
die Hälfte der Pflichtigen fich über 3 Gefchäftsführer vereinigen würde, letstere der Ge- 
meinderath; zu ernennen hätte, 

Die Bejtellung der auf Seite von Berechtigten nothwendig werdenden Bevollmäch— 
tigten hat da8 Oberamt zu veranlafjen. 

Bei Weiderechten oder Laſten des Staats find die Vorſtände der betreffenden Ver- 
waltungsftellen (Kameralverwalter, Forſtmeiſter) als Vertreter der Finanzverwaltung 
fo fange zu betrachten, al8 dem Oberamte eine Mittheilung darüber, daß die höhere 
Berwaltungsbehörde einen anderen Vertreter beftellt habe, nicht zukommt, 
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Zu Art. 49. 
8. 16. 

Da bie amtliche Ermittlung des Ablöjungskapitald nur dann ftattfinden darf, wenn 
fich die Betheiligten nicht felbft darüber vereinigen, fo ift zunächft auf das Zuſtandekom⸗ 
men dieſer Bereinigung hinzuwirken und erforderlichen Falls von Seite de8 Oberamts 
den Betheiligten hiefür eine angemeffene Frift unter Beachtung der dießfallfigen Wor- 
fhrift des Art. 67 des Geſetzes anzuberaumen. 


Zu Urt. 53. 
8. 17. 

Damit die Tilgung der Ablöfungsichuldigkeit in der den Beſtimmungen des Ge- 
ſetzes entfprechenden Weife ausgeführt werden kann, find die Pflichtigen ſchon während 
der Dauer der Ablöfungsverhandlungen auf ihre dießfällige Verpflichtung aufmerkjam zu 
machen und ift duch ihre Wahl die Perfon zu beftellen, welche die Schuldigkeiten von 
den einzelnen Pflichtigen zu erheben und die Zahlungen an den oder die Berechtigten zu 
leiften bat. 

Für die Berechnung der Zeitrenten gibt die Beilage Ziff. IL das Nähere an bie Hand. 

Zu Urt. 55. 
8. 18. 

Wenn die ſämmtlichen Pflichtigen über eine andere Art der Vertheilung der Abs 
löfungsfchuldigfeit als diejenige nad; dem Steuerfuß der belafteten Grundſtücke gütlich 
übereintommen, hat es hiebei fein Bewenden und es ift nur dafür zu forgen, daß das 
Uebereinfommen in eine rechtlich verbindliche Form gebracht wird, worüber das Oberamt 
zu wachen hat. Außerdem ift vom Gemeinderat) die Unteraustheilung nad dem Grund» 
fteuerfatafter beforgen und das Ergebnif den Betheiligten eröffnen zu Laffen. 


Zu Art. 56. 
8. 19. 

Wenn die Forderung der Gemeinde an die Pflichtigen in Zeitrenten mit mehr ala 
zweijähriger Tilgungszeit zerfchlagen wird, ift zur Sicherung der dinglichen Rechtsan- 
fprüche im Güterbuch bei den weibepflichtig gewefenen Grundſtücken eine Vormerkung 
der Weideablöſungsſchuld zu machen, was durch den Beifag „mit Weideablöfungsjchuld 
belaftet“ gefchehen Tann. 
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Zu Art, 58. 
8%. 
Für den richtigen Vollzug der Beftimmung diefed Artikels hat das Dberamt auch 
in denjenigen Fällen in Thätigkeit zu treten, in welchen die Feftfeung ber Ablöfungs- 
fumme durch gütliches Uebereinkommen der Betheiligten gefchieht. 


Zu Art. 65. 
Ä 8. 21. 
Wenn ein Ablöfungsverlangen zur Kenntniß des Drtsvorftehers gebradht iſt und 
die Thatfache, daß dasfelbe von wenigftend einem Zehntheil der Grundbeſitzer unterſtützt 
fei, nicht unzweifelhaft vorliegt, fo ift zumächft hierüber Erhebung zu machen. 


Zu Art. 66. 
8. 22. 
Der bier vorgefchriebene öffentliche Aufruf ift in den Staatdanzeiger aufnehmen zu 
laſſen. 
Die in den öffentlichen Büchern vorgemerkten, auf den Weiderechten haftenden Laſten 
hat das Oberamt im Benehmen mit den Gerichtsbehörden von Amtswegen zu ermitteln. 


Zu Art. 67 bis 69. 
8. 23. 

Wenn die Partien die amtliche Ermittlung der Ablöfungsfumme verlangen, oder 
ten ihnen für ein gütliches Uebereinkommen ertheilten Termin, ohne zu letzterem zu ge 
langen, haben verftreichen laffen, hat daB Oberamt nad) Art. 68 und 69 des Gejehes 
das weitere Verfahren einzuleiten und indbefondere genau feitzuftellen, ob und worüber 
ein Schägungsverfahren einzuleiten wäre, falls fich die Partien in Folge der an fie zu 
erlaffenden Aufforderung nicht noch gütlich vereinigen würden. 

Ehe aber zum Schätungsverfahren gefchritten wird, müſſen in der Regel alle üb- 
rigen die Erledigung des Ablöfungsgefchäfts bedingenden Punkte fo vollftändig als mög- 
lid; erörtert fein, 

Zu Art. 70. 
8. 4. 

Sind Schätzungen nicht zu umgehen, fo hat das Oberamt die Partien zur gemein- 

ichaftlichen Ernennung einer beliebigen — ungeraden Zahl von Schäßern umter Unbe- 
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raumung eined Termind aufzufordern und wenn dies fruchtlos bleibt, zur Ernennung 
von drei Sachverftändigen zu fchreiten. 
Die Oberämter haben bei der Ernennung von Schäkern daranf Bedacht zu nehmen, 
daß diefelben die erforderlichen land⸗ beziefungsweife forftwirhichaftlichen Kenntniſſe befigen. 
Bon der getroffenen Wahl find beide Partien unter der Aufforderung in Kenntniß 
zu ſetzen, fich über ihr etwaiges Verlangen der Beeidigung der Schäber binnen einer 
ihnen anzuberaumenden kurzen FFrift gegen da8 Dberamt zu erklären. 


Zu At. 71. 
8. 25. 

Das Oberamt hat die Schäßer über den Gegenftand der Schägung und über ihre 
Aufgabe mit Rückſicht auf die Beftimmungen des Art. 49 des Geſetzes zu belchren, 
insbefondere denjelben auseinanderzuſetzen, daß die in den ihnen zuguftellenden urkund⸗ 
lichen Nacweifungen enthaltenen Notizen über den Ertrag des Weiderechts bei der 
Schätung zwar zu berücfichtigen, aber für die Schätung nicht bindend ſeien. 

Die den Schäßern ertheilte Inftruftion und die von denſelben zu beantwortenden 
Tragen find den Akten einzuverleiben und unter der Aufforderung zur Kenntniß ber 
Partien zu bringen, binnen kurzer Frift etwaige Erinnerungen darüber vorzubringen. 

Ueber das Ergebniß der Schätung ift eine mit dem motivirten Gutachten ber 
Schäfer zu belegende Urkunde aufzunehmen und den Akten beizufchließen. 


Zu Art. 72. 
8. 26. 


Die Eröffnung des Gutachtens der Schäßer an die Partien hat in der Regel in 
mündlicher Verhandlung, auf bejondered Verlangen aber auch fchriftlich gegen Erjat 
der Koften duch die da8 Verlangen ftellende Partie zu gefchehen und es find hiebei die 
Partien auf die im Abfat 1 gegebene Frift hinzumeifen. 

Ueber die Eröffnung muß unter Angabe der Zeit derfelben Beicheinigung zu den 
Alten gebracht werden. 

Die von den Partien beabfichtigten Anträge können fchriftlih beim Dberamt ein- 
gereicht oder bei demfelben zu Protokoll gegeben werben. 

Im Uebrigen findet auf das Schätzungsverfahren der Titel XX VI der Eivilprozeh- 
ordnung vom 3. April 1868 vom Beweis durch Sachverftändige finngemäße Anwendung. 
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Zu Art. 74. 
8. 27. 
Die nad) endgiltiger Feſtſetzung des Ablöſungskapitals auszufertigende Urkunde ift 
nad; dem Formular III zu verfaffen und bat zu enthalten: 

1) die Namen und Wohnorte der Betheiligten, nämlich der Weideberedhtigten, ber 
Pflichtigen oder deren Gefchäftsführer, beziehungsweife der fie vertretenden Gemeinde; 

2) die Bezeichnung des Weiderechts und feines Umfangs (Fläche, welche der Weide 
unterworfen war, Viehgattungen, mit welchen geweidet werben durfte, Zeitdauer, 
während welcher die Weide ausgeübt werben durfte); 

3) die Bezeihnung der Laften, welche auf dem Weiderecht geruht haben, die Auſprüche 
Dritter an den Ablöſungsſchilling und deren Abfindung, beziehungsweife Sicher- 
ftellung; 

4) den Zeitpunkt des. Aufhörens der Meide; 

5) da8 MWeideablöfungskapital, die Art und Zeit der Tilgung besfelben und ber an 
dritte Berechtigte zu machenden Leiftungen. 

Die Urkunde ift von den Betheiligten und dem K. Oberamte zu unterzeichnen. 


Zu Art. 74 und 75. 
8. 28. 


Binfichtlich der Rechtsanfprüche Dritter wird den Oberämtern empfohlen, bei Feſt⸗ 
ftellung des Ablöfungskapitald dahin zu wirken, daß dieſelben durch Zuweiſung eines 
Theils des Ablöfungskapitald gleichfall® abgefunden werden. 

Das Oberamt hat von jeder Weideablöfungsurktunde der zuftändigen Gerichtäftelle 
eine Abjchrift mitzutheilen. 

Diefe Vorfchrift bezieht fich auch auf diejenigen MWeideablöfungen, bei welchen bie 
Abldjungsfumme durch gütliches Mebereinfommen feftgefetst worden ift. 

Die von der Gerichtöbehörde für die Mittheilung ausgeftellte Befcheinigung ift den 
Alten beizufchließen. 

Stuttgart, den 5. Yuli 1878. 
Sid. Renner. 
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Beilage 1. 
zu Art. 26 des Geſetzes. 


Formular zu einer Wanderurkunde. 


(Unmerlung. Die mit Hleinerer Schrift gebrudten Einträge bienen zur Erläuterung, wie ber leere Raum in ben 
gebrustten Formularen bei deren Wusfertigung nach Beichaffenheit ber Umftände ausgefüllt wirb.) 


EOEERE — 
Gemeinde * * * * ” * * * 


I En er ee 1 36 Re — ee far 
aus ... N)... . Oberams ..... DEN Sn a eh 
wird hierdurch bezeugt, daß er mit (feiner eigenen Herde, oder: der Herde des (.N.N..) aus (.N.N..) 
welche €. . zwei Hundert...) Stück (. . Spaniſche Mutterſchafe . . ) begreift, C. . zum Bezuge der Som ⸗ 
merweide..) DON C..N.N...) am heutigen Tage nad (.. N. N...) abfährt und diefe 


Schafe bei der durch den (. . N. N...) vorgenommenen Vifitation C. . als gan gefund er: 
tannt worben find, ober: . . ald mit ber Raube behaftet erfunden worden find, jebod mit Genehmigung des R. 
MebteinalsCollegiumd vom . . . 2... 2... unter Begleitung des (N. N,) ausnahmsweiſe weiter gebracht wer ⸗ 
den bürfen.) 

......... den db. Räry) 18... 


(L. 8.) Schultheiß. 


Während der Wanderung wurden gegen den Führer der Herde folgende Strafen 
erfannt: 


(Bemerkung. Auf der legten Seite des Formulars find zur Belehrung bed Führers ber Herbe bie Vorſchriften 
bed Weidegeſetzes vom 26. Mär) 1878 Art. 24 Abſ. 1, Art. 25, 28 bis 30 abzudruden.) 
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Beilage IL. 
zu Art. 53 des Geſetzes. 


Unleitung zur Verwandlung der Ablöfungskapitalien fammt Zinfen in 
Zeitrenten mittelft der angehängten Tabellen. 


Will der bisherige Weidepflichtige feine Ablöſungsſchuld nicht anf Einmal, fondern 
in einer beftimmten Anzahl von Jahren (welche die gefetzlich feſtgeſetzte längſte Til- 
gungszeit von 20 Jahren nicht überfteigen darf) durch eine unveränderliche jährliche 
Rente tilgen, jo wird diefe Rente nach Tabelle I. folgendermaßen berechnet: 


5:1, 
Tilgung in 20jährigen Zeitrenten. 

A will feine Ablöfungsichuld von 6000 fl. in 20 Fahren abtragen. Die Rente, 
mittelft welcher 1 fl. fammt Verzinfung in 20 Jahren getilgt wird, ift nach Tabelle I 
Zeile 20 

0,080243 fl. 

Für 6000 fl. beträgt fomit die Rente: 

6000 X 0,080243 = 481,458 fl. 
oder 481 fl. 27 fr. 

Rehnungsprobe: Zieht man den Jahreszins aus 6000 fl. mit 300 fl. von 481 fl. 27 Er. ab, fo er: 

hält man als reine Tilgungsrente 181 fl. 27 Er. 
Den Geſammtwerth diefer 181 fl. 27 Er. nach 20 Jahren findet man mit Hilfe von Ta— 
belle II, wornad 1 fl. in 20 Jahren auf 33,065954 fl. anwächst, ſomit 181 fl, 27 fr. ergeben: 
181% X 33,065954 oder 5999 fl. 47 kr. 
weniger als 6000fl. —.- 13 Er. 
Die Differenz ergibt fi) aus einem Bruchkreuzer, um welchen bie jährliche Rente höher als 481 fl. 
27 tr, fein jollte, 
8. 2. 
Tilgung mit größeren Abjchlagszahlungen während der 2Ojährigen Tilgungszeit, ohne Verkürzung 
der legteren. 

A will nad Tmaliger Zahlung feiner auf 20 Jahre berechneten Zeitrente von 

481,458 fl, eine Abjchlagszahlung von 2000 fl. machen und den Reſt jeiner Schuldigkeit 
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in den an der gejeßlichen Tilgungsperiode noch nicht abgelaufenen 13 Jahren in Renten 
tilgen. 

Unter der gedachten Rente find (nad 8. 1) an reiner Tilgungsrente enthalten 
181 fl. 27 kr., deren Gejfammtwerth (nah Tabelle I) in 7 Jahren angewachſen ift auf 
181,458 X 8,142008 = 1477,43287664 
oder 1477 fl. 26 fr. 

Seine Ablöfungsjhuld beträgt ſomit am Schluffe des 7. Jahres 
noch 6000 — 1477 fl. 26 kr. 2000 fl.=2522 fl. 34 fr, 
und um diefen Reſt ſammt Zinfen in den noch übrigen 13 Jahren zu tilgen, wird 
(nad) Tabelle I) eine Rente erfordert 
von 252233 fl. X 0,106456 =268,542357 
oder 268 fl. 33 kr. 


8.8. 

Tilgung mit größeren Abſchlagszahlungen unter Abkürzung der anfänglich feftgefegten Tilgungsperiode. 

Will der Rentenſchuldner durd die Abjchlagszahlung eine Abkürzung der Tilgungs- 
zeit bewirken, jo nimmt man fir die Berechnung der in der fürzeren Zeit zu zah— 
lenden Rente ftatt der an der urjprünglichen Tilgungsperiode noch übrigen Zeit die 
gewünjchte kürzere Zeit in Rechnung, 3. B. es foll die in $. 2 bemerkte Reſtſchuldigkeit 
ftatt in 13 in 5 Jahren getilgt werden, jo ergibt fich aus Tabelle I die Rechnung: 

252213 X 0,23097 5=582,6498185 
oder 582 fl. 39 kr. 


8.4. 
Tilgung der Ablöfungsichuld mit einem zum Voraus beftimmten jährlichen Geldbetrag. 

Will der Schuldner zur Tilgung feiner Schuldigfeit einen zum Voraus beftimmten 
jährlichen Betrag verwenden, fo muß ermittelt werden, wie lange er dieſen Betrag fort- 
zuzahlen habe. 

Zuvörderft muß bier unterfucht werden, ob diefer Betrag hinreicht, um damit im 
Laufe von 20 Fahren das Kapital zu tilgen,, was in der Weiſe gefchehen kann, daß 
von dem Betrag, defjen jährliche Zahlung beabfichtigt wird, der Jahreszins abgezogen 
und der Reſt mit Hilfe von Tabelle II Zeile 20 multiplizirt wird, wodurch fich ein 
Produkt ergeben muß, welches der Ablöfungsfumme mindeftens gleich kommt. Iſt 

3 
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das Produkt größer, fo wird dur Multiplikation einer niederern Yahresziffer (aus 
Tabelle I) unterfucht, welche Anzahl von Jahren zur Aufbringung des Ablöfungska- 
pital8 hinreihen. Da aber in der Negel aus keiner der Jahresziffern genau der Betrag 
des Ablöfungsfapitals fich ergeben wird, fo ift fchlieflich zu berechnen, wie viel zur 
Ausgleihung der ganzen Abzahlung auf die zuletzt zu entrichtende Yahresrente zu jchla- 
gen oder von ihr abzuziehen ift. 
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Tabellen. 








Tabelle II. 

Werth einer unveränderlihen Jahresrente, duch | Gefammtwerth einer Rente von 1fl., welche wäh: 

welche nach einer beftimmten Anzahl von Jahren | rend eines bejtimmten Zeitraums je am Ende bes 
Ufl. ſammt Verzinſung abgetragen wird. Jahres bezogen worden iſt. 





Anzahl | Rente am Ende Anzahl Summe 
ber Jahre. | eines jeben Jahres zahlbar. ber Jahre | der Rentenbegfige 
1 1,050000 1 \ 1,000000 
2 0,537805 2 | 2,050000 
3 | 0,367209 3 | 3,152500 
4 ' 0,282012 4 | 4,310125 
5 | 0,230975 5 5,525631 
6 | 0,197017 6 6,801912 
7 | 0,172820 7 8,142008 
8 0,154722 5 9,549108 
9 ' 0,140690 9 11,026564 
10 | 0,129505 10 12,577892 
11 i 0,120389 11 14,206787 
12 0,112825 12 15,917126 
13 0,106456 13 17,712982 
14 0,101024 14 19,598631 
15 0,096342 15 21,578563 
16 0,092270 16 23,657491 
17 0,088699 17 25,840366 
18 0,085546 18 28,132384 
19 0,082745 19 30,539003 
2 | 0,080243 20 33,065954 
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Beilage II. 
Zu Art. 74 des Gefetes. 


Formular zur einer Weidendlöfungsurkunde. 


MWeideablöfungs-Urfunde, 


BIDERSEE: 
Gemeinde -. - 2 2 2 2 2 un 


Nachdem in der Meideablöfungsfache zwifchen (dem Freiherrn v. n.) und deſſen feitheris 
gen MWeidepflichtigen im biefigen Gemeindebezirte das Ablöfungskapital (nad den Vorſchrif— 
ten des Gefeheö vom 26. März 1873, oder: durch gütliche Webereinkunft) endgiltig feftgeftellt, auch die 
in dem öffentlichen Aufrufe vonmnm... ſiehe Staatdanzeiger von 
1873 Nro. ... Seite ... zur Anmeldung von Rechtsanſprüchen Dritter an (. . . bie 
abzulöfenden Weiderechte, oder: aufgehobenen Aulturbefhräntungsbefugnifle . . . -) auf Grund des Art. 66 
des Weidegeſetzes anberaumte Adtägige Frift abgelaufen ift, hat man über das fragliche 
Geſchäft nach Vorfchrift des Art. 74 des erwähnten Geſetzes nachftehende Urkunde auf- 
genommen: 

1. Namen und Wohnort der Betheiligten. 
1) Weideberehtigter: 
(... Freiherr v. N, N. vertreten durch feinen Rentbeamten N. laut Vollmaht vom . x... ) 
2) Weidepflichtige: 
(Menn die Pflichtigen ſelbſt gemeinſchaftlich ablöfen, find, fofern fich deren Zahl nicht höher als ſechs 
belauft, diefelben namentlich in der Urkunde aufzuführen; bei einer höheren Zahl ift fi auf ein ber Ur: 
funde beizulegended Namensverzeichniß zu beziehen, und find in ber Urkunde bie Namen ber drei Bevoll: 
mädtigten, welde für fie die Ablöfungsverhandblungen führten, zu bemerken. 
Wenn aber die Ablöfungsverhandfungen mit dem Gemeinberathe zu pflegen waren (Geſetz Art. 47 
Abſ. 1), fo Hat der Eintrag zu lauten: " 


laut Beſchluſſes der bürgerlichen Kollegien vom . . . . . find folgende Per- 
fonen zu Geſchäftsführern beftellt worden: 

a) 

b) Ramen) 


0) 
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3) Laftenberechtigte : 


(... Namen ber Berechtigten und ihrer Vertreter . . .) 


1, Bezeichnung des abgelösten Weiderechts (. . . der aufgehobenen Kulturbeſchränkungs⸗ 
befugniß .. . . und feines Umfangs: 


(Die Weide durfte mit einer beliebigen Anzahl von Schafen auf allen nicht angebauten Getreidefeldern 
der Narlung und auf Wieſen in ber Zeit vom 11. November bis 15. März ausgeübt werben). 


111, Bezeihnung der auf dem abgelösten Weiderehte ruhenden Laften und 
der hiefür beftimmten Abfindungen. 


(Der Weideberechtigte war verpflichtet, der Gemeinde drei Farren und einen Eber zur Benützung bei 
ihrer Viehzucht bereit zu halten. 

Anfpräche Dritter auf den Ablöſungsſchilling find weder angemeldet worden, nod aus ben Öffentlichen 
Büchern zu erheben gemwefen.) 


IV, Tag der Ablöfungsanmeldung und Zeitpunkt des Aufhörens 
der Weide. 


Die Ablöfung ift von dem Berechtigten am (. . . 15. Mai 1873... .) angemeldet wor« 
den, und e8 hört jomit die Weide am (. . . 11. November 1876...) auf. 


V. Weideablöfungskapital, Art und Zeit der Tilgung deſſelben und der 
dritten Berechtigten zu mahenden Reiftungen. 


Nach den ftattgehabten Verhandlungen ftellt fich der jährliche reine Ertrag der zur 


Ablöfung kommenden Weide: (. .. und Pferchnutung ...J auf... . —: . (.. Bil...) 

Der — — der ven Weberei — — berechnet ſich 
auf . ; F : ; ’ . 200. mie CU...) 
über defjen Abzug zur Ablöfung verbleibt. . . . . .» —? * (. . 800... .) 


Die nach Urt. 48 des Weidegeſetzes in dem 20fachen Betrage de8 reinen Ertrags 
beftehende Ablöfungsfchuldigkeit beträft . » 2 2 2 2 2 2 2 —ir (. . 6000|. .) 
und ift (. . am 11. Roveihber 1876 . .) an den Berechtigten (koftenfrei und aus einer Hand zu ber 
zahlen, ober: von ba an mit jährlichen fünf vom dundert zu verzinſen und in längſtens (20) Jahren in Zeitren⸗ 
ten abzutragen.) 
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Die (20) jährige, je am (.. 11.Rovemder..) fällig werdende Zeitrente beträgt —! ˖ (as fl. 
27 ir.) (und tft, im alle die Pflihtigen von dem ihnen nad Art, 53 Abf. 8 zuftehenden Rechte, größere Abſchlags⸗ 
zahlungen zu leiften, Gebrauch maden, nad jeber berartigen Leiftung für den Reft der Tilgungsperiobe neu zu 
berechnen.) 


Borftehende Ablöfungsurkunde befräftigen durch ihre Unterfchrift: 
Der biöherige MWeideberechtigte Die bisherigen Weidepflichtigen 


Me - 


Zur Beurfundung 
K. Oberamt: 


— — 
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Die am 27. Juni 1873 zu Berlin ausgebene Nummer 16 des Reichsgeſetzblattes enthält: 

1) das Geſetz, betreffend außerordentliche Ausgaben für die Jahre 1873 und 1874 zur Verbefferung 
der Lage ber Unteroffiziere. Vom 14. Juni 1873, 

2) das Gejeg, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf ſür die Neichseifenbahnen in Elfaß- 
Lothringen und für die im Großherzogthum Luremburg belegenen Streden der Wilhelm-Lurem- 
burg Eifenbahfn. Vom 18. Juni 1873. 

3) das Gefeg wegen Abänderung der Reichstags:Wahlfreife 5 und 6 des Negierungsbggirts Dp- 
peln im Königreihe Preußen. Vom 20. Juni 1873. 

4) das Geſetz über bie Gontrole des Neichshaushalts für das Jahr 1873. Vom 22. Juni 1873. 

5) das Geſetz, betreffend die Einführung des Gejehes des Norddeutſchen Bunbes über die privat- 
rechtliche Stellung der Erwerbs: und Wirthſchafts-Genoſſenſchaften vom 4. Juli 1868 im Könige 
reiche Bayern. Vom 23. Juni 1873. 

6) Allerhöchfter Erlaß, betreffend die vevidirte Inſtruction zum Gefege über Maßregeln gegen bie 
Rinderpeſt. Vom 9. Juni 1873. 

Die am 30. Juni 1873 ausgegebene Nummer 17 enthält: 
das Geſetz, betreffend bie Verlängerung der Wirkjamkeit des Geſetzes über die Ausgabe von 
Banknoten vom 27. März 1870. Vom 30. Juni 1873. 

Die Nummer 18, ausgegeben am 3. Juli 1873, enthält: 

1) das Geſetz, betreffend die Einführung der Verfaſſung bes Deutichen Reichs in Eljaß-Lothringen. 
Bom 25. Juni 1873. 

2) das Gefeß, betreffend bie Errichtung eines Reichs-Eifenbahn- Amtes. Vom 27. Juni 1873. 

3) das Geſetz, betreffend die Bewilligung von Wohnungsgeldzufhüflen an die Offiziere und 
Aerzte des Reichsheers und der Kaiferlihen Marine, ſowie an bie NReichsbeamten. Vom 
30. Juni 1873. | 

4) Raiferliche Verordnung, betreffend die Klaffification der Reichsbeamten nad Mafigabe des 
Tarifs zu dem Gejege vom 30. uni 1873 über die Bewilligung von Wohnungsgeldzuſchüſſen. 
Vom 30. Juni 1873. 

5) das Geſetz, betreffend die Negiftrirung und die Bezeichnung der Kauffahrteiſchiffe. Vom 
28. Juni 1873. 


RUN AA TR 


— — —— — 


Gedruckt bei G. Haſſelbrink. 
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Te 28. | 
Negierungs- Blatt 

für das | 


Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Samftag den 9. Auguft 1875. 


= . R 





Inhalt. 

Verfügung der Miniſterien des Innern und bes Kirchen- und Schulweſens, betreffend die Diäten der Generalfus 
perintendenten und des Feldprobfts, fowie die Diäten und Reifeloften der Delane und Bezirksſchulaufſeher. 
Bom 2. Auguft 1875. — Belanntmadjung der Minifterien des Innern und des Kricgsweſens, betreffend die 
Tergütungstaren für die militärifhen Quartier Vorſpann- und Botenleiftungen im Frieden, pro 1. Juli 1873/74. 
Bon 28. Juli 1873. 


Verfügung der Minifterien des Iunern und des Kirchen- und Schulweſens, betreffend die Diäten der 
Generalfuperintendenten und des Seldprobfis, fowie die Diäten und Reifekoften der Dekane und 
Bezirksſchulaufſeher. Vom 2. Auguft 1873. 


Nachdem die in der Verfügung der Minifterien des Innern und des Kirchen- und 
Schulwefens vom 8. Mai 1857 (Reg. Blatt S. 33) normirten Diäten der Generalju- 
perintendenten und des Feldprobſts in Folge des neuen Diäten-Regulativs vom 23, Juni 
dv. J. (Meg. Blatt S. 269) erhöht find, wird mit Höchſter Genehmigung Seiner 
Königlichen Majeftät vom 28, Yuli 1873 

1) unter Abänderung des weiteren Inhalts jener Berfügung hiemit angeordnet, daß 
die Gemeinden der Defanatsfite zu den Diäten dev Generalfuperintendenten, welche 
fih auf die Vifitation ihres örtlichen Kirchenweſens fowie auf die Inveſtitur ihrer zu— 
gleich Dekanate bekleidenden Geiftlichen beziehen, künftig beizutragen haben 
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a) für die örtliche Kirhenvijitation 
bei 1 oder 2 normalmäßig verwendeten Geiftlihen. . . 9 fl. 55 fr. (17 Marl), 
bei 3 oder 4 ſolchen Geiftlihen. . » =» =» 2... 12 fl. 50 fr. (22 Mar), 
bei 5 oder mehr ſolchen Geiftlihen. . . » » » 2. 15fl. 45 fr. (27 Marl), 
b) für die Inveftitur des zugleich mit dem Dekanat betrauten Ortögeiftlichen 
be (11 Mark). 

Sodann wird 

2) die in $. 2 der Verfügung der Minifterien des Innern und des Kirchen- und 
Schulweſens vom 26. Auguft 1828 (Reg. Blatt S, 692) enthaltene Beftimmung über 
die Diäten und Reifeloften der Defane dahin abgeändert, daß diefelben, unter analoger 
Anwendung de8 8. 3 des neuen Diätenregulativs vom 23. Juni 1873, künftig gleich den 
übrigen Bezirtsbeamten 

a) für einen vollen Tg » » >» 2 2 2 22000. BL 45 Er. (15 Mar). 

b) für einen halben Tag . -» » » 2 5ffl. 50 kr. (10 Mal). 
erhalten. 

3) der Antheil an den Diäten und Neifekoften der Dekane, welchen die Gemeinde» 
kaſſen in evangelifchen Orten bei Kirchen-Vifitationen und Inveftituren geſetzlich beizu- 
tragen haben (vergl. $. 3 der Minifterial- Verfügung vom 26. Auguft 1828) ift auf 
zwei Drittbeile der in Ziff. 2 beftimmten Averfalentichädigung feſtgeſetzt. 

4) Die in Ziff. 2 für die Diäten und Neifeloften der Dekane feftgefetste Averfals 
entſchädigung findet in gleicher Weife auf die Bezirfsfchulauffeher Anwendung. 

Stuttgart, den 2. Auguft 1873. 


Für den Kultminifter: 
Sid. Römer. 
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Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Ariegswefens, betreffend die Vergütungstaren 
für die militärifchen Quartier- Vorfpann- und Kotenleiftungen im Frieden, pro 1. Iuli 1873/74. 
Dom 28. Juli 1873, 

In Gemäßheit des Art. 27 de8 Gefehes vom 18. Juni 1864 wird hiemit veröffent- 
licht, daß für die obenbezeichneten Keiftungen pro 1. Juli 1873/74 aus den Militärkaf- 
fen diejenigen Vergütungstaren bezahlt werden, welche in der Bekanntmachung der König- 
lichen Minifterien de8 Innern und des Kriegsweſens vom 23. Dezember 1872 (Reg.⸗ 
Blatt für das Königreich Württemberg Seite 465—466 und Staatsanzeiger Nro, 307) 
enthalten find, 

Stuttgart, den 28. Juli 1873, 


Der Minifter des Innern: Der Kriegsminifter: 
für denfelben für denjelben 
Präfident Fleifchhauer. Generalmajor Wundt. 


Die am 8. Juli d. J. zu Berlin ausgegebene Nummer 19 des Reichegefegblatts enthält: 
1) das Geſetz, betreffend den Antheil des ehemaligen Norddeutſchen Bundes an der franzdfiihen 
Kriegskoſtenentſchädigung. Vom 2. Yuli 1873. 
2) den Nobitional-Boftvertrag mit Schweden. Bom 25. Mai 1873. 
3) Bekanntmachung, betreffend die Pharmacopoea Germanica. Vom 4. Juli 1873, 
Die Nummer 20 des NReichögefegblatts, ausgegeben am 10. Juli 1873, enthält: 
1) das Geſetz, betreffend die Feftftellung eines Nachtrages zum Haushalts-Etat des Deutſchen Reichs 
für 1873, Vom 4. Juli 1873, 
2) Belanntmachung, betreffend die Emennung eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe. Vom 
3. Juli 1873. 
Die Nummer 21 des Neichsgejegblatts, ausgegeben am 13. Juli 1873, enthält: 
1) das Geſetz, betreffend ben nach dem Geſetze vom 8, Juli 1872 einftweilen rejervirten Theil ber 
franzöfiihen Kriegsfoftenentichädigung. Vom 8. Juli 1873. 
2) den Poftvertrag mit Stalien. Vom 11. Mai 1873. 
3) Belanntmahung, betreffend die portopflichtige Gorrefpondenz zwiſchen Behörden verfchiebener 
Bundesſtaaten. Bom 8. Juli 1873. 
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Die Nummer 22 des Neichögefegblatts, ausgegeben am 15. Juli 1873, enthält : 
das Münzgeſetz. Vom 9. Juli 1873. 
Die Nummer 23 des Neichsgefegblatts, ausgegeben am 24. Juli 1873, enthält: 
1) das Geſetz, betreffend die Abänderung des Vereins-golltarifs. Vom 7. Zuli 1873. 
2) Belanntmachung, betreffend die neue Redaction des Zolltarifs. Vom 12. Juli 1873. 
3) Verordnung über die Abgrenzung der Bezirke der Difciplinarfammern. Vom 11. Zuli 1873, 
4) Bekanntmachung, betreffend die Abänderung der Vorſchriften über die Verwendung der” Wedh- 


felftempelmarten. Vom 11. Juli 1873. 


U ELLE ER UN. 


Gedrudt bei 6. Haffelbrint 
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I 29. 
NegierungsS- Blatt 


für das 


— —— 





Inhal 
Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern, betreffend die Eichunggämter. Vom 7. Auguſt 1878. 


Bekauntmachung des Miuiſterinms des Innern, betreffend die Eichungsämter. 
Vom 7. Auguft 1873. 
Seit der Bekanntmachung vom 21. März 1872, Reg.Blatt ©. 122, find die — 
ſtehenden Aenderungen im Beſtand der Gemeinde-Eichungsämter eingetreten, welche hie— 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden: 


1. Neue Eichungsamter wurden errichtet: 


im Donaufreiß: 
Miünfingen für Faßeihung und Eihung von lüffigteitswaßen ; 


II. Die Erweiterung der Befugniffe bereit8 beftehender Eichungsämter,, beziehungs- 
weife Fafeihungsanftalten ift genehmigt worden: 
im Nedarfreiß: 

Stuttgart, außer der bereitö genehmigten Eichung von Längenmaßen, Flüffig- 
feitsmaßen, Fäſſern, Trodenhohlmaßen, Gewichten und Wagen, Präcifionsgewichten und 
Gasmeffern auch für die Eihung der Goldmünzgewichte; 

im Shwarzwaldfreisß: 

Ebingen, Oberamtd Balingen, aufer der bereit8 genehmigten Eichung von Län- 
genmaßen, Flüffigkeitsmaßen, Fäſſern, Trodenhohlmaßen, Gewichten und Wagen, Prä- 
eifionsgewichten auch für die Eichung der Goldmünzgewichte. 


340) 

Tübingen, außer der bereit? genehmigten Eihung von Längenmaßen, Flüffig- 
keitsmaßen, Fäffern, Gewichten und Wagen, Präcifionsgewichten auch für die Eihung 
der Goldimünzgewichte, 

im Jagſtkreis: 

Mergentheim, aufer der bereitd genehmigten Eichung von Fäſſern, Gewichten, 
Wagen und Flüffigkeitsmaßen des gewöhnlichen Verkehrs auch für die m. der 
Längenmaße ; 

im Donaufreiß: 

Leutkirch, aufer der bereitd genchmigten Eichung von Fäffern aud) für Eichung 
der Flüffigkeitsmaße des gewöhnlichen Verkehrs; 

Ochſenhauſen, Oberamts Biberach, außer der bereit3 genehmigten Eichung von 
Fäffern auch für Eichung der Flüſſigkeitsmaße des gewöhnlichen Verkehrs. 

111 Neue Faßeichungsanftalten wurden errichtet: 

im Nedarfreis: 


in Gemmrigheim, DNQ Befigheim, 
" Ilsfeld, „ " 

„ Eleebronn, „ Brackenheim, 
„Kleingartach, . a 

„ Rommeldhaufen, „  Kanitatt, 

„ Dentendorf, „  Eplinge, 
„ Neuhausen, — * 
„Thalheim, „GHeilbronn, 
„Weil im Dorf, „Leonberg, 

„ Auenftein, „ Marbach, 

„ Kleinajpad, n n 

„ Kleinbottwar, R “ 

„ Mundelsheim, — * 
„Diefenbach, „Maulbronn, 
„Wiernsheim, 
„Bothnang, „Stuttgart, 
„Großſachſenheim, „ Vaihingen, 


341 


in Affaltrad, DU Weinsberg, j 
„Bretzfeld, 

im Schwarzwaldkreis: 
in Beuren, O.A. Nürtingen, 
„Frickenhauſen, „ 
„Eningen, „Reutlingen; 


im Jagſtkreis: 
in Bühlerthann, O.A. Ellwangen, 


„Gerſtetten, m ‚Heidenheint, 
v» Mulfingen „Ktünzelsau, 

„Berlichingen, — 

„ Elpersheim, » Mergentheim, 
„ Sindringen, » Dehringen, 


„ Unterfteinbad a * 
Unterſchlechtbach, „Welzheim; 
im Donaukreis: 


— 
- 


in Holzheim, DA. Göppingen, 
„ MÜbingen, n " 

„ Dettingen, „ Kirchheim, 

„ Mengen, » Saulgau, 

„ Altshaufen, 


IV. Das Eihungsamt in Marbach, welchem vie Befugnig zu Eihung von ge 
wöhnlichen Berkehrögewic;ten und Hohlmaßen verliehen worden war, ift auf eine 
gewöhnfiche Faßeichungsanſtalt befchränft worden. 

Stuttgart, den 7. Auguft 1873. 

Sid. 


ut A WR TUE TE 


Gedbrudt bei G. Haſſelbrink. 
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NegierungsS- Blatt 


Königreich Württemberg. 








Inhalt. 
Berfügung des Miniſteriums bed Innern, betreffend die Cholera. Vom 29. Auguſt 1873. — Bekanntmachung 
der Minifterien des Innern und des Kriegsweſens, betreffend Veſtimmungen über die Dienſtpflicht der Medi« 
ziner und Aerzte. Bom 2. Auguft 1873. 





Verfügung des Miniſteriums des Innern, betreffend die Cholera. 
Vom 29. Auguft 1873. | 
Mit Höchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs wird für den Fall 
der Verbreitung der Cholera in Württemberg unter Aufhebung der Verfügung dom 
3. September 1849 Folgendes angeordnet: 
8.1. 


Zum Behnfe der oberften Leitung ſämmtlicher wegen der Cholera zu treffenden 


Mafregeln ift als Abtheilung des Miniſteriums des Innern eine befondere, mit dem 
Minifter in unmittelbarem, vorzugsweife mündlichen Verkehr ftehende Commiffion nic- 
dergeſetzt. 

Eine von derſelben verfaßte Belehrung über angemeſſenes Verhalten und die erſten 
Hülfsmittel bei einem Cholera-Anfalle wird den Oberämtern zur angemeſſenen Verbrei- 
tung und Veröffentlihung zugejendet werden. 

8.2. — 

Die Bezirksleitung beſorgt im Falle des Ausbruchs der Cholera in einem Ober 
amte die aus dem Oberamtmann und Oberamtsarzte beftehende Bezirls-Commiſſion. 

ä In dem betreffenden Ort, in welchem ſich die Cholera zeigt, werden bie bürger« 
lichen Eollegien im Einvernehmen mit dem Oberamtmann ſogleich aus den hiezu beſon⸗ 
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ders geeigneten Ortseinwohnern und den in dem Orte anfäßigen hiezu verpflichteten 
oder geneigten Aerzten eine Orts-Commiſſion zur Anordnung der nöthigen Mafregeln 
berufen, welche von den bürgerlichen Eollegien den nöthigen Credit zur Beftreitung der 
Ausgaben erhält. 

Die OrtsCommiffion wird in größeren Orten in Abtheilungen getheilt, von denen 
eine für Ernährung, Kleidung und anderweitige Unterftügung der Armen zu forgen, eine 
zweite, womöglich unter Mitwirkung von Aerzten, Hausvifitationen vorzunehmen, dabei 
die Bewohner über die Nothwendigkeit der Behandlung von Diarrhöeen, über das diä- 
tetifche Verhalten, die Reinlichkeit in den Wohnungen, insbefondere den Schlafräumen 
u. ſ. f. zu belehren Hat. 

Eine weitere Abtheilung ſoll den die medizinal-polizeilichen Anordnungen leitenden 
Arzt namentlich in Betreff der Entleerung und Desinfection der Abtritte unterftügen. 

Wo es das Bedürfniß erfordert, hat die Orts-Commiſſion für die Thätigkeit in 
einzelnen Diftritten Deputationen aufzuftellen. 


8.3. 

Die Bezirks⸗Commiſſion berichtet an die Eholera-Kommiffion: 

1) telegraphifch über den erftmaligen oder wiederholten Ausbruch der Krankheit in 
jedem Orte, fowie in allen dringenden Angelegenheiten ; 
2) alle acht Tage über die Zahl der Erkrankten, Genefenen und Geftorbenen, den 

Berlauf der Krankheit und die etwa hiebei gemachten befonderen Erfahrungen; 

3) über die erforderliche Vermehrung des ärztlichen Perſonals im Bezirke; 
4) über etwaige Anftände nnd Zweifel, wobei fie jedoch dringende Verfügungen vor- 
forglich trifft. 
Berihts-Erftattung an die Kreis⸗Regierungen findet nicht ftatt. 
$. 4. 

Für die Koften findet die Minifterial-Verfügung vom 14. Oftober 1830, betreffend 
die mebizinalspolizeilichen Mafregeln bei den der ummittelbaren Fürforge des Staates 
unterliegenden Krankheiten, Anwendung, ferner die Beftimmungen der Medizinaltare 
vom 8. Auguft 1869, und des Diäten-Regulativs vom 23. Juni 1873. 

Für Zahlungsunfähige werden die Koften für befondere Hirurgifche Verrichtungen, 
für Abgabe von Arzneien, Nahrungsmitteln und Getränken auch dann auf die öffent 
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Tihen Kaffen übernommen, wenn fie auf Verordnung anderer als der aufgeftellten Ars 
menärzte fich gründen. ($. 37 der Verfügung vom 14. Dftober 1830). Nöthigenfalls 
werben den Gemeinden von der Staatskaſſe außerordentliche Beiträge geleiftet. 

Die Koften, welche die Aufftellung eines befondern Hilfsarztes verurfaht, trägt 
die Staatsfaffe allein. Derjelbe erhält neben der rvegulativmäßigen Vergütung der 
Reiſekoſten und der Diäten der 8. Nangftufe auch eine befondere Zulage von täglich 
5fl. 15. (9 Mark). Eine befondere Verrechnung von Krankenbeſuchen findet nicht ftatt. 

Die Belohnung des mit der Verwaltung des Notharzneimittel-VBorraths beauftrag- 
ten Arztes oder Wundarzte® wird von der Ortd-Kommiffion nach den Verhältniſſen 
des einzelnen alles bemeſſen ($. 12). 

8.5. 
Die Aufgabe der Orts⸗Commiſſion befteht : 
1) in Maßregeln zur Verhütung der Einfchleppung der Seuche ; 
2) in foldhen, welche die Weiterverbreitung derfelben im alle ihrer Einfchleppung 
verhüten follen, 
und 
3) in foldhen, welche die Verpflegung der Kranken und die Beftattung der Todten 
betreffen. 


Verhütung der Einfhleppung der Cholera, 
§. 6. 

Zeigt ſich die Krankheit in der Nähe des Bezirks, jo wird die Bezirks-Commiſſion 
fogleich alle diejenigen Vorkehrungen treffen, welche zu ihrer Ausführung einige Zeit er- 
fordern, und vor Allem verhindern, daß Jahrmärkte oder größere Verfammlungen ftatt- 
finden. 

Die Lebensmittelpolizei ift im verfchärfter Weiſe zu handhaben. 

Außerdem Hat fich diefelbe in folchen Orten, in welchen fich eine Eifenbahnftation 
befindet, mit der Bahnhof-Infpection in Verbindung zu fegen, um eine Eontrole über 
die Desinfection der Abtritte im Bahnhof ausüben zu können, und die in der betref- 
fenden; Station ausſteigenden, nicht weiter” reifenden Choleraverbächtigen, foweit die 
Conductenre auf folche aufmerkſam machen, fogleic ärztlicher Behandlung übergeben zu 
fönnen, 
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Diejenigen, welche in der Familie Feine Unterkunft finden, find in das hiefür bereit 
gehaltene Lokal ($. 7.) zu bringen, 


Verhütung der Weiterverbreitung. 

8.7. 

Für Neinlichkeit der Wohnungen und Kleidung, warme Bekleidung und gejunde Soft, 
fowie fir das nöthige Brenuholz minder Bemittelter, für Ausmittelung und Ausrüſtung 
des erforderlichen Lofals zur Unterbringung folder Kranken, die in der Familie feine 
Unterkunft finden, für Aufftellung und angemefjene Juftruirung von Krankenwärtern und 
Kranfenträgern, deren Namen und Wohnung zu veröffentlichen ift, für Nothlofale in 
den größeren Städten de8 Landes zur erften augenblidlichen Unterbringung von Sran- 
fen bei plöglichen Unfällen, endlich für die nöthigen Tranetportmittel, wird die Orts- 
Commiffion im Einvernehmen mit den betreffenden Behörden und Privatvereinen fchleu- 
nige Sorge tragen. 

Beſonders ift darauf zu achten, daß, wenn immer möglich, fländige Krankenträger 
angeftellt werden, welchen diefelben Vorfichtsmaßregeln anbefohlen werden, wie fie für 
die Wärter, Wäfcherinnen und. Leichenfrauen angegeben find ($. 12). 

Di Ausmittelung der Lokale zur Unterbringung unbemittelter oder fonft nicht ge- 
börig verpflegter Kranker ift darauf zu fehen, daß diefelben hoch gelegen find, oder daß 
wenigftens der Untergrund nicht feucht ift, und daß derſelbe auf keinen Fall einen grö- 
fieren mit anderen Wohngebäuden in Verbindung flehenden fir Abführung von Exere— 
menten dienenden Kanal enthält. Die Krankenzimmer follen Leicht gelüftet werden kön— 
nen und einen gehörigen Luftraum haben. 

8. 8. 

Solange die Schließung der Schulen wegen der größeren Verbreitung der Krankheit in 
einem Ort nicht verfügt ift, fol dann, wenn einzelne Fälle derfeben vorfommen, Eltern, 
welche ihre Kinder vom Schulbeſuche befreit wünfchen, die Erlaubniß hiezu nicht erfchwert 
werdet. 

8.9. 

Die Fürforge für die öffentliche Reinlichkeit, gefunde Beihaffenheit der Luft und 
der Nahrungsmittel, die Aufficht auf Bettler und Landftreicher muß nad) den beftehen- 
den Borfchriften mit befonderer Aufmerkfamteit gehandhabt werden. 
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Die Reinhaltung der Straßen, Abzugs-Kanäle, Hofräume u. ſ. f. foll regelmäßig 
betrieben werden, umd, wenn es angeht, durch Abſchwemmung gefchchen. Pfützen und 
ftehende8 Waſſer müfjen ohne Verzug abgeleitet werden. 

Außer der Eorge für gutes reines Trinfwafjer im Allgemeinen, der Reinhaltung 
der Brunnenftuben, Külben u. f. f. ift es nothwendia, alle Pumpbrumnen in den Stra- 
fen, in der Nähe von Abtritten und von Häufern mit Cholerafrankten fofort zu fchlichen. 

Gegenstand der Deeinfeltion iſt Alles, woran Entlcerungen von Cholerakranken 
haften könnten, alſo Zimmerböden, Bettſtellen, Bettihüffeln, Nachttöpfe, Nachtftühle, 
Wäſche und Kleider; bei bejonderer Gefahr find beide Ichtere zu verbrennen. Ferner 
find zu tesinficiren alle diejenigen Orte, welche zur Auffammlung, Fortihaffung und 
Ableitung jener Entleerungen gebraud;t werden. Die Desinfection der Luft der Kran— 
fenzimmer ift bei gehöriger Lüftung derfelben weniger nöthig. 

Münden die Abtrittfchläude auf den blofen Boden oder in nicht waſſerdichte Gru— 
ben, jo find unverweilt Fäffer, Kübel oder andere Behälter unter diefelben zu ftellen.‘ 

Nicht wafjerdichte hölzerne Behälter werden in ihren Fugen autgepicht und, wie die 
zuerft genannten, auf Eteinplatten oder zuſammengelegte Eteine geftellt und Stroh da- 
zwiſchen gelegt. 

Diefe Behälter find jedesmal nad) ihrer Entleerung und Reinigung eiwa zum 
4. Theil ihres Kubikinhaltes mit Desinfections-Flüffigkeit zu füllen, 

Achnlich werden wafferdidt ansgemauerte Gruben oder fteinerne Tröge behandelt. 

Die Abdtrittsfchläuche werden entweder außgefchwefelt, oder mit der Desinfictions- 
löfung begoffen, am beflen mittelft einer mit einer Brauſe verſehenen Gichkanne. 

Die Entleerung und Desinfection der Abtritte in Cholerahäufern, ſowie der aller 
öffentlichen Gebäude, namentlich Eifenbahnftationen, Wirthshäufer, Theater, Kafernen, 
Schulgebäude u, ſ. f. gefchieht täglich. 

Die Reinigung und Desinfection der Abtritte der übrigen Wohngebäude wird fofort 
begonnen und mindeftens alle 5 Tage wiederholt; die Bornahme ift von Amtswegen ftreng 
au fontroliren. 

Der Inhalt der Abtritte foll auf Felder gebracht werden, welche in beträchtlicher 
Entfernung von Mohngebäuden, und namentlich nicht in der Nähe von Brunnen oder 
Brunnenleitungen Tiegen. 

Die Fälalmaſſen werden dort in cine Grube von höchſtens 1—2 Fuß Tiefe und 
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möglichft großer Grundfläche gebracht und mit Erde, oder, wo berfelbe zu befchaffen ift, 
mit Gyp8 bededt. 

Unter keinen Umftänden ift e8 zu dulden, daß die Fälalmaſſen in Bäche, Flüſſe 
oder ftehende MWafjer oder auf Düngerftätten geworfen werden, 

Bei weiterer Verbreitung der Cholera in einer Gemeinde foll die Entleerung und 
Desinfection aller Abtritte in die Hand der Ortspolizei allein gelegt werden. Diejelbe 
hat befondere Leute zu diefem Zwecke aufzuftellen, welche unter der Aufficht einzelner 
Mitglieder der Orts-Commiſſion ftehen und fpeziell von dem dirigirenden Arzte über- 
wacht werden, Erkannt wird die nicht gehörig durchgeführte Desinfection an der alfa- 
liſchen Reaktion der Abtritts-Flüffigfeit. 

Ein Tropfen derfelben, mit einem Stab von Glas oder Holz auf Kurkumapapier 
gebracht, färbt dieſes bei alkalifcher Aeaktion braun. 

Allen Betheiligten ift klar zu machen, daß die Reinigung und Desinfection der 
Abtritte eine prophylaktiſche Maßregel ift, mit welcher nicht gewartet werden darf, bis 
die Cholera in einem Haufe ausgebrochen ift. 

Die Reinigung und Desinfection der Abtritte ift mindeftens 4 Wochen nad dem 
Erlöſchen der Seuche in der Gemeinde fortzufeten. 

8. 10. 
Desinfectionsmittel, 

Im Allgemeinen muß feftgehalten werden, daß ſoviel von der Desinfectionslöfung 
zu den Fäkalmaſſen zugefetst werden ſoll, bis diefelben ſauer reagiren. 

Die pafjenditen Stoffe zur Desinfection der Abtritte find ſchwefelſaures Eifen, 
ichwefelfaurer Zink, Mangandjlorür, fchwefelige Säure (angezündete Schwefelfchnitten), 
ichwefeligfaures Natron, Karbolfäure (Frankfurter Kreoſot), Holzefiig. 

Man verwendet am zwectmäßigften: 

Eifenvitriol unvermifcht Y, Pfund auf 1 Liter Waſſer und etwa 25 Gramme für 
einen Tag und eine Perfon. 

Eifenvitriol 100 Gramme, Karbolfäure 10 Gramme auf 1 Liter Waſſer. Karbol-- 
ſäure allein ift weniger zweckmäßig, obgleich fie den Geruch fehr raſch verfchwinden macht. 

Eifenvitriol, Zinkvitriol und Mangandlorür, von jedem 50 Gramme auf 1 Liter 
Waſſer, 25 Gramme fchwefeligfaures Natron und 100 Gramme Mangandlorür auf 
1 Liter Waſſer ift befonders empfehlenswert. 
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Bon diefen Pöfungen werden je nach der Größe der Behälter ſich richtende Mengen 
verwendet, auf feinen Fall weniger als 4 Liter auf einen Kubiffuß Fäkalmaſſe. 

Zum Ausſchwefeln der Abtrittsfchläucdhe werden gewöhnliche Schwefelfchnitten 
gebraucht. 

Die Desinfection der Zimmerböden, Bettgeftelle, Nachtftühle und der Wäſche ge- 
ſchieht mit Chlorfalf, etwa 25 Gramme auf ein Liter Waſſer. Eine Löfung von 
jchwefelfaurem Zink im gleichen Verhältniſſe kann gleichfall8 zu diefem Zweck verwendet 
werden. Doc follte bei diejer womöglich Negen- oder Flußwaſſer genommen werden. — 
Die Wäſche wird vollftändig untergetaucht und einige Stunden ftehen gelafjen. Betten 
und Kleider werden in einen bis zu 70—80° R, erhitten Raum gebradit und dann 
geſchwefelt. 

Die Bezirkscommiſſionen haben darauf zu achten, daß ein genügender Vorrath von 
Desinfectionsmitteln zur Verfügung ſteht; beſonders iſt zu empfehlen, ſolche unent- 
geltlich an minder Bemittelte nach deren Bedarf abzugeben. 


8. 11. 

In größeren Orten wird die Ortscommiffion für Stationen forgen, in welchen 
jeder Zeit, vor Allem aber Nachts, ein Arzt zu treffen ift. . 

In Orten, welche feinen Arzt haben, ift erforderlichen Falls für die Dauer der 
Krankheit ein folcher mit dem Wohnfig im Ort aufzuftellen, jedenfalls aber für augen- 
blickliche Hülfe, Berichtserſtattung ꝛc. ($. 21 der Verfügung vom 14. Dftober 1830, 
betreffend die medizinifch-polizeilichen Maßregeln bei den der unmittelbaren Fürforge des 
Staates unterliegenden Krankheiten), ein Wundarzt anmwefend zu halten und angemefjen 
zu inftruiren. 

Iſt in einem Bezirle Mangel an den nöthigen Aerzten, fo wird der Cholera-Eom- 
miſſion ſchleunig Anzeige erftattet, vorforglich aber der nächfte verfügbare Arzt berufen. 


$. 12. 

Die ärztliche Behandlung aller Kranken, welche ſich nicht auf ihre Koften ärztliche 
Hilfe verfchaffen wollen, und nicht in Anftalten mit eigenen Yerzten untergebracht find, 
Liegt den Oberamtsärzten und den ihnen nöthigenfall® von der Eholera-Eommiffion bei- 
zugebenden Hilfsärzten ob, 

In Orten, welche feine Apotheke beſitzen, wird die Ortscommiffion erforderlichen» 
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falls für die Einrichtung eines Notharzueimittelvorrat58 und Gebrauchsanweiſung Sorge 
tragen, welcher unter dem Verfchluß des im Orte ftet8 anwefenden Arztes oder Wund- 
arztes ($. 11) fteht. 

Die, Medikamente aus demfelben werden unentgeltlich abgegeben. 

Die Uerzte haben ihre Aufmerkſamkeit neben den Kranken mit ausgefprochener 
Cholera aud) den an Diarrhöe leidenden zuzumenden und dafiir zu forgen, daß Einrid;- 
tungen getroffen werben, welche die ärmere Volksklaſſe für ärztliche Behandlung diefes 
Unwohlſeins geneigter machen. Wenn es möglich ift, fo follen auch diefe Kranken in ein 
bejonderes Lokal aufgenommen, verpflegt und von der Ortscommiſſion unterſtützt werben. 

Solange fich die Cholera nur auf einzelne Fälle befchräuft, ift es gerathen, diefelben 
in ein für ſolche Fälle allein beftimmtes Haus zu bringen, Wenn dic® nicht möglich, 
ift, fol wenigftens der Verkehr der Kranken und ihrer Umgebung mit den übrigen Ein- 
wohnern möglichft beſchränkt werden. 

Namentlich follen erftere die gemeinschaftlichen Abtritte nicht — Die Aus- 
feerungen der Kranken follen in einem befonderen, die Desinfectionslöjung enthaltenden 
Gefäß gefammelt und nicht in die Abtritte geworfen, fondern auf das freie Feld ges 
bracht werden. 

Die Räume, in denen fi Cholerakranke befinden, find täglich Zmal gehörig zu lüften, 

Eijfigräucherungen Fönnen nebenbei, aber nicht allein, angewendet werden, Chlor- 
räucherungen find weniger zweckmäßig. 

Gegen Erkältungen beim Auslüften find die Kranken duch warme Bededung und 
Kleidung, fowie unter Umftänden durch Heizung, zu ſchützen. 

Die Krankenwärter, Krankenträger und diejenigen Perfonen, welche die Wäſche der 
Kranken beforgen, müſſen beſonders darüber belehrt werden, daß der Anfteungsitoff in 
den Stuhfgängen und dem Erbrohenen enthalten ift, Außer dem nöthigen diätetifchen 
Verhalten ift ihnen daher anzuempfehlen, fi jedesmal ohne Ausnahme, bevor fie 
Nahrungsmittel oder Getränke zu ſich nehmen, die Hände forgfältig mit einer verdünn— 
ten Löoſung von übermanganfaurem Kali, und nachher mit Seife, zu waſchen. (Chlor- 
Talk macht bei öfterem Gebrauche die Hände wund.) 

Die Wäſcherinnen müffen außerdem noch angewiefen werden, niemals ohne vorher⸗ 
gehende gründliche Desinfection die Cholerawäſche zu waſchen. 
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Die von Fremden benützte Wäfche der Gafthöfe muß unter allen Umftänden des- 
inficiet werden, ehe fie. zum Waſchen fommt, 

In den Cholera-Spitälern ift eine genaue Controle über die Ausleerungen der 
Kranken und deren fofortige Desinfection einzuführen. 

Für Herbeifhaffung von Ei8 in genügendem Vorrath muß bei Zeiten geforgt werden. 


8. 13. 

Die Aerzte werden die Ortscommiffion in fortgefettter Kenntniß über die Zahl 
der Erkrankten, den Stand und Berlauf der Krankheit erhalten, vorgefundene Mängel 
und Gebrechen in den Anftalten fogleich in der Commiffion zum Vortrage bringen und 
auf Abhilfe dringen, Falls dies aber nicht geſchieht, der Bezirks-Commiffion Anzeige 
erftatten, welcher fie auch regelmäßige Weberfichten über den Gang der Krankheit und 
namentlich auch ihre Erfahrungen über das eingefchlagene Heilverfahren mittheilen werden. 

Der die Behandlung der Epidemie Teitende Arzt hat eine genaue Lifte über alle 
Erkrankungsfälle führen zu laffen, in welcher die Straße, Hausnummer und das Stod- 
werf, im welchen der Kranke wohnt, die Zahl der Hausbewohner, das Alter und der 
Stand des Kranken, da8 Datum feiner Erkrankung, der Entlaffung aus der Behand- 
fung oder des Todes anzugeben find. 

Befondere Bemerkungen und Zujammenfaffung der Beobachtungs- Ergebuiffe je werden 
erſt nad) dem Aufhören der Epidemie erwartet. 

In diefen Schlußberichten ift ein befonderes Augenmerk auf die Entſtehung und 
weitere Verbreitung der Epidemie zu richten, fowie anzugeben, in welchen Käufern die 
meisten Erkrankungen vorfamen, in welchem Verhältniß die Choleraerfranfung zu der 
leichten Diarrhöe ftand, ob und welchen Einfluß die Witterung, die Beſchaffenheit des 
Bodens, des Trinkwaſſers u. f. f. auf Ausbreitung der Krankheit gehabt haben. 


8. 14. 

Die Beerdigung ift möglichft einfach, ohne auffallende Abweihung von den be- 
ftehenden Gebräuchen, Morgens früh oder Abends fpät, vor dem Ablauf von 48 Stun— 
den nur bei dem Hervortreten der in $. 6 der K. Verordnung vom 22. September 1542, 
betreffend die Zeit der Leichenöffuungen und Beerdigungen angegebenen von dem Leichen- 
fchauer wahrgenommenen Kennzeichen des Todes, vorzunehmen, 
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Wo Leichenhäufer beftehen, ift die baldige Verbringung der an der Cholera Ge- 
ftorbenen in diefelben anzuordnen. Im Orten, in welden feine Leichenhäufer vor 
handen find, follen bei ftarker Vermehrung der Todesfälle proviforifche Baraken auf 
den Kichhöfen zur Unterbringung und Bewachung der Leichen bis zu deren Beerdigung 
errichtet werden. 

Die Leichenfrauen find in ähnlicher Weife, wie die Krantenwärter und Wäfcherin- 
nen zu belehren, namentlich alfo darüber, daß der Darminhalt der Leiche ſowohl, als 
die aus dem Munde derfelben ausflichende Flüffigkeit Träger des Anſteckungsſtoffes 
find, 

Terner ift anzuordnen, daß diejenigen Perfonen, welche die Leiche beforgen, 
auch zugleich die Leichenbegängniſſe anfagen. 

Stuttgart, den 29, Auguft 1873. 
Sid. 


Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Ariegswefens, betreffend Kefimmungen über 
die Dienfipflicht der Mediziner und Aerzte. 
Vom 2. Auguft 1873. 


In Vollziehung des Artikel 10 der Militär-Convention vom 21—25. November 
1870 werden im Anflug an die Bekanntmachungen vom 26. Juni, 4. Juli, 10. De 
zember und 21. Dezember 1872 und vom 23. Mai 1873 (Reg.Blatt von 1872 ©. 243 
und 248 und von 1873 ©. 3, 9 und 197) nachftehende Beftimmungen über die Dienft- 
pflicht der Mediziner und Aerzte zur Verkündigung gebracht. 

Stuttgart, den 2. Auguft 1873, 
Der Minifter des Innern: Der Kriegsminijter: 
Sid, J. V. 
Wundt. 


353 


Zuſammenſtellung ber Beitimmungen über die Dienftpflicht der Mediziner und Aerzte. 
Berlin, den 12. April 1873. 
In Folge der Allerhöchften Verordnung über die Drganijation des Sanitäts-Korps vom 6. Fe- 
bruar 1873 wird in Betreff der Dienftpflicht der Mediziner und Aerzte Nachitehendes beftimmt: 

1) Die Feitfegungen des $. 172 der Militair-Erſatz-Inſtruktion erleiden infofern eine Abänderung, 
als ſämmtliche Mediziner und Aerzte während der eriten Hälfte ihrer aktiven Dienftzeit zum 
Dienft mit der Waffe herangezogen werden. Es bleibt jedoch jedem Einzelnen freigeitellt, feiner 
Dienftverpflichtung ganz mit der Waffe zu genügen, obne der Berechtigung zum einjährigen Dienft 
verluftig zu gehen. 

Sämmtlide Mediziner, beziebungsweife Aerzte, welche dem aktiven Dienftitande oder 
dem Beurlaubtenftande angehören, finden im Mobilmahungsfalle eventl, für den Sanitäts: 
dient Verwendung. 

2) Mediziner und Aerzte, welche vor beendeter Dienftzeit zur Dispofition der Erſatz-Behörden ent- 
laſſen werben, dürfen, wenn fie bereits ſechs Monate gedient haben, der Referve refp. Landwehr 
des Sanitäts:Korps überwiejen werden. 

Im Webrigen finden auf fie die Beſtimmungen des Paragraphen 50 und 51 der Militair- 
Erſatz⸗ Inſtruktion Anwendung. 

3) Die mit Ausſtand zum Dienſtantritt verſehenen Mediziner haben ſich im 
Mobilmachungsfalle laut $. 160 a, a. O. bei der Kreis-Erſatz-Kommiſſion, in deren Bezirk fie 
geftellungspflichtig find, fogleich zu melden, 

Diejenigen, welche bereits ſechs Semefter ftudirt haben, find, ohne weitere Beitimmungen 
abzuwarten, auszuheben und je nad Anordnung des ‘betreffenden Generaltommandos*) einem 
Infanterie-Erfag-Truppentbeil des Armee-Korps zur Ausbildung zu überweifen. 

Ihre weitere Verwendung im Sanitätsdienft hängt von dem Bedarf und dem Grabe ihrer 
Befähigung ab. 

Diejenigen, welche in ihren Studien noch nicht jo weit vorgefhritten find, werden vor: 
läufig bis zur Beendigung des jechsten Semefters von der Aushebung — Nach dieſem 
Termin iſt ihre Einſtellung in gleicher Weiſe zu veranlaſſen. 


4) Die der Erſatz-Reſerve 1. Klaſſe angehörigen Mediziner und Aerzte find bei eintretender Mobil: 
machung einzubeordern und vorläufig demfelben Erjat:Truppentbeil zu überweifen, wie die unter 
Nr. 3 bezeichneten Individuen. 

5) Mediziner und Aerzte, welche in Kriegszeiten aus der Erjag:Referve eingezogen geweſen find und 
im Sanitätsdienft Verwendung gefunden haben, treten, wenn die Zeit ihrer Dienftleiftung drei 


*) Das Generallommando 13, (Königl, Württemb.) Armee-Corps madt nad erfolgter Mobilmahung dem 
Ober-Refrutirungsrath den resp. Infanterie-Truppentheil namhaft. Der Ober-Rekrutirungsrath verfieht die Erſatz- 
Eommiffionen mit ber nöthigen Anweifung. 
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Monate überfteigt, zur Reſerve beziehungsweife Landwehr des Sanitäts:Korps über, und zivar 
in der Negel die approbirten Aerzte als Unterärzte, die übrigen als Lazaretbgehülfen. 

6) Diejenigen Mediziner, welde nah jehsmonatliher aktiver Dienftzeit feitens der 
Truppentbeile entlaffen werden, nachdem fie das vorgefchriebene Dienftzeugniß erlangt haben, tre— 
ten unter Vorbehalt der Ableiftung des Neftes ihrer aktiven Dienftverpflichtung zur Neferve 
des Sanität3: Korps über. 

In ihre Militair-Päffe und Ueberweifungs:Nationale ift unter der Rubrik „Verſetzungen“ 
einzutragen: „Zum Sanitäts-Korp3.” 

Die Rubrik: „Zur Dispofition beurlaubt ꝛc.“ ift zu durchſtreichen. 

Die Rubrik: „Zur Neferve entlaffen ꝛc.“ ift auszufüllen und am Schluß durch die Worte 
zu vervollftändigen: „unter Vorbehalt der Ableiftung des Reftes der aktiven 
Dienitverpflidtung.”“ 

Ein Führungs-Atteft bedürfen beregte Mannſchaften nicht, vielmehr vertritt das Dienft- 
zeugniß die Stelle defielben. 

Das für das Führungsatteft vorgejchriebene Schema darf mit den entjprechenden Modifi⸗ 
Tationen zur Ausftellung des Dienftzeugnifjes benußt werden. 

7) Die nah vorftebenden Beſtimmungen zur Reſerve des Sanitäts » Korps entlaffenen Mediziner 
gehören zu den Mannſchaften des Beurlaubtenftandes und find in den Liften und Rapporten als 
Zazaretbgebilfen zu führen 

Nah Beendigung des ſechsten Semefters ihrer Studien dürfen diefelben durch Vermittelung 
des Landwehr: Bezirl3: Kommandos, in deſſen Kontrole fie ftehen, bei dem Korps:General-Arzt 
unter Einreihung eines Lebenslaufs, ſowie der bezüglichen Univerfitäts:Zeugnifle den Antrag 
fiellen, ihnen für den Mobilmahungsfall die Dualififation eines Unterarztes beizulegen. 

Wird der Antrag genehmigt, fo ift jeitens des Landwehr-Bezirks-Kommandos ein ent: 
fprechender Zufaß zu den Militairpapieren zu machen und der Betreffende in den Liften und 
Napporten unter Vorbehalt feiner jpäteren Ernennung nunmehr als Unterarzt zu führen, 


8) Mas die ANbleiftung des Neftes der aktiven Dienftverpflichtung anbetrifft, jo darf der Dienſtan— 
tritt ein für alle Mal bis zum 1. Oktober. desjenigen Jahres ausgefegt werden, in welchem ber 
Betreffende das 26. Lebensjahr vollendet. 

Ein weiterer Ausfland und zivar. höchftens auf ein ferneres Jahr darf feitens des General: 
Kommandos bewilligt werden. 

Das Geſuch it rechtzeitig durch Wermittelung des Landivehr = Bezirks » Kommandos dem 
Korps:General:Arzt vorzulegen. 
Späteftens vierzehn Tage vor Ablauf. des Ausftandes haben fi die in Rede ftehenden Dann: 
jchaften bei dem Landwehr-Bezirks-Kommando, in deſſen Kontrole fie ftehen, abzumelden und 
dasjenige Armee-Korps zu bezeichnen, in defien Bereich fie den Reſt ihrer aktiven Dienftver: 
pflichtung zu abjolviven wünſchen. Das Landiwehr-Bezirks-Kommando veranlaßt nad Analogie 
des $. 58, 5 der Allerhöchften Verordnung, betreffend die Drganifation der Landwehr-Behörden ıc., 


— 


9 


— 


10 


u 


11) 


12) 


13) 


14) 


16) 
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vom 5. September 1867 die Ueberweiſung an dem betreffenden Korps-General-Arzt, welcher dem⸗ 


nächſt die Ueberweiſungs-Liſte remittirt. 

Die Einftellungs-Termine find in der Regel der 1. April und der 1. Oktober jeden Jahres. 
Geſuche um außerterminlihe Einftellung unterliegen der Entſcheidung des General-Kommandos. 
Unterlaffen die in Rede fichenden Individuen die rechtzeitige Anmeldung zur Abfolvirung des 
Heftes ihrer aktiven Dienftpflicht, fo find fie dur das Landwehr-VBezirks-Kommando, in defien 
Konteole fie ftehen, einzubeordern und ohne Rückſicht auf etwaige perfünliche Wünſche, ſowie 
ohne Anſpruch auf eine eventuelle Vergittigung zur Dienftleiftung bei demjenigen Armee-Korps 


heranznziehen, zu deſſen Bezirk das’ betreffende Landwehr-Bataillon gehört. 


Ungehorſam gegen die Einberufungs⸗ Ordre wird auf Grund der beſtehenden Beſtintmun⸗ 
gen beftraft! 

Haben Mediziner während der Dauer ihres Ausſtandes die Staatsprüfungen nit abfolvirt oder 
das Studium der Medizin aufgegeben, ſo haben fie den Neft ihrer aktiven Dienftverpflichtung 
mit der Waffe abzuleiften, und find demnächſt zum Beurlaubtenftande ihrer Waffengattung über: 
zuführen. 

Die einjährig freiwilligen Aerzte treten nach abjolvirter aktiver Dienftzeit vorläufig als Unter: 
ärzte in den Beurlaubtenftand zurüd, 

Wenn Offiziere oder Mannfchaften des Beurlaubtenftandes, ohne dem Sanitäts-Korps anzuge: 
bören, die Approbation als Arzt befigen, jo ift dies in den Perjonal:Rapieren, Stammliften ıc. 
bejonders anzumerfen. 

Genügen approbirte Aerzte ihrer aktiven Dienftpfliht ganz mit der Waffe, fo ift bei ihrer 
Entlaffung ein bezüglider Vermerk in die Militair: Papiere aufzunehmen. 

Erlangen Mediziner, welde dem Sanitäts:Korps nicht angehören, erft während ihres Ver: 

bältnifjes im Beurlaubtenitande die Approbation als Arzt, jo haben fie dem Landwehr: Bezirks: 
Kommando, in deffen Kontrole fie fteben, unverzüglich hiervon Meldung zu erftatten. 
Die Landwehr-Vezirks-Kommandos reihen zum 1. Dezember jeden Jahres bei Gelegenheit der 
Vorlage der Rapporte von den Offizieren und Mannſchaften des Beurlaubtenftandes an die 
Linien-Infanterie-Brigade Kommandos eine namentliche Lifte derjenigen approbirten, aber dem 
Sanitäts-Korps nicht zugehörigen Aerzte ein, weldhe ih im ihrer Kontrole befinden. Beregte 
Liften geben zum 15. Dezember jeden Jahres originaliter an die betreffenden General-Kommandos. 
Alle Geſuche von Offizieren und Mannfchaften des Beurlaubtenitandes um Anftellung oder Ber 
fürderung ꝛc. im Sanitäts:Korps gehen dur das Landwehr-Bezirks-Kommando an den Korps— 
General:Arzt, welcher diefelben eventl. dem General-Stabs-Arzt der Armee *) vorlegt. 

Vorſtehend vorgefchriebener Geſchäftsweg erhält die Begeihnung: „Sanitäts-Inſtan— 
zenweg.“ 

Behufs möglichſter Rückſichtnahme auf das Studium der unter Vorbehalt der Ableiſtung des 
Reſtes in aktiver Dienſtverpflichtung zur Reſerve des Sanitäts-Korps entlaſſenen Mediziner kann 


9 In Württemberg dem Generalftabsarst. 
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bie zeit» und bebingungsiweife Zurädjtellung berfekben für ben Fall einer Mobilmahung oder 
außerorbentlihen Verftärkung ded Heeres verfügt werben. 
Es darf erfolgen 

bie Zurüdftellung der im 5. und 6. Univerfitäts-Semefter befindlichen Mediziner bis zur 

Beendigung des 6. Semefterd, die Zurüditellung ber im Staats-Eramen begriffenen Me- 

biziner bis zur Beendigung beflelben. 
Die bezüglichen Geſuche find unter ausreihender Motivirung, fowie unter Beifügung des Dienft- 
zeugnifies und der Univerfitäts - Zeugniffe auf dem Sanitäts » Inftangeniwege zum 1. Juni und 
1. Dezember jeben Jahres dem Korps:-General-Arzt vorzulegen, welcher diejelben nad Bortrag 
bei dem. General:Rommanbo eventl. genehmigt. 

Die verfügte Zurüditelung bleibt aud beim Berzichen in andere Bezirke gültig und ift 
demgemäß in die Meberweifungs-Rationale aufzunehmen, 

Kriegs-Minifterium, 
v. Kameke. 
No. 2343. 73. A.La. 


mm 


Gedrudt bei ©. Haſſelbrink. 
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Negierungs- Blatt 
für das 


Königreich Württemberg. 













Ausgegeben Stuttgart Samftag den 13. September 1873. 


Inhalt. 


Bekanntmachung bes Miniſteriums des Innern, betreffend die Einſetzung ber Brandverſicherungs-Inſpeltoren bei ber 
Gebäubebranbverfiherungs » Anftalt in eine höhere Rangklaſſe. Bom 20. Auguft 1873. — Berfügung des 
Minifteriumd bed Innern, betreffend bie Prüfung ber Apotheler. Bom 8. September 1878. — Belannt: 
madung bed Minifteriums bed Innern, betreffenb bie Erridtung einer weiteren Präbenbe für unterftügungs:- 
bedürftige Fräulein vom ritterfchaftlihen Adel. Vom 9. September 1873. — Belanntmahung des Miniftes 
riumsd bed Innern unb bed Kriegsweſens, betreffend bie Ausſtellung von Zeugniffen über bie wifjenfhaftliche 
Dualififation für ben einjährig freiwilligen Militärbienft. Bom 2. September 1873. 





Bekanntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend die Einfehung der Krandverfiderungs- 
Iufpektoren bei der Gebändebrandverficherungs-Anftalt in eine höhere Raugklaffe. 
Bom 20. Auguft 1873. 

Seine Königlihe Majeftät haben vermöge Höchſter Entjchliegung vom 15. d. M. 
die Vorrückung der Brandverfiherungs- Iufpektoren bei der Gebäudebrandverficherungs- 
Anftalt von der achten in die fiebente Stufe der Rangordnung gnädigſt verfügt, was hie 
mit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Stuttgart, den 20. Auguft 1873, 
Sid. 


Verfügung des Miniferiums des Innern, betreffend die Prüfung der Apotheker. 
Vom 8. September 1873. 
Nachſtehende Bekanntmachung des Reichskanzleramts wird hiedurch unter dem Ans 
fügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß hiedurch die Borfchriften der Verfügungen 
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vom 5. März 1872 (Reg.DBlatt S.100) und vom 12. Auguft 1872 (Reg.Blatt S. 276) 


näher beftimmt werben. 
Stuttgart, den 8. September 1873. Sid, 


Bekanntmachung, 
betreffend die Prüfung der Apothefer. Vom 18. Yuli 1873. 


Auf Grund der Beftimmung im 8.29 der Gewerbe-Orbnung vom 21. Juni 1869 
(Bundes-Gefetblatt S. 245) hat der Bundesrath bejchloffen, die Belanntmahung vom 
25. September 1869, betreffend die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apo- 
thefer (B.-G.-Bl. ©. 635), dahin zu ändern, daß das zweite Alinea des $. 3 der Vor- 
fchriften über die Prüfung der Apotheker (Abjchnitt IV der Bekanntmachung) folgende 
Faſſung erhält: 

Die Zulaffung zur Prüfung ift bedingt: 

1) durch den Nachweis der wiljenschaftlichen Befähigung eines Schülers der Sekunda 
eined Gymnafiums oder einer Nealfchule erfter Ordnung, in Bayern der erften 
Gymnafialflafje oder des erſten Kurſus eines Real-Gymnaſiums. Dieſer Nach— 
weis iſt zu führen durch ein Zeugniß über den in der genannten Klaſſe mindeſtens 
ein Jahr hindurch mit Erfolg genoſſenen Unterricht oder durch das Befähigungs— 
zeugniß zum Eintritt als einjährig Freiwilliger in die Armee; 

.2) durch eine dreijährige Lehr- und eine dreijährige Servirzeit, von welcher letzteren 
jedoch, mindeftens die Hälfte in einer inländifchen Apotheke zugebracht fein muß; 

3) durch ein mindeſtens einjähriges Univerfitäte-Studium. Dem Befucdhe einer Uni- 
verfität ift der Beſuch der pharmaceutifchen Fachſchule bei der Herzoglich braun— 
fchweigifchen polytechnifchen Schule (Collegium Carolinum), ſowie der Befuc der 
polytechniſchen Schule zu Stuttgart oder derjenigen zu Karlsruhe gleichzuachten. 
Die Erfüllung der unter 2 und 3 erwähnten Vorbedingungen ift durch Zeugniffe- 

in beglaubigter Form nachzuweiſen. 

Borftehende Beſtimmungen treten am 1. Januar 1874 in Kraft. 

Diejenigen Kandidaten der Pharmacie, welche bereit8 vor diefem Zeitpunkt in die 
Lehre getreten waren, find zur Prüfung auch dann zuzulaffen, wenn fie. die Erfüllung 
der nach den bisherigen Vorschriften Hierfür erforderlichen Vorbedingungen nachweifen ; 
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jedoch haben die am 1. Januar 1874 noch in der Lehre befindlichen Kandidaten eine drei- 
jährige Lehr- und eine dreijährige Servirzeit und die am genannten Tage noch in der 
Servirzeit Begriffenen eine dreijährige Eervirzeit darzuthun. 
Berlin, den 18. Yuli 1873. Der Reichslanzler. 
Im Auftrage: 
Eck. 


Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern, betreffend die Errichtung einer weiteren Präbende für 

unterflübungsbedürftige Fräulein vom ritterfchaftlichen Adel. Vom 9. September 1873. 

In Folge der Vermehrung de8 Präbendenfonds für Fräulein vom ritterfchaftfichen 
Adel haben Seine Königliche Majeftät vermöge Höchfter Entfchliegung vom 4. d. M. 
die bißherige Zahl von eilf Präbenden auf zwölf, wovon jede mit einem jährlichen Ge- 
nuß von zweihundert Gulden verbunden ift, zu erhöhen geruht, was hiemit unter De- 
zugnahme auf die K. Stiftungsurfunde vom 6. April 1818 8. 2 (Reg.Blatt ©, 146) 
befannt gemacht wird. 


Stuttgart, den 9. September 1873. 
Sid 


Bekanntmachung des Minifterinms des Innern und des Ariegs-Wefens, betreffend die Ausſtellung 
von Bengniffen über die wifenfhaftliche Qualifikation für deu einjährig freiwilligen Militär-Dienf. 
Vom 2. September 1873. 

Im Anſchluß an die diesbezüglichen Veröffentlihungen im Negierungsblatt für 
das Königreich Württemberg Nro. 27 von 1872 und Nro. 18 von 1873 wird hiemit 
befannt gegeben, daß zu Folge einer veränderten Organifation der Nealanftalten Heil 
bronn und Hall künftig nicht mehr die Klaſſen VI. fondern die Klafjen VII. diefer An- 
ftalten diejenigen find, deren ordnungsmäßige Abfolvirung für Ertheilung gültiger Zeug- 
niffe über die wiſſenſchaftliche Qualifikation zum einjährig freiwilligen Dienft erforter- 
lich ift. 

Stuttgart, den 2. September 1873. 
Für den Kriegs:Minifter 
Sid. Wundt, 
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Die unterm 2. Auguft d. 3. zu Berlin ausgegebene Nummer 24 bes Reichsgefegblattes enthält: 
1) Verordnung, betreffend bie anberweite Feftftelung des Etats der Verwaltung bes Reichsheeres 
für das Jahr 1873. Vom 12. Juli 1873. 
2) Verordnung, betreffend die Beſchaffung der Rautionen der Poft: und Thelegraphen-Beamten, 
Bom 12 Juli 1873. 
3) Bekanntmachung, betreffend die Prüfung der Apothefer. Bom 15. Juli 1873, 
4) Belanntmahung , betreffend eine Abänderung des Berzeichniffes ber gewerblichen Anlagen, welche 
einer befonderen Genehmigung bedürfen. Bom 20, Juli 1873. 
Die unterm 14. Auguft 1873 ausgegebene Nummer 25 bes Reichsgejegblattes enthält : 
1) Geſetz, betreffend die Feftftellung der Haushalts-Etats für das Jahr 1874. Bom 5. Juli 1873, 
2) Verordnung , betreffend bie Feftftellung des Etats der Verwaltung bes Reichsheeres für das Jahr 
1874. Vom 12. Juli 1873. 
Die unterm 23. Auguft 1873 ausgegebene Nummer 26 bes Neichsgefegblattes enthält eine Belannt- 
machung, betreffend die Webereinkunft mit Rußland wegen bes gegenfeitigen Schuges ber Waarenbe- 
zeihnungen. Vom 18. Auguft 1873. 


Gedruckt bei G. Haſſelbrink. 
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| m 32. 
Regierungs- Blatt 


für das 
Königreid Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Dienstag ven 7. Oktober 1873. 


Inhalt. 


Belanntmachung ſämmtlicher Miniſterien, betreffend dic portopflichtige Correſpondenz zwiſchen Behörden verſchiedener 


deutſcher Bundesſtaaten. Vom 27. September 1873. — Berfügung bed Juſtizminiſteriums, betreffend bie 
Auflöfung des Amtönotariatd Mundelsheim und eine veränderte Eintheilung der Rotariatöbezirke im 
Dberamte Marbach. Vom 30. September 1873. — Belanntmahung bed Minifteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten, betreffend die Verleihung einer höheren Rangftufe an mehrere Beamtenlategörieen. Bom 
27. September 1873. — Vekanntmachung des Minifteriums des Innern, betreffend eine Webereinkunft zwiſchen 
dem Deutichen Reihe und Italien wegen wechjelfeitiger Unterftügung Hilfäbebürftiger, Mebernahme vormaliger 
Staatdangehöriger und Ausgemwiefener und Befeitigung des Paßzwangs. Vom 26. September 1873. — Ber 
Tanntmadhung des Minifteriums des Innern, betreffend bie Verleihung der juriftifchen Perſönlichkeit an die 
„Steinbeisftiftung” in Stuttgart. Bom 30. September 1873. — Belanntmahung des Minifteriums bed Innern, 
betreffend die Berichtigung des Textes des Weidegefched vom 26. März d. J. Mom 2. Dftober 1873. 





Bekanntmachung ſämmtlicher Minifterien, betreffend die portopflichtige Correfpondenz zwifchen Behörden 


verſchiedener deutfcher Bundesſtaaten. Vom 27. September 1873. 
Unter Hinweifung auf die Befanntmahung des Reichskanzleramts vom 8. Juli d. 3. 


(Reichsgefegblatt Nro. 21 von 1873 Seite 232), wird dem ſämmtlichen Staats und 
Gemeindebehörden nachftehend die Bekanntmachung vom 29. Auguft 1870 über die Be 
handlung der portopflichtigen Correſpondenz zwijchen Behörden verjchiedener Bundes» 
ftaaten mit dem Auftrage mitgetheilt, die Beftimmungen diefer letzterwähnten Belannt- 
mahung vom 1. Oftober d. 3. an im Verkehr mit Behörden anderer Staaten bes 
Deutſchen Reichs in Anwendung zu bringen. : 


Stuttgart, den 27. September 1873. 
Mittnadt. Sid. Geßler. v. Sudow. Renner, 
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Bekanntmachung, 


betreffend die Eorrefpondenz zwischen Behörden verfhiedener Bundesftaaten. 
Dom 29. Auguft 1870, 


Für die Behandlung der portopflichtigen Correſpondenz zwifchen Behörden ver» 
fchiedener Bundesftaaten kommen im ganzen Gebiete des Norbdeutjchen Bundes, auf 
Grund der zwifchen ſämmtlichen Bundes - Regierungen getroffenen Verftändigung, die 
nachſtehenden Grundjäte zur Anwendung: 

1) Portopflichtige Sendungen find ſtets von der abjendenden Behörde zu franfiren. 


2) Bei Correfpondenz zwifchen Behörden in Parteifachen entrichtet die abfendende 
Stelle das Porto auch in folchen Fällen, in welchen die Pflicht zur Portozahlung 
einer im Gebiete der empfangenden Stelle befindlichen Partei obliegt. 

3) Die empfangende Stelle ift zwar befugt, den Portobetrag von der Partei einzu- 
ziehen, jedoch ſoll von einer Erftattung dejjelben an die abjendende Behörde des 
anderen Staates bis auf Weiteres Abftand genommen werden. 


Berlin, den 29. Auguft 1870. 


Der Kanzler des Norddeutfchen Bundes. 
In Vertretung: 
Delbrück. 


Verfügung des Iufizminifterinms, betreffend die Auflöſung des Amtsnotariats Mundelsheim 
und eine veränderte Eintheilung der Motariatsbezirke im Oberamte Marbadı. 
Dom 30. September 1873. 


Seine Königlihe Majeftät haben vermöge Höchfter Entſchließung vom 28. Sep- 
tember d. J. zu genehmigen gerubt, daß vom 1. November d. J. an das Amtsnotariat 
Mundelsheim aufgelöst und die Gemeinden Höpfigheim, Mundelsheim, Ottmarsheim 
und Pleivelsheim dem Amtsnotariate Großbottwar, die Gemeinden Murr und Rielings- 
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haufen dem Gerichtsnotariate Marbach, die Gemeinden Hof-Lembach und Winzerhaufen 
dem Amtsnotariate Beilftein zugetheilt werden. 
Solches wird hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Stuttgart, den 30. September 1873. 
Mittnadt, 


Bekanntmachung des Minifterinms der auswärtigen Angelegenheiten, betreffend die Verleihung einer 
höheren Raugfiufe an mehrere Seamtenkategorieen. Vom 27. September 1873, 

Seine Königlide Majeftät haben vermöge Höchſter Entjchliefung vom 

15. Auguft d. 3. die Bahnhof-Imfpektoren und vermöge Höchfter Entfchliegung vom 

19. September d. 3. die Oberpoftmeifter in den Städten Stuttgart, Ulm, Heilbronn, 

Tübingen und Reutlingen, fowie die Poftinfpeftoren von der achten in die fiebente Stufe 

der Rangordnung gnädigft vorgerüct, was hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, 


Stuttgart, den 27. September 1873. 
Mittnadt. 


Bekanntmachung des Miniferinms des Innern, betreffend eine Uebereinkunft zwifchen dem Dentfchen 
Reiche und Italien wegen wedjfelfeitiger Unterſtüßung Hilfsbedürftiger, Hebernahme vormaliger 
Staatsangehöriger und Ausgewiefener und Befeitigung des Paßzwanges. 

Dom 26. September 1873. 

Nachdem unterm 8.0. M. zwifchen dem Deutfchen Neich und Italien wegen wechſel⸗ 
feitiger Unterftügung Hilfsbedürftiger, Uebernahme vormaliger Staatsangehöriger und 
Ausgerwiefener und Befeitigung des Paßzwangs eine Mebereintunft abgefchloffen worden 
ift, wird viefe Webereinkunft hiemit zur Nachachtung befannt gemacht. 

Stuttgart, den 26. September 1873, 
Sid, 
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Uebereinkommen 


zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Italien wegen wechſelſeitiger Unter— 
ſtützung Hilfsbedürftiger ꝛe. Vom 8. Auguſt 1873. 


Zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem Königreich Italien iſt über die Behand⸗ 
lung der in dem einen Lande hilfsbebürftig werdenden Angehörigen des andern Landes, 
iiber die Uebernahme von Auszumeifenden und über bie Beſeitigung des Paßzwanges 
im gegenſeitigen Verkehr Nachſtehendes vereinbart worden. 


Artikel l. 


Jeder der beiden vertragenden Theile verpflichtet fi, dafiir zu forgen, daß inner 
halb feines Gebietes denjenigen hilfsbedürftigen Angehörigen des andern Theils, welche 
wegen förperlicher oder geiftiger Kranfheit der Verpflegung und ärztlichen Behandlung 
beditrfen, dieje nad; denfelben Grundfägen, wie den Hilfsbebürftigen Inländern fo ange 
zu Theil werde, bis ihre Rückkehr in die Heimath ohne Nachtheil für ihre oder 
Anderer Gejundheit gefchehen Tann, ſowie daß denjelben zur demnächftigen Rückkehr in die 
Heimath die zur Erreichung der Grenze des Heimathlandes erforderlichen Mittel ges 
währt werben. 

Artikel I. 


Ein Erfats der durch die Gewährung von Transport- und Neifemitteln, die Ver— 
pflegung, ärztliche Behandlung oder Beerdigung der Deutſchen in Italien und ber 
Italiener in Deutſchland entftehenden Koften kann gegen die Stants-, Gemeinde» ober 
andere öffentliche Kaffen desjenigen Landes, welchem der ie angehört, nicht 
beanfprucht werben. 

Urtifel IN. 

Für den Fall, daß der Hilfsbedürftige jelbft oder andere privatrechtlich Verpflichtete 
zum Erfate der Koften im Stande find, bleiben die Anſprüche an letztere vorbehalten. 

Die vertragenden Theile fichern fich auch wechjelfeitig zu, auf einen von dem andern 
Theile im diplomatischen Wege geftellten Antrag durd) ihre Behörden die nad der 
Landesgeſetzgebung zuläffige Hilfe zu leiſten, damit denjenigen, welche die gedachten 
Koften beftritten haben, folche nach den üblichen Anſätzen erftattet werden, 


365 
Artikel IV, 


Jeder der vertragenden Theile verpflichtet fich ferner auf Verlangen ded anderen 
Theiles feine Angehörigen wieder zu übernehmen, auch wenn diefelben die Staatsange- 
börigkeit nach der inländischen Gefetsgebung bereit8 verloren haben, fofern fie nicht etwa 
dem anderen Lande nach defjen eigener Gejegebung angehörig geworden find, 


Artikel V. 


Andividuen, welche aus dem Gebiete des einen Landes in das des andern ausge— 
wiefen worden find, und von denen demmächft durd; die Behörden dieſes letzteren feſtge— 
ftellt wird, daß fie demfelben nicht angehören, beziehungsweife nicht angehört haben, 
müffen auf Antrag defjelben von dem ausweifenden Theile an deffen Grenze wieder 
übernommen werden. 

Artikel VI. 

Bon den Angehörigen des einen Theils foll weder beim Eintritt noch beim Austritt 
über die Grenze des Gebietes ded anderen Theils, noch während ihres Aufenthalts oder 
ihrer Reifen innerhalb defjelben ein Reifepapier gefordert werden, 

Sie bleiben jedoch verpflichtet, fich auf amtliches Erfordern über ihre Perfon ge- 
nügend auszuweiſen. 
Artikel VIL 

Wenn die Sicherheit eines der vertragenden Theile oder die öffentliche Ordnung 
durch Krieg, innere Unruhen oder fonftige Ereigniffe bedroht erfcheint, fo kann die Paf- 
pflichtigkeit überhaupt oder für einen beftimmten Bezirk durch Anordnung eines jeden 
der beiden vertragenden Theile vorübergehend eingeführt werden. 


Artikel VIII. 
Die vorftehend getroffenen Beftimmungen bleiben in Kraft bis zum Ablauf eines 
Jahres nach der von einem der beiden vertragenden Theile erfolgten Kündigung. 
Zu Urkund deſſen haben die Unterzeichneten, hierzu gehörig ermächtigt, die gegen- 
wärtige Erklärung in doppelter Ausfertigung vollzogen, 


Berlin, den 8. Auguft 1873, 
v. Philipsborn, Launay. 
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Bekanntmachung des Minifterinms des Innern, betreffend die Verleihung der juriſtiſchen Perfönlidkeit 
an die „Steinbeisftiftung“ in Stuttgart. Vom 30. September 1873. 

Seine Königlihe Majeftät haben vermöge Höchfter Entſchließung vom 26. d. M. 
der von einer Anzahl Induftriellee Württembergs unter dem Namen „Steinbeisftiftung‘ 
gegründeten, den gewerblichen Intereffen, insbefondere der Ausbildung und Unterftügung 
der gewerblichen Jugend gewidmeten Stiftung mit dem rechtlichen Wohnfite in Stuttgart 
auf den Grund des vorgelegten Statut8 die juriftifche Perfönlichkeit gnädigft verliehen, 
auch der K. Centralftelle für Gewerbe und Handel die dienftlihe Ermächtigung zur 
Uebernahme der Aufficht über die Verwaltung diefer Stiftung gnädigft ertheilt, was 
hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 


Stuttgart, den 30. September 1873, 
Sid. 


Bekanntmachung des Minifterinms des Innern, betreffend die Berichtigung des Textes des Weidegefehes 
vom 26. März d. 3. Vom 1. Dftober 1873, 

Mit Höhfter Ermächtigung Seiner Königlihen Majeftät vom 28.0. M. wird 
der in der Nro. 8 des Megierungsblattes vom laufenden Jahr verfündigte Tert des 
Weidegeſetzes vom 26. März d. J. dahin berichtigt, daß Art. 5, Abf. 3, Linie 2 das Wort 
„Rindvieh“ durch das Wort „Weidevieh“ erfetst wird, 


Stuttgart, den 1. Oftober 1873, 
Sid. 


EIN VORDERE LA 


Gedrudt bei © Haffelbrint, 


Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 








Ausgegeben Stuttgart Camftag den 11. Oktober 1873. 


— Inhalt. 


Belanntmahung der Minifterien des Innern und des Kriegsweſens, betreffend Ergänzungen der Militär: Erfaß- 
Inftruftion vom 26. März 1863 und der Berorbnung, betreffend die Drganifation der Landwehrbehörben 
und die Dienftverhältniffe der Mannfhaften des Beurlaubtenftandes vom 5. September 1567, Bom 20, Sep: 
tember 1873. 






Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Kriegswefens, betreffend Ergänzungen der 
Militär-Erfag-Inftenktion vom 26. März 1868 und der Verordnung, betreffend die Orgauifation 
der Landiwehrbehörden nnd die Dienftverhältniffe der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes 
vom 5. September 1967. Vom 20. September 1873. 

Im Anflug an die Bekanntmachung vom 2. Auguft d. J. (Negierungsblatt von 
1873 ©. 352 ff.) und die ähnlichen früheren Publifationen werden folgende Ergänzungen 
der Militär-Erſatz-Inſtruktion vom 26. März 1868 und der Verordnung, betreffend die 
Drganifation der Yandwehrbehörden und die Dienftverhältuife dev Mannfchaften des 
Beurlaubtenftandes vom 5. September 1867 zur Verkündigung gebradtt. 

Stuttgart, den 20. September 1873, 
Sid. v. Sudomw. 


Modifikation der Abſchluß-Nummer für den Aushebungs:Bezirt Schneeberg pro 1872. 
Berlin, den 9. Mai 1873, 
Nah Mittheilung des Königlih Sächſiſchen Kriegs:Minifteriums beträgt die Abjhluß-Nummer 
für den Aushebungs-Bezirf Schneeberg nicht 141, fondern 258. 
en Allgemeines Kriegö:Departement. 


v. Hartmann. v. Goßler. 
No. 121/5. 73. A. L. a. 
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Ausfertigung der Entlaſſungs-Papitre für diejenigen Eträflinge, welche nad) verbüßter Strafe direkt 
zur Neferve beziehungeweife Landwehr entlafien werden. 
Berlin, den 19. Juni 1873, 

Die Ueberweifung derjenigen Sträflinge, welche nach verbüßter Strafe bireft zur Reſerve bes 
ziehungsweife Landwehr entlaffen werben, an die Landwehr: Bezirfä-Kommandos hat durch die betref⸗ 
fende Straf: Abtheilung*) zu erfolgen. Letztere ift bemgemäß als „Iruppentheil” im Sinne 
des 8. 8 der Allerhöchften Verordnung, betreffend die Drganifation der Landwehr-Behörben x. vom 
5. Eeptember 1867 zu betrachten. 

Kriegsminifterium. 
v. Kameke. 
No. 1966.73. A. L. a. 


Verlegung des Stabsquartiets ded 2. Bataillons (Borken) 5. Weſiphäliſchen Landwehr-Regiments 
Niro. 53. 

Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige IH, daß das Stabsquartier des 2. Bataillons 
(Borken) 5. Weftphäliichen Landwehr-Regiments No. 53 am 1. Oftober 1873 von Borgen nad) Ned: 
linghaujen verlegt werde. Von biefem Zeitpunfte ab hat genanntes Bataillon die Bezeichnung: 
„2. Bataillon („Reklinghaufen”) 5. Weftphälifhen Landwehr-Regiments No. 53” anzunehmen. Das 
Kriegs: Minifterium hat hiernach das Weitere zu veranlafien. 

Ems, den 24. Yuli 1873. 
Wilhelm. 


An das Kriegs-Miniſterium. v. Kamele, 


Berlin, ben 1. Auguft 1873. 
Borftehende Allerhöhfte Ordre wird hierdurch zur Kenntniß gebracht. 
Kriegs:Minifterium. 
J. V. 


v. Hartmann. 
No. 11057. 73. A. L. a. 


Heranziehung der Erſatz-Reſerbiſten erſter Klaſſe zum Klaſſifikations-Geſchäft. 
Berlin, den 6. Auguſt 1873. 
Unter Mobifizirung der Feftfegungen in Nro. 6 bes $. 25 ber Verorbnung, betreffend die Or- 
ganifation der Landwehr-Behörden und bie Dienft:Verhältniffe der Mannfchaften des Beurlaubten- 
ftandes, vom 5. September 1867 wird hiermit Nachftehendes beftimmt: 


*) in Württemberg bie Militärftrafanftalt. 


369 

1. Die Erſatz-Reſerviſten erſter Klaſſe dürfen von jegt ab an bem für bie,Referviften und Land⸗ 
wehrlente vorgejchriebenen Rlaffifitationg-Berfahren Theil nehmen. 

Zu bemjelben bürfen auch diejenigen im dritten Konkurrenzjahre befindlichen Militärpflic- 
tigen zugelaſſen werben, welchen ber Erſatz-⸗Reſerve-Schein zwar noch nicht ausgehändigt, deren 
Ueberweifung zur Erfag:Referve erfter Klaſſe jedoch Seitens ber Kreis-Erſatz-Kommiſſion laut 

. $. 86 ber Militär-Erfag-nftruftion beantragt worben ift. 

Ueber etwaige Zurückſtellungen Militärpflichtiger, welche erjt beim Departements-Erſatz-Ge⸗— 
ſchäft ber Erſatz-Reſerve überwiejen werden, darf nad Analogie des $. 5, Abſatz 3, Beilage 3 
Eingangs beregter Verordnung entſchieden werben. 

2. Tie Zahl der Zurüdgeftellten darf im Allgemeinen 5 %/, der in bem betreffenden Bezirke über: 
baupt Vorhandenen nit überfteigen. Sollten bejonbere Iofale Verhältniffe die Erhöhung ges 
dachter Zahl erforderlich erſcheinen laſſen, fo darf auf bezüglicen Antrag der Departements: 
Erfag-Rommilfion durch die Erſatz-Behörden dritter Inftanz der Prozentſatz entſprechend höher — 
jebod nicht über 10 9, hinaus — normirt werben, infofern es die Rückſicht auf die vollzählige 
Aufbringung des im Mobilmahungsfalle erforderlichen Bedarfes geftattet. 

3. Eine Prüfung der häuslichen Verhältniſſe gedachter Militärpflichtigen bei ber Einberufung 
findet nicht mehr ftatt, dagegen erhalten auf fie die Beſtimmungen des $. 11 ber vorberegten 
Beilage 3 analoge Anwendung. 

4. Die Erfag-Referviften, welche auf Berückſichtigung Anfprud machen, haben ihre Geſuche vor 
Beginn des jährlichen Erſatz-Geſchäfts bei dem Gemeinde-Borftanbe, bezw. dem Gutsvorftande *) 
anzubringen. 

5. Seitens der Kreis:Erfaß-Behörben ift in der Zeit vom 15. Januar bis 1. Februar jeden Jahres 
in ben amtlihen Blättern **) eine entfprechende öffentlihe Bekanntmachung zu erlaffen. 

6. In dem Erſatz-Reſerve-Schein I. — Ehema 6 zu $. 48 der Militär-Erfag-Inftruftion — ift 
folgender Pafjus als achter Abſatz aufzunehmen: 

„Seuche um Zurüdftellung für den Fall der Einberufung aus Anlaß häuslicher oder ge- 
werblicher Verhältniffe find vor Beginn bes jährlichen Kreis-Erjag:Gefchäfts bei dem Gemeinbe- 
bezw. Gutsvorftande *) anzubringen. Die Entſcheidungen erfolgen durch bie Borfigenden der 
Kreis-Erjag:Kommiffionen. Sie behalten ihre Gültigkeit nur bis zu dem nächſten Kreis-Erſatz- 
Geſchäft, und find Anträge auf weitere Zurückſtellung im Bebarfsfalle zu erneuern.” 

Schließlich wird den Erfag-Behörbden die genaue Befolgung der Vorſchrift in $. 48, 3 der Mili- 

tär⸗Erſatz⸗ Inſtruktion anempfohlen, dergemäß die Ueberweifung zur Erſatz-Reſerve erfter Klaſſe der in 


*) in Württemberg bei dem Drtövorfteher. 


**) für Württemberg im Amtsblatt be betreffenden Oberamtö, oder mo dieſe Belanntmahung nicht unent“ 
geltlich aufgenommen wird, durch Außrufen in ber Gemeinde und Anfhlag am Rathhauſe. 
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Folge von Reklamationen vom Militärbienft im Frieden Befreiten nur dann zuläßig if, wenn deren 
häusliche Verhältniffe für den Fall eines Krieges, eine Berüdfihtigung nicht gerechtfertigt erjcheinen 
laſſen. 

Der Kriegs⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 


In Vertretung Im Auftrage. 
v. Voigts-Rhetz. v. Ribbeck. 
Kriegd:Min.: No. 114,8, 73. A. L. a. Min. d. Innern: No. 3197. 


Berlegung und veränderte Benennung einiger Königlid Bayerifcher Landwehr: Bezirks:Kommandos. 
Berlin, den 9. Auguft 1873. 

Mit Bezug auf bie in Nr. 17 des vorjährigen Armee-Berorbnungs-Blattes *) veröffentlichte For— 
mation der Königlih Bayerifhen Landwehr-Infanterie wird zur Kenntniß gebracht, daß vom 1. No— 
venber d. %. ab die Stabsgutartiere der Landwehr-Bezirks-Kommandos 

Neuulm nah Augsburg 
Neumarlt = Nürnberg 
Schweinfurt nah Würzburg. 
verlegt werben, nnd die betreffenden Landwehr-Bezirks-Kommandos unter Beibehalt der bisherigen Num— 
mern bie den neuen Stabsquartieren entſprechenden Benennungen anzunehmen haben, 
Kriegs:Minifterium. 


v. Kameke. 
No. 105/8. A. L. a. 





*) vergl, Regierungsblatt Nr. 1 pro 1873 Seite 7 und 8. 
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Gedrudt bei © Haffelbrint. 


Negierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 





_ Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 14. Oktober 1873. 


Inhalt. 
Königliche Verordnung, betreffend den Wiederzufammentritt ber vertagten Ständeverfammlung. Bom 11. Oftober 


1873. — Verfügung des Juftizminifteriums, betreffend die Auflöfung des Amtsnotariats Wilbberg und eine 
veränderte Eintheilung der Notariatöbezirfe im Oberamte Nagold. Vom 10. Oftober 1873. 








Königliche Verordnung, betreffend den- Wiederzufammentritt der vertagten Ständeverfammlung. 
Vom 11. Oftober 1873. 


Karl „ von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unſeres Geheimen-⸗Raths haben Wir den Wiederzuſammentritt 
der vertagten Ständeverfammlung auf 


Dienftag den 21. Dftober diefes Jahres 
beftimmt. 

Wir befehlen, daß ſich die Mitglieder beider Kammern an diefem Tage zur Er- 
öffnung ihrer Situngen in Unferer Haupt und Reſidenzſtadt Stuttgart verfammeln 
und die unterbrochenen Verhandlungen wieder aufnehmen. 

Gegeben, Schloß Friedrihäshafen den 11. Dftober 1873, 
Karl. 
Der Miniſter des Innern: 
Sick. 


Auf Befehl des Königs: 
Der Kabinets-Chef 
Gärttner. 
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Verfügung des Iufizminifterinms, betreffend die Auflöfung des Amtsnotariats Wildberg und eine 
veränderte Eintheilung der Notariatsbezirke im Oberamte Nagold. 
Vom 10. Oftober 1873. 

Nachdem Seine Königlihe Majeftät vermöge Höchſter Entfchliefung vom 
8. Dftober d. 3. zu genehmigen geruht haben, daß vom 1. Dezember d. J. an das 
Amtsnotarint Wildberg aufgelöst und die Gemeinden Gültlingen, Sulz, Wildberg 
dem Gerichtönotariate Nagold, die Gemeinden Beihingen, Böftngen, Effringen, Schön- 
bronn dem Amtsnotariate Altenfteig zugetheilt werden, fo wird dieß hiedurch zur öffent- 
lichen Kenntniß gebradtt. 

Stuttgart, den 10. Oltober 1873, 
Mittnadt. 


Die unter'm 9. September 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 27 des Reihsgefegblattes ent— 
bält: 

Uebereintunft zwiſchen Deutihland und Belgien, betreffend den Betrieb des auf belgiſchem 
Gebiete belegenen Theil der Wilhelm : Luremburg » Eifenbahnen. Vom 11. Juli 1872; ferner 
eine Berichtigung. 

Die Nummer 28, auögegeben zu Berlin am 20. September 1873, enthält: 
Freundichafts:, Handels: und Schifffahrtövertrag zwiſchen Deutſchland und Perfien. Vom 
11. Suni 1873. 


we 





Gedbrudt bei © Haffelbrink 
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Negierungs- Blatt 
für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Donnerftag den 23. Oftober 1873. 








Inhalt. 
Berfügung ber Minifterien bed Innern und des Kriegsweſens, betreffend bie Einführung ber berzeitigen Preußiſchen 
Normen über das Berfahren bezüglich der Stellung und Aushebung der Mobilmahungspferbe im Königreich 
Württemberg. Vom 14. DOftober 1873. (Mit Beilagen.) 


Verfügung der Minifterien des Innern und des Ariegswefens, betreffend die Einführung der derzeitigen 
Prenßifchen Normen über das Verfahren bezüglich der Stellung und Anshebung der Mobilmadungs- 
pferde im Königreich Württemberg. Vom 14. Oktober 1873. 


Mit Allerhöchfter Genehmigung Seiner Majeftät des Königs werden in Voll- 
ziehung der Art. 2, 10 und 15 der Militär-Sonvention vom 21/25. November 1870, 
fowie zur Ausführung der $$.25—27 des Reichsgeſetzes über die Kriegsleiftungen vom 
13. Yunt 1873 

1) die Verordnung über dad Verfahren bei eintretender Mobilmahung der Armee zur 
Herbeifchaffung der Pferde durch Yandlieferung vom 24. Februar 1834, und 
2) ein Neglement über die Stellung, Auswahl, Abnahme und Abjhätung der Mo- 
bilmahungspferde im Königreih Württemberg 
zur Verkündigung gebradt. 


Stuttgart, den 14. Oktober 1873, 
Sid, v. Sudow, 
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Berordnung 


über da8 Verfahren bei eintretender Mobilmahung der Armee zur Herbei- 
fhaffung der Pferde durch TYandlieferung. Vom 24. Februar 1834 *) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen etc. etc, 


Dbgleich das durch die Mylius’sche Ediktenfammlung publicirte Neglement vom 
17. April 1789 Schon die Beftimmung enthält, daß bei eintretender Mobilmachung die 
zur Ausrüftung der Armee erforderlichen Pferde durch Land-Lieferung bejchafft werden 
follen ; jo finden Wir Uns do, in Erwägung des Umſtandes, daß jenes Edit eines 
Theils die Verpflichtung zur Geftellung der Pferde nicht für fämmtliche, fondern nur 
für die damals der Konfcription unterworfenen Unterthanen begründet, anderentheil8 aber 
auch in den neuen Provinzen nicht publicirt worden ift, auf den Antrag der Minifterien 
des Innern und der Polizei und des Krieges, bewogen, zur Befeitigung aller Zweifel 
über die Verpflichtung der Unterthanen, bei einer Mobilmahung der Armee die zum 
Kriegsdienst geeigneten Pferde herzugeben, für ſämmtliche Tandestheile Unferer Monardie 
Folgendes anzuordnen : 

1) Sobald Wir e8 fiir angemefjen erachten, die Armee, oder auch nur einzelne 
Theile derfelben auf den Kriegsfuß fegen zu laſſen, tritt für ſämmtliche Untertanen 
Unferes Reiches die Verpflichtung ein, die zum Kriegsdienſt tauglichen Pferde, auf die 
deshalb an fie ergebende Aufforderung der Behörden fofort unweigerlich zu geftellen. 

2) Ausgenommen von diefer Verpflichtung find nur die Dienftpferde der Beamten 
und Pofthalter, weil hier der Staatsdienſt und das öffentliche Intereffe Ausnahmen noth- 


) Theilmeife abgeändert durch das Reichsgeſetz über bie Ariegbleiftungen vom 18. Juni 1878. 
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wendig machen. Bei den Beamten kann jedoch nur die zur Ausführung der ihnen ob 
liegenden Dienftgefchäfte wirklich nothwendige Zahl von Pferden, und bei den Pofthaltern 
nur diejenige. Zahl verfchont bleiben, deren Haltung ihnen Eontraftlich zur Förderung 
der Poften obliegt. Bei eintretenden diesfälligen Zweifeln entjcheidet der Kreislandrath. 
Seiner Beftimmung ift, mit Vorbehalt des Rekurſes wegen einer etwaigen Entſchädigung, 
einftweilen fofort Folge zu leiften. 

3) Alle übrigen Pferde, ſowohl Luxus- als Ürbeitspferde, und ohne jeden Unterfchied 
der Befitzer müffen, foweit e8 der Bedarf für die Urmee nöthig macht, hergegeben werden. 
Damit aber diefe Ermittelung bei Zeiten und für das Land fo fchonend als möglid ge 
macht werden möge, wird der Minifter des Innern und der Polizei einer jeden Provinz 
das Kontingent befannt machen, welches fie zu liefern bat. Der Oberpräfident der 
Provinz hat darnach im Mebereinftimmmung mit dem kommandirenden General die 
näheren Beftimmungen über die Art der Geftellung, Auswahl und Abfchägung der 
Pferde, fowie über die fonftigen Mafregeln, welche für den ordnungsmäßigen Gang des 
Geſchäfts nothwendig find, unter Berückſichtigung der dieferhalb fchon ergangenen Feft- 
fetungen, nad den Berhältniffen der einzelnen Landestheile für jede Provinz in ein 
befonderes Reglement zufammenzufaffen. Diefe Provinzial-Reglements find, nachdem fie 
die Genehmigung der Minifterien des Innern und der Polizei und des Kriegs erlangt 
haben werben, durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, 

4) Wo nicht die Ablieferung des vollen Bedarfs und in annehmlicher Qualität 
zur Zufriedenheit des Tommandirenden Generals gefichert ift, und eine Mobilmachung 
eintritt, da follen auf die erfte Aufforderung alle nicht unter 2) ausgenommene Pferde 
fofort am diejenigen Orte geftellt werden, welde die Behörde zu ihrer Auswahl und 
resp. Abnahme bejtimmen wird. 


5) Für den Transport der Pferde bis zum Geftellungsort und für die Koften ihrer 
Fütterung bis zur Abnahme wird Feine Vergütung gezahlt. Die Geftellungsorte follen 
jedoch jo beftimmt werden, daß den Pferdebefiern jede Beläftigung erfpart werde, die 
nicht durch den Zweck der Maßregel ausdrücklich geboten werden, oder den Umftänden 
nach irgend zu vermeiden fein möchte, 

6) Alle Pferde, welche die mit Leitung dieſes Gefchäfts beauftragte Kommiffton 
zum Kriegsdienſt tauglich findet, find von ihren Eigenthümern, jo weit fie gebraucht 
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werden, fofort zur Dispofition der Militärbehörde zu ftellen. Da der Bedarf für die 
Armee vollftändig erreicht werben muß, fo hat die Kommiſſion für deſſen Aufbringung zu 
forgen. 

7) Die Eigenthümer der ausgehobenen Pferde erhalten für die Meberlaffung derſelben 
aus Staatsfaffen eine angemefjene Vergütigung. Die Vergütigungsfumme wird von einer 
unpartheiifchen Kommiffion durch Abſchätzung feftgeftell. Die Abſchätzung darf aber 
nicht auf die durch die augenblidlihe Konjunktur bei einer Mobilmahung gefteigerten 
Preife der Pferde gerichtet, fie muß vielmehr nad) den im gewöhnlichen Verkehr des 
Friedens ftattfindenden Preifen regulirt werben, 

Das Marimum der Tare cines einzuftellenden Pferdes darf ferner in der Negel die 
Summe von Einhundert Thalern Preuß. Courant nicht überfteigen. Pferde, die höher ab- 
gefhäßt werden, müfjen zunächſt von der Einftellung zurickgewiefen werden. Nur dann, 
wen unter der Maſſe der zur Aushebung vorgeftellten Pferde nicht fo viele, als das 
Kontingent des Kreijed beträgt, in dem Werthe von Einhundert Thalern und darunter 
vorhanden oder fonft au beichaffen fein ſollten, kann auf höher tarirte Pferde, jedoch 
immer nur bis zum Werthe von Einhundert und zwanzig Thalern Preuß. Courant zu— 
rücdgegangen werden. Selbſt wenn noch theurere Pferde genommen werben müßten, 
vergütet die Staatskaſſe doch nicht mehr als Einhundert zwanzig Thaler Preuß. 
Eourant, 

8) Die Abſchätzungslommiſſion befteht aus drei fachverftändigen in gutem Auf 
ftehenden und zu diefem Gefchäfte eigend8 vereideten Taxatoren. 

9) Die Bezahlung der Pferde, nad) ihrem abgefhätsten Werthe, ſoll fofort aus den 
bereiteften Mitteln der Staatskaſſen erfolgen. 

10) Wir hegen zwar zu Unferen getreuen Unterthanen da8 Vertrauen, daf fie, die 
Nothwendigkeit einer folchen die Sicherheit de8 Vaterlandes für den Fall eines Kriegs 
befördernden Maßregel anerfennend, keinen Augenblict zögern werden, fich derfelben zu 
fügen. Da indeffen die regelmäßige umd fchleunige Geftellung und Ablieferung ber 
Pferde von dem wichtigften Einfluffe auf die Mobilmachung der Armee ift, fo wollen 
Wir hiermit den Provinzialbehörden die Mittel zur Fräftigen Durchführung diefer Arts 
ordnungen in die Hand geben, umd diefelben ermächtigen, nicht blos gegen diejenigen 
Eigenthümer von Pferden, welche fich in deren Geftellung fäumig finden laſſen, eine 
polizeiliche Geldftrafe von 5 bis 50 Thalern feftzufegen, fondern auch jofort alle Zwangs- 
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maßregeln eintreten zu laſſen, welche die Umpftände und die unverzügliche Erreichung des 
Zwecks gebieten. Gegen die feſtzuſetzenden Strafen foll feine Berufung auf richterliche 
Entfcheidung, fondern nur ein Rekurs an die Oberpräfidenten der Provinz jtattfinden. 

11) Die vorftchenden Anordnungen bezichen fich überall nur auf die Aushebung 
der zum Bedarf des ftchenden Heercd und der Garde» Landwehr erforderlichen Pferde, 
Hinfichtlic der Provinzial-Yandwehr behält e8 aber bei der ſchon durch die Landwehr— 
Ordnung vom 21. November 1815 begründeten Beftimmung dahin fein Bewenden, daß 
jeder Landwehr» Bataillons: Bezirk die zur Ausrüftung feiner Landwehr nöthigen Pferde 
unentgeltlich bejchaffen muß. Den Beſchlüſſen der Kreisſtände bleibt es überlaffen, ob 
fie ihre Kontingente an Yandwehr- Pferden durch Aushebung in derfelben Art wie für 
die Linie, oder im MWege des Anlaufs befchaffen wollen. 

In dem erften Falle bleibt aber denjenigen Eingejeffenen, deren Pferde zur Land— 
wehr ausgehoben werden, dafür Bergütigung nad der Tare zu gewähren. 

Die Gefammtloften der Geftellung der Pferde zur, Ausrüftung der Provinzial-Land- 
wehr follen von den Kreifen in der nemlichen Art aufgebracht werden, wie durch Unfere 
Ordre vom 17. September 1831 in Betreff der Koften der Geftellung der Pferde zu 
den Landwehr⸗Uebungen feftgefetst worden: ift. 

12) Die gegenwärtige Verordnung, zu deren Ausführung die Minifterien des Innern 
und der Polizei und des Krieges die Provinzial-Behörden mit näherer Inftruftion zu 
verfehen haben, ift durch die Gefeg- Sammlung und zugleid durch die Amtsblätter zu 
publtciren. 

Urkundlich unter Unferer Höchjfteigenhändigen Unterfchrift und Beidrückung Unferes 
großen Königlichen Infiegels. 

Gegeben Berlin, den 24. Februar 1834. 


(1. 8.) (gez) Friedrich Wilhelm. 
ez. v. B 
(a9) Frh — Für den Kriegsminiſter 
im Allerhöchſten Auftrag: 
1 (ggez.) v. Witzleben. 


378 


Reglement 


über 


die Stellung, Auswahl, Abſchätzung und Abnahme der Mobilmahungspferde im 
Königreih Württemberg. 


1, Im Allgemeinen: 


8.1. 

Nach dem Reichsgeſetz vom 13. Juni 1873 $. 2 und $. 25 erfolgt die Stellung 
der in Württemberg aufzubringenden Mobilmachungspferbe, ſoweit nicht für deren Be— 
Ihaffung durch freien Ankauf geforgt werden Fan, im Wege der Aushebung von den 
Beſitzern dienfttauglicher Pferde gegen Erſatz des vollen von Sadverftändigen unter 
Zugrundlegung der Friedenspreife endgültig feitzuftellenden Werthes. 

8.2. 

Die nothwendigen Eigenfchaften der zum Kriegsdienft erforderlichen Pferde find nach 

der Beilage A zu beurtheilen. 
8.3. 

Die Feitftellung der im Wege der Aushebung aufzubringenden Pferdezahl, ſowie 
die Vertheilung der zu ftellenden Pferde und ihrer verfchiedenen Arten auf die einzelnen 
Aushebungsbezirke erfolgt durch die Minifterien ded Innern und des Kriegsweſens auf 
Grund der von dem Königlichen Generallommando gemachten Vorjchläge. 

Die Vertheilung gefchieht Tediglich nad dem Pferdeftande mit Rückſicht auf den 
Pferdefchlag und die muthmaßliche Anzahl vorhandener felddienftfähiger Pferde, 

Zum Zwede der Beurtheilung des Pferdeftandes finden von 6 zu 6 Jahren Mu- 
fterungen ftatt. 

Außerdem haben die Oberämter zu den ihnen noch befannt zu gebenden Terminen 
Ueberſichten bezüglich der kriegstauglichen Pferde einzureichen. 
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U, Bildung von Pferde-Aushebungs- Bezirken und Bormufterungse- 
Kommiffionen. 
8.4. 

Jedes Oberamt fowie der Stadtdireftionsbezirt Stuttgart bildet einen Pferde 
Aushebungsbezirt. Den Sammelplag zur Bormufterung in demfelben beftimmt bie 
Untsverfammlung. 

Es empfiehlt fi, die Vormufterung möglichft nahe den Abnahmeort ($. 9) abzu- 
halten. Doc ift e8 zur Vermeidung einer Pferdeanhäufung am gleichen Tage nicht 
wünfchenswerth, den Sammelplat zur Vormufterung mit dem Abnahmeort zufammen- 
fallen zu laſſen, da eventuell Vormufterung und Abnahme gleichzeitig ftattfinden müffen. 

85. 

Für jeden Aushebungsbezirt wird durch Wahl der Amtsverſammlung von ſechs zu 
feh8 Jahren eine „VBormufterungs-Kommiffion“ aus drei Sadperftändigen gebildet, 
welche mit dem Oberamtmann, beziehungsweife deffen gefetzlichem Stellvertreter als Vor⸗ 
ftand die Pferde-Aushebung zu leiten hat. 

Diefer Bormufterungs-Kommiffion wird durch den vorfißenden Oberamtmann ein 
Dberamts- oder ein anderer Thierarzt als technijcher Beirat für die Pferdemufterung 
beigeoronet. 

Die Mitglieder der Bormufterungs-Rommiffion ſowohl, als deren gleichfalld von 
der Amtsverfammlung je auf die Dauer von ſechs Jahren zu wählehden Stellvertreter 
müfjen das Vertrauen der Angehörigen ihres Bezirkes beſitzen, als unparteiifch und 
pflichttreu befannt und im Stande fein, die Brauchbarkeit der Pferde zu den einzelnen 
Gattungen des Kriegsdienftes nach Maßgabe der in der Anlage A. (zu $. 2) feftgefetz- 
ten Beftimmungen zu beurtheilen. — Nach Ablauf von ſechs Jahren kann ein Mitglied 
der Bormufterungs-Kommilfion eine weitere Wahl ſechs Jahre hindurch ablehnen. 

Die Mitglieder der Bormufterungs-Rommiffion und eventuell deren Stellvertreter 
werden bei dem Antritt ihres Amtes durch den Dberamtmann oder deffen gefetzlichen 
Stellvertreter zur treuen Erfüllung ihrer Obliegenheiten mittelft Handfchlags verpflichtet. 
Sie beziehen für ihre Bemühung feinen Gehalt, haben aber diefelben Taggelder, Diäten 
und Reifekoften anzufprechen, wie fie den Ortsvorftchern zufommen, 

Der als technifcher Beirat bei der Pferdemufterung fungivende Thierarzt erhält 
eine angemefjene Entſchädigung. 
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Die Namen der Mitglieder der Vormufterungs-Rommiffion fowie der Sammelplat 


für die Mobilmahungs-Pferdeftellung find von dem Oberamtmann in dem Aushebungs- 
bezirk öffentlich befannt zu machen 


II, Berfahren der Oberämter bei eintretender Mobilmahung. 


8. 6. 

Sobald die Oberämter auf amtlihem Wege von einer befohlenen Mobilmahung in 
Kenntniß gejetst find, fordern fie unverzüglich die Bormufterungs-Rommiffion auf, ſich 
fofort nach dem Sammelpate ihres Bezirks zu verfügen, um dafelbft am zweiter Mo— 
bilmachungstage früh 8 Uhr das Vormufterungsgefchäft beginnen zu können. 

Gleichzeitig werden die Pferdebefitter des betreffenden Oberamts aufgefordert, ſämmt— 
liche nicht unbedingt zum Kriegsdienft untauglichen oder von der Stellung befreiten 
Pferde, d. h. alle vorhandenen Pferde mit Ausnahme 

1) derjenigen, welche unter 4 Yahre alt find, 

2) der Hengfte fowie der tragenden Stuten (bei den Stuten gilt ald Beweis des 
Tragendſeins, wenn fichtbare Zeichen nicht vorhanden find, nur ein obrigkeitliches 
Atteſt resp. ein Dedjchein, durch welchen in beglaubigter Form der Nachweis 
geführt wird, daß die Stute gededt ift), 

3) derjenigen Pferde, welche nicht 1,55 Meter groß find, 

4) der Pferde. der Mitglieder der regierenden Deutjchen Familien, 

5) der Pferde der Gefandten fremder Mächte und des Gejandtichafteperfonals, 

6) der den Beamten im Neichd- oder Staatsdienfte zum Dienftgebraud fowie der den 
Herzten und Thierärzten zur Ausübung ihres Berufs nothwendigen Pferde, 

7) derjenigen Pferde, welche von den Pofthaltern zur Beförderung der Poften Eon- 
trattmäßig gehalten werden müfjen, 

an dem Bezirls-Sammelplag in einer durch Tag (Mobilmachungstag) und Stunde durd 
da8 Oberamt genau zu regelnden Reihenfolge vorzuführen, wobei als Negel feftzuhalten 
ift, daß an demjelben Tage höchſtens 600 Pferde zur VBormufterung kommen dürfen. 

Die Oberämter haben ſchon in Friedenszeiten die Aufforderungen an die Ortsvor- 
ftände auszufertigen und bereit zu halten, jo daß die Abſendung derfelben fofort nach 
Eingang der Mobilmahungsorbre erfolgen kann. 

Die Ortsvorfteher haben für die fofortige Weiterbefanntmahung an die Pferdebe- 
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ſitzer zu forgen und ift durch die Qberämter fchon jetzt feftzuftellen und zu regeln, in 
welcher Weife die Ortsvorfteher auf dem kürzeften und ficherften Wege die Aufforderung 
an die Pferdebefiter gelangen laſſen müffen. 

Auf den 1. März jeden Jahres haben die Oberämter dem Minifterium des Innern 
Anzeige zu machen, daß für das laufende Fahr die Vorarbeiten für eine eventuelle Mo- 
bilmachung geregelt find. 

Die Ortsvorfteher find ferner verpflichtet. auf dem Sammelplat zu erjcheinen und 
die vollftändige Stellung der Pferde nach den von ihnen über den Pferbeftand zu hal- 
tenden Spezialregiftern zu überwachen, auch müſſen diefelben die ordnungsmäßige Auf- 
ftellung und Vorführung der Pferde ihres Ortes auf dem Mufterungsplah anordnen 
und leiten. 

Die Aufforderungsjchreiben an die Bormufterungs-Kommiffionsmitglieder find durch 
expreſſe — nad) Umftänden reitende — zuverläßige Boten abzufenden. 

Die verjchiedenen Termine find fo feftzufegen, daß die erften Abnahmen der Pferde 
durch die Abnahmerfommiffion ($. 10) bereits am dritten Mobilmahungstage möglichft 
um 8 Uhr früh ftatthaben können. 


IV, Berpflihtung der Pferdebefiger zur Stellung ihrer Pferde. 
8.7. 

Ein Jeder, welcher ein gemäß der Borfchrift in $. 6 vorzuführendes Pferd befitt, 
ift verpflichtet, daffelbe nad; erhaltener Aufforderung zu der feftgefetten Zeit vor die 
Bormufterungs-Kommiffion zu bringen. Die Veräußerung eines Pferdes, welches beim 
Eintreffen diefer Aufforderung an den neuen Erwerber noch nicht abgeliefert ift, entbin- 
det nicht von der Stellung. 

Eine Ausnahme von diefer Beftimmung findet nur ftatt, wenn erweislich der Ver- 
fauf an Offiziere oder Militärbeamte, welche fich mobil zu machen haben und zu dem 
Ende Pferde befchaffen müfjen, gefchehen ift. 

Ebenfo dürfen den beorderten Kandwehr-Kavallerie- Offizieren fo viele ihrer eigenen 
Pferde, als ihnen bei einer Mobilmahung etatsmäßig zu ftellen find, von der Pferdes 
aushebung zurücgelaffen werden. 

In allen ftreitigen Fällen der Art entjcheidet der Oberamtmann (Vorfitende der 
Bormufterungs-Kommiffion), deffen Entſcheidung fofort Folge zu geben ift. 
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Die Befitser derjenigen Pferde, welde die Bormufterungs-Kommiffion zur Vor«- 
führung vor die Abnahmelommiffion ausgewählt ($. 9) find verpflichtet : 

a) jedes diefer Pferde mit ledernem oder Gurthalfter, Trenfe und zwei Striden zu 
verjehen, 

b) für einen guten Hufbejchlag der Pferde zu forgen, 

ce) die Pferde auf dem Transport von dem Sammelplat nad) dem Abnahmeort felbft 
zu begleiten oder durch Leute begleiten zu laſſen, 

d) die Pferde bis zur fürmlichen definitiven Abnahme und Weberweifung an den 
Militärfommifjär zu beauffichtigen und zu verpflegen. 


V. Thätigkeit der VBormufterungs-Kommiffion, 


8.8. 

Die Vormufterungs-Rommiffionen haben die vorgeführten Pferde einzeln und ſorg⸗ 
fältig zu muftern, die dienfttauglichen auszuwählen und diefe nach ihrer Tauglichkeit zu 
den verfchiedenen Gattungen des Kriegsdienftes nad Anleitung der Beilage A abgefon- 
dert aufzuftellen. 

Nachdem alle als dienfttauglich anerkannten Pferde in ein Verzeihniß nach dem 
anliegenden Schema B eingetragen find, wählen die Bormufterungs-Kommiffionen das 
auf ihren Bezirk’ repartirte Kontingent an Mobilmachungspferden und außerdem auf je 
zwei Pferde des Kontingents noch ein Drittes als Reſervepferd aus und fertigen über 
diefe ausgewählten Pferde ein zweites Verzeihnif nach demfelben Schema B aus. 

Die von der Vormufterungs-Kommifftion nicht ausgewählten Pferde find noch an 
demfelben Tage in ihre Heimath zu entlaffen, die ausgewählten aber werden unmittel- 
bar nad) ftattgehabter Auswahl — infoweit nicht wegen der etwa ftattfindenden fuccej- 
fiven Abnahme eine ausdrückliche anderweite Anordnung erfolgt — unter Begleitung der 
BVormufterungs-Kommiffion nad) dem Abnahmeort transportirt und nad) dem über fie 
angelegten Verzeichniffe der Abnahmesflommiffion vorgeführt. 

Bei Vorführung der zur Aushebung geeignet befundenen Pferde hat die Bormufter- 
ungs- Kommiffion zugleich dem Regierungsfommiffär ($. 10) über die Zahl der in ihrem 
Bezirk noch zurückgebliebenen dienfttauglichen Pferde mit Ueberreihung des Hauptver- 
zeichniffes der dienfttanglichen Pferde Anzeige zu machen, 


383 


VI Abnahmebezirk und Abnahmeorte. 


8.9. 

Solange nicht durch die Minifterien des Innern und des Kriegsweſens eine ander- 
weite Anordnung getroffen und öffentlich bekannt gemacht worden ift, bilden die 17 
Landwehrbataillonsbezirke des Königreichs grundſätzlich auch zugleich die Pferde-Abnahme—⸗ 
bezirke. 

Sämmtliche von den Bormufterungs-Kommiffionen des Landwehrbataillonsbezirks 
ausgewählten Pferde müſſen an dem Sitz des Landwehrbataillonslommandeurs der Ab- 
nahme-Rommiffion vorgeführt werden. 

Es wird jedoch darauf Bedacht genommen werden, daß da, wo das Stabsquartier 
des Landwehrbataillons fehr ungünftig zu den einzelnen Oberämtern liegt, in dem Ab- 
nahmebezirk noch ein zweiter Ort als Abnahmeort beftimmt wird. 

Die Abnahme in dem zweiten Ort wird ſodann fofort nad; erledigtem Gefchäft im 
erften Orte durch die nämliche Abnahme-Kommiſſion ftattfinden. 


VI. Zufammenfegung und Befugniffe der Abnahme-Kommiffionen. 


8.10. 
Die für die Abnahme der Mobilmahungspferde zu bildende Kommiffion befteht: 
1) aus einem von dem Generallommando zu kommandirenden aktiven oder inaftiven 
Offizier als Militär-Sommiffär und 
2) aus einem von dem Minifterium ded Innern abgeordneten Eivilbeamten als Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſär. 

Dieſe Kommiſſäre werden bei der Auswahl der zum Kriegsdienſte tauglichen Pferde 
durch einen militäriſcherſeits zu ſtellenden Roßarzt, oder durch einen von dem Regierungs⸗ 
Kommiffär beizuziehenden Dberamtd-Thierarzt oder anderen Thierarzt unterftügt, 

Bei Abnahme der Mobilmahungs-Pferde hat der Militär-Kommiffär über die Qua— 
lifikation der Pferde die entjcheidende Stimme. Ein Relurs gegen feine Entſcheidung 
ift unzuläffig. 

Die an den Abnahmeort geftellten Pferde werden von der Abnahme⸗Kommiſſion 
zunächſt wegen ihrer Tauglichkeit zum Kriegsdienfte geprüft und entweder als brauchbar 
erkannt oder als unbrauchbar zurückgewieſen. 
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Die Untauglichfeit wird in dem von der Vormufterungs-Kommiffion aufgeftellten 
Berzeichniffe vermerkt. In wie weit von unweſentlichen Fehlern der Pferde abgejehen 
werden kann, ift aus den unter Anlage A. (zu 8. 2) beigefügten Beftimmungen erfichtlich. 


VIII. Abſchätzung und Aushebung der Mobilmahungs-Pferde. 
8. 11. | 

Nach Feſtſtellung der Dienfttauglichkeit erfolgt die endgiltige Feftftellung des Werthes 
der aus jedem Aushebungsbezirk ($. 4) abzunehimenden Mobilmachungs-Pferde unter Lei- 
tung de8 Negierungs-Kommiffärs ($. 10, Ziff. 2) je durch die in jedem Aushebungsbezirt 
als Mitglieder der Vormuſterungs-Kommiſſion von der Amts-Verſammlung gewählten 
und nad) dem beiliegenden Formular (Anlage C) vor Beginn der Abſchätzung von dem 
Negierungs-Kommiffär zu beeidigenden drei Sachverſtändigen ($. 5). 

Der Werth der zum Kriegsdienft tauglichen Pferde ift nach den im gewöhnlichen 
Friedensverkehr ftattfindenden Pferdepreifen und nicht nach dem augenbliclichen Aufjchwunge 
zu bemefjen, welchen die Preife unter ungewöhnlichen Umftänden bei ftarfer Nachfrage 
nach Pferden zu erhalten pflegen. 

Feder der drei Sacverftändigen hat dem Regierungs⸗Kommiſſär den Werth des 
Pferdes befonders und geheim anzugeben. Aus den diehfälligen drei Taxwerthen ift der 
für da8 Pferd zu zahlende Durchſchnittspreis feftzuftellen. 

Sollten Befiter notorifch edler Zuchtſtuten oder hodhtarirter Pferde wünſchen, an 
Stelle folder Pferde andere dienfttaugliche Pferde zu ftellen, fo ijt die Abnahme-Kom- 
miffion zwar befugt aber nicht verpflichtet, auf dergleichen Wuerbietungen in dem Falle 
einzugehen, wenn ftatt der zurückgezogenen Pferde fofort d. hd. an Ort und Stelle die 
ftellvertretenden Pferde vorgeführt werden. 

Bei gleicher Braudbarkeit find innerhalb der verfchiedenen Kategorien die am nicd- 
rigften tarirten Pferde zuerft auszuheben. 


IX, Weitere Gefhäftsführung der Abnahme-Kommiffionen. 


5. 12. 


Die als dienfttanglic anerfannten und zur Abnahme fommenden Pferde werben in 
zwei Nationale nach dem in der Anlage D. mitgetheilten Schema fofort eingetragen. 
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Ein Eremplar diefer Nationale ift für den Militärtommifjär und das andere für 
den Negierungsfommifjär beftimmt, beide haben fich davon zu überzeugen, daß die Nas 
tionale genau mit einander übereinftimmen. 

Die in dem Nationale eingetragene Tare wird fummirt und folgendes Abnahme⸗ 
Atteft darin nachgetragen, 

Daß nach Inhalt des vorftehenden Nationales die Anzahl von . 


(mit Worten) Pferden mit einer Gefammttare von - » » » » . . Gulden (mit 
Worten) Gulden richtig abgeliefert worden ift, befcheinigt 
(Ort, Datum) 
Die Abnahmelommilfion: 
Unterſchriften) 
Die laut beiliegender Verhandlung beeidigten Sachverſtändigen: 
Unterſchriften) 


X, Bezeichnung der ausgehobenen Mobilmachungspferde durch Brennen und 
durch Befeſtigung von Mähnentafeln. 
8. 13. 


Die ausgehobenen Pferde werben unter der Mähne an der linken Seite des Halſes 
mit der Nummer des Armeelorp8 und des den Abnahmebezirt bildenden Landwehr 
bataillonsbezirls nad) der angefchloffenen Beilage E, gebrannt. 

Die Brenneifen werden von den Landwehrbezirkskommandos aufbewahrt. 

Jedem abgenommenen Pferde wird ein Täfelchen von Holz an die Mähne gebunden, 
auf dem die laufende Nummer des Nationales, der Truppentheil, für welchen das 
Pferd beftimmt ift, fowie der Name des Abnahmebezirls angegeben ift. Dieſe Täfelchen 
werben militärifcherjeitö geliefert und von den Landwehrbezirtsfommandos im Voraus 
bereit gehalten, da ihnen die Zahl und Gattung der zu ftellenden Pferde bekannt 
ift; hiebei ift auf einen Zufchlag von 10 Procent für den Landwehrbataillonsbezirk zu 
rechnen. 
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XI, Berfahren im Falle einer Nachgeftellung wegen der bei der Abnahme 
zurücdgewiefenen resp. der bei den Truppen in Abgang 
gelommenen Pferde. 


8. 14. 

Die Abnahme-FRommiffionen find nach Ziffer 6 der Verordnung vom 24. Februar 
1834 verbunden, für die vollftändige Aufbringung der repartirten und jedenfalls zu be» 
Ichaffenden Mobilmahungspferde möglichft zu forgen. Sollte daher der Fall vorlommen, 
daß die zur Abnahme geftellten Pferde eines Abnahmebezirks, einfchlieglich der Neferves- _ 
pferde, wegen anerkannter Untauglichkeit eines Theils derſelben unzureichend befunden 
werden, fo hat die Abnahmelommilfion die nöthige Nachgeftellung nach den ihr vor- 
liegenden Liften ſämmtlicher tauglicher Pferde fofort zu veranlaffen, und‘ ift, wenn auch 
diefe nicht zureichten, befugt, eine zweite Mufterung ſämmtlicher Pferde unter eigener 
Mitwirkung anzuordnen. | 

Der Militärtommiffär ift berechtigt, die Maffengeftellung zu verlangen, und verbleibt 
alsdann in dem Abnahmeort. 

Der Abmangel in einem Oberamtsbezirk wird dabei durch den etwaigen Ueberſchuß 
in den andern Dberämtern des nämlichen Abnahmebezirts gededt. — Damit für die 
fchleunige Dedung etwaiger Ausfälle beziehungsweife fpäteren Bedarfs nah) Maßgabe 
der disponibel gebliebenen Pferde fofort ſachgemäße Anordnungen getroffen werden können, 
haben die Regierungsabnahmefommiffäre fogleich nad, Beendigung des Abnahmegeſchäfts 
den Königlichen Minifterien des Innern und des Kriegsweſens das Refultat derfelben 
anzuzeigen und namentlich über die in ihren Abnahmebezirken noch zurückgebliebenen 
dienfttauglichen Pferde nad) ihrer Anzahl und Qualität eine nad Oberämtern zufammens 
geftellte fummarifche Weberficht einzureichen. 

8. 15. 

Außer dem repartirten Kontingent an Mobilmahungspferden ift noch ein Zufchlag 
von drei Prozent unter Beobadhtung der in den 88. 10 und 11 enthaltenen Beftimmungen 
zu defigniren und von den Eigenthümern während drei Wochen, von dem Tage der Abjen- 
dung des Pferdefontingent3 an die Truppentheile ab gerechnet, zu dem Zwecke bisponibel 
zu halten, um eventuell zur Dedung des auf dem Transporte des Contingents etwa ent» 
ftandenen Abgangs verwendet zu werben. 
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Tritt diefer Fall ein, fo bat der Negierungsabnahme-Kommiffär unter Zuziehung des 
im $. 10 gedachten Thierarztes die Dienfttauglichkeit der erforderlichen Anzahl der zum 
Erfat bezeichneten Pferde nochmals feftzuftellen und die Nachfendung derjelben an den 
betreffenden Truppentheil, fowie die Bezahlung der Eigenthümer zu veranlaffen. 


X, Berpflegung, Beauffihtigung und Transport der abgenommenen Pferde. 


$. 16. 


‚Die abgenommenen Pferde werden von dem Zeitpunkt der Abnahme an militärischer 
feit8 verpflegt, beauffichtigt und nach den Mobilmachungsorten transportirt. Der Trand- 
port dahin wird durch die einberufenen Mannfchaften bewirkt, wo aber dieje nicht aus—⸗ 
reichen, durch Koppelknechte. Auf Requifition des Militärkommiſſärs haben die Oberämter 
der Abnahmeorte die erforderliche Zahl von Koppelfnechten zu ftellen. 


8. 17. 


Die von dem Militärommiffär der Abnahmelommilfion zu formirenden und in 
Marſch zu ſetzenden Transporte leiten, wenn die Geftellung von Militärtransport- 
kommandos nicht thunlich fein follte, Eiviltransportführer, welche für diefes Geſchäft 
durch die Oberämter der Abnahmeorte im Voraus bezeichnet werden; fie erhalten eine 
angemefjene Entjchädigung. 

g. 18, 


Die Transportführer, denen das vorfchriftsmäßige Koppelzeug militärifcherfeits über 
wiefen wird, erhalten — felbft wenn die Pferde für verfchiedene Truppen unter demfelben 
Führer und nad; derfelben Garnifon marfchiren — das National der von ihnen zu Teiten« 
den Pferde für jeden Truppentheil gefondert, in welchem die laufende Nummer des Pferdes 
— mit der die Nummer auf der Mähnetafel übereinftimmen muß — die Farbe und das 
Geſchlecht, das Alter, ſowie die Gattung des Pferdes (als Reitpferd, Stangenpferd zc.) 
aufgeführt find. 

Diefe Berzeichniffe übergibt der Führer bei Ankunft am Mobilmahungsorte den 
Kommandeuren der betreffenden Truppentheile, während Duplifate diefer Nationale von 
dem Abnahmeoffizier den betreffenden Truppentheilen direkt zugefertigt werden, Diefe 
Nationale werden im Voraus bis zur Ausfüllung bei den Oberämtern der Abnahmeorte, 
die Marfchrouten für die Transporte bei dem betreffenden Bezirkslommandos bereit gehalten, 
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XIU, Bezahlung der Pferde 
8. 19. 
Die Bezahlung der Pferde erfolgt jogleich bei der Abnahme durch den Regierungs- 
lommiſſär; e8 wird dafür geforgt, daß die nöthigen Fonds hiezu an Ort und Stelle 


Zur Empfangnahme des feftgeftellten Werths für die ausgehobenen Pferde wird 
der jedesmalige Steller, welcher mit dem Pferde an dem Abnahmeort erfcheint, als Tegi- 
timirt angenommen. 

XIV, Strafbeftimmungen, 
8. 20. 

WVUebetretungen der bei dem vorftehend geregelten Verfahren BHinfichtlich der Anmel- 
dung und Stellung der Pferde zur Bormufterung, Mufterung oder Aushebung getroffenen 
Anordnungen werden mit einer Geldftrafe bis zu 50 Thalern geahndet. 

Stuttgart, den 14. Oktober 1873. 


Sid. = v. Sudom. 
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Unlage A. 


Beftimmungen 
über 
die Beſchaffenheit der Moßilmahungs-Hferde. 


In Anfehung der Pferde, welde im Falle einer Kriegsbereitfchaft oder Mobil- 
machung beſchafft werben, ift Folgendes feftgefet worden: 

1) Pferde für die Kavallerie, fowie Aeitpferde überhaupt follen nicht unter 1,57 
Meter, 

2) Artillerie und Train-Stangenpferde nicht unter 1,62 Meter, 

3) Artillerie und Train-Vorderpferde nicht unter 1,57 Meter groß fein. 

Die Pferde follen zwar in der Regel die hier bezeichnete Größe haben, wenn aber 
auch zugegeben wird, daß zum Theil Pferde von niedrigerem Maß geliefert werden kön- 
nen, jo dürfen doch Pferde unter 1,55 Meter nicht angenommen werben, 

Die zu ftellenden Pferde dürfen nicht zu ſchwachbeinig, nicht fteif abgetrieben, Fraft- 
108 oder unverhältnigmäßig ſchmal gerippt fein. Hengfte, tragende Stuten, alle mit 
Hauptfehlern, Krankheiten oder fonftigen zum Dienft der Kavallerie untauglich machen- 
den Mängeln, als 3. B. Blindheit, Spathlähmung, gejchwollenen Füßen, fchadhaften 
Hufen, (als Voll» oder Zwanghuf, Steingallen, Hornfluft oder Hornfpalten) u. ſ. w. 
behafteten Pferde werden nicht angenommen; einäugige zu Wagenpferden nur, wenn der 
Derluft des Auges von äußerer Verlegung und nicht von innerer Krankheit herrührt. 

Bei der Auswahl der Pferde ift im Allgemeinen der Grundſatz zu beobachten, daß 
erftere dem beabfichtigten Gebrauch möglichft entfprechen, mithin die zu Reitpferden be- 
ftimmten Pferde nicht ftättig fein, Reitpferde die erforderliche Tragfähigkeit des Rückens 
befitzen und die Zugpferde eingefahren fein müffen, und daß alsdann ein oder der an- 
dere unmwefentliche Fehler, der unter anderen Umftänden die Annahme eines Pferdes aus- 
fließen würde, feinen Grund zur Zurüctellung geben kann. Bemerkt wird endlich 
noch, daß bei Pferden, welche fich ftreichen, Leicht temporäre Unbrauchbarkeit eintritt. 

Bei der Aushebung von Mobilmahungspferden haftet der letzte Befiger nicht für 

3 
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Anlage ©. 


Eides-Sormular 


für die Schäter der Behufs einer Armee-Mobilmahung 
bom Lande außzuhebenden Pferde. 


Ich (Bor- und Zuname) gelobe und fehmwöre zu Gott dem Allmächtigen und All- 
wifjenden, daß ich, nachdem ich zum Schäter der zur Armer-Mobilmahung vom Rande 
auszuhebenden Pferde berufen worden bin, bei diefem Geſchäfte die in Betreff deſſelben 
beftehenden Vorſchriften beobachten, nach meinem beften Wiffen, pflihtmäßig und gewif- 
fenhaft, mit aller Unpartheilichkeit, Keinem zu Liebe oder zu Leide und überhaupt fo 
verfahren will, wie ich e8 vor Gott und meinem Gewiffen verantworten kann. So 
wahr mir Gott helfe. 
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Beyeichnung 


der Pferde-Breuneiſen 


Anlage E. 


Nummern mit denen die aus einem Landwehr: 
bataillonsbezirk ausgehobenen Pferde zu brennen 















Regiment. | Bataillon. find. 
* | I. Calw. 
1. Württembergifches Nr. 119. ——— 
- II. Reutlingen. 


I. Ravensburg. 
| M, Biber. 


j l. Leonberg. | | 
8. Wärtinbergifhes Re. al 353 | Ei Rn 
‚ I. Ludwigsburg. | 13. 6. —— * 


I. Heilbronn. 18....7. 
4. Württembergifches Nr. 128. ein 1 Ei ———— 
| II. Hall, 13. 8. 
I. Mergentheim. | ı3. 9. 
5. Württembergiſches Nr. 123. — 


2. Württembergifhes Nr. 120 








II, Ellwangen. 13. 10. 
1. Gmind, 13. 11. 
6. Württembergifches Nr. 124. — —— 
ı II, Ulm, 13. 12. 
| 
. I. Horb. 


7. Württembergifches Nr. 125 


“ 


"IL, Rottweil, 
' 1, Ehingen. 


8 Württembergiſches Nr. — II. Eplingen. 


Rejervelandwehrbataillen Stuttgart Nro. 127. 





— —— — 


Gedrudt bei © safſſelbrint 
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Rt 36. 


Neygierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 


Ausgegeben: Stuttgart Freitag den 31. Ottober 1873. 








Verfügung des Minifteriums des Innern, betreffend ben Betrieb und die Ueberwachung von Privat: Jrrenanftalten, 
Vom 18. Ditober 1873. 


Verfügung des Miniflerinms des Innern, betreffend den Betrieb und die Ueberwachung 
von Privat-Irrenanftalten. Vom 18, Oktober 1873. 

Unter Bezugnahme auf 8. 30 der Deutichen Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
und $.9 der Minifterinl-Berfügung vom 14. Dezember 1871 in Betreff der Anwendung 
der Deutjchen Gewerbeordnung in Württemberg wird Nachftchendes verfügt. 

8.1. 

Jedem Eonzeffionirten Inhaber einer Privat» Frrenanftalt fteht die Aufnahme von 
Kranken nad eigenem Ermefjen zu, er hat aber von jeder Aufnahme dem Oberamts- 
arzt unter Vorlegung der erforderlichen Nachweifungen innerhalb der erften 8 Tage nad) 
vollzogener Aufnahme; Anzeige zu erftatten. 

8.2 

Zur Aufnahme einer Perfon in einer Privat» Irrenanftalt find folgende Nachwei- 
fungen erforderlich: 

a) die Beurkundung und Beichreibung der Geiftesftörung, ihrer Art und Dauer 
durch einen,approbirten veutjchen Arzt und zwar, wenn der Kranke in ärztlicher Behand» 
lung gejtanden ift, durch denjenigen Arzt, der bisher den Kranken behandelt hat. Iſt 
der Arzt dem Unftaltsinhaber ganz unbelannt, jo muß deffen Zeugniß von einer obrig- 
keitlihen Behörde beglaubigt fein. 
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Kann ein folches ärztliche Zeugnif über den Kranken nicht beigebracht werden, 
oder kommt derfelbe aus einem nicht zum Deutfchen Heiche gehörigen Staat, fo darf die 
Aufnahme der dem Anftaltsarzt als geiſteskrank vorgeftellten Perfon nur dann ftattfinden, 
wenn die Thatfache der Geiftesftörung aus dem Verhalten der aufzunehmenden Perfon 
unzweifelhaft hervorgeht und die Aufnahme unter fonft unverdächtigen Umftänden nad. 
gefucht wird. In Fällen diefer Art hat ſich jedoch der Oberamtsarzt innerhalb 8 Tagen 
nad) erhaltener Anzeige von der Aufnahme durch perfönliche, nöthigenfall® zu wieder- 
hofende Unterfuhung des Kranken von dem Vorhandenfein einer Geiftesfranfheit bei 
demfelben Ueberzeugung zu verfchaffen. Im Uebrigen bleibt e8 dem Oberamtsarzte an- 
heimgeftellt, neu aufgenommene Kranfe nach erhaltener Anzeige von ihrem Eintritt in die 
Anftalt perfönfich zu unterfuchen, wenn ihm deren Aufnahme nicht anſtandslos zu fein jcheint. 

b) über die Heimath oder den gefetlichen Unterftükungswohnfig des Kranken. 

Iſt die Herkunft des Kranken bekannt, und waltet darüber, wohin derjelbe im Falle 
der Entlaffung aus der Anftalt gebradjt und wo die Aufnahme zur weiteren Verpflegung 
nicht verweigert werden darf, fein Zweifel ob, fo darf gegenüber von Angehörigen des 
Deutſchen Reichs von der Beibringung eines obrigfeitlichen Zeugniffes über diefe Ver— 
bältniffe abgeftanden werden, während in allen anderen Fällen und bei Ausländern auf 
der Borlegung eines Zeugnifjes der znftändigen Obrigkeit des Heimathort8 zu beharren ift. 

e) die Zuftimmung der gefeßlichen Vertreter des Kranken: Eltern, Gatten, voll» 
jährigen Kinder, obrigfeitlich beftellten Pfleger u. j. w. zur Unterbringung in der be- 
treffenden beſtimmt zu benennenden Irrenanftalt. 

Die Zuftimmungsurkunde der gefetzlichen Vertreter ded Kranlen muß in der Kegel 
von einer obrigfeitlichen Behörde beglaubigt fein. 

Hat der Kranke feinen gefeglichen Vertreter, fo muß eine Urkunde über die Ein- 
willigung der Bormundichaftsbehörde beigebracht werden. 

Letzterer liegt ob, aus Anlaß der Ausftellung einer Einwilligungsurkunde die Frage 
in Erwägung zu ziehen, welche Vorkehrungen zur Sicyerftellung der Vermögensrechte 
während der Dauer ded Aufenthalts des Kranken in der Irrenanftalt zu treffen feien. 

8.8. 

Der Inhaber einer Privat-Frrenanftalt oder fein Stellvertreter ift verbunden, eine 
Aufnahmelifte zu führen, in welche jeder in die Anftalt kommende Kranke am Tage des 
EintrittS eingetragen werden muß. 


397 


Diefe Lifte ift tabellarisch anzulegen und muß folgende Rubriken enthalten: 

a) fortlaufende Numer, 

b) Namen, Stand, Alter und Wohnort des Kranken, 

c) Namen und Stand de8 gefetlichen Vertreters des Kranken oder der für ihn forgen- 
den Behörde, 

d) Namen des Arztes, auf deffen Zeugniß die Aufnahme erfolgt ift, 

e) Tag des Eintritts des Kranken in die Anitalt, 

f) Tag des Austritt des Kranken aus der Anftalt, bezichungsweife feines Todes, 

g) Bemerkungen. 

Hier find die Todesurfachen der Geftorbenen, die zur Ausführung gefommenen 
Entweichungen von Kranken fowie der Ort, an welchen ungeheilt aus der Anftalt 
entlaffene Kranke verbradjt worden find, aufzuführen. 

Die Aufnahmelifte muß eingebunden und mit fortlaufenden Seitenzahlen verjehen 
werden. Tritt ein Kranfer aus, fo ift der Austrittstag unter Nubrik f zu bemerken, 
und die Numer unter Rubrik a zu durchftreichen. Tritt derfelbe Kranke aufs Neue in 
die Anftalt ein, fo ift ein neuer Eintrag in die Lifte mit einer neuen Numer erforderlich, 
bei diefer aber auf die frühere durchftrichene (Numer) hinzuweiſen. 

Dem Anftaltsinhaber bleibt überlaffen, für männliche und weibliche Kranke je eine 


befondere Lifte zu führen. 
8. 4, 


Die jeden Kranken betreffenden Urkunden und ſonſtigen Schriftſtücke find nad) fort- 
laufenden Ziffern geordnet aufzubewahren. Auf dem Umfchlagbogen ift die Numer, unter 
welcher der Kranke in der Aufnahmelifte lauft, fowie der Name des Kranken vorzumerfen. 

In diefem Altenheft find die bemerfenswerthen Wahrnehmungen über das Ver 
halten und Befinden des Kranken, fowie über das zu deſſen Heilung oder Befjerung ein 
geichlagene Verfahren und die hiedurch erzielten Erfolge durch den Anſtaltsarzt der Zeit- 
folge nach zu verzeichnen. F 


Wenn ein in der Anſtalt befindlicher Kranker mit Tod abgeht, iſt der Oberamts- 
arzt hievon fo zeitig in Kenntnif zu ſetzen, daß er der etwa beabfichtigten Sektion der 
Leiche anwohnen Tann, fall8 er die aus irgend einem Grunde für angemefjen hält. 

Im Falle der Vornahme einer Leichenfektion ift über den Erfund ein Protofofl aufzu⸗ 
nehmen und folches auf Verlangen dem Oberamtearzt oder der höheren Behörde vorzulegen. 
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8. 6. 


In jeder Privat-Frrenanftalt, in welche Kraufe zur Heilung aufgenommen werben 
wollen, muß zur Behandlung derfelben ein approbirter Arzt verwendet werben, welcher 
die Verantwortlichkeit für den den Grundſätzen der Seelenheiltunde entſprechenden Be- 
trieb der Anftalt zu übernehmen hat. 

Für Privat-Frrenanftalten, in welche nur ſolche Kranke aufgenommen werden wollen, 
bei welchen eine Ausficht auf Heilung nicht mehr vorhanden ift, muß der regelmäßige 
Beſuch eines approbirten Arztes in von der Auffichtsbehörde für zuläßig erachteten Zeit 
abſchnitten gefichert fein. 87 


Die Ueberwahung des Betrieb der Privat» Irrenanftalten liegt der K. Auffichts- 
tommiffion für die Staatsfranfenanftalten unter Beihilfe der Oberamtsärzte ob. Die 
Auffihtsfommiffion läßt die Privat-Irrenanftalten nad) Bedürfniß theils durch ihre 
Mitglieder, theils durch den betreffenden Oberamtsarzt vifitiren und trifft die zur Be 
feitigung der entdeckten Mängel erforderlichen Verfügungen. Wenn aus beharrlicher 
Nichtbefolgung der dem Anftaltsinhaber gemachten Auflagen Kar erhellt, daß demfelben 
diejenigen Eigenfchaften abgehen, welche bei der. Ertheilung der Genehmigung nad) der 
Vorſchrift des 8. 30 der Reichs-Gewerbeordnung vorausgejetst werden mußten, fo ift die 
Zurücknahme der ertheilten Konzejfion auf Grund des 8. 53 der Gewerbeordnung bei 
der Kreisregierung von der Auffihtsfommiffion in Antrag zu bringen. 

8.8. 

Der K. Auffihtstommiffion find auf Erfordern Auffhlüffe über die in den Privat- 
Irrenanſtalten befindlichen Kranken, über die Art ihrer Behandlung und Beichäftigung, 
über das zur Pflege dienende Perfonal, über die Eintheilung und Benütung der Räume 
in der Anftalt, fowie über alles, was fi in Betreff der Perfon der Kranken Bemerkens- 
werthes ergibt, bereitwillig zu ertheilen. 

Auch ohne Einfordern der Anzeige ift jeder Selbftmord und jede zur Ausführung 
gefommene Flucht von Kranken zur Kenntniß der Auffihtslommiffton zu bringen, der- 
felben auch nah dem Schluffe eines jeden Kalenderjahrs ein Namendverzeichnif der in 
der Anftalt befindlichen Kranken mit den in $. 3 unter lit. a bis g bemerkten Notizen 
und Angabe der im Laufe des letzten Jahres neu eingetretenen und außgetretenen oder 
ſonſt abgegangenen Kranken vorzulegen. 

Stuttgart, den 18. Oftober 1873. Eid. 


Gedrudt bei ©, HSaffelbrint 
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Ausgegeben: Stuttgart Samftag den 1. November 1873. 








j Inhalt. 

Geſetz, betreffend die Forterhebung der Steuern. Vom 29. Oktober 1873. — Verfügung des Juſtiz-Miniſteriums, 
betreffend die Diäten und Reiſekoſten der Gerichts- und Amtsnotare. Vom 27. Oltober 1873. — Verfügung 
der Miniſterien der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen, betreffend die Gebühren der 
Zeugen und Sachverſtändigen in Verwaltungsſtrafſachen. Vom 16. Ottober 1873. — Bekanntmachung des Mi: 
niſteriums des Innern, betreffend das Rangverhältniß ber Oberamtsärzte. Vom 22. Oktober 1873. 


Geſetz, betreffend die Forterhebung der Stenern. Vom 29. Oktober 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Da der Termin, für welchen nad) $. 114 der Verfaffungsurfunde die für die 
Finanzperiode 1871/73 verwilligten Steuern auf Rechnung der neuen Verwilligung 
fortzuerheben find, mit dem 31. Oftober d. J. abläuft, jo verordnen und verfügen Wir, 
nad) Anhörung Unferes Geheimen Raths und unter Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, daß der Zeitraum der proviforifchen Steuererhebung nach den durch das Finanz- 
gefeg vom 15. April 1872 für das Etatsjahr 1872/73 verabjchiedeten Säben bis zum 
31, Dezember 1873 verlängert fein foll. 

Unfer Finanz-Minifterium ift mit der Vollziehung diefes Gefetzes beauftragt. 

Gegeben Stuttgart den 29. Oltober 1873. 


Karl 
Der Finanz» Minifter: 
Renner, Auf Befehl des Königs, 
Der Kabinets⸗Chef: 
Gärttner. 


400 


Verfügung des Iuftizminifterinms, betreffend die Diäten und Reifckoften der Gerichts- und 
Amtsnotare. Vom 27, Dftober 1873. 

In Betreff der Diäten und Neifekoften der Gerichts- und Amtsnotare bei Reifen 
in folchen Verrichtungen, welche diefelben nicht um ihren Gehalt zu beforgen haben und 
worauf daher die ihnen ausgefetste Averſalentſchädigung fich nicht bezieht, wird auf den 
Grund des 8. 12 Abf. 1 de8 Diätenregulativs vom 23. Juni 1873 (Reg. Bl. ©. 274) 
Folgendes beftimmt: 

1) die Vorfchriften des 8. 3 Abf. 1, Abſ. 2 Ziff. 2, Abſ. 3, Abf. 4, Abf. 5 erfter 
Sat des Diätenregulative® vom 23. Juni 1873 finden auf die Amtsreifen der Ge- 
richts- und Amtönotare innerhalb des Oberamtsbezirks Anwendung und treten an 
die Stelle des 8. 34 Abſ. 1, 2, der K. Verordnung vom 14, Juni 1843, betreffend 
die Vollziehung des Geſetzes über das Notariatsweſen (Reg. Blatt S. 416, 417). 
Bei Gefhäften von einer Dauer über vier Tage und zwar für die ganze Dauer 
derjelben, forwie bei Verrichtungen außerhalb des Oberamtsbezirks greifen die Be— 
ftimmungen der SS. 4—10 des Diätenregulativs vom 23, Juni 1873 Platz. 

2) Für die Fälle des S. 34 Abf. 3 der K. Verordnung zur Vollziehung des Geſetzes 
über das NotariatSwejen, vom 14. Juni 1843, wird der zuläffige Diätenfat auf 

4 fl. 5 kr. (gleich 7 Mark) für einen vollen Tag 
und 
2 fl. 20 tr. (gleich) 4 Mark) für einen halben Tag 
feſtgeſetzt. 
Stuttgart, den 27. Oltober 1873. 
Mittnadt. 


Verfügung der Miniflerien der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern umd der Finanzen, betreffend 
die Gebühren der Zengen und Sadjverfländigen in Verwaltungsſtrafſſachen. 
Vom 16. Oktober 1873. 
Nachdem die K. Verordnung vom 4. Januar 1844, die Gebühren der Zeugen in 
gerichtlichen Straffachen betreffend (Meg. Blatt ©. 1), dur die K. Verordnung vom 
5. Juli d. J., betreffend die Gebühren der Zeugen und Sachverftändigen in gerichtlichen 
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Strafſachen, (Reg. Blatt S.283) außer Wirkung gefetst worden ift, werden mit Höchſter 
Genehmigung Seiner Königlichen Majeftät, unter Aufhebung der Verfügung der 
Minifterien des Innern und der Finanzen vom 27. April 1844 (Reg.Blatt ©. %43) 
die Berwaltungsftrafbehörden angewiejen, bei Berechnung der Gebühren von Zeugen und 
Sachverſtändigen die Vorfchriften der K. Verordnung vom 5. Juli d. 3. 8.1—11 umd 
13—19 in Berwaltungs- (Polizei-, Finanz. und Forft-) Strafſachen gleihmäßig in Ans 
wendung zu bringen mit der Beftimmung, daß die in $. 11 Abfak 3 der angeführten 
Verordnung bemerkte Entjcheidung den mit StrafgerichtSbarkeit betrauten Kollegialftellen 
zukommt. 

Auf die von den Oberämtern geführten Strafunterſuchungen findet auch der 8. 12 
der K. Verordnung vom 5. Juli d. J. mit der Maßgabe Anwendung, daß die Gebühren 
aus der Sportelkaſſe vorſchußweiſe auszubezahlen ſind. 


Stuttgart, den 16. Oktober 1873. 
Mittnacht. Sick. Renner. 


Bekanntmachung des Ainiſteriums des Innern, betreffend das Kangverhältwiß der Oberamlsärzte. 
Dom 22. Dftober 1873, 


Seine Königlide Majeftät haben vermöge Höchfter Entjchliegung vom 19. d. M. 
gnädigft zu verfügen geruht, daß die Oberamtsärzte von der achten auf die fiebente Stufe 
der Rang⸗Ordnung vorrüden follen, was andurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 


Stuttgart, den 22. Oftober 1873. 
Sid, 


M 
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‚ TE 38. 
NegierungsS- Blatt 


für das 
Königreich Württemberg. 


Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 11. November 1873. 
Inhalt. 


Gefeß, betreffend die Penfionsberehtigung der Alterögulagen für die Vorſtände und Hauptlehrer an Gelehrten», 
Neal» und Bürgerfchulen. Bom 4. Rovember 1873. — Belanntmahung fämmtlicher Minifterien, betreffend 
bie portopflichtige Correfpondenz zwifchen inländifhen und Kaiferlih und Königlich Defterreichifch « Uungarifchen 
Behörden. Bom 4, November 1873. — Verfügung bed Juftisminifteriums, betreffend bie Behandlung der 
portopflitigen Correſpondenz mit ben Behörden anderer deutſcher Bunbesjtaaten. Bom 31. Oktober 1873. — 
Belanntmadung der Minifterien deö Innern und des Kriegsweſens, betreffend Ergänzung ber Militär Erfag- 
Inftrultion vom 26. März 1868. Bom 25. Dftober 1373. — Verfügung des Steuer:Eollegiums, betreffend 
Die Umlage der Grund, Gefäll:, Gebäubes und Gewerbefteuer auf die erften 6 Monate bes Gtatöjahres 1973/74. 
Vom 1. November 1873. 








Geſeh, betreffend die Penfionsberechtigung der Alterszulagen für die Vorfände und Hanptlehrer an 
Gelehrten-, Real- uud Bürgerfhulen. Bom 4. November 1873. 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nah Anhörung Unferes Geheimen-Rathes und unter Zuftimmung Unferer ges 
treuen Stände, verorduen und verfügen Wir, wie folgt: 


Einziger Artikel. 


Die Alterszulagen, welche die VBorftände und Hauptlehrer an Gelehrten-, Neal» und 
Bürgerfchulen vom 1. Juli 1873 an etatsınäßig aus der Staatslaffe beziehen, find Hin» 
fichtlich des Anfpruchd auf Penfion und Sterbenachgehalt, ſowie Hinfichtlich der Verpflich- 
tung zu den Leiftungen für die betreffende Wittwen-Penſionskaſſe und für Stellvertreter 
und Hilfslehrer nach Art. 2 des Gefeges A vom 7. September 1849 und nad Urt, 17, 
Ab. 2 des Geſetzes A vom 6. Juli 1842 dem ordentlichen Gehalte gleichgeftellt, 
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Die Beftimmungen in Art. 8, Abf.2 und in Art.20, Abf. 2 des Gefches A vom 
6. Juli 1842 find Hinfichtlich der bezeichneten Alterszulagen abgeändert. 
Unfer Minifter des Kirchen und Schulweſens ift mit der Vollziehung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart, den 4. November 1873. 


Karl. 
Der Miniſter des Kirchen- und Schulweſens: 
Geßler. Auf Befehl des Königs, 
Der Kabinets-Chef: 
Gärttner. 


Bekanntmachung fänmtlicher Miniſterien, betreffend die portopflichtige Correſpoudenz zwiſchen inländiſchen 
und Kaiſerlich und Königlich Oeſterreichiſch-Ungariſchen Behörden. Vom 4. November 1873. 
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 27. September d. %., betreffend 

die portopflichtige Eorrefpondenz zwifchen Behörden verfchiedener deutſcher Bundesftaaten 

werden die ſämmtlichen Staats- und Gemeindebehörden angewiefen, die Beitimmungen 
diefer Bekanntmachung vom heutigen Tage an im Verkehr mit den Kaiferlih und Kö— 
niglich Oeſterreichiſch-Ungariſchen Behörden gleichfalld zur Anwendung zu bringen. 


Stuttgart, den 4. November 1873. 
Mittnadt.e Sid, Geßler. v. Sudow, Renner. 


Verfügung des Infiz-Miniferiums, betreffend die Behandlung der portopflichtigen Correfpondenz mit 
den Schörden anderer deutfcher Bundesfinaten. Vom 31. Dftober 1873. 
Unter Beziehung auf die Bekanntmachung vom 27. September d. 3. (Reg.Blatt 
S. 361) werden in Abjiht auf die Behandlung der durch den Verkehr zwifchen den 
Behörden des Yuftize Departement3 und den Behörden anderer deutſcher Bundesſtaaten 
entfichenden Portoauslagen folgende Vorſchriften ertheilt: 
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1) Portoauslagen für Nequifitionsfchreiben dieffeitiger Fuftizbehörden in den bei 
ihnen anhängigen Saden find wie bisher zu behandeln. Demnach find jolche 
Auslagen in Unterfuchungsfachen in das betreffende Unterſuchungskoſten-Verzeichniß 
aufzunehmen, Auslagen in Eivilfachen und in Sachen der nicht ftreitigen Ges 
richtsbarkeit von der Partei, welcher die endliche oder vorſchußweiſe Tragung der Koften 
obliegt, einzuziehen und, fall der Einzug ausnahmsweife nicht möglich fein follte, 
in die Kanzleikoftenverzeichniffe der höheren Gerichte, beziehungsweise in die Verzeich« 
niffe der Oberamtsgerichte über amtliche Portoauslagen (Reg. Blatt 1822 ©. 285) 
aufzunehmen. 


2) Portoauslagen für die Beantwortung von Nequifitionsfchreiben der Behörden an- 
derer Bundesstaaten eignen fi zur Aufnahme in die Canzleikoftenverzeichniffe 
der höheren Gerichte beziehungsweife die Verzeichniffe der Oberamtsgerichte über 
amtliche Portoauslagen. 

3) Portopflichtige Sendungen von Behörden anderer Bundesjtaaten find zuritdzu- 
weifen, wenn ſolche unfranfirt anlangen. 

Stuttgart, den 31. DOftober 1873. 
Mittnadt. 


Bekanntmachung der Miniferien des Innern und des Ariegswefens, betreffend Ergänzung der 
Militär-Erfah-Inftruktion vom 26. März 1868. Dom 25. Oftober 1873. 


Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 20. September I. J. (Negierungsblatt von 
1873, Seite 367 ff.) und die ähnlichen früheren Publikationen wird folgende Ergänzung 
der Militär-Erfaß-Fuftrultion vom 26. März 1868 zur Verkündigung gebracht. 


Stuttgart, den 25. Oftober 1873. 
Sid, v. Sudom. 
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Beftimmurgen, dic Unteroffizierfäulen betreffend. 


Berlin, den 9. Auguft 1873. 

1) Die Einftelung von Freimilligen in die Unteroffizier chulen zu Jülich und Ettlingen findet 
von jegt ab nicht mehr im Monat Oltober, fondern im Monat April — in ber Regel am 
1. April — ftatt. 

Bei ben Unteroffizier: Schulen zu Potsdam, Bieberih und Weißenfils verbleibt nad) wie 
vor ber Monat Dftober als Einftellungstermin.*) 

2) Eo lange in ben Unteroffizier-Schulen Zülih und Ettlingen noch im Dftober eingeftellte Füfis 
liere vorhanden find, werben aus dieſen Schulen nad den Herbftübungen und Ende März, 
bemnächft nur zu letzterem Termin Füfiliere der Armee überwiefen. 

Bis dahin, daß letzterer Fall eintritt, ift der Inſpekteur der Infanterie- Schulen berechtigt, 
Füfiliere ber Unteroffizier-Schulen bis zu 3'/, Jahr auf legteren zurüdzubehalten und dur Ver: 
fegung der beften, 2 Jahr gedienten Füfiliere der Unteroffizier- Schulen zu Potsdam, Bieberich 
und Meißenfels zu den Unteroffizier: Schulen Jülich und Ettlingen die bei legteren im Herbit 
entftehenden Manquements zu beden, um bie Verfegten demnächſt nach 2'/,jähriger Dienftzeit in 
ben Unteroffizier: Schulen, der Armee zu überweijen. 

3) Denjenigen Füfilieren, welche nach Vorftehendem erft nah 3", Jahren in bie Armee treten, ſoll 
aus ihrem */, jährigen längeren Berbleib in ben Unteroffizier: Schulen eine höhere Dienftver: 
pflichtung nicht erwachſen. 

4) Treten bei ben Unteroffizier- Schulen Jülich und Ettlingen nah dem 1. April Vakanzen ein, fo 
fönnen zur Dedung derſelben Freiwillige bis ullimo Juni eingeftellt werben. 

5) Behufs Nepartition der Ende März Ausſcheidenden auf die einzelnen Armee-Korps haben bie 
Königlichen General-Kommanbos außer ber gemäß pass. 3 der Verfügung vom 26. April 1872 
zum 15.. Juli aufzuftellenden Nahmeifung über den Stand ber Unteroffiziere nad Entlaffung der 
Referve, eine Nachweiſung der am 1. April des laufenden Jahres in den Infanterie Regimen: 
tern vorausfichtlih vorhandenen Unteroffizier-Manquements zum 15. Januar j. 98. an bie In— 
fpeftion der Infanterie-Schulen gelangen zu laſſen.“*) 

6) Den Jufanterie-Regimentern wird verſuchsweiſe die Berechtigung beigelegt, bei ihnen ſich mel: 
dende Freiwillige, die fie felbft wegen zeitigen Mangels an Vakanzen oder wegen noch nicht vor: 


*) Die Württembergifhen Angehörigen werben in Ettlingen reſp. Bieberich und nur wenn hier Fein Plaß ift, in 
einer der andern Anftalten aufgenommen. Bei ihrer Einftellung in bie Armee werben fie auf bie Mürttembergis 
hen Infanterieregimenter vertheilt. 

*) Die Einreihung der Nachweiſungen der Mürttembergifhen Truppen und das von ihnen bei der Anmeldung 
zus Aufnahme in eine Unteroffizierfhufe zu beobachtende Verfahren wird durd das Württembergiſche Kriegsminifteris 
um beſonders geregelt werben. 
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banbener körperlicher Dualififation nicht einftellen können und die mit bem Eintritt in eine Unter: 
offizier-Schule einverftanden find, der Inſpektion der Infanterie-Schulen zur Einftellung in bie 
Unteroffizier-Schulen anzumelden. 

Der Anmeldung find die im $. 137 ber Militär-Erſatz-Inſtruktion vom 26. März 1868 
erwähnten Papiere beizufügen. 

Neben dem vorftehenden Mobus der Kompletirung der Unteroffizier-Schulen bleibt berjenige 
buch die Landwehr-Bezirks-Kommandos unverändert beftehen.**) 

Die bei den Unteroffizier-Schulen auf Anmelbung ber Infanterie-Regimenter eingeftellten 
Freimilligen werben nad) vollenbeter Ausbildung ben betreffenden Truppentheilen außer der nad 
ber allgemeinen Repartition ihnen zuftehenden Quote zurüdüberwiefen werben, 

7) Die vorzüglihften Gefreiten der Unteroffizier-Schulen können von ber Inſpeklion der Ynfanteries 
Schulen '/, Jahr vor ihrem Webertritt in die Armee zu überzähligen Unteroffizieren beförbert 
werben. 

Kriegs: Minifterium. 


v. Ramele, 
No. 792,7. A. L. a. 


Verfügung des Stener-Collegiums, betreffend die Umlage der Grund-, Gefäll-, Gebände- und 
Gewerbe-Ztener anf die erften 6 Monate des Etatsjahres 187374. 
Vom 1. November 1873. 

Unter Hinweifung auf das Geſetz vom 29. Dftober 1873 (Meg. Blatt ©. 399), bes 
treffend die Forterhebung der Steuern bis zum 31. Dezember 1873, werden die K. 
Oberämter beauftragt, unverweilt die Umlage der Steuern aus Grund-Eigentyum, Ge- 
fällen, Gebäuden und Gewerben auf weitere 2 Monate einzuleiten und für den piünkt- 
lichen Einzug, fowie für die rechtzeitige Ablieferung der in der angehängten Repartition 
nımmehr auf 6 Monate berechneten Beträge, foweit Beides nicht ſchon auf Grund der 
dieffeitigen Verfügung vom 17. Juni 1873 (Reg. Blatt S. 261) gefchehen ift, Sorge 
zu tragen. 

Stuttgart, den 1. November 1873. 
| Valois. 
Genehmigt von dem K. Finanz-Miniſterium den 6. November 1873, 


Kenner. 
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Bertbeilung 


der 


direkten Staatsfleuer 


auf die Oberämter des Königreichs für die erften 6 Monate des 





Badnang - 
Befigheim . 
Böblingen . 


Bradenheim . 


Cannftatt . 
Eßlingen 
Heilbronn. 
Leonberg 


Ludwigsburg . 


Marbach 
Maulbronn 
Neckarſulm 


Stuttgart, Stadt 
Stuttgart, Amt. 


Baihingen 
Waiblingen 
Weinsberg 


1, Neckar⸗Kreis. 


Etatsjahre 1873—74. 





Haupt-Betrag 
Oberämter. — 
Jahresſteuer. 6 Monate, 






25,092 
28,937 


+ * * + . * * * * * 


56,589 28,294"); 
52,875 26,437 1, 
53,378 26,689 
60,906 30,453 
85,074 42,537 
72,223 36,111}, 
75,024 37,512 
66,936 33,468 
48,113 24,056}, 
67,925 33,962 "7, 
151,874 75,937 
54,111 27,055Y, 
51,146 25,573 
53,709 26,854"), 
. 47,425 23,712", 
-- 1,105,366 552,683 










DOberämter 


Balingen . -» ; 
Calw : 
Treudenftadt . 
Herrenberg . 

Horb 

Nagold . 
Neuenbürg . 
Nürtingen . 
Oberndorf . 
Reutlingen . 
Rottenburg . 
Rottweil 
Spaichingen 

Sulz 
Tuttlingen. » .» » 
Tübingen . » 
Uad . ... 


I, Jaxt-Kreis. 


DEE = 02 0 — 
Crailshein 
Ellwangen . 
Gaildorf. 
Gerabronn 


* *. * [2 * * * * * 
GEBR: - 70° a el ir ee 
Hall * — - [3 * * = * “ “ * 


Jahresſteuer. 


1. Schwarzwald-Kreis. 















Haupt- Betrag 
der 





auf 
6 Monate. 
fl 







26,125), 
0,8491], 
21,192, 
29,862 
22,809 
21,604, 





21,489, 
43,203 
24,859 
74,359 37,179, 
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Haupt-Detrag 





Dberämter. * auf 
Jahresſteuer. 6 Monate. 
— | 
EEADEREBERNER > le ee 67,513 33,706 ), 
BEE N 66,512 33,256 
DREIHENIDEEE =. 5 a ee 75,723 37,861}, 
Neretheinnnnn a a 51,741 25,870", 
PER a 2 ee 88,763 44,381 Y/, 
NHBBET 4008: 2 er 41,950 20,975 
RUE a re 35,883 17,941}, 
er | 824,687 412,343}, 
IV. Donaur- reis. 
Bid 2: 94,574 47,287 
Blaubeuren. ae 51,748 25,874 
RE Jr 80,595 40,297 Y, 
GREEN 5 "u a a ae 55,224 27,612 
Soeppinge.... 76,482 38,241 
BREI: u: 2 26 20 re a 61,695 30,847 Y, 
ERHEBEN. 3. 68,700 29,350 
Lutllih - oo 0 000er. . 65,104 32,552 
Minfuen » 2 0 en 48,839 24,419, 
Ravenbburg »- » 2 2 een 89,741 44,870 4, 
Riedlingen... 82,427 41,213 Y, 
ERHOB 3 EEE te 82,240 41,120 
6 67,811 28,905 "/, 
— \ 00 ee er 97,818 48,909 
Malle 2 0 0 a 00 ae een 78,204 39,102 
BWäange er 58,679 29,339 \/, 
* A 569,940". 


Zufammen —;- | 3,900,000 —1, — 


— rg dr dt dei © Solfeltetet 
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I 39. 
Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 











Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 18. November 1573. 
Inhalt. 

Bekanntmachumg des Juſtiz-Miniſteriums, betreffend den Abonnementspreis für das Regieruugsblatt und für das 
Reichsgeſetzblatt auf das Jahr 1874. Vom 12. November 1873. — Bekanntmachung der K. Kommiſſion für 
bie Erziehungshäuſer, betreffend die fünftige Vertheilung ber Opfergelder und ſonſtiger freiwilliger Beiträge 
unter die Staatswaifenhäuferr. Vom 5. November 1873. — Pelanntmahung der Vlinifterien bes Innern 


und des Kriegsweſens, betreffend die Ausftelung von Zeugniffen über die wiſſenſchaftliche Dualififation für 
den einjährig freiwilligen Militärbienft. Dom 3. November 1873. 

















Bekanntmachung des Iufiz-Minifterinms, betreffend den Abonnementspreis für das Regierungsblatt 
und für das Reichsgefeßblatt auf das Jar 1874. Vom 12. November 1873. 

Da der Abonnementspreis für den Jahrgang 1874 des Regierungsblattes auf 
1 fl. 30 Er. pr. Eremplar und de8 Reichögefetblattes auf 36 Pr. pr. Eremplar 
feftgefetst worden ift, jo wird ſolches hiemit befannt gemacht. 

Die Abonnementsgebühren für die durch die Poft zu verfendenden Eremplare 
diefer Blätter find wie- bisher von den Abonnenten an die betreffenden Poftftellen zu 
bezahlen und von dieſen bis zum 31. Dezember Laufenden Jahrs unter Beifhluß der 
Abonnentenverzeihniffe an die Fuftiz-Minifterialkaffe einzufenden. 

Die in Stuttgart wohnenden Abonnenten pränumeriren nad ihrer Wahl bei der 
Erpedition des Negierungsblattes, Grabenftraße Nro. 3, oder bei der Zeitungserpedition 
des biefigen Poftamts. 

Stuttgart, den 12. November 1873. 
Mittnadt. 
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Bekanntmachung der K. Kommiſſion für die Erziehungshänfer, betreffend die künftige Vertheilung der 
Opfergelder und fonftiger freiwilliger Beiträge unter die Staatswaifenhänfer. 
Dom 5. November 1873. 

Nachdem in Folge der Errichtung eines befonderen Waifenhaufes für evangelifche 
Mädchen in Markgröningen das hiefige Waiſenhaus ausschließlich für die evangelifchen 
Knaben und das zu Ochfenhaufen zur Aufnahme fämmtlicher Tatholifcher Waifen be— 
ftimmt worden ift, bedarf die in der früheren Verfügung vom 25. Yuni 1831 (Reg. Bl. 
©. 261) hinfichtlich der jährlichen Opfer- und anderer Kolleftengelder für die Waifen- 
häufer zu Stuttgart und Weingarten, jet Ochfenhaufen, getroffene Anordnung, wo— 
durch diefe Gaben zwifchen den genannten beiden Anftalten nad Maßgabe der Einwoh— 
nerzahl und nach den Bezirken, aus denen jede derfelben ihre Zöglinge vorzugsweife 
empfieng, ausgetheilt wurden, einer den veränderten Verhältniffen entfprechenden neuen 
Regelung. 

Seine Königliche Majeftät haben demgemäß durch Höchſte Entfchliefung vom 
21.0. Mts. zu genehmigen geruht, daß von nun an 

1) die Opfergaben aus ſämmtlichen evangelifchen Dekanaten de3 Landes an das Wai- 
fenhaus in Stuttgart, welches außerdem noch die für dasfelbe fpeciell beftimmten 
Gefchenfe zum Grundftod zc. einzunehmen hat, einzuliefern feien; 

2) von diefem an die Mädchenanftalt in Markgröningen, welche nur die für fie an- 
fallenden freiwilligen Beiträge zum Grundftod, zur Dispofition der Vorfteher und 
für den Sparhafen der Kinder unmittelbar zu beziehen hat, der dein Verhältnif 
der beiderfeit8 feftgefettten Normalzahl der aufzunehnienden Kinder ungefähr ent- 
fprechende Antheil an dem Dpfergeldsertrag, bis auf weitere in dem jährlich 
gleichbleibenden Betrag von 6500 fl. abgegeben werde, und daß 

3) das Waiſenhaus in Ochſenhauſen nur noch die in den Fatholifchen Bezirken des 
Landes erfammelten Opfer und andere freiwillige Gaben zu beziehen habe. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, und wollen hienach die Delanatämter 
dafür forgen, daß die in ihren Bezirken erfammelten Opfer und fonftigen Beiträge nach 
der vorbezeichneten Abjcheidung erſtmals auf Georgii 1874 an die betreffenden Waifen- 
hausverwaltungen abgeliefert werben. 


Stuttgart, den 5. November 1873, 
Gerot. 


413 


Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Ariegswefens, betreffend die Ausſtellung vor 
Bengnifen über die wiſſenſchaftliche Onalification für den einjährig freiwilligen Militärdienf, 
Vom 3. November 1873. 

Im Anflug an die diedbezüglichen DVeröffentlihungen im Regierungsblatt für 
da8 Königreich) Württemberg Nro. 27 pro 1872 und Nro. 18 und 31 pro 1875 wird 
auf Grund der im Centralblatt für das Deutjche Reich Nro. 38 pro 1873 erfolgten 
Publikation des Reich8-Ranzler-Amts vom 23. Sept. d.%. hiemit befannt gemacht, daß 
folgende Lehranftalten, — die Fortdauer ihrer den Anforderungen genügenden Einrich- 
tungen vorausgefetst — zur Ausftellung gültiger Zeugniffe für die wiſſenſchaftliche Quali 
fication zum einjährig freiwilligen Militärdienft berechtigt find: als Nealfchulen zweiter 
Ordnung die Realſchulen zu Biberach und Ludwigsburg und ald andere berechtigte Lehr⸗ 
anftalten im Sinne de8 $. 154, 4 der Militär-Erfat- Inftruftion die höhere Handel 
fchule zu Stuttgart. 

Bei der Ietsteren dürfen die Zeugniffe jedodh nur auf Grund der im Beifein eines 
RKegierungs-Kommiffärs reglementarifch abgehaltenen Entlafjungs- Prüfung ausgeftellt 
werden, 

Stuttgart, den 3. November 1873, 
Sid. v. Sudow. 


Die am 7. November 1873 zu Berlin ausgebene Nummer 29 des Reichsgeſetzbattes enthält: 
1) Declaration des Artifel 11 ber. zufäglichen Uebereinfunft vom 12. Dftober 1871 zu dem fries 
bensvertrage vom 10. Mai 1871 zwiſchen Deutfchland und Franfreih. Vom 8. Ditober 1873, 
2) Belanntmachung bes Reichskanzleramts, betreffend die Ernennung eines Bevollmädtigten zum 
Bunbesrath. Vom 3. November 1873. 
3) Belanntmahung des Neichsfanzleramts, betreffend die portopflichtige Korreſpondenz zwiſchen ben 
Behörben des deutichen Reichs und Defterreich-Ungarns. Vom 31. Dftober 1873. 


vr WAR wen 


Gedrudt bei © Haſſelbrink. 
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| Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 10. Dezember 1873. 








Inhalt. 
ir == des Yuftigminifteriums, betreffend die Gebühren für die Güterbuchsführung in der Stadtgemeinde Stuttgart, 
Bom 18. Rovember 1878. — Berfügung des Minifteriumd des Innern, betreffend die Umlage des Gebäude: 
brandſchadens für das Jahr 1874. Vom 20, November 1873. — Belanntmadhung der Minifterien des Innern 
und des Kriegsweſens, betreffend Ergänzungen und Abändberungen der Militärerfag- Inftruftion vom 26. März 
1868. Bom 15. Rovember 1873. 





Bergung ds Anſtizminiſteriums betreffend die Gebühren für die Güterbudjsführung in der Stadt- 
ii gemeinde Stuttgart, Vom 18. November 1873, 

Huf den Grund des $. 9 der K. Berordnung vom 17. Juni 1873, betreffend die 
Gebühren für die Giterbuchsführung ꝛc. (Neg.Blatt S. 245), hat man verfügt, daß 
für die Güterbuchsführung in der Stadtgemeinde Stuttgart an die Stelle des 8. 4 der 
gedachten Verordnung die folgende Beſtimmung zu treten habe: 

Die zu entrichtende Gebühr beträgt für eine Aenderung oder einen neuen Eintrag 
je 24 Kreuzer, von der künftigen Einführung der Reichswährung (Reichsgeſetz vom 
9. Juli 1873, Reichs⸗Geſ.Blatt S. 233) an je 70 Pfennige. 

Solches wird hiemit zu Nachachtung bekannt gemacht. 

Stuttgart, den 18. November 1873. 
Mittnadt, 
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Verfügung des Miniferiums des Innern, betreffend die Umlage des Gebändebrandfchadens für das 
Jahr 1874. Bom 20, Rovember 1873, 

Im Hinblid auf den gegenwärtigen Stand der Brandverfiherungs-Hauptlaffe und 
den muthmaßlichen Anfall von Brandfhäden im kommenden Jahre wird biemit nad 
Maßgabe des Geſetzes vom 14. März 1853, Art. 39 auf den Antrag de8 VBerwaltungs- 
rath8 der Gebäude-Brandverfiherungsanftalt die Umlage für das nächfte Kalenderjahr 
in der Weiſe beftimmt, daß bei den Gebäuden der dritten Klaffe, welche die Regel und 
die Grundlage für die Berechnung des Betrags in den höheren und niebereren Klaffen 
bildet (K. Verordnung vom 14. März 1853, 8. 12, e) der Beitrag von Einhundert 
Gulden Brandverfiherungs-Anfchlag 

vier Kreuzer 
zu betragen hat; wovon je die Hälfte fpäteftens bis 1. April und 1. Auguft 1874 an 
die Brandverfiherungs-Hauptkaffe einzuliefern ift. 
Stuttgart, den 20. November 1873, Sid. 


Bekanntmachung der Minifterien des Innern und des Ariegswelens, betreffend Ergänzungen und Ab- 
änderungen der Militärerfah-Inftruktion vom 26. März 1868. Vom 15. November 1873. 
Im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 25. v. M. (Reg.Blatt von 1873, Seite 

405 und folgende,) und die ähnlichen früheren Publikationen werden folgende Ergänzungen 

und Abänderungen der Militärerfaß-Inftruftion vom 26. März 1868 zur Verkündigung 

gebracht. 
Stuttgart, den 15. November 1873, Sid. v. Sudom. 


Betrifft die definitive Pandwehr:Bezirks-Eintheilung im Königreih Sachſen. 
Berlin, den 9. November 1868. 
Mit dem 1. Dftober d. J. ift die nachftehende Landwehr: Bezirks-Eintheilung im Königreich 
Sachſen definitiv in Kraft getreten. 
Dies wird hiermit unter Bezugnahme auf bie biesfeitige Verfügung vom 25. Dezember pr. — 
Armee-Berorbnungsblatt Nro 25*) — zur Kenntniß gebradt. 
Kriegsminifterium. Allgemeines TEUER 


v. Karczewski. Bronfart v. Schellenborff. 
No. 115/10. A. L a. 
* Betrifft die Publifation der Landwehr: Bezirfd-Eintheilung für ben Norddeutſchen Bund und bad Großherzog: 
thum Heffen, wie fie in ber Militärerfag-Inftruftion Aufnahme gefunden hat. 
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Landwehr = Bezirks - Einteilung 
des XII, (Königlich Sächſiſchen) Armee-Korps. 


BEN REN WG 
— Kr at. 
VRegiment. | Bataillon. | er j | Rn 


1, Infante⸗ J. een Re 1. (Freiberg). |Gerihts:Amt Freiberg. 
vie = Brigade giment Nr. 1 e ⸗ wei 8 ng 
Nr. 45, Sayda. 
Tharandt. 
"rag 
Itenberg 
1. —— ig 2. (Annaberg). ⸗ Lengfeld. 
giment Nr göbli. 






; Ce eniriebersborf. 
‚ MWoltenftein. 


2. —— 1. (Chemnitz). ⸗ Chemnitz. 
giment ⸗ Limbach. 


2. (Iſchopau). ⸗ Stollberg. 


ſchopa 
Sugutusurg 
Deberan. 


. Frankenberg. 
Referve-Landwehr- Bataillon ⸗ eg 
(Dresden). 


ſchen dem Linten Eib- und linken 
eißerigufer gelegenen Ortſcha 
bes Geriht3:Amtes Dresden. 


Gerihts:Amt Dippoldiswalbe, ſowie 
die zwiſchen dem lin ken Elb- und 
recht en WeißerigufergelegenenDrt- 
ſchaften des Bezirks-Amtes Dresden. 

Stadt Dresden. 

Serichu⸗Amt Schönfeld. 

Radeburg. 

⸗ Radeberg. 

⸗ Moritzburg, nebſt den 
auf dem rechten er gelegenen 
Ortſchaften des Gerichts » Amtes 
Dresden, 












Infanterie⸗ en Landwehr⸗· 
Brigade. 


Regiment. Bataillon. 


fante=|3, Landwehr-NRe| 1. (Pirna) Berigts- :Amt Stolpen. \ 
= — giment Nr. 102. Reuftadt. 
Nr. 4 Lebnitz. 
⸗ Schandau. 
⸗ Konigſtein. 
⸗ Gottleuba. 
⸗ Lauenſtein. 
⸗ Pirna. 
2. (Löbau.) ⸗ ittau. 
⸗ roß⸗Schönau. 





— — — — 






















Kreiſe ic. | Bundesftaat 













Königrei 
Sat er 


” 
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Ebersbach. 
Bernſtadt. 
Oſtritz. 
⸗ eher 
⸗ Weißenberg. 
⸗ Löbau. 
⸗ Herrnhut. 
4. Landwehr-Re- 1. (GBautzen.) 


Bautzen. 
giment Nr. 103, 


⸗ Veuſalza. 
Schirgiswalde. 
⸗ Königswarthe. 
Camenz. 
Konigsbrück. 

| =. Bilofswerba, 
⸗ Pulsnitz. 

Großenhain. 

Meißen. 

Rieſa. 

Noſſen. 

Lommatzſch. 


Bla 5, LandmwehreRe:] 1. (Plauen.) ⸗ Auerbach. 
ve, on giment Nr. 104, . ⸗ alkenſtein. 
chöneck. 
⸗ Klingenthal. 
Reichenbach. 
Lengenfeld. 
⸗ Treuen. 











2. (Meißen.) 
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Sanbmehr- 
Brigade. Aura, | Bataillon. 
2. (Schneeberg.) ‚Sericts-Amt Schneeber 

| — ei 


Schwarzenberg. 
— 


Kreife ꝛe. Bundesſtaat. 








Konigreich 
Sadjen. 





2, Sanbinrhr: Me: 
ie rg — giment Nr. 104. 











6. Landivehr-Her 1. ( widau.) | — 
giment Nr. 106. —— —— 
Werdau. 
Zwickau. 
Lößnih. 
—— 
ichtenſtein 
Glaudan. 


—— 











4. Snfante:|7, Landwehr⸗ Re⸗ 
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1. (Zeipzig.) 
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Landwehr-⸗Re-— 1. (Rohlik). B Penig. 
giment Nr. 107. ⸗ Burgſtadt. 
Mittweida. 
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Herabfegung ber Zahl der als einjährig Freiwillige anzuftellenden Pharmazenten. 
Berlin, den 1. Dftober 1873. 


In Folge Veränderung der Garnifonftärfe von Emden findet die Anftellung eines freiwilligen 
Pharmazeuten bei der Dispenfir-Anftalt des Garnifon-Lazareth3 zu Emden nicht mehr Statt. 
Dies wird mit dem Bemerken befannt gemacht, daß hiernach die Anlage 2 zu $. 173 der Mili- 
tair-Erfag-Jnftruftion vom 26. Maͤrz 1868 zu berichtigen ift. 
Kriegd-Minifterium; Allgemeines-Kriegs:Departement. 
I.8. J. V. 


v. Harkmann. v. Goßler. 
No. 8649. A. I. a; 


Landwehr:Bezirks-Eintheilung des XII. (Königlih Süchſiſchen) Armee-Korpe. 
| Berlin, ben 17. Dftober 1873, 
Laut Mittbeilung bes Königlih Sächſiſchen Kriegs: Minifteriums werben am 31. d. M. das zum 
Bezirk des Referve Lanbwehr-Bataillond (Dresden) No. 108 gehörige 
Gerichts: Amt Moritzburg, 
und das zum Bezirk bes 2. Bataillons (Annaberg) 1. Königlich Sächſiſchen Landwehr: Regiments 
No. 100 gehörige 


aufgelöft werben. ; 

Dies wird hiermit in Ergänzung ber Belanntmahungen vom 9. November 1868 und 27. Februar 
d. J. — Armee⸗Verordnungs⸗Blatt No. 27 pro 1868 und No. 6 pro 1873*) — zur Kenntniß 
gebracht. 


Gerihts: Amt Geyer 


Kriegs: Mintfterium; Allgemeines: Kriegd:Departement. 
J. 2. I. 8. 


| v. Hartmann. v. Goßler. 
No. 499. 10. 73. A. I. a. 


I 


Einjährig freiwilliger Militairbienft der Mediziner. 


In Folge der durch die Allerhöchſte Verorbnung vom 6. Februar 1873 über bie Organifation 
bes Saniläts-Korps getroffenen Anordnungen erhält der $. 172 der Militair-Erfag-Inftrultion vom 
26. März 1868 bie nachftehende Faſſung: 


*) Siehe oben und Regierungsbfatt Seite 203 pro 1873. 
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8. 172, 
Der einjährig freiwillige Dienſt der Mediziner, 


1) Zum einjährig freiwilligen Militairbienft berechtigte Mediziner können ihrer Militairbienftpflicht 
bei einem felbftgewählten Truppentheil entweder ganz mit der Waffe ober während ber erften 
ſechs Monate mit ber Waffe und nad Abfolvirung der Staatsprüfungen währenb ber übrigen 
ſechs Monate als Arzt genügen. 

2) Die allgemeinen Beitimmungen über bie Bewilligung von Ausftand zum Dienftantritt ($. 159) 
finden auf bie zum einjährig freiwilligen Militair-Dienft berechtigten Mediziner in vollem Uns 
fange Anwendung. Behufs Abfolvirung ber Promotionen und Staatsprüfungen darf feitens 
ber Erjag:Behörben britter Inſtanz ausnahmsweife eine Zurüdftellung bis zum vollendeten 27. 
Lebensjahre verfügt werben. 

3) Diejenigen Mediziner, welde ihrer aktiven Dienftpflicht theils mit ber Waffe theils als Arzt 
zu genügen wünfden, können bie fechsmonatliche Dienftzeit mit der Waffe in jedem Semefter 
ihres Stubiums abfolviren. Haben fie bei Ablauf biefer Zeit bie Approbation als Arzt noch 
nicht erlangt, jo bürfen fie auf ihren Antrag zur Reſerve entlaffen werben, mit ber Verpflich⸗ 
tung, die übrigen ſechs Monate ihrer aktiven Dienftpflicht nad Abfolvirung ber ————— 
als Arzt zu dienen. 

Behufs Erfüllung des Reſtes ihrer einjährigen Dienſtzeit wird * —— ———— 
über das 23. Lebensjahr hinaus ertheilt. 

4) Haben Mediziner während ber Dauer bes ihnen bewilligten Ausſtandes bie Staatöprüfungen 
nicht abjolvirt, oder das Stubium der Mebizin aufgegeben, fo leiften fie ihre aktive Dienftpflit 
beziehungsweife den Reſt berjelben mit ber Waffe ab. 

5) Bei der Einftellung zu fehsmonatlier Dienftzeit als einjährig freiwilliger Arzt ift bie unbe: 
dingt freie Wahl der Garnifon und des Truppentheils nicht geftattet, jeboch follen die Wünfche 
der Betreffenden in Beziehung auf bie Garnifon möglichſt berüdficgtigt und ihnen bie Kompe— 
tenzen der Unterärzte zugebilligt werden, wenn fie außerhalb der Garniſon ihrer Wahl in va- 
fanten Stellen verwanbt werben. 

6) Bei eintretendber Mobilmachung finden alle dazu qualifizirten, bienftpflicgtigen Mebiziner, gleich 
viel in welcher Weife fie etwa ihrer aktiven Dienftpflicht genügt haben, nad; Maßgabe bes Be- 
darfs im Sanitätsbienft Verwendung. 


Berlin, den 21. Dftober 1873. 
Der Reichs⸗Kanzler. Der Kriegs:Minifter. 


Im Auftrage: In Bertretung: 
Ed. v. Kameke. 
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Berlin, den 28. Oktober 1873. 
Borftehendes wird mit Bezug auf die Publikationen in ben Nummern 11 und 12 bes biesjäh- 
* Armee-Verorbnungs-Blatts*) zur Kenntniß gebracht. 
Kriegs⸗Miniſterium. 
v. Kameke. 
No. 666/10. 73. A. l. a 


s *) Erftere betrifit die Einführung ber Berorbnung Über die Organifation des Sanitätscorps, lehtere fiehe 
Regierungsbiatt Seite 862 - 1873. 


— 28. November 1878 zu Berlin ausgegebene Nummer 30 des Reichsgeſetzblattes enthält: 


Belkanntmachung des Reichslanzleramts, betreffend Vorſchriften über bie — und die 
URN ber — Vom 18. November 1873, 


* 4 4 





— 


Gedruckt bei G. Haſſelbrink. 
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41. 
Negierungs- Blatt 


Königreich Württemberg. 








Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 15. Dezember 1873. i 


Inhalt. 
Königliche Berorbnung, betreffend die Gebühren der Gemeindebiener, Vom 14. Dezember 1873. 





Königliche Verordnung, betreffend die Gebühren der Gemeindediener. Vom 14. Dezember 1873. 


Karl , von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nachdem durch Unfere Verordnung vom 8, Dezember 1872 (Reg.-Blatt ©. 389) 
die Taggelver, Diäten und Reifeloften der Gemeindediener den jetzigen Werthöverhält- 
nifjen entfprechend neu geregelt worden find, haben Wir für angemefjen erachtet, auch 
die Vorfchriften über die Gebühren diefer Diener einer Revifton zu unterziehen, Dem- 
gemäß verordnen und verfügen Wir, nad Anhörung Unſeres Geheimen-Raths, wie 
folgt: 

Abfchnitt 1. 
Gebühren der Gemeinderath8- Eollegien. 
8.1. 

An den Gebühren, zu deren Bezug die Gemeinderath8-Collegien berechtigt find, 
nehmen der DrtSvorfteher, der Rathsfchreiber und ſämmtliche Mitglieder de8 Gemeinde 
raths der Regel nad gleichen Theil. 

Iſt der Schultheiß oder ein Gemeinderath zugleich Rathsſchreiber, jo erhält derjelbe 
einen doppelten Antheil an jenen Gebühren. 

Dem Rathsjchreiber, welcher das Pfandwefen beforgt, und dem Pfandhilfsbeamten 
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als ftimmberecdhtigten Mitglied und als Vertreter des Rathsſchreibers (Gefeg vom 
30. Yuli 1845, NReg.Blatt S. 257) kommt gleichfall® ein doppelter Antheil an den 
Gebühren de8 Gemeinderath8-Eollegiums in Pfandfachen zu. 

Werden in einer Gemeinde mehrere Rathsfchreiber für die Vorbereitung und Aus- 
fertigung der gemeinderäthlichen Erkenntniffe über Verträge ($. 3a) verwendet, jo kommt 
jedem derjelben an den Gebühren de8 Gemeinderaths-Eollegiums für jene Collegialbe- 
fchlüffe der gleiche Antheil, wie einem Mitgliede des Gemeinderaths-Eollegiums zu. 

Amtsverwefer haben die gleichen Gebühren, wie die wirklich angeftellten Diener 
anzuſprechen. 

8. 2. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (Eivil-Proz.-Orbn. Art. 17, 23, 877 ff.) 
darf für die Gemeinderaths-Eollegien bei Urtheilen eine Gebühr von 1fl. 10 fr. 
(2 Mark), wofern aber die Sadhe in mehr als einer Sitzung verhandelt worden ift, 
eine Gebühr von 1 fl. 45 fr. (3 Mark) angefetst werden. Eine Gebühr von 35 kr. 
(1 Mark) kann angefett werden, wenn die Sache in der Verhandlung oder nad) einer 
folchen durch Verzicht, Vergleich oder Anerfenntnif erledigt wird. 

Wenn auf Grund des Art. 877 der Eivil-Prozegordnung für die Ausübung der 
dem Ortsvorfteher bezüglich der ftreitigen Rechtspflege obliegenden AUmtsverrichtungen 
ein Gemeindebeamter beftellt ift, fo hat derfelbe, vorbehältlich befonderer Vereinbarung 
(8. 26), an Stelle de8 Ortsvorftehers defjen Gebührenantheil zu beziehen. 

Iſt zum Behuf der Entfcheidung die Abfendung einer Deputation des Gemeinde- 
raths erforderlich geweien, jo erhalten die hiemit bemühten Gemeinderath3-Mitglieder 
außer dem Antheil an jenen Gebühren noch die feftgefetsten Taggelder. 

Ein Anja findet nicht ftatt, wenn und foweit die Prozefkoften einer armen Partei 
zur Laft fallen. 

Borftehende Beftimmungen finden aud Anwendung auf Streitigkeiten, welche nach 
8. 108 der deutfchen Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (Heg.Blatt 1871 Nr. 30 
Beil, ©. 1) durd) die Gemeindebehörde zu entfcheiden find. 

5. 3. 
In Sachen der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit wird 
a) bei allen Verträgen, welche gefelich da8 Erfenntniß der Gemeinderath3-Col- 
legien erfordern, ein nad dem Werthe des Vertrags⸗Objelt zu berechnendes Erlenn⸗ 
geld entrichtet. 
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Das Erkenngeld beträgt: 
bei einem Werthe von 105 fl. (180 Mark) oder weniger acht und zwanzig 
Kreuzer (80 Pfennige), von jedem weiteren 105 fl. (180 Mark) bis zu dem Be 
trage von 42,000 fl. (72,000 Mark) vierzehn Kreuzer (40 Pfennige), von jedem 
diefen Betrag überfteigenden 105 fl. (180 Marf) bis zu dem Betrage von 63,000 fl. 
(108,000 Mark) fieben Kreuzer (20 Pfennig), Bon einem diefe Summe über- 
fteigenden Betrage ift feine weitere Gebühr zu entrichten. 

Bei der Berechnung ded Werth des Vertragsobjects, wobei ein ungerader 
Betrag über die letzten 105 fl. (180 Mark) immer für voll zu rechnen, ift zunächſt 
der von den Betheiligten beftimmte Preis zu Grund zu legen. ft ein folcher 
nicht beftimmt worden, fo tritt zum Behufe des Anſatzes des Erkenngeldes Schätzung 
durch den Gemeinderath ein. 

Wird mit liegenden Gütern zugleich auch Fahrniß verkauft, fo ift bei dem 
Erkenngeld der Werth der Letzteren nur jo weit in Berechnung zu nehmen, als die 
Fahrniß Zugehörde der verkauften Liegenfchaft ift, 

b) Betreffend die legten Willend-VBerordnungen (Teftamente und Codicille), To 
ift bei Eröffnung derjelben durch die Gemeinderäthe ober Waijengerichte, neben 
der für die Staatskaffe einzuziehenden Sportel, die Belohnung der beizuziehenden 
Gemeinderathsglieder von den Betheiligten zu übernehmen (vergl. Juſtiz⸗Miniſt.⸗ 
Erlaf vom 23. Februar 1829 8. 6. Erg.-Bd. zum Reg.Blatt ©. 94). 

Für die Errichtung gerichtlicher Teftamente oder Eodicille aber darf nad) 
der Dauer der Bemühung 1 fl. 10 fx. bis 4 fl. 40 fr. (2 Mark bis 8 Mark) 
angerechnet werben. 

Bei folden Teftamenten und Eodicillen, zu deren Errichtung vier Gemeinde- 
räthe und der Rathsſchreiber in eine Privatwohnung fi zu begeben haben, 
diirfen diefe nach der Dauer des Geſchäfts das feitgefetste Taggeld noch befonders 
in Anrechnung bringen, 

Teftiren mehrere Perfonen zugleich in Einer letzten Willens erorbnumg, jo 
ift gleichwohl nur Ein Gebührenanfat begründet. 

8. 4, 
In Unterpfandsfachen finden für die Gemeinderaths-Eollegien (vgl. Pfandge- 
geſetz Art. 143, 174, 217, 250, Hauptinfteuftion $. 2 ff. 14, 215) nachſtehende Ge- 
bühren ftatt: 
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a) für den Beſchluß der Ausfertigung eines Informativpfandfcheins (Unterpfandzettels), 
die Hälfte der Gebühr von Pfandbeftellungen (lit. b); 

b) für eine vollzogene Unterpfandsbeftellung, nad; dem Betrag der wirklich verficherten 
Schuld, ohne Nückicht auf das Maaß der Sicherheitsleiftung, von 105 fl. 
(180 Mark) oder weniger . . . + 85 kr. (1 Mark), 
von jeden weiteren 105 fl. (180 Marh 17 Y, tr. (50 Bi) 

Diefe Gebühren finden auch bei Surrogirung von Unterpfändern, Beftellung 
von Hilfepfändern und bei Unterpfandsbeftellungen für Auswärtige in der Art 
ftatt, daß nad; Verhältniß der dadurch verficherten Schuld, jedod in feinem Falle 
unter 35 fr. (1 Mark), da8 Erkenngeld zu berechnen ift. 

Werden für Eine Schuld Güter auf der Markung des Wohnorts des Schuld- 
ners und auf fremden Markungen verpfändet, fo findet nur einfach für die ver- 
fiherte Schuld das Erkenngeld nad vorftehendem Mafftabe ftatt. In diefe Ge- 
bühr haben ſich die Unterpfandsbehörde des MWohnortd und die Behörden der ge 
legenen Sadjen nad; Verhältnif des Schätungswerth8 der Unterpfänder zu theilen. 
Doc, beträgt die Gebühr * jede der betheiligten Unterpfandsbehörden mindeſtens 
35 kr. (1 Mark). 

Werden keine Güter in dem Wohnorte des Schuldners verpfändet, ſo hat 
der Gemeinderath des Wohnorts wegen der die ganze Pfandſchuld umfaſſenden 
Verſchreibung (Pfandgeſetz Art. 140) 35 kr. (1 Mark) anzurechnen. 

Ergibt ſich nach angeftellter Unterfuhung über die Verhältniffe eines Grund- 
befiter8, welcher ein Darlehen aufnehmen will, daß die von ihm nachgefuchte Pfand- 
beftellung nicht zuläffig fei, jo tritt die für einen Beſchluß über Ausfertigung eines 
Informativpfandfcheines (oben zu a) beftimmte Gebühr ein. 

c) Für den Eolfegialbefhluß wegen Eintragung eined allgemeinen oder befonderen 
Pfandrechtstitels, fowie wegen Vormerkung eines Pfandrechts, oder wegen Ein- 
tragung von fonftigen Bemerkungen und Vormerkungen, von Verwahrungen und Ein- 
reden (vgl. 3. B. Pfandgefe Art. 19, 31, 74, 75, 107, 110, 111, Haupinftrucs 
tion 88. 97, 126, 213, 229, 231) ohne Rückſicht auf die Größe des Gegenftandes, 

je 35 fr. (1 Marf.) 

d) Für den Eollegialbefhluß wegen Eintragung eines Eigenthums- oder Pfandrechts- 
Vorbehalts auf einer verfauften Sache zur Sicherftellung des Kaufpreifes, je nach 
dem Betrag der, ficher zu ftellenden Summe, und zwar, wenn diefe nicht über 
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525 fl. (900 Mark) fich beläuft, 35 fr. (1 Mark), bei Beträgen von mehr als 
525 fl. (900 Mark) und nicht über 2100 fl. (3600 Marf) 1 fl. 45 kr. (3 Marf), 
bei Beträgen über 2100 fl. (8600 Mal) . . . . .. 3 fl. 30. (6 Mark). 
e) Für die Verfügung über die Bezahlung des Kaufpreife aus einem verpfändeten 
Gute behufs der Löſchung, nach dem Betrage des zu Bezahlung der Pfand» und 
etwaiger weiterer angemeldeter Schulden erforderlichen Theil des Erlöjes, von 
105 fl. (180 Mark) oder weniger 35 fr. (1 Marf), von je weiteren 105 fl. 
(180 Mat) . . . . . 17%, kr. (50 Pf.) 
Zrifft mit dem Exfenntniffe des Gemeinderaths Collehiums über einen Liegen⸗ 
ſchaftsverklauf eine Verſügung über die Bezahlung des Kaufpreiſes an Pfand⸗ und 
andere Gläubiger zufammen, fo wird neben dem Erfenngeld ($. 3 a. der Verord⸗ 
nung) eine nad) dem Betrage des zu Bezahlung der Schulden erforderlichen Theils 
des Erlöſes zu berechnende Verfügungsgebühr, und zwar 


von 105 fl. (180 Mark) oder weniger ee en ae A (O M. 
von je weiteren 105 fl. (180 Mat) . 2 2 2 2 22.0.7 (20 Pf) 
angejett. 


Erreicht nach vorftehender Beftimmung die Gebühr in dem einzelnen Falle 
nicht die Höhe von 28 fr. (80 Pf.), jo darf diefer Betrag jedenfalls angefett 
werben. 

f) Für die Löſchung von Pfandbeftellungen, Pfandrechts⸗ und Eigenthumsvorbehalten 
(lit b. d) nad) Maßgabe der getilgten Summe 


von den erften 105 fl. (180 Marf) . —F .. 17% %. (50 Bf.) 
von je weiteren 105 fl. (180 Marf) bis zum Betrag von 10,500 fl. (18,000 Marf) 

7 te. (20 Pf.) 
von je weiteren 105 fl. (180 Marl) . . . . . 8% %. (10 Bf.) 


Die Gebühr für die Pöfchung von Pfandrechts⸗ und ————— 
darf 3 fl. 30 kr. (6 Marh) nicht überſteigen. 

Tritt Löſchung ein, ohne daß an der — Schuld etwas geülgt wird, 
fo iſt eine Gebühr von . . . ... 17% kr. (60 Pf.) 
begründet; diefelbe Gebühr greift bei * voſchung von Pfandrechtstiteln, Vormer⸗ 
kungen, Berwahrungen, Einreden Platz. 

Die Uebernahme der Löſchungsgebühren bei Pfandbeſtellungen, Pfandrechts⸗ 
und Eigenthumsvorbehalten auf die Gemeindekaſſe findet nicht mehr ſtatt. 
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g) Für den Beſchluß wegen Verſchlechterung oder Verringerung eines Unterpfands 
(Geſetz vom 13, November 1855, betreffend einige Abänderungen des Erecutiond- 
geſches und Pfandgeſetzes Art. 33, Reg.Blatt Seite 289) findet eine Anrechnung von 

35 Fr. (1 Mark) ftatt. 

h) Für die nach Art. 250 des Pfandgeſetzes und 8. 215 der Haupt-Inftruftion aus- 
zuftellende Beurkundung über die aefhehen: Vormerkung der Fauftpfandbeitellung 
im Unterpfandsbuh . . . 0 0. 17% ke. (60 Bf) 
In den Fällen diefes $., in — das Maaß * Gebühren ſich nach dem Werth 

des Gegenſtandes richtet, ſind — Beträge über 105 fl. (180 Mark) ſtets für voll 
zu rechnen. 
8.5. 

Wenn die Gemeinderäthe über (nicht exemte) Güter erkennen, die mit einem 
Complere eremter Güter verbunden find, über welchen bem betreffenden Kreisgerichts- 
hofe das Erfenntniß zulommt; fo wird das Erkenngeld von dem auf die erfteren fallen 
den Betrage der zu verfichernden Schuld vom Gemeinderathe angejeßt und bezogen, 
welchem zu diefem Ende jener Betrag von dem Kreißgerichtshofe bekannt zu machen ift. 

Dagegen erhält der Gemeinderath für die bloße Einziehung von Notizen zum Zwede 
des Erkenntniſſes der höheren Behörde keine Belohnung, vorbehältlich jedoch der für be- 
fondere Verrichtungen, die hiebei nothwendig werden, wie 3. B. Werthsſchätzungen ꝛc. 
den damit benühten Perjonen gebührenden Taggelder. 

8. 6. 

In Pfandfaden, wie bei der Erkennung über Verträge ($. 3 a.) findet der Ge 
bührenbezug auch dann ftatt, wenn das betreffende Gejchäft die Gemeinde felbft angeht. 
8.7. 

Für außergerichtliche Schuldenverweifungen haben die Gemeinderaths-Eol- 
legien eine Gebühr nach dem Betrage des zur Zeit der Verweifung vorhandenen Vermögens, 
und zwar: 

von 105 fl. (180 Mark) oder weniger . . . 020. BB (1 Marl) 

von je weiteren angefangenen 105 fl. (180 Matt) . . . 17%, te. (50 Pfennige) 
zu erheben. 

8. 8. 

Bon Depofiten ift 

a) von Urkunden, einjchließlich der Schuloverfchreibungen, welche nicht auf jeden Inhaber 
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(au porteur) lauten, von jeder derfelben, jedoch ohne Rückſicht auf etwaige Bei 

lagen, eine Gebühr von jährlichen 7 Fr. (20 Pfennige), 

b) von Geld und Gelveswerth einfchliehlich der Papiere au porteur eine jährliche Ge 
bühr je von 105 fl. (180 Mark) 17", fr. (50 Pfennige) zu entrichten. 

Bei Berechnung der Depofitalgebühr wird ein kürzerer Zeitraum als ein volles 
Yahr einem foldhen und ein Betrag von weniger als 105 fl. (180 Mark) gleich vollen 
105 fl. (180 Marf) gerechnet. 

Für die Zurückgabe der Depofiten ift eine Gebühr nicht zu entrichten. 

Die Depofitalgebühren find, ſoweit nicht der Gemeinderath mit Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde eine andere Beftimmung trifft, zwijchen dem Gemeinderaths-Eollegium und 
dem Depofitar (vergl. 8. 12) gleich zu theilen. 


8.9, 
Im Fade der Berwaltung fteht den Gemeinderaths-Collegien in folgenden 
Fällen die Erhebung von Gebühren zu: 
a) von jedem aufgenommenen Bürger > Urt. 32 des era dom 
4, Dezember 1833 höchftens ee rn 5 
b) bei dem Erkenntniſſe über den Anfchlag von —— Bermögen zum Behuf der 
Berficherung gegen Feuersgefahr, und zwar bei einem PVerficherunganichlag von — 


525 fl. (00 Mark) und darunter — . . . . 104, ke. (80 Pf.) 
bei einem Anfchlag von mehr als 525 fl. (900 Matt) bis 1050 fl. (1800 Mar) 
14 fr. (40 Pf.) 


und fodanır je von weiteren 105 fl. (180 Mark) und darimter . 1%, kr. (5 Pf.) 

jedoch in der Art, daß diefe Gebühr den Betrag von 1 fl. 45 fr. (3 Marf) nicht 

überfteigen darf. 

Iſt über die Erneuerung einer Berfiherung (Art. 9. Abſ. 2. des Geſetzes 
vom 19. Mai 1852 Reg.Blatt S. 127) zu erkennen, fo ift bis zum Betrag der bis- 
herigen Berfiherungsfummen nur die Hälfte der eben erwähnten Erfenntnißgebühr und 
neben diefer im Fall der Erhöhung der Gefammtverficherungsfumme die volle Gebühr 
aus dem erhöhten Betrag zu entrichten. 

Wenn vor Ablauf von 10 Jahren über eine vom Berficherten beantragte Verän- 
derung der Verfiherung zu erkennen ift, fo ift, wenn eine Verminderung verlangt wird, 
oder wertn in einzelnen Rubrilen eine Aenderung eintritt, die Hauptfumme der Ber- 
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ſicherung aber fich gleich bleibt, eine Erkenntnißgebühr nicht zu entrichten, im Falle einer 
Erhöhung aber nur in Beziehung auf den erhöhten Betrag. 


Abfchnitt II. 
Gebühren der Ortsvorfteher. 


8. 10, 

Im Face der Rechtspflege gebührt den Ortsvorftehern: 

1) Für friedensrihterlihe Verhandlungen, welche nicht vor dem Ortsge— 
richt vorgenommen werden (Eiv.-Pr.-D. Art. 308), wenn fie von Erfolg find, eine Ge 
EN ... 35 k. (1 Marl) 
von jeder Partei. Werden zu jenen Berfonkiuugen — Gemeinderathsmitglieder 
beigezogen, ſo nehmen ſie mit dem Ortsvorſteher gleichen Theil an jener Gebühr. 
(vergl. 8. 1.) 

2) In Unterpfandsfahen haben die Ortsvorfteher als Vorftände der Unter 
pfandöbehörden für die ihrer alleinigen Beſchlußnahme überlaffenen Gegenftände (Pfand- 
Gefe Art. 144, Haupt-Inftruftion $.15 — 17, 214) an Gebühren anzuſprechen: 

a) für den Beſchluß der Mebertragung eines Unterpfands auf einen neuen Beſitzer im 
Folge einer Vererbung oder Veräußerung . » » - . . . 17% ke. (60 Pf.) 

b) für den Beſchluß der Uebertragung einer durch Unterpfänder verficherten Forderung 
auf einen Andern, eigenthümlich (durch Ceffion) oder fanftpfandweife 

17", te. (60 Pf.) 

c) für den Beſchluß der Eintragung von Rechten, Verwahrungen und Einreden, ſowie 
der Löſchung von Vormerkungen, Verwahrungen und Einreden 17, Er. (50 Pf.) 

d) für den Beichluß der Eintragung einer fpeciellen Kauffchillingsverweifung, wenn 
der Ortsvorſteher nicht zugleich Rathsſchreiber ift, für jeden Eintrag de8 Namens 
eines Gläubigers bei jedem einzelnen verkauften Gut . - . . 37, k. (10 Pf.) 
3) Für fonftige Berrihtungen und zwar: 

a) für die Fertigung und Beglaubigung von Schuld- und Bürgfcheinen, ohne Unter- 
ſcheidung der Zahl der betheiligten — wenn die Schuldſumme 105 fl. 
(180 Mark) oder weniger beträgt . . . .:. 0.0. 8 (1 Marl) 
wenn diefelbe über 105 fl. (180 Mark) beträgt ... 1fL. 10. (2 Mar). 

b) für nachgefuchte Interceffionsfchreiben in Privatangelegenheiten 

17", — 35 fr. (50 Pf. bis 1 Mark). 
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e) für beglaubigte Auszüge und Abfchriften ans amtlichen Alten, welche Privat- 
interefjen betreffen, und wegen diefer gefertigt werden . » . . 7. (20 Pf.) 
für jedes Blatt, Ein nicht volles Blatt gilt als voll, 

Auszüge und Abjchriften dürfen nicht ungebührlich ausgedehnt werden, es 
müſſen auf eine Seite mindeftens 20 Zeilen, auf eine Zeile mindeftens 12 Silben 
zu ftehen kommen. 

Die Befugniß der Ortsvorfteher zur Fertigung und Beglaubigung von Ab- 
ſchriften und Auszügen beſchränkt fich auf folche Akten, welche fi in ihrer Amts- 
regiftratur befinden. 

d) Für Beglaubigung von Urkunden oder Unterſchriften, vorbehältfich der Beftimmung 
der 88. 33 und 35 je letzter Abſatz der Minifterial-Verfügung vom 31. Oktober 
1865, betreffend die Führung des Handelsregifters (Reg. Blatt S. 448) je 

7 kr. (20 Pf.) 

e) Für die Thätigkeit des Ortsvorſtehers bei Gutsverfäufen auf den Grund der Art. 4 
und 7 des Geſetzes vom 23. Juni 1853, betreffend die Vefeitigung der bei Liegen» 
Schaftsveräußerungen vorfommenden Mifbräuche, Neg.Blatt S. 243, 

das regulativmäßige Taggeld. 
Arme Parteien find in den Fällen b bis d befreit. 
8. 11. 
Im Verwaltungsfache ift 

a) fiir nachgefuchte Interceffionsjchreiben in Angelegenheiten von Privaten eine Ge- 
bühr von . — ee 17"), bis 35 fr. (50 Pf. bis 1 Mark) 
zuläffig. Sodann darf 

b) fir die Deglaubigung von Urkunden oder Unterfchriften je. . . 7 Er. (20 Pf.) 
und 

c) für die Fertigung und Beglaubigung von Auszügen und Abfchriften von fchult- 
heißenamtlichen Akten, infofern fie nicht für die Gemeinde und die örtlichen Stif- 
tungen, oder auch in Privatangelegenheiten von den der Gemeinde vorgefettten Be— 
hörden verlangt werden, die fir gleiche Gefchäfte im Fache der Nechtspflege ($. 10. 
3. 0.) bejtimmte Gebühr unter den dort näher angegebenen Beitimmungen ange 
rechnet werden, 

Arme find bei a. b. und e. von Bezahlung einer Gebühr frei. Ebenfo haben 
eine ſolche auch Militärperfonen und deren Hinterbliebene für die erforderliche Bes 
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urkundung der Quittungen für Penfionen und Landinvalidengehalte, fowie für 
ftändige Beihilfen, Gratialien und Unterftütungen (vgl. Bekanntmachung des K. 
Kriegsminifteriums vom 21. Februar 1873, Reg.Blatt S. 46) nicht zu entrichten. 
Ferner darf in Anrechnung gebracht werden 

d) für den Einzug der nad) der Minifterialverfügung vom 27. Auguft 1846 betreffend 
die Sportelverzeichniffe der Schultheifenämter (Reg.Blatt Seite 409.) von den 
Drtsvorftehern zu erhebenden Sporteln gemäß Ziffer 3 diefer Verfügung 10%, 
der bei ihnen eingegangenen Sporteln ; 

e) für die Ausstellung der nad) 88. 43, 55 und 58 der deutfchen Gewerbeorbnung 
vom 21. Juni 1869 erforderlichen Legitimationsjcheine der Ortsbehörden einfchieh- 
lich der Auslagen für die Formulare . . . erste RO PD 

f) für eine von dem Käufer eined Stücks Vieh — obrigkeitliche Urkunde 
über den abgeſchloſſenen Kaufvertrag mit oder ohne Geſundheitszeugniß: 
bei kleinem Vieh, Kälbern, Ziegen, — ꝛ. 7 fr. (M Pf.) 
bei großem Vieh. .. 0... +14 (40 BE) 
für ein einfaches Gefundheitszengniß, . —F ee 4.0 09 

g) für die Ausftellung einer Wanderurfunde fur eine 1 Eänflerrte . 14 fr. (40 Pf.) 


Abſchnitt Il, 
— einzelner Gemeinderathsmitglieder. 
8. 12. 

Im Face der Rechtspflege erhalten außer dem in $.10 3.1 beftimmten Fall 
einzelne Gemeinderathsmitglieder nachſtehende Gebühren: 

1) Für die Verwahrung von Depofiten hat dasjenige Mitglied der Gemeinde- 
räthe, welchem diejelbe übertragen wird, joweit nicht nad) $. 8 Anderes beftimmt wird, 
die Hälfte der daſelbſt feſtgeſetzten Depofitalgebühr zu beziehen. 

Daneben ift bei Fahrnißſtücken der Miethzins für das zur Aufbewahrung etwa er- 
forderliche Yocal beſonders zu bezahlen. 

2) Für die Thätigkeit bei Gutsverkäufen auf Grumd der Art. 4 und 7 des 
Gejetzes vom 23. Juni 1853 (oben 8. 10 Ziff. 3 lit. e) das regulativmäßige Taggeld. 

3) Für die Erhebung von Anfchen im Auftrag der Pfandbehörde das regulativmäßige 
Taggeld. 
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8. 13. 

Beidem Verkauf von Erelutionsgegenftänden gebührt den damit 
beauftragten Gemeinderathsmitgliedern für das Anwohnen bei der Berfaufsverhandlung 
das regulativmäßige Taggeld. Eine Theilnahme an dem Weinfauf findet nicht ftatt. 

Diefe Beftimmung findet auch dann Anwendung, wenn ein Verkauf ohne Schuld der 
Beauftragten nicht vollzogen werden Tann und diefe in ihrem Auftrage thätig geweſen 
find, indbefondere, wenn an dem zum Verkaufe beftimmten Tage ein Kaufsliebhaber 
nicht erfcheint, oder der Schuldner noch Furz vor dem Einfchreiten des Gemeinderaths 
bezahlt, oder wenn ein Gemeinderath auf den Grund des Art. 14 des Geſetzes vom 13. No- 
vember 1855 betreffend einige Aenderungen des Erefntionsgejetses und des Pfandgeſetzes mit 
der Beſchlagnahme von Forderungen oder mit der Wegnahme baaren Geldes beauftragt wird. 

Außerdem Haben diefelben für den Einzug, die Ausbezahlung und die Verrechnung 
der Erlöfe, einfchließlich aller fonft etwa damit verbundenen Bemühungen, eine Gebühr 
von 1", %, des Betrages vom Fahrnigerlöfe und von 
3/,%, des Betrags an Liegenjchaftserlöjen anzufprechen. 

Die Einzugsgebühr fommt nur einmal zum Anſatz, auch wenn mehrere Gemeinde 
rathsmitglieder mit dem Gejchäft bemüht waren. Bei Fahrnißſtücken ift für das zu 
deren Aufbewahrung etwa erforderliche Lokal der Miethzins befonders zu bezahlen. 

8. 14. 

Die Belohnung eines zur Verwaltung einer Erecutions- oder Gant- 
maffe aufgeftellten Gemeinderathsmitglieds ift durch eine feiner Bemühung 
entfprechende Averſalſumme, beziehungsweife von der Erefutionsbehörde oder dem Gant- 
gerichte unter Berücfichtigung der revidirten Vorfchriften für Pfleger 8. 38 (Neg.Blatt 
1843 ©. 424) jedesmal befonderd zu beftimmen. Neben diefer Belohnung ift für die 
Rehnungsftellung die befondere Rechnungsgebühr der Pfleger zuläflig. 

8. 15. 

Im Fade der Verwaltung: ift die Belohnung der zur Verwahrung der 
Eapitalbriefe der Amtspflegen, Gemeinden und Stiftungen eigens beftellten Perfonen 
nad) der Normalverfügung des Minifteriums des Innern vom 5. Januar 1829 
(1, Ergänzungsband zum Reg.Blatt ©. 219) befonders zu beftimmen. 

Abſchnitt IV. 
Gebühren ver Rathsfhreiber. 
8, 16, 
Die Rathsfchreiber haben alle Ansfertigungen an Eingaben, Berichte, Abſchriften, 
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Aftenauszüge, VBerzeichniffe, Umlagen, Berechnungen u. ſ. w. für ihre Gemeinde und 
die örtlichen Stiftungen im Juftiz und Verwaltungsfad um ihre Bejoldung 
zu bejorgen. 

Die Beltimmung des $. 32 der Minifterial-Berfügung vom 12, Oktober 1849, 
betreffend die Erhaltung und Fortführung der Flurkarten zc. (Neg.Blatt S. 691) des: 
gleichen der K. Verordnung vom 17. Juni 1873 in Betreff der Vollziehung des Geſetzes 
vom 13. April 1873 (Meg.Blatt S. 101. 263.) betreffend die Führung der Güter- 
bücher durch Gemeindebeamte werden hiedurch nicht berührt. 

Sonft gebührt denfelben 

1) für beglaubigte Auszüge und Abjchriften aus Akten je 7 Er. (20 Pf.) vom Blatt, 

2) für die Ausfertigung gemeinderäthlicher Zeugniffe 7 fr. (20 Pf.) vom Blatt, 

3) für Beglaubigung von Urkunden, Unterfchriften 7 fr. (20 Pr.). 

Für Abjchriften und Protofollauszüge, welche von den, den Gemeindebehörden vor: 
gejeßten Stellen verlangt werden, ift eine Gebührenanrehnung nicht zuläſſig. 

Die Beftimmungen des $. 10 Ziff. 3 Hit. C. und Schlußſatz finden auch im 
Uebrigen hier Anwendung. 


8. 17. 
Dem Rathöfchreiber gebührt ferner bei Kauf- (Taufh-) Verträgen 
a) für die Fertigung und den Eintrag eines Kaufbrief3 je nach dem Betrag des Kauf- 
fchillings und zwar: 
bis zu 1050 fl. (1800 Mark) 1 fl. 10. (2 Marf) 
u 5250 fl. (9000 Marf) 2 fl. 20 kr. (4 Mark) 
„ 10,500 fl. (18,000 Mark) 3 fl. 30 ir. (6 Marf) 
„ 21,000 fl. (36,000 Mark) 4 fl. 40 fr. (8 Mark) 
52,000 fl. (90,000 Mark) 7 fl. — — (12 Marf) 
„ 105,000 fl. (180,000 Mar) 9 fl. 20 fr. (16 Marf) 
über 105,000 fl. (180,000 Mark) 11 fl. 40 fr. (20 Marf) 
b) für jedes zweite und fernere Eremplar eines Kaufbriefs die Abjchriftgebühr; 
c) für die Prüfung und den Eintrag eines von den Parteien übergebenen Kaufbriefs 
ein Drittheil der Fertigungsgebühr. | 
Die für die Fertigung und den Eintrag, bezichungsweife die Prüfung und den 
Eintrag eines Kaufbriefs feſtgeſetzte Gebühr (lit. a. c.) wird, wenn mehrere Grundftücke 
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in einer Berfteigerung zum Berfauf kommen, je für den Gefammtbetrag der Kaufſumme 
desjelben Käufers beſonders berechnet. 

Hat die Verfteigerung fein Ergebniß geliefert, und findet fomit die Anrechnung für 
einen Kaufbrief nicht ftatt, jo kann der Nathsjchreiber, welcher Behufs der Aufnahme 
de8 Berfteigerungs-Protofoll8 der Verſteigerung angewohnt hat, das regulativmäßige 
Taggeld anfprechen. 

d) Für die Thätigkeit bei Gutöverfäufen auf den Grund der Art. 4, 7 des Gefees 
vom 23. Juni 1853 (oben $. 10 Ziff. 3 lit e) das regulativmäßige Taggeld. 

8. 18. 

In Unterpfands- und anderen Schuldſachen (Haupt-Inftr. $. 20) ift 
anzurechnen: 

a) für die Ausfertigung eines Pfandfcheind oder einer Cautionsurkunde: 

bis zu 105 fl. (180 Marl) — fl. 35 ke. (1 Marf) 
„ 1050 fl. (1800 Mark) 1 fl. 10. (2 Marl) 
u 5250 fl. (9000 Mark) 1 fl. 45 Mr. (3 Marl) 
s 21000 fl. (36000 Mar) 2 fl. 20 fr. (4 Marf) 
„ 52,500 fl. (90,000 Mark) 3 fl. 30 fr. (6 Marf) 
über 52,500 fl. (90,000 Mark) 5 fl. 50 fr. (10 Mark) 

Gleiches gilt bei einer von der Unterpfandsbehörde des Mohnorts im Falle des 

Pfandgefeges Art. 140 (Haupt-Fuftr, $. 220) ausgefertigten Hauptverfchreibung ; 

b) für die Ausfertigung eines fürmlichen Informativpfandicheins 
die Hälfte vorjtehender Gebühr (lit. a) wogegen für ein bloßes Zeugniß über die 
zu beftellenden Unterpfänder nur die Gebühr für gewöhnliche Zeugniffe ($. 16 3.2) 
berechnet werden darf; 

c) für die verlangte Ausfertigung eines Beichluffes über die Unzuläffigkeit einer nach— 
gefuchten Pfandbeftellung (oben $. 4 b) diejelbe Gebühr, wie für die Ausfertigung 
eines förmlichen Informativpfandfcheing ; 

d) für den Eintrag einer fpeziellen Kaufjchillingsverweifung in das Unterpfandsbuc, 
jet e8 in Folge amtlicher Verfügung (Haupt-Inftr. $. 243) oder nad) dem Wunfche 
der Betheiligten, für jeden Eintrag des Namens eines — bei jedem ein— 
zelmen verkauften Gut . . . . .  T&k (20 Pf.) 

e) für die Bollziehung der oben $. 4 lit, b: abſ. 1-3, it e. bezeichneten Collegial⸗ 
beſchlüſſe, wenn der — rm = ee al8 6 — erſtreckt, für jede weitere 
Parzelle . . . + 84 kr. (10 Bf) 
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f) für die Vollziehung der oben 8. 10 Ziff. 2 lit a—c. erwähnten Beichlüffe, wenn 
ver Rathsſchreiber nicht zugleich Drtsvorfteher ft . . . . 17% Er. (50 Pf.) 

g) für die Ausfertigung einer Urkunde aus den Akten und Büchern der Unterpfands- 
behörde . . 0 + 104% 0 Pi) 

h) für die Fertigung eines Berweißzettels ve von item Blatt — 7 fr. (20 Pf.) 

i) für Auszüge jeder Art aus dem Unterpfandsbuch oder Protokoll auf Begehren 
eines Betheiligten von jedem Blatt die oben $. 16 3. 1 beftimmte Gebühr; 

k) für amtliche Benachrichtigungen an Betheiligte (Art. 151 des Pfandgefees, 

Art. 33 des Gef. vom 13, November 1855) . » » . . . . 14. (40 Pf.) 

I) für die Fertigung und Beglaubigung von Schuld- und Bürgfcheinen diefelbe Ge- 

bühr, wie die Ortsvorfteher oben $. 10 Ziff. 3 lit. a; 

m) für die Abfaffung öffentlicher Bekanntmachungen über Verkäufe und Verleihungen 
in Gants und Erekutionsfahen - » » 2 0... 14-38 fr. (40 bis 80 Pf.) 

8. 19. 
Für die Ausfertigung eines Geburtöbriefes wird bezogen . . 28 fr. (80 Pf.) 

8. 20, 

Für das Nachſchlagen von Akten, fofern foldhes auf da8 Begehren von Privatper- 
fonen zum Zwecke der Auskunftsertheilung in ihren —— erfolgt, hat 
der Rathsſchreiber eine Gebühr von . -» .» . . ...:. 14k 0 BR.) 
zu beziehen. 

In Pfandfachen findet eine Anrechnung für die Geftattung der Einficht der öffent- 
lichen Bücher und die Aufficht Hiebei nicht ftatt. Arme find von der Gebühr für das 
Nachſchlagen von Akten frei. 


Abfchnitt V. 
Gebühren der Aufmwärter. 
8. 21. 

Die Aufwärter find für ihre Dienftverrihtungen in Angelegenheiten der Gemeinden 
und örtlichen Stiftungen durch ihre Gehalte belohnt. 

Die Vorladungen, fowie die öffentlichen Ankündigungen, welche von Staatsbehörden 
durch das Organ der Ortövorfteher an einzelne Gemeindegenofjen oder an deren Gefammt- 
heit ergehen, find von den Aufwärtern unentgeltlich zu vollziehen. 

Nur für die Eröffnung von Ladungen, Verfügungen und Beichlüffen an die Par- 
teien in Schuldfachen, jowie für ihre Bemühungen bet den, den Gemeinderäthen über- 
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laſſenen Gefchäften der ftreitigen und nichtftreitigen Rechtspflege erhalten die Aufwärter 
diejenigen Gebühren, welche ein auf geſetzmäßigem Beſchluß des Gemeinderaths beruhen- 
des Regulativ beftimmt, 
Abſchnitt VI. 
Gemeinfhaftlide Befimmungen. 
8. 22. 

Unter den in den 8$.2—20 verzeichneten Gebühren find die Auslagen fir Schreib» 
materalien, namentlich die Koften der Anfchaffung der gedrucdten Formulare, mit 
begriffen. Erfat für andere Auslagen an Briefporto, Einrücdungsgebühren u. |. w. ift 
jedoch dadurch nicht ausgeſchloſſen. 

8. 23. 

Die Gebührenanfäte für die Gemeinderaths-Collegien, die Ortsvorſteher und die 
einzelnen Gemeinderath8-Mitglieder find ftet8 in dem die betreffende Verhandlung ent- 
haltenden Protokolle, und infoferne eine Ausfertigung ertheilt wird, auch in diefer zu 
bemerfen. 

Ebenfo find die Fertigungsgebühren der Schultheißen und Rathefchreiber fteis auf 
der betreffenden Ausfertigung anzumerken. 

Die Unterlaffung diefer Gebühren-Vormerfung ift beziehungsweife von dem vorge- 
fetten Bezirkögerichte oder Bezirfamte mit einer Orbnungsftrafe zu ahnden. 

8. 24. 

Ueber den Ertrag fämmtlicher Gebühren in Unterpfandsfarhen hat der Ortsvorftand 
oder Nathsfchreiber, beziehungsweife der Pfandhilfsbeamte ein ſummariſches Verzeichniß 
zu führen, welches auf Verlangen dem Bezirksgerichte jederzeit vorzulegen ift. Die aus 
der Gemeindekaffe zu erhebenden Löfchungsgebühren (oben $.4) find ſtets abgefondert zu 
verzeichnen. 

8. %. 

Alle nicht im der gegenwärtigen Verordnung und den Verordnungen betreffend Be— 
ftimmungen binfichtlich der Taggelder, Diäten und Reiſekoſten der Amtskörperjchafts- 
und Gemeindediener vom 22. Februar 1841 (Reg.Blatt ©. 83) und vom 8. Dezbr. 1872 
(Neg.Blatt S. 389) vorgefehenen oder vorbehaltenen Gebühren und Anrechnungen wer- 
den für unerlaubt erflärt. 

Kommen Ueberfchreitungen der regulativmäßigen Sätze oder ganz unerlaubte Anredh- 
nungen vor, jo tritt, neben dem Erjate des Ungebührlichen am den Betheiligten die 
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neeignete Ahndung ein, welche auf Beſchwerde des Tehteren oder von Amtswegen nach 
Beichaffenheit des Falles im Disciplinar- oder im gerichtlichen Wege auszusprechen ift. 

Unrichtige Angaben des Erhobenen find, infoferne fie den Verdacht einer betrüg- 
lichen Abfiht begründen, nad den dießfälligen ftrafrechtlichen Beftimmungen zu ver- 
folgen, 

8. 26. 

Ueber den Bezug derjenigen Gebühren, welche nad) der gegenwärtigen Verordnung 
bejoldeten Gemeindedienern zukommen, können duch Dienftverträge mit denjelben ander- 
weitige Bejtimmungen getroffen werden. 

S. 27. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Januar 1874 in Wirkſamkeit. 

Mit diefem Zeitpunkt find die Verordnung vom 1. Juli 1841, betreffend die Ge- 
bühren der Gemeindediener (Reg. Blatt S. 253), die Minifterialverfügung vom 21. März 
1846, betreffend eine Modififation der Faum genannten Verordnung (Reg.Blatt ©. 163) 
und die Verordnung vom 25. Dezember 1858 , betreffend einige Menderungen und Er- 
gänzungen ber Beſtimmungen hinſichtlich der Taggelder und Gebühren der Gemeindedie— 
ner (Reg.Blatt 1859 ©. 11) 8. 3—15 aufgehoben. 

Außerdem treten diejenigen Beitimmungen der SS. 11 umd 12 der Inftruftion vom 
28. Mai 1852 betreffend die polizeilichen Beſchränkungen der Verficherung des beweglichen 
Vermögens gegen Feuersgefahr zu Vollziehung des Gefeges vom 19. Mai 1852 (Neg.- 
Blatt S.132 ff.) und der SS. 17 und 22 der Minijterial-Berfügung vom 14. Dezember 1871, 
betreffend die Anwendung der deutjchen Gewerbeordnung (Reg.Blatt ©. 338), welche 
mit dem Inhalt diefer Verordnung im MWiderfpruch ftehen, außer Wirkung, 

Unfere Minifter der Juſtiz und des Innern find mit der Vollziehung diefer 
Berordnung beauftragt, 

Gegeben Stuttgart, den 14. Dezember 1873, 


Sarl. 
Der Juſtiz⸗Miniſter 
Mittnadt. Auf Befehl des Königs, 
Der Minifter des Innern: der Kabinets⸗Chef: 
Sid. Gärttner, 


Gedrudt bei © Hafielbrink 
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Negierungs- Blatt 


für das 


Königreih Württemberg. 








Ausgegeben Stuttgart Samftag den 27. Dezember 1873. 





Inhalt 
Verfügung des K. Mebicinal:Collegiums, betreffend die Einführung einer neuen Arzneitage. Bom 15. Dezember 1873. 





Verfügung des A. Medicinal-Collegiums, betreffend die Einführung einer nenen Arzneitare.*) 
Vom 15. Dezember 1873. 


In Rückficht auf die bezüglich der Preife der Arzneiftoffe und des ganzen Berwal- 
tungsaufwandes eingetretenen Aenderungen ift die im Reg. Blatt vom 26. Dftober 1872 
publicirte Arzneitare von dem K. Medicinal-Eollegium einer eingehenden Revifion unter- 
worfen worden. ’ 

Das K. Minifterium des Innern hat die Einführung diefer Tare vom 1. Januar 
1874 an genehmigt und e8 wird diefelbe daher nachftehend zur Nachachtung bekannt 
gemacht. 

Stuttgart, den 15. Dezember 1873. 
Fleiſchhauer. 


* Anmerkung. Bon gegenwärtiger Verfügung find wegen des Bedürfniſſes ber Apotheker 
mehr Abdrüde als gewöhnlich gemacht;worden und können diefelben bei der Erpebition des Regierungss 
blattes abgelangt werden. 
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Allgemeine Beftimmungen. 


1) Die neuen Taren treten mit dem 1. Januar 1874 ausſchließend 
in Wirkjamteit. 

2) Wenn der Preis eines Arzneimittels in der Taxe nur für eine 
Gewichtsmenge beftimmt ift, fo findet die Anrechnung in allen 
Fällen nad) diefem Preife ftatt; fo koſtet Gramm Argent. nitr. 
fus = 10 Kreuzer, daher 2 Gramm = 20 Kreuzer, 0,1 Gramm 
=1 Kreuzer u. ſ. f. 

3) Sind bei einem Arzneimittel für verſchiedene Quantitäten die 
Preife normirt, jo fommt bei der Berechnung die für das nächft 
Heinere Gewicht gegebene Tare in Anwendung, bis der Preis der 
nächſt höheren Gewichtsabftufung erreicht iſt; fo koftet 0,01 Gramm 
Atropinum sulfur. 3 Kreuzer; 0,07 Gramm koſten 18 Kreuzer, 
nicht 21 Kreuzer, da der Preis von 0,1 Gramm zu 18 Kreuzer 
angeſetzt ift. 

4) Kreuzerbrüche werden in jeder Pofition zu einem vollen Kreuzer 

berechnet. 

Bei den in der Pharmacopoea Germanica angegebenen zufammen- 

geſetzten Arzneimitteln, welche bei der jedesmaligen Dispenfation 

frifch zu bereiten find (Pmulsio, Potio Riveri, Unguentum Bella- 
donae, Ung. Digitalis u. a. m.) werden Beftandtheile und Arbeit 
nad; den gegebenen Vorjchriften berechnet. 

6) Sind in der Pharmacopde von einem Arzneimittel verfchiedene 
Sorten aufgeführt und hat der Arzt im Recept nicht eine beftimmte 
Sorte vorgefchrieben, fo ift die wohlfeilere Sorte zu nehmen und 

dieſe in Anrechnung zu bringen, 

7) Die tbierärztlichen Heilmittel, wie auch die biefür zur Anwendung 
tommenden Gefäße (grüne Gläjer, graue oder gelbe Töpfe) werden 
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nad) den allgemeinen Taren berechnet. Für die hiebei vorfommen- 
den Urbeiten gilt dagegen die befondere auf Seite 40 f. abgedruckte 
Tare, ' 

8) Die beftehende Verfügung fpecificirter Tarirung der Arzneimittel 
auf den Recepten ift ftrenge einzuhalten. Ueberſchreitung der Tare 
ift verboten, eine Ermäßigung ift jedoch zuläßig (Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung des Deutjchen Reichs $. 80, Reg. Blatt vom Yahr 1871 
Nr. 0 ©. 24). 

9) Von den fetten und dem fpecififch fchweren ätherifchen Delen und 
von den Tinkturen werden 20 Tropfen, von den übrigen ätheri- 
fchen Delen, dem Chloroform, Effigäther und von wäſſrigen Flüf- 
figfeiten 25 Tropfen, vom Aether 50 Tropfen auf 1 Gramm be- 
rechnet, 

10) In alfen Fällen, wo auf dem Recepte beftimmte, auf die Tare 
Bezug habende Angaben fehlen, müſſen diefe durch eine Bemer- 
fung des Apothefers ergänzt werben. 

Wenn daher 3.8. zu einem geiftigen Infufum zu 60 Gramm 
Eolatur 8O Gramm Wein oder MWeingeift genommen find, oder 
bei einer Pillen-Mafje eine dem Apotheker anheimgeftellte Menge 
irgend eines Mittels zugefetst worden ift, fo muß dies auf dem 
Necepte bemerkt werden. 

11) Bei allen auf Recepten vorkommenden, in der Tare nicht befind- 
lihen Arzneimitteln wird, wenn diefe Arzneimittel Droguen oder 
fäufliche chemifche Präparate find, der Preis gleichwerthiger oder 
ähnlicher Droguen und Präparate nad) Anleitung eines Preis- 
conrants zur Norm genommen; wenn e3 fic aber um nicht Fäuf- 
Yiche pharmacentifche Präparate handelt, fo wird aus der Reihe 
derartiger: in der Tare aufgenommener Präparate ein in der Zu⸗ 
fammenfeßung und Bereitung ähnliches ausgewählt, und nad 
diefem der Tarpreis für das verordnete Medicament feftgeftellt, in 
beiden Fällen aber dad ald Norm genommene Arzneimittel auf 
dem Recepte bemerft, 
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12) Bei ſämmtlichen Recepten, deren Gewichtsgrößen in dem alten 
Medicinalgewicht ausgedrückt find, hat der Apotheker vor Anferti- 
gung derfelben jene Gewichtsgrößen in die ent|prechenden Gewichts⸗ 
abftufungen des Grammgewichts nad) Maßgabe der amtlichen Ta- 
belle (ſ. R.Bl. 1871, S. 271) umzuſetzen und die letzteren dem 
Recept in deutlicher Zahlenſchrift beizufügen. 

13) Die der Miniſterial-Verfügung vom 15. November 1871 ange 
hängte, im Reg.Blatt ©. 271 abgedruckte Tabelle über das Ber- 
hältniß zwifchen dem bisherigen Medicinalgewicht und dem Gramm 
gewicht muß in jeder Apotheke vorhanden und für den Gebraud) 
ftet8 zur Hand fein. 

14) Bei Arzneilieferungen auf Rechnung öffentlicher Kaſſen an öf- 
fentliche Anftalten, fowie bei Epidemien findet bei Rechnungen, 
welche fich auf 10 fl. und mehr belaufen, bei rechtzeitiger Bezah- 
lung ein Abzug von mindeftens 10 Procent ftatt. 


I. Tare der Arzneimittel 






aromaticum . . x» 2... — — | - | — 1%] 7 

— dColchiei . . -. » 2 2. ..:.:1-1-|-—-1 3] —- | — 
— Digitals . . 222... .)-1-|-| 3] - | — 
—  purum — a — — ——58— 
— pyrolignos. erud..... — — — — 15120 
— — rectiſicatum.. ⸗ |— — —18 30 
— Sche ..22.2.2...71-1|1-]|) 3|4| — 
Acidum acelicum . . » 2 2 2 2 ..|7|1-|— bI|— I — 
— — aromaticum..... = | — — | 20 1160 | — 
— — dilutum „. . . » — — | — 2116| — 
— arenilcosum . . 2... — |—-|—-| 2/16| — 
— benzolcum . ». . x... ..]-|-—- ii —-|I|— | — 
— borium . . 2 2 2 22 ..|1-1-1|1-— 4 — | — 
—  carbolieum erudum . . » ». .\- | —- — 1 —-1|10| 0 
_ _ erystallisatum. . .| — |— | 1! 6| — — 
— chromicum . . . 2 2.2 ..1-|1-— 215 — | — 
— eitricum erystall.. . ....1- — — 10 80 — 
— — pulver. . . — —— 12 100— 
— hydrochloricum . . .. » — I1—|—-| 2/1 — — 
— — crudum , — I1— I1— | — 4| 16 
_ — dilutum.. — — — 11l— | — 
—  lactium . . . 2 2: ..$|-1|1- |] 3I —- | - | — 
— alirieumn . . 2: 2 2.2. .+.1771- 1 21 — | — 
— — crudum,. — — —— 10036 
— —  dilutum . — — — 1 — 
— — fumans, , — — |—-| 3|—| — 
—  phosphoricum . — — —- | 3])%0| — 
—  succinicum . — — — 3 —— 






Acidum sulfuricum . . . 
crudum 
dilutum.. 
fumans , 
— dtannicum. . .. 
— tartaricum eryst. . 


—  valerianicum. . 

Aconitinum . 
Adeps suillus 
Aerugo subt. pulv. . 

Aether . F 

— acelicus. 

— Petrolei. . 
Aethylenum chloratum . 
Alo& pulv. gross... . . 
— subt. pulv. . . . 
Alumen gross, mod, pulv.. 

— subt. pulv. 

— usium . ... 
Alumina hydrata . . . . 
Ammonlacum subt. pulv. . 
Ammonium carbonicum . 


— phosphoricum , 
Amygdalae amarae . . 

— dulees . . 
excort, 


subt. pulv. 


excort,, . 


pyrooleosum 
— chloratum gr. mod, pulv, 
subt. pulv. . 
ferratum . 


* 
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Amylum Marantae . . . - 
Amylum Tritii . » .» .. 


Aqua Amygdalarum amararum . . 
diluta . 


— aromalica . . 2... 
— Calcaarae . .. +. 
— ÜChamomillae . . .. 
— chlrata . . . ..» 
— Cinnamomi . . .». 
spirituosa . . 
— destilata . . . 


— fervida . . 2 2.2.“ 


— Florum Auranliü . . » 
— Foeniuli . » : 
— foetida autihysterica 
— Kreosoti . ; er 
— Lauro-Cerasi . . . . 
— Melissae . — 
— Menthae crispae. . - 
— — piperitae 
— Ol... 200% 
— Petroselini . . .» » » 
— Pic . « « 2... 
Plumbi . . ...».. 
— Goulardi . . . 
— Rosse. ...:. 
— Rubi Jdaei . 
— Salve . . .» 2... 
— Sambuci. . : ..» 
— Tiliae . er 
— WValerianae . . . . 


. 


spirituosa . 











Gramm. 
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Gramm. 
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Aqua vulneraria spirituosa - . . .» ⸗2—— — — 12 — 

Argentum foliatum „ . „2 Blatt ik. | — | — | — — — | — 

— nitricum eryst.. - - x: — — 110 — — — 
1 


— — fusum......— — 110 — — — 
— — ceunm kali nitrie. - | — 5 — — — 
Argiliiii............. -— | oT — | 6] 20 
Asa foetida subt. pulv.. . » 2... - 1-1 61 —-|- 


Alropinüum . 2. 2. 2 0 00000. 
— sulfuricum . 

Auro-Natrium chloratum . . . » » . 

Aurum foliatum. . . . „1 Blatt 2kr. 


Balsamum Copaivae. . » 2...) 7 |1-|-| 7]|90| — 
— Peruvianum. ——218 140 — 

— Tolutanum. -2 —2 281 —|— 
Baryum chloratum . . ». 2» 2...[-1-|-| 2|—-|— 
Benziüum . . . 2 2 222 02.2..-|-|1- | 1115| 
Benzo& gross. mod, pulv.. . x ...1- |1-|-|6|8| — 
— subt. pulv. . ». 2222. .:.1-|- 1-1 80 | — 
Bismuthum subnitricum . . x». .../—-|1—-|3|4| — — 
— valerianici..... - —514— — 
Borax. » ». ». 2 2 2 2 0220202: —3 — — 
— pulverat. . . 2. 2220200. — — —5—— 
Bromum . . . 2 2 2.022202... -1-13|- | —- | — 
Bulbus Seillae cone. et gr. mod. puv. | — | — | — | 2 — — 
_ — subt.pulv.. . »....1- | -|I|- 13] —|— 
Cadmium sulfuricum. -. © x 2. ..|)-|1-1|13|-|-|— 
Calcaria carboniea praecip. . » » . .|- — | —- | 2|+| — 
— chlorats . .. . 2.202. .]-|—-|-1|-| 71% 

—  phosphorca . 2 ....-|- |-| 7I1-|-— 
— wa... 2000 01 1 cd ol | | - | 6 — 
Camphora int... . ». - 2 222 ..-1- |- | 41 -|— 
_ wl.. - +» 00200. co I > [1 6 | — | — 





Cantharides pulv.. » 2». » 

Carbo animals. . .». » 2. . 
— pulveratus. . 2 0.00. 

Carboneum sulfuratum , . » » 


Caricae integt.. ». x 2000 ° 
— BE ae 
Carrageen con, . x 2 re 0» 
Caryophyli. » » x 2 0000. 
— pulv.. 


Castoreum Canadense nulv. subt. . 
Castoreum Sibiricum pulv. subt, 
Catechu subt. pulv. . . 2» 2... 
Cera alba . —* 


— ſlava 
Ceratum Aeruginis 
— Cetacei 


— — rubrum . 

—  Myristicae . 

— Resinae Pini 
Cerussa pulv. . 
Cetaceum a 

— saecharatum Ba Pu 
Charta nitrata 400 J eim. 2 kr. 
— resinosa 100 TDetm. 2 kr. 
Chininum. 2. Br a ae 

— — ee 

— ferro-citricum . 

hydrochloricum , 

— sulfuricum . 

— tannicum 

— valerianicum . . . 2 20.“ 
Chinoidnum . .. re ae 
Chloralum hydratum eryat, Er H 


lenro»| wall 


le >pbulSonuam | 


boawe | 


kr. 





Chlorof 
Cinchor 


ormium . 
ıiinum 


— sulfuricum . 
Coceionella subt, pulv. . 
Codeinum . 

Cofeinum . ... 


Colla p 


Collodium 


iscium cone. . 


cantharidatum 
elasticum 


Colophonium . . . 


— 


pulv, 


Conchae praeparatae 
Coniinum . ——— 
Cortex Cascarillae gr. mod, pulv.. 


— suht. 


Chinae Calisayae gr. m. pulv. 


” + * 


[2 * + 


pulv. 


subt, pulv, . 
— fuscus gr. mod. pulv.. 


subt, pulv. . 


— ruber gr. mod. pulv.. 
_ subt, pulv. . 


Cinnamomi Cassiae cone. et gr.m.p. 


— Zeyl. conc. et gr. m, p. 


subt. pulv. , 


— — subt. pulv.. 


Frangulae cone. 
_ subt. 


Fructus Aurantii conc, et gr. m. p. 


* 


pulv, 


subt. pulv. 


* 


— Uitri cone. et gr. m. pulv. 
—  Juglandis cone,. . . . 


Mezerei integr. , 








Gramm. 
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| kr. | kr. | kr. | kr. | kr. | kr. 
— — — 1 756— 
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— — 4 | 30 240 — 
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sıi—|— 
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16 1140 | — 
20 — | — 

ae 

J—— 
| — — 
12— 11— 

U, 

8— 
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Cortex Mezerei eone. . . 
— — saubhbtl. pulv. 
— Quereus cone. et gr. mod, * 
— — subt. pulv. . .»... 
— Radicis Granati gross. mod. pulv. 
— — — subt. pulv.. 
Crocus integr. er 
— subt. pulv. . ... 
Cubebae subt. pulv. . 
Cuprum acetlicum . . . .» 
— . aluminatum . . . 2... 
— oxydatum P 
—  sulfuricum ammoniatum 
— — erudum 
— — purum . ; 
Decoctum Sarsaparillae; 8 Kil. —7A. {2kr. 
compositum fortius) 1 Kil.= 1 fl. 30 kr, 
Decoctum Sarsaparillae; 8 Kil. —=4 fl. 48 kr. 
compositum mitius)1 Kil.= 56kr. 
Dextrinum Bar A 
Wenn 1 Gramm des zu ver- 
wendenden Oels bis zu 8 kr. 
Elaeosacchara (kostet . . . 222.0. 


Wenn i Gramm des Oels 9 
bis zu 18kr, kostet . 


Electuarium e Senna . . . 2... 

— Theriaca . . .». ».. 
BUS: 5:3. wet 
Elixir amarum . . . te 


— Aurantii menu 
— Proprietatis Paracelsi . 
— eSucco Liquiritiae . 
Emplastrum ad fonticulos . 
_ — — extens. 
100 Netm.3 kr. 


kr. 


kr. 


lIolaoom-mu- 1 8onmn»n| ao 


oa | | 


— 


— — 
2 00 


— 


kr. 


36 


11 





Gramm, 
10,01] 0,1| 1 | 10 1100 |s00 


kr. | kr. |kr. | kr. | kr. | kr, 


- tt |— I 3l— I — 


Emplastrum adhaesivum . . .. +. 
0Dem=3kr.)| -— I — — | -| —-| -— 


= ————— 
— — Anglicum 50Getm.=6kr. | — | — — —— — 
— Ammoniaci..... - J- -2—8 — — 
— aromalicum . : : ...$|—- |-|-| 9] — — 
— Belladonnae . . ». ». » .|— — — | 7] — — 
— Cantharidum ordinarium . .| — | — — 5860 — 
— _ perpetum .|— | — — | 81 — — 
— Cerussæaaa... —ü—2——3 24 — 
— Connn. —2— —2 27— — 
— — ammoniacatum . . — | — — 1101| — — 
— foetidum . » 22.2... -2 1212 | 7| — — 
fascum . . : 2x: .::J|—- |-1- |] 33|1|90] — 
= — camphoratum . . .[— — — 5 - | — 
— Galbani erocatum . . » .| — — — 10 — | — 
— Hydrargyr... — |- 1-1 9| 70| — 
— Hyoscyami . . x... —42 |—| 7|1-—-|- 
— Lithargyri compositum . .| — — — 6148 — 
— — WB haette 
_ _ simplex.. . . :'— | —- |- | 3[|24| — 
_ Nelll. . . . » : : :1l— | 11 71 -j—- 
— Meserei cantharidatum 
10Dem. = 3kr,| -— | —- | —- | -|—-| - 
10 Detm. = 24kr. | — | - !- I- | —- | — 
Minli-rubrum ,„ . . —— DE 5 — — 
— opiatmma.. Fa ta — I > 
— oxyeroceenmm.... — — — 10 — — 
— Bien irrita2nn 383—— 
— saponatumm. ——— 5/40] — 
Euphorbium subt.’puv. . . 2. ..|—- — 4 — — 
Extractum Absinthi. . . 2 2 2. — — 36 — — 


5 
— Aconit... — — 5 321— 
— — sicc. e - [3 [3 [2 ” * — m 5 


Extractun Aloös . » +» 0... 


— acido sulfurico correclum 


Aurantii Corticis . » 
Belladonnae . » + 
— sice . 
Calami . . . . . ee 
Cannabis Indicae . . 
Cardui benedicti . 
Carnis Liebig . 
Cascarillae . » . » 
Centaurü. . .» .» 
Chamomillae . . 
Chelidoni . . » 
Chinae fuscae . ’ 
— frigide paratum. 
Cinae . Er rer 
Colocynthidis 


_ compositum . 


Colombo . . . ..» 
Conü . » 

—  sicc, 
Cubebarum . 
Digitalis 

—  sice. . 
Dulcamarae . 
Fabae Calabaricae 
Ferri pomatum . 
Filicis . 
Gentianae . 
Graminis . 
Gratiolae . Ds 
Helmi. . ...» 
Hyoscyami 

— siec. 


ss. wm 7 


— — 
—— 


| 


J = u — — — — —— — — — 
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Gramm. 


kr. | kr | kr. | kr. | kr. [e- 

Extractum Lactucae virosae „ . . . . = — | 5b — 
_ Ligni Campechini . . . .| = — 3 — | — 

— Liquiritiae Radis . . . .| ——— | |. — 

— Meli . 2 2.0... .lJml Tr | middle | = 

— — ferralum . » 2 2... |- —63420 — 

— Mezeree.. — — 7 — — — 

— Millefoli..... 2 4—25436 — | — 
— Myrrhae . -2 1-3) — — 
— Oli. -. 2» 22202...) — — | — 

— Pulsatillee.. — —7—— — 
— Quassiaaaa.. . — — hm ı 

— Ratanhae . . . 222...) t-1:4| 21 —— 

— Rhe... . —2 —8160.—— 
— —  compositum,. «2. «be | ii 40 | Wh | — 
— Sabinaee.. 2 1-1 71— — — 

— Scilae . . . : : 2. :1- — 3—8— — 
— Secalis cornutiti. — 215 —— — 

— Senegage. — — 8——— 

— Stramonüi . . - : :. . — — 74—4—— 
— Stryehni aquosum. — — 3— — — 

— — spirituosum.. — — 10 — — — 

— Taraxacii. — | uhr — 

— Trifolii ſihrin. — | Pau 2 I — 

— Valerianaaeee — 1-190 — — 
Farina Hordei praeparata.. — — = — [10 | 36 
Fel Tauri depuratum sieccum . . . . ..— || 7 — — — 
— — Inspissıium . ©»... [| —!— |:.2| —- I -|— 
Ferrum earbonieum sacchar, . . . » .|_ \ I x I1pol=- | — 
— -chloratum. -. 2. 222: Jr 54 | — 
— eitricum oxydatum. . . .. — lt 2127 —- | — 
— — amoniatum . . 2... | tı lie — 
— dodatum saccharatum. . . . .». -|- | — | 3) 4|— — 
— AIklieum . . 2.2.2... |-| tr 770 | — 
—  oxydatum fucum . . ....|1—- |—- — 6 — — 
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Gramm. 


10 | 100 1500 


Ferrum oxydatum sacch. solub., . . 
— ‚phosphoricum . 
— pulverium . . 
—  pyrophosphor. c. Ammon, eltrie. . 
— reducum . .. . ER 
—  sesquichloratum , 
—  sulfuricum crudum , .. 
— — «xydatum ammoniatum 
— — paurum 
— —  siccum „, . 
Flores Arnicae conc. et gr. m. P.. 
— — subt. pulv. 
— Auranill conc, et gr. m. p. 
—  Chamomillae Rom. conc, et gr.m, p. 


— — vulgaris intg.. 

— — conc, et gr, m. N 
— — subt, pulv.. 

— Üinaeinteger.. .. ., 

_ — subt. pulv. 

—  Kosso cone, , , 

— — subt. pulv.. 

— Lavandulae conc, 

— Malvae arboreae conc, , , . 
— — vulgaris conc. 


— Millefolil cone, , 
—  Primulae integ. . 
— — conec.. 
— RRhocados conc. 
— Raosae cone, , 


— — aubt. pulv. , — 
— Sambuel integ...... 
— — conec. et xr. m. p.. 


— ruiae eene...; 
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nad | Gramm. 


0,01 01 1 KL |100 |o00 





. Flores Verbasei integ.. - » . 2... 
— conc, et gr.m.p rum 
Folia Althaeae conc, et gr. m. p. 
— Aurantii cone.. . . - 2% 
.. — Belladonnae conc. et gr. m, p, 
—— — subt. pulv.. 
— Digitalis conc. et gr. m. p. iur «ho. 
— — subt. pul. 
— Farfarae conc. . r 
— Hyoscyami cone, et gr. m. J 
— —_ subt, pulv.- . F 
— Juglandis cone.... u. 
— Malvae conc, et gr. m, 3 R 
— Melissae cone. et gr. m. p. . 
— Menthae crispae conc. et er. m.p. 
— — piperitae conc, et gr. m. p. 
— Nicotianae cone.. » 2 +.» : 
— RBRosmarini cone. . . ... 
— BRutae couc.-, . . —— — 
— Salviae conc. et gr. m, * 1 
— suht. pulxv. x. 
— Sennae conc, et gr.m.p. . x.» 
— — v subt, pulv.. . 2.2... 
— — Spiritu extracta conc, , 
— *— — — saubt. pulv, 
— —** conc. et gr. m. p.. 
— — subt. pulv. 4 
— Toxicodendri cone.. . 2. ,. 
— Terifolü fibrini conc. et gr. m. p. 
— ÜUvae Ursi conc. et gr. m. p. 
Fructus Anisi stellati gr, m. p. . —F 
— — — subt, pulv, . . „ 
— — vulgaris. u 
— — — s—ubt. pulv.. TF 


ET 


— 


- 





»vor| tool 


=> 


Gramm. 





|: | 10 |100| 500 


kr. | kr. | kr. | kr. | kr. | kr. 

Ferrum oxydatum sacch. solub.. . . .|- | — | —|6|48| — 
— ‚phosphoricum . . .....1-]|-1-|]8/)0| — 
— pulveraium . — —— 3 — — 
— ppyrophosphor. c. Ammon, eitrie.. — —42115 —-| — 
— 'reducum . 2 2.20... |> 11) 8I — — 
—  sesquichloratum . . : . » . T — — 5 40 — 
—  sulfuricum crudum. . . . -| - — — 13112 
_ —  oxydatum ammonialum — —| 118] —| — 
— — pl... ...1-| mir 1 8] 8 — 
— — sem... ..1-]1-|1-| 2| -|-— 
Flores Arnieae cone. tg. m.p.. . -|- | — — 3 20 — 
— — sabt. pul.. . - -2 -24 - | — 
— Aurantll conc. et gr.m.p. . — — — 84 — 1— 
— Chamomillae Rom, conc. et gr. m. p. — — — 4130 — 
— — vulgaris intg. . . .| — | — | — | — | 30 |100 
— — cone, et gr. m. . | - | —- 4136 — 
_ _ subt, pulv.. . :» .I— | —- | -1|6| -|— 
— Cineinteer.. . : .». 2... +.|-|-1-]| 2] —-| - 
— — subt. pulv. . . 2» 2. .1-1-|-| 31 —— 
— Kosso con. . » . 2. .2....7|]-1-]|6| —-| — 
— — subt. puv.. . . ...]-|-| 183 —-)| — 
— Lavandulae conc. . . » ...])—-|—-|- | 2155| — 
— Malvae arboreae conc. . . . .|— | —-|- | 3] — — 
— — vulgaris ſone. —— — —4— — 
— Alllefolll cone. -2 -2 —-2 1— — 
— Primulae integ.... -|-|-| 3] 24| — 
— — conee. :..-1- || 4 0| — 
— Rboeados cnc. . . 2» .../-1—-1-|4|0| — 
— Bosse cone. . . 22.2.2... —— — 4 30 — 
— — subt. pulrv.. -—— — 4— | — 
— BSambuci integ...— — — — 120468 
_ — oncegr.mp...[—|—-|-—| 3) 2320| — 
— Tillae conc. . ». 2.2.2... 71-|-]6[|8| — 





Flores Verbasel integ. . ee 
— — conec. et gr. m. p. ‚rlua |. m 5 
Folia Althaeae conc. et gr. m. p. 

— Aurantüi conc.. . . - .. 
— Belladonnae conc, et gr. m. p. i 
— — subt. pulv. , 
— Digitalis conc. et gr. m. p. iur ihr 

— — subt. * a Pr » 
— Farfarae cone.. . .. 
— Hyoscyami conec. et gr. m. .p 
— — suht. pulv.- . . 
— Juglandis cone. - . . ue.eli 
— Malvae conc, et gr. m. p. RT" 
— Melissae conc. et gr. m. p. 
— Menthae cerispae conc, et er. m. p. 
— — piperitae conc, et gr. m.p. 
— Nieotianae cont.. » 2 2 0». 
— BRosmarini cone. . . » 2... 
— Rutae cone.-. . . a 
— Salviae conc, et gr. m, 2. er 
— subht. palv. .» » » or. 
— Sennae conc, et gr.m.p. ,«» 
— — — subt. pulv. . » oe. 
— — ; Spiritu extracta conc, , 
= — —— — subt, pulv, 
— Strammii cone, etgr.m.p.. . 
— — subt. pulv. , . i 
— Toxicodendri cone.. . . » . 
— Trifolüi fibrini conc. et gr. m. e 
— Uvae Ursi conc. et gr. m. p. 
Fructus Anisi stellati gr. m.p.. . . . 


_ — — »*ubt. puiv. BR 









Frucius Auranli immaturi. 


— Carl — 


— 


— 


oa —— 
subt. pulv.. 


Cerstonise conc, . . 
‘ a se eonc, et gr. m: * 
praeparati 


Lauri gr. m. p. 
— 'subt. pulv. . 


Papäaveris cone. . 
Petroselini gr. m. pulv. 


Phellandrii gr. m. p.. 






subt, pulv. . i.[' 


‘ 


sıl 
* * 


Sabadillae subt. pulv. . 


lev.nunvomw mon "| 










Fungus igniarius praeparalus . 
— Laricis cone. etgr. mp. .» 
— —  subt. pulv. 
Galbanum subt, pulv. . 
Gallae cone. et gr.m.p. » -» » + + «+ 
—  subt, pullv,. eo. . 
Gelatina . .. » -» . ..... 
Gelatina Lichenis Island.. sacch, sicca. 
Gemmae Populi couc, et gr. m. Re 
Glandulae Lupuli. . x 2.» 
Glycerinum . » » — 
Gummi Arabicum — pulv.. 
Gutta Percha depurata 4 
Gutti subt, pulv... 4 
Herba Absinthii eonc. et gr. m; p. 
— 4 subt._ pulv. . 0.0. 
— Canabis Indicae conc. et gr. m. p. 
—  Cardui benedieti conc, et gr. mp. 





oo 0 


Porsnn» 





| a 


— — — pulvy. subt.. 
— Centauri conc, et gr. m. Pa nfit 
— — »aubt. pulv. . .. . 


— Chenopodi ambrosioidis cone.‘. ı 
— Conii conc, et gr.m.p. . 

— —  subt. pulv, . . 

—  Galeopsidis conc, et gr. m, Er 
— Gratiolae cone, et gr. m. p.. 

_ —  subt, pulv.. 

— Linariae conc, 

— Lobeliae conc. et gr, m, “u 

— — subt. pulv. . . . 
— Majoranae conc, et gr. m. p. . 
— — „subt, pulv, _ 

— Melilati eonc. et gr. m, p. 





Liquor Ammonii caustici . . 
suceinici . 

— Perri acetici . 

—  chlorafi . 

— — sesquichlorati . 

— —  sulfuriei oxydati 

— Kali acetici“ . . 

_ —  arsenicosi . 

— — carhoniei.. 

— —  caustici . 

‘— + Natri caustici 

— 117 —  chlarati 

—  _Plumbi subacetiei 

—  seriparus . . 

— Stibii chlorati. 
Lithargyrum subt. pulv. 
kithium carbonicum . 
Lycopodium . 

Macis subt, pulv. . ar a 

Magnesia carbonica pulv. . 

Magnesia citrica efflervescens 
—  Jlactica . . 
— sulfurica eryst. . 
— _ sicca 
—  usia. 

Manganum hyperonylatum 

Manna canell, . . 

—  geracin . 

Mastix subt, pulv. 

Mel. . 

— depuratum . 

— rosatum . 


— a — 


spirituosus . 


»olleslaniloura | lIvenielpououwumunm |! 
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ÖL — — — — 
on 0,01 01 1 110 100 |500 


kr. | kr. | kr. | kr. | kr. | kr, 

Minimum pulv. . . . . 4. ⸗———u | Se 0 ne 
Mixtura uiosne-bilssmiien . 2 ot 57-40 | — 
— sulfurica acida. — — —--— 
— vulneraria acida -I|- | —- | 1232| — 
Morphinum . 116) 5/|-1- | — 
— aceticum. ..... 15197 — — — 
_ hydrochloricum . .....41]|5I/5| -b- | — 
_ sulfuricum 1| 5.) 8 1:tlu | — 
Moschus F 430 nl — he | — 
Mucilago Gummi Arabiei -— —— 43201 — 
Myrrha subt, pulv. ee Bull Hanna ME) 15 BE: 5 Diese — 
Natrium chloratum pur. * .. le |) 2| 8 — 
Natrum acelicum . . . .... - ’- — 3 — | — 
—  bicarbonicum pulv. . ——4—121161 — 
— carbon. erudlm... —— — —40146 
— — purum.. —2———142— 
— — siccum — — ae 
— mitrieununmnmn.... 12— —411—— 
— — pul... -. —- || TR — 
— phosphorieum eryst.. .| — 1 Te be ppil — 
* — puv. . 2».2..]-|- | -f — 
—  pyrophosphoricum . . ...1—|—- |} Sul — 
— — ſerralum.. 7] 144 1400 | — 
— sanlonicum . ». 2.2... +—- I - lol. — te) — 
—  subsulfurosum . . ». 22. .|—)|—1—- [eh 8 — 
—  sulfuricum eryst.. . . . — — | - 1 Js] 
= — venale pulv. pr. us, vol, — | eff 4 | 15 
— — siecum.. ——1— ia - 
Oleum Amygdalarum dule. . - ...1— | — ! - st 40) — 
—  animale aethereum rect.. . . .[— | — 2] sl] — 
— — — | ed... — ——213112 
— Bu en Il 





Gramm. 


0,01 | 0,1 | 1110 


Oleum Aurantü Corliis . » » » - »| — 
_— — Florum. . » +»; » +) 
— Bergamotise . x»: :  .. .) 
— ÜBER . . 2-0 ser er > 
— Cajeputi,..» „u. — 
— —  reetificatum, . . - — 


| ni Le) 7 


— Oaryophyllorum . . » ..... — 
— Chamomillae aethereum . - . -| — 
— — infusum . . - . — 
— Cinnamomi Cassiae . . . . .| 7 
— — Leylanici. — 
— — 
— UCocois8g — 
— Orotonissgs. . 1 


Xà —— 


u’ 


— Fomiwmi . . ie rn. .| 7 
— ‚Hyoscyami infusum. » . . . ..| = 
— dJecoris Asellii. 0.1] hm 
— JIwiperi aeth, . « » » ....+.|7 um 
— — sempyreumalicum . . « „= 
— Laui... 2. ev 0... 

— Lavandulae. . 2 2... .] m. 
ae? Er ne Se m 
— — sulfuratum . 0. 4— 
— Macids . . » =: 0...) 7 
— Majoranse . . 2» ein 00. «| 
— Menthae erispae . . . » 2». 
— —  piperiae . . 2 u.“ 
= Myristicae .-—. we Tag 
— 0Olivarum Provine. . » 0... .|— 


144 


— — 
251441 1 Band als 8»81Ü1 1 alEelwvLsomn| | |IF 








Gramm. 


10 |100 1500 





0,01 01 1 


kr. | kr. | kr. | kr. | kr. | kr. 


Oleum Olivaruım Commme . ..:-.[-|1-]|-|- [18 | 70 
— Papers . . . 2»... ..]-|r-|jr | 2) 161 — 
— Petrae Italicum . . . . ...|-|-|-| 4|90| — 
— Bikhl. . »..:. 1 202 ..[=|]-]-1 2] — | > 
— Rosse. . » 2... 0.0... 71| 8] >| [gie 
— Rosmarini . . . » 2.2...) 7]-]|- | 790] — 
— Sabine . . ». . 2.2... 1-1 21 - | -|- 
— Sinapis . - .. 2... .:.1—-|—- 1101| -|—- | —- 
— Succini rectificatum . ev ec: 1) |— I] 3 — | > 
— Terebinthinae erud.. . . ...1- I1-|1-]|—-|12| 
— — rectificatum . . .|— | — — 3120 — 
— — sulfuraium . . . — | — | —-| 2]| —- | — 
- Thmi ....:.....:.-|]-]-185| - | -— 
— WValerianae . . ».. 22... |-] 8| — Ilgtt.i=1 

Olibanum subt, pulv. . . 2 2...[-|-|1-]|] 3— — 

Opium subt. pulv.. . . ». 2. ....[-11]| 8]|0| — | — 

Oxymel Colchil . . . ». » ...:[-|-|-| 6— | — 
— Bclae.....:...:.:[-|I-1-| 5] -|- 
— simpex. .. .» .... —2— — — 3124 — 

Pasta Guarana subt. pulv, ...:.:.:.[-1- 1-11) 90] — 
— gummi ..... 0...) I lo 
— Liquritae . . . 2: 222... -]|-|-|5Ii —-|— 

Phosphorus . . :» 22.2... -|-]|11I8190| — 

Pix lquid.. 1-2 >| —]|] 81% 

— navalis . . . ....- 1-1 | —-]|] 6|%0 

Placenta Seminis Lint ver, 0... | -)|- || 6| 24 

Plumbum acelicum . . » 2... ...[-1-1|1-| 3|I| —-|— 
—  dodatum . . . .. — —4 —212— 

Pulpa Tamarindorum erud. .....-1|-1-|- 110] — 
— — depuraa . ...|-|-|-| 3] 0] — 

Pulvis a&rophorus. . . .|-|—-|-| 4 — — 


— — Anglicus 4 Dosis 3kr. — — — 
10 „—24kr. | — | -!—-t—- | — 


— — — ———— une 


Gramm. 


0,01 | 0,1 | 1 | 10 1100 |500 





kr. | kr. | kr. kr. | kr. 


Pulvis a@rophorus laxans 1 Dosis 6kr., 

10 „ =54kr. — — 
— aromatieus ae wi 
— arsenicalis Cosmi 
— gummosus . 
— Ipecacuanhae opiat, 
— Liquiritiae composit, 
— Magnesiae cum Rheo. 
— temperans 

Radix Alkannae conc. 


— Althaeae conc, et gr. m. * — — — 16 
— — subt. pulv. - — — * 
— Angelicae conc. et gr. m. p. — — 134 

— — subt. pulv. — — — * 
— Arnleae conc. et gr. m. p.. 16 


— Artemisiae conc. et gr. m. p. 

— — subt. pulv.. 

— Asari conc. et gr. m. p.. 

— Bardanae conc. 

— Belladonnae conce, et er. ı m, » 
— — subt. pulv. 

— Carlinae conc. et gr. m. p.. 

— Colombo cone. et gr. m, p. . 


5 
ELLFIIBSTETEITET 


10 | 40 


| 
| 
| 
IS | elunoulao»wonpronunrnonel nl! ı 
— 
fe 


— — subt. pulv.. — — 134 — — 
— Gentianae conc, et gr. m. p. — — |— 10 | 40 
— — subt. pulv. — — I — — | — 
— Helenii conc. et gr. m. p. - — | — 10 | 40 
— — subt. pulv. —— — — 
— Hellebori viridis conc. et gr. m, 9 — — — — — 
— — — subt. pulv.. — — — — — 
— Ipecacuanhae conc. et gr. m. p. — — 214 — — 
— — subt. pulv. . — — 4132| — | — 


— Levistiei cone. . . ... e 
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ER — 

001101 | 10 | 400 | 500 

kr. | kr. | kr, | kr. | kr. | kr. 

Radix Liquiritiae glabrae cone. etgr.m.p.| — | — | — | 2 16 | 60 
— — muiundata eone.et gr.m.p. | — | — 3 20 — 
— — — subt. — .:+1=-]- [1-1 4| | — 
— Ononidis cone,. . . . ..1- 1-1- | - |I|2| — 
— Pimpinellae conc. et gr. m. p. ..+:|-1- | - | 3] 4] — 
— _ sb. yelv.. 2... = I1—-1- | 41-1 
— Pyrethri cone. et g.m.p. . .». -.| -— | — — 6— — 
— — subt. pulv.. . . .. — — —381 — — 
— Ratanhae cone, etgr.m.p. . .|- | — | — 4— — 
— — subt. puv. . . .. .|-|-I1-| 8] -|— 
— Rhei cone. etgr.m.p. . . » -[— | — | 3 | % [150 | — 
— — subt. pulv . . 22.2... -|1—- |] 4]%8 200 | — 
— Saponäriae con. . .....1-1-1-]| 2]16| — 

— Sarsaparillae cone.. -. . . . .[- | — | - | 7[| 50 120° 
— Senegae conc. etgr.m.p.. . — — | —-)10)80| — 
Zu — subt. pulv.. . ....1- '!-|-[|11-|- 
— Serpentariae conc. etgr.m.p. .|— | — | — | 5| - | — 
— — subt. pulv. . . » :.|\— | — | -| 7Iı - | — 
— Taraxaei conc. et gr.m.p.. » -ò | — | — | - 12 — 
— Valerianae conc. et gr.m.p. . .|— | —|— | 2| 16 | 60 
— — subt. pulv.. . . ..1-I|—- | —- | 3I| — — 
Resina draconis . . 2... |- | - 7110| — 
—  Guajaci subt. pelv. .. — I1-1—- 1718| — | — 
— Jalappae . ». .». .»......-1-16| RT — I — 
— Pu.... .. 41-1» 1-7 81 > 
—  Scammoniae subt, pair, ....[-|-18|-|1-1- 
Rhizoma Calami cone. et gr.m.p. . :\ — | — | — | — | 10 | 40 
— — subt. pulv. . ....J1-1-|-| 2| — — 
—  Garleiscone.. » 2... .[-|-|-|- 101 - 
— ÜChinae cone. . . . .{—1-|1-—-|1-—-]| 2] 16 
— Curcumae conc. et er. m. p 1.122741 -1- 
— Filieis subt. pulv. . . . . .1—|- 1-1 %6|4| — 
— Galangae conc, et g.m.p. .| — | - | — | 2/1 — | — 





Gramm. 
001 101 | 1 | 10 100 500 


‚kr. | kr. | kr. 

Rhizoma Galangae subt. puv. . .. .[- 1 — | — 
— Graminis cone, . . . — — | — 
— ILmperatoriae conc. et er. m, .P — — 
— Iridis cone, et gr.m.p.. . .| — — 

— — subt. pulv, . . . — — 
— Tormentillae conc. et gr. m. — — — 
— — subt. pulv.. . .[— — 


= 
” 


| 
| 


kr. | kr. 


-1 


EEE 1 


— Veratri cone. et gr. m. p. — | — | — Bi 
_ — subt. pulv.. . ...1-|— | — —— 
— Zedoariae conc. et g.m.p. .| — | — | — 24 — 


| 


— — s—ubt. pulv.. — — 
— Lingiberis cone. et gr.m.p. .| — — 


— subt. puv.. . . — — — 40 | — 

Rotulae Menthae piperitae . . .». .».|-|1—- — 30 — 
Saccharum subt. pulv.. . ». 2.2...1-1—-|— 16 — 

— Lactis subt. pul. — — 

Sandaraca subt. pulv. . . 2». 2..|-|—-|— — — 
Santoninum . . - ec .:+J-1-]5 — 18 
Sapo domesticus * — 0 0.:.L,-]l—|- — — 
— jalapinuss. —2—24 = — 
— medicatusssssss... 2— — — — 
— oleaceus. . . . — Br — =: 
— — subt, — 0. .:.|-|I|—-|— — — 
— terebinthinatuusssss.. — —— — — 
— viridii.... . 4—21—21— 7124 
Sebum, . . . 2...) — 1:1. 


Secale cornutum gr. ı m, Pr. FE — — 
— — sSuht. pulv. . . ...|—- | — 
Semen Colchiei gr. m. p. » » 2...) —-|— 
— Cydoniae . . . .. — — 


— Foeni Graeci gr. m. ‚p. .. — — — 8 | 30 
— Hyoseymi . . ». 2:22... -|—-|-— — — 
= Lini integ. .. 7 Hr Te — — — 6 — 








Gramm. 

0,01 | 0,1 | 1 | 10 | 100 | 500 

kr. | kr. | kr. | kr. | kr. | kr. 

Semen Lini gr. m. pulv. F - I -|—.7 k 9.|.36.. 
— Myristicae. . . ... -|I|-|—-| 7I| —|— 
— — pulv. subt, — — J 1|1- | -|-— 
— . Papaveris . ; - | - | —- |) 11 -|— 
— Quereus tostum pulv, . -—I-|-—-|—|10]| 36 
—  Sinapis gr. m. pulv. — — — .— 40036 
— Stramonü . j - | - | -| 2| — | — 
— — subt. pulv. . - | -|-| 31 - | — 
— Strychwigr.m.p.. .... -|—-|1-| 2) -|-— 
— — pulvy. subt. -|I-|-| 3Il—-| — 
Serum Lactis ee +-1I-|-|1-1-1% 
— — Aacidum - . . — I —- 1-1 -1-1%0 
— — aluminatum. — ——— —120 

— — tamarindinatum — — | - | - | -14- 
Species aromaticae — — | —-| - | 3100 
— ad Decoctum Lignorum . - | - | - Im18& |. — 

—  emollientes -— | -I-1-1% 

— ad Gargarisma . — — 11,13] — 

— laxantes St. Germain — —4—14080 —. 

— pechoralee . . ». 2.0.» - /- 1- | —-|)%0| 8% 
— — cum Fructihus.. — — 1-1 -[20 | 80 
Spiritus IE -I1-I|+]|-|12| 85 
—  aelhereus. . 2 2 2 2 0. -|-|-| 3) %| — 
— Aetheris chlorati . - 1-4 bir | > 
— — ultrosi - — —— Im 
— Angelicae compositus . — —212434 24— 
— camphoratus .. — | — | —:l: 21.16 | © 
—  Cochleariae . Aa ba — 
— dilutus .. — \.- | - Ik |10|— 
— Formicarum. . — —4 — 3124 — 
— Juniperi.... — —4—42416— 
— Lavandulae. ... . -—|—-|—-|.2|16| — 
— Melissae composilus . — 1—-1-1.3),—- | -— 














Gramm. 


| 1 | 10 | 100 | 00 





kr. | kr |kr. | kr. | kr. | kr. 

Spiritus Menthae erispae Anglius . .| — | — | - 689 —-| — 
— — — — ..1-1-1|1-|12|- | —- 
— Rosmarini . . . .:|-1—-|-—-| 2|)16| — 
— saponatus. — 1-1 — | 2] 16 | 60 

— Sepyli .. . 2:22... :.]-1-1-] 2116| - 

— Smapls 2. 2 2.202202... |— | 4132 | - 
Spongiae ceratae . . . 2 2. .-|- 1314| — — 
_ compressae . . » ...1-1—-151I140| — — 
Stibium sulfuratum aurantiaccum . -21—-2115140 — 
— — erudum gr. mu. . — — — | — | 15 | 60 
— — — laevigatum .| — | — — 3 — — 
— — rubenmnmm. -2 -221-2— — 
Stipites Duleamarae cone. ——— —2ù1 8— 
Stryehninmmm. —-2320 — — — 
— nitrieuunnn... 1—2320 — — — 
Styrax liquiduusss. 1—2——-21—202 — 
Succinumm. 0.:-|- | —- | ?| | — 
— subt.pulv.. » 22.2 ..-1-1|1-141-|1— 
Succus Juniperi inspiss, . . . .»...1- |1—- | —-1]13|4| — 
— Liquiritae crudus . . ..../—-|1-|1-13|14]| -— 
— — — subt. pulver. — -— | — | 7) —- | — 
— — depuratuuss. — — —8— — 
_ _ — subt. pulv. .| — | — | — 10 70 — 
— Sambuci inspissatus . . » . . — | -|-16|185| — 
Sulfur depuratum. . » . 2:2... -|1-|-—-| 2) 16| — 
— Tlodaluım . . 2. 20220. .-|-16|)2 | — — 
— praecipitatum. -. 2... ..[-|1-1-]|] 3) — — 
— sublimatum . .... .I-|-1-1-16|1 4 
Summitates Sabinae conc, et gr. m er .I|-—|-|-| ?)12| — 
— — subt. pulv.. — — —3 — | — 
Syrupus Althaeneee.. ———-21214 — 
— Amygdalarum.. ../-|—- 1-1! AIl-| — 
—  Aurantä Cortieis . . . ..:1-— | —- | —- I 4I| - | — 


Syrupus Aurantii Florum . 


Balsami Peruviani 
Cerasi 
Chamomillae 
Cinnamonmi . . 


Mir ee 


Ferri iodati . ; 
— oxydati solubilis . 
Foeniculi . . 
guinmosus 
Ipecacuanhae . 
Liquiritiae . . » 
Mannae . . 
Menthae crispae . 


opiatus 

Papaveris .. 
Rhamni catharticae . 
Rhei 


Rhoeados . .... 


Rubi Idaei . . . 


Sarsaparillae compos. . 


Senegae ., . x.» 
Sennae cum Mauna . 
simplex . » . +. 


Sucei Citri . . » . 
Tartarus boraxatus ur 
depuratus gr. m, pulv. 


—  ,subt, pulv, 
ferralus . » oo 0.0. 
natronatus gr, m. pulv. 


— subt, pulv. . 


stibiatus subt. pulv. . 


— piperiae .. 


— 


eanulol; 










Gramm, 


— o01| 01 1 io 1100 |500 


kr. | kr. | kr. | kr. | kr. | kr. 

Terebinthna .: » = + +: 2 ...1-1- 1-1 1181,39 
— laricin. + 1-1 1— 32070 
Tinctura Absinthü . -. . » 2 2...1-1- —41—— 
_ Acnlli . -. : 2 22... 1- | - | 4— | — 
— Alles . . :. 2: .:..:.:..l-1-|—-| 3] —-| — 
— — compsia . . . ———430 — 
— amarnnnn. 1-2 1-1 —-[]| 5710| — 
— Armiae ..:.:.:::.::]-|—- | —- | 4|32| — 
—  aromalila . » 2x... 1-1 —- | —- 15 I —- I — 
— —  acida. . .:.::.:1-1-1-161I —- | — 
— Asae foetidee.. 1I-— I — —215140 — 
— Aurantlil Cortic . -. « - I -— — —216— — 
— Belladonnaae.... — — —264—— 
— Benzotsts. ——2——6 — — 
— Calamiiii.. —2—— —251—— 
— Cannabis Indieeæ.. — —2—2— — 
— Cantharidummn.. — — —2164— 
— Capici. . .» 22200: —-212 —215—- | — 
—  Casarille. . ©. » 52: :|—- I - | -15|I| —- I — 
—  Castorel Canadensis . . » :\— | —- | +/ 1414| —- | — 
— — Siblrli. . -» » : :|1-|-135]1-|-| — 
— DCatechu. . : 2 2 22. .+|-1|-|1-|]|351|1-| — 
— Chine . . .». 22:2: .::.-1-1|1-171I1-1|1— 
— — composita... -æ ——2—1171501 — 
— SOhinoidinnnn. ———4 — — 
— Cinnammi. . » 2. 2: .2../1-1-|- | 4 —— 
— Colchici. . . 2» 2.2 ..1-1|1-1|1- | 41 —- | — 
—  Colocynthidis . . » +. .+..1-1-|-|)| 51 - | — 
— Creci 2... 2: 2202: +-1- | 2I| - | —- | — 
— Digttals. . - 220. .1-1- 1-16) —- | — 
— — aetheren. — — —5— — 
— VLuphorhiii. —-212 —4 — — 
— Perri acetici aetherea.. — — — 5 — — 


Tinetura Ferri chlorati, . 


— pomata. . 
Formicaruım . , 
Gallarum 
Gentianae . } 
Gusjaci. . . .. 

— ammoniata . 
Hellebori viridis . 
Jodi 


—  decolorata . . 


Ipecacuanhae , 
Kino... 
Lobeliae . 
Macidis . 
Moschi 
Myrrhae 
Opii benzoica , 
— crocata 
— simplex . 


Pimpinellae - . . 
Pini composita 
Ralanhae . . . . 
Resinae Jalapae . 
Rhei aquosa 

—  vinosa 
Scillae F 

—  kalina . 
Secalis cornuti 


Stramonii 
Strychi .. . 
— aetherea . 


Spilanthis composita . 


aetherea . 


kr. 
4 
5 


| as | = 


— 


— 
un Don on 0 — 








Tinetura Thujae . 

— Texicodendri . 

—  Valerianae . . 

- — aetherea 

— Vanilllae. 

— Zingiberis 
Tragacantha subt, pulv. 
Trochisei Ipecacuanhae 

— Magnesiae ustae 

— Natri bicarbonici . 

— Santonini 

zu je 0,025 Gr. 10 Stek.—= 8kr. 
zu je 0,050 Gr, 10 Steck. = 12 kr. 
Tubcra Aconili cone. . ». 2 22.“ 

— — pulvy. subt. 

— Jalapae subt. pulv. 

— ' Salep subt. pulv.. 

Turiones Pini cone. . 


Unguentum acre „ . ... - s 
— arsenicale Hellmundi 
— + basilicum . 2 2 2 2 0% 
— Cantharidum 
— cereum 
— Cerussae 


camphoratum . 


du 'Elemi . 
— flavum, —W 
—— Glycerini. . » 2.0. 


— Hydrargyri cinereum . 
— Kali iodati . 


— leniens 
— Linariae . — 
— Majoranse . . 2. 22.00 


5 ww | 


I IiIitelsuosf 


I] 


nano Amwmn Sun Rn 
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100101 | 1 110 |100 | 500 

7 0 Tl ae IK kr kr. | kr. | kr. 


Unguentum narcotieo-balsam. Hellmundi.| — | — | - | 15 | — | — 
— ophthalmicum . . . jJj-l-1- 


BERN 101 — — 

— — compositum .| — | — | — 7 — — 

— oxygenatum . ... 2 ..|—-1-|—-|8,)90| — 

— Plumi... ——2— 540 — 
— — ‚tanii ... — — — 4146 1120 | — 
— Popui.... —-212 —2 Alm 4— 

— rosatum . . ». 2. 2... / -—— — 430 — 

— Rosmarini comp. ....... :'— |—-| -| 7I-|— 

— sulfuratum compos. . . . — | —- — —3 24 — 

— Tenrehinthinaæee.. 1—2 — — 4130| — 

— —W —— compos..... — — 430— 

— Zini . 222.2... 1-1, 5] 0. — 
Vanilla saccharaa . . . 22... -|-1!13|1-1-|- 
Veratrinüum  .'. . . .2. .: 0.2... 1379| - II — 
Vinum aromatieum ‘., .. 2.2... — — —6150 - 
— eamphoratum . . 2. :..4—-1— 1-1] 4180| — 
— Chine . .. 2 2.2.2 2..1-1-|- 7 | 50 1180 
— Colcici. . . 222.2... .1-1-|1- 7I—|- 
— Ipecacuanhae. . . 2» 2.2..1-|I1- — 8B|- | — 
— Pepini . . 2.2.2222... -1-1|1—-]| 4130| — 
— stiblatum . . . 2: 2222. .1- 1-1 - 151 — | — 
— Xerene. . . 2 2.2... — 1- b- I 1235 |100 
Zincum acelicum ; . . 2.2 .2...1-|- — 51—4— 
— chierat.... :1-I|1-|-]| | —-|— 
— ferrooyanatum . . . ...+.1—-|—-| 2|16I|—- | — 
— laeclieumm . .. . 2.2... -—- 1-1] 3129%| —- | -— 

- oxydatum prrum . .2....1-|-|1]6|—|— 

— — venaleeee... — 12— 215 — 
— sulfocarbolieum . . . . . —— 211—— 

— sulfurieum eryst. . .....[-1-|-|1|6| — 

— valerianicum. . . ..:..-|-|ıIl-I|-—-|I-—- 


I. Tare der Arbeiten. 


Abdampfen. : 
teuzer. 


Für das Abdampfen im Wafferbad, fr jede zu verbampfen- 
ven 100 Gramm». - 2 2 0.2 0 0 0. .° ——— 


Auflöfen. 

I. Für das Auflöfen von einem oder mehreren Ertracten 
(mit Ausnahme der Ertracte von Eyrupconfiftenz), von Delzuder, 
oder Arabifhem Gummi in einer Flüffigkeit, wobei eine Colirung 
oder Filtration nicht ftattfindet, defgleichen für das Zerreiben von 
Latwergen, Pulpen und weichen Seifen, fowie für das Anreiben 
von Pulvern mit Flüffigkeiten, wenn diefe Pulver ſich gar nicht 
oder nur zum Theil in der Flüffigkeit Löfen . . » 22... 

Anmerkung. Wenn in einer Mifhung eine Ertractlöfung zugleich mit einer 

Zerreibung ober Anreibung vorkommt, {ft für letztere nichts zu bereqnen. 

II. Für das Auflöſen von einem oder von mehreren Salzen, 
von feſten Säuren, Alkaloiden, Manna und ähnlichen Subftanzen 
in Waffer oder in einer andern Flüffigkeit, incl. Coliren. . . 5. 

Anmerkung. 1. Sind die Safe u. f. w. im Irpftallifirten und im gepulverten - 
Zuſtand in der Tare aufgeführt, fo barf bei Auflöfungen nur ber Preis 
bes kryftallifirten Salzes u. ſ. w. in Anrechnung gebradt werben. 

Anmerkung. 2. Für das Auflöfen von Salzen ober Ertracten zur Bereitung von 
Pillenmafjen, Salben und dergleichen darf nichts in Anrechnung gebracht 
werben. 

Anmerkung. 8. Wenn mehrere der unter II. genannten Subftanzen die Be— 

ftandtheile einer Auflöfung ausmachen follen, fo barf für die Bereitung 
berfelben nur der Preis einer Löfung in Rechnung kommen, 
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Kreuzer. 
11, Für das Auflöfen des — in * ober, atheri · 
ſchen Oelen, in Aether oder Alcohol ; ABER Pr er 7 


Kontundiren und. 2 


dar das Contundiren und Zerreiben einer Subſtanz 
bis incl. 20 Gramm '.. . .. 2 
ec ae ah 
SE ee 
ee a ae Be 
a re ee 
Bei größeren Ouantitäten für jede weiteren 200 Gramm . 1 
Decocta und Infufa. 
Für ein im Dampfapparat zu bereitendes Decoet oder In⸗ 
fufum (incl. der Wägung ber Colatur) bis zu 500 Gramm. . 8 
Bei größeren Quantitäten für weitere je 500 Gramm. . 4 
Wenn ein Decoct verordnet wird, welchem gegen Ende ber 
Bereitung noch eine. weitere Subftanz Hinzugefügt werben fol, 


fo darf hiefür nur der Preis eine® einfachen Decocts berechnet 
werden. 


Digeftionen. — 
Geiſtige und wäſſerige Digeſtionen werden bis zur — 
von 24 Stunden berechnet mit. 8. 
Bei mehr als 24ftündiger Dauer wird für. — 


Zeitraum von 24 Stunden die Halfte des obigen Arbeitöpreifes 
hinzugerechnet. 


Dispenfation nicht füffiger Arzneimittel. . 
Für die Dispenfation eines nicht flüffigen Arzneimittels, 
(4. B. eines geftrichenen Pflafter8, eines einzeluen Pulvers oder 
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Kreuzer. 
eines Suppoſiteriuuis u. |. w.), wobei die Anwendung eines Ge 
fäffes nicht flattfindet, find incl. Abwägen, Convolut und Sig- 
natur zu berechnen 

bei einer Menge bis inch. 100 Gramm —— —— 
77 mim 200 " FE © 
Bei größeren Mengen . . » 4, 
2 Für die Dispenfation eines nicht —— Pflaſters Er 
einer getheilten Salbenmenge incl, Abwägen, Einwideln, Wachs⸗ 
papier, Eonvolut und Signatur R 
bis ind. 10 Grm... 2 a0 re 2 
nn 4% .100 R er ae ea Be 
z „0 „ N ee 
bei größeren Mengen . . 6. 
Das anzuwendende Wachspapier wirb beſonders — ie 5 Om 
dratdecimeter zu 1 reger — in Rechnung gebradit. 


Gmulfonen. 

Fiir die Bereitung einer Samen, Oel⸗, ee Sa, 
Eampher-, Wachs und Balfam-Emulfion : . . . 8 
Filtration. 

Für eine Filtration bis incl. 200 Gramm 2. 
* A 6 
Bei größeren Quantit iten für — weitere Menge von je 
200 Grauum.* Er DT — 
Gelatinen. 


Für, eine im Dampfapparat zu bereitende- Gelatine aus i8- 
ländifchem Moos, Hirſchhorn, eo. en und — 
bis zu 500 Gramm. .. F . 15. 


Für jede weitere 100 Ctamm . Far ee 7 


Fatwergen. Rreuper. 
Bir die Bereitung einer Xatwerge . 2 20 nn. BD 
Macerationen. 


Macerationen bis zu der Daner von 24 Stunden . . . 4. 
Bei längerer Dauer: derfelben. für jede weitere 24 Stunden je 2. 


»aften. 
Für Bereitung einer Pafte Bei 
bis incl. 50 Gramm . 2 2.2 000. 6 
D 100 a ee 
" „» 200 n. Eau Ber BEE Baer Ze EZ . 1%. 
Für größere Mengen.. num mn ee 48. 


»flafter, 
Für die Bereitung eines Pflafters durch — und Ma⸗ 
laxiten bis incl. 100 Gramm . b. 
ae ae 
für größere Mengen .°. . — . 10. 
Für die Bereitung eines Pflaſters durch — ober 
Kochen, inch. etwaigen Miſchens und — 


bis incl, 100 BERN —F Be / 
nn 0 a ee — u . 14. 
für größere Mengen EN St. 


Für das Streichen, eines Pflaſters bis gi einer e Größe ı von 
50 Quadrateentimeter inch, des etwa nothwendigen Erweidens 


oder Schmelzend. . . . 4. 
Bei größeren Pflaſtern für * weitere, ‚50 Duabrateentic 
meter ie. 2 — * * * 1. 


Für dad —— Bang neben berechnet 
‚ bei weißem Leder oder Leinwaud für j ie 100 Qua⸗ 
bratcentimeter. ». .% ‚bj — 
bei Seidenzeug für je 40 —— — — 


ſKreuzer. 


Dillen, Boli, und Trochisci. 

Für das Anſtoßen einer Maſſe zu Anfertigung von Pillen, 

Be und Boli e 
bis incl, 20 Gramm . — 
für jede weitere Menge von je 10 — 
für das Zuſammenſchmelzen von Wachs und der— 
gleichen mit Balſamen oder Oelen zu Bereitung ei⸗ 
ner Pillen⸗ u. ſ. w. Maſſe ſind — in An⸗ 
rechnung zu bringen . . 

a das Formiren von 30 Pillen (oleich viel. von — 
Größe) nebſt den dazu etwa nothwendigen Wägungen und für 
das Beſtreuen der Pillen mit — oder einem — 
thigen Pulver . . 

Für das Formiren und Berfilbern * 30 Pillen 

Für das Formiren von 30 Pillen und Dee mſchen 
mit Gelatina . 

Für das Formiren —* ——— von 1 30 Billen . ; 

Duantitäten unter, 30 Stück werden. gleich 30 Stüd berechnet, 
größere Mengen in entjprechender Weife, ſo daß z. B. 40, 60 oder 
60 Stück nebſt dem Beſtreuungspulver koften . 

Für das Formiren, die dazu etwa nöthigen Waobingen * 
das Beſtreuen der Trochisei oder Boli pro Stüd . 


9 Fulver und Hperies. 
‚Fe die Mengung eines feinen Pulvers 
bis incl, 100 Gramm . 
für größere Mengen . . 
Bei einer Divifion oder, was gleichviel ift, — einer in ver⸗ 
vielfältigter Doſis erfolgten Verabreichung feiner Pulver werden 
für die Dispenſation incl, Abwägen, Kapfeln, Convolut und 
Signatur von je zwei Dofen berechnet Een 
Sind Wachskapſeln vorgefchrieben ober ift * Anwendung 


5. 


unumgänglich nothwendig, jo wird obiger Sa um den — 
Theil erhöht; es müſſen demnach z. B. 12 Stück — Pulver 
taxirt werden mit. . . SL 

Für die Mengung eines — Pulvers — von Species 
fammt Convolut und Signatur 

bis incl. 200 Gramm . 2 2 2 2 2 0 
für größere Mengen . 

Bei Divifionen von groben Pulvern und von Species — 
für Dispenſation jedes einzelnen Pakets incl. Abwägen, Kapſel, 
Eonvolut und Signatur berechnet bis incl. 100 Gramm. . . 1. 

bi8 incl. 200 Gramm . . 2 2 2 2 2. 8 
bei geößeren Mengen . » 2 2 2 2 2 ec. 


Reiben. 
Anhaltendes Reiben, als Ertinction des Queckſilbers in jeder 
Menge u. ſ. w. für die Stunde. 430 


Salben. 

Für die Bereitung einer Salbe durch Miſchen mehrerer 
Salben oder Fette oder von Salben und Fetten mit flüſſigen 
Subſtanzen ohne Schmelzen 

bis incl, 50 Gramm . . 2 3. 
| DR a ee 
u 9 ee ee, ee Me 
für größere Mengen. . . . 10. 

Fiir die Bereitung einer Salbe durch Miſchen * — 
Ertracten, Salzen und dergleichen mit Salben oder Fetten ohne 
Schmelzen 


ee» 


” 


bis incl, 0 Gramm . . 2 2 2 5. 
n n 100 " « + . + * * . 3 8. 
. " " 200 " 0 + * * + * * * 14, 
für größere Mengen » » 2 20.2. 0.16, 


40 
Kreuzer, 
Für die Bereitung einer Salbe durh Schmelzen incl, Zu- 
mifchen anderer Subftanzen und Agitiren 


bis incl, 50 Gramm — 

" 100 " . 14, 

" " 200 . 20. 

für größere Mengen 28 
Saturationen. 

Für die Bereitung einer Saturation. . . 2 22.2.6 
Suppofitorien. 

Für die Deckung eine Suppofitorium. . . . 8. 


Bei der Bereitung mehrerer Suppofitorien werden für ie 
zwei weitere Suppofitorien berehnet. . . 2 2 2 20. 


Wägungen. 
Eine Wägung oder Tropfenzählung, welche zur Anfertigung 
einer zum inneren oder äußern Gebrauch beſtimmten Arznei er- 
forberlich ift, wird mit 1 Kreuzer, 2 Wägungen mit 2 Kreuzer, 
3 MWägungen mit 3 Kreuzer, 4 und mehr Wägungen mit4 Kreu- 
er berechnet. 
In feinem Fall dürfen mehr als 4 Wägungen berechnet werden. 


IN. Tarxe der Arbeiten für thierärztlide Heilmittel. 


Für eine Abkochung oder einen Aufguß 
bis zu 2 Pfuw . . . 
. über 2 Pfund für jedes — Biund. 

Für die Dispenfation eines nicht flüffigen Arzneimittels, 
wenn biebei die Verwendung eines Gefäſſes nicht ftattfindet, 
3. B. von Species, eined einzelnen Pulvers u. f. w. incl, Ab- 
wägen, Eonvolut und Signatur 


» @ 


bis zu 1 Pfundd..4 3. 
| für Mengen über 1 Pfund. . 2 22.2.4 
Für die Bereitung einer Latwerge 
bis zu 1 Pd . 2. 2... . 6. 
für größere Mengen für jedes — Pfund. . 2. 
Für das Anftoßen einer Maffe zur Anfertigung von Pillen 
(Biffen, Bolt) 
bis zu 100 Stamm. . » 2 2 2 ee 5. 
für jede weitere 560 Gramm . . » 1. 
Für die Formirung von Pillen (Biſſen, Boli) — dns 
Mehl zum Beftrenen 
bis zu 4 Stüd für 1Stüd. . 2 2.2.2 


für jedes weitere Stüd. . . » .» aa 
Für die Mengung eines Pulvers oder von Species 
bis zu 1 Pfund * . 2... 3. 


bei größeren Mengen für jedes — Pfund ie. 1. 
Für das Theilen von Pulvern und Species incl, Abwägen, 
Eonvolut und Signatur I 
das einzelne Paket bis zu 200 Gramm . . . 2% 
bei größeren Mengen für jede weitere 200 Grammje 1. 
Für die Bereitung einer Salbe 4 
duch einfache Miſchung bis zu 100 Gramm . 5 
jede weitere 100 Gramm . — 8. 
durch Schmelzen bis zu 100 Gramm ae 6 
jede weitere 100 Gramm ; . . 4 
Eine einzelne Wägung oder Tropfenzähfung,, — welche zur 
Anfertigung einer zum innern oder äußern Gebrauch beſtimmten 
Arznei erforderlich iſt, wird mit 1 Kreuzer, 2 Wägungen mit 
2 Kreuzer, 3 Wägungen mit 3 Kreuzer, 4 und mehr Wägungen 
mit 4 Kreuzer berechnet, 
In feinem Fall dürfen mehr als 4 Wägungen berechnet werben, 


IV. Tare der Gefälle. 


Gonvolut-Käftden. 
Kreuzer. 
Konvolutläftchen bis zu 5 Pulver. ET ° 
Mr von 6 bis zu 10 Pur . . 2 2.0. DB 
— von 11 bis zu 20 „ — 6 
— von mehr als 20 „ 8 


Gläſer, grüne und halbweiße. 


Grüne und halbweiße Gläfer mit Kork, Teltur und Signatur 
Toften das Stüd bis zu 20 Gramm. 4 
über 0 Gramm „ „ I u.» 5 
n 100 n " " 200 " ...6 
" 200 " nn 300 nr. 8. 
n 300 " nn 400 " 4410 
n 400 " nn 500 2 
Weber 1 Pfund wird für jedes weitere Pfund 2 


Gläſer, ftarke weiße. 


Starke weiße Gläfer mit Kork, Teftur und Signatur foften 
das Stüd 


" + * 
berechnet. .. 


bi8 zu 15 Gomm . 2. 22.0.6. 

über 15 Gramm „ „10 %„ a ae a — 

„100 u n"nW m u er ER 

„DO nn 0 nW nn 13. 

n 800 n nn 400 " ne 

" 400 " " n 500 " « . ne . * * 18. 

Ueber 1 Pfund wird fir jede weitere 250 Gramm berechnet. . 3. 

Anmerkung. Dbige Preiſe gelten nur für ftarfe weiße Gläſer. Dünnere weihe Gläſer 
dürfen nur wie halbweiße berechnet werben, 
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Rreuger. 
Starke weiße Gläfer mit eingeriebenen Glasftöpfeln werben 
incl. Teftur und Signatur das Stüd | 
bis incl. 100 Gramm . . 2 2 2 200. 
— MO. 5 a re re er 
— 1. = 5 we ine 
theurer berechnet. 

Weiße Pulvergläfer, Hyalithgläfer oder geſchwarzte Gtäfer 
werden wie ftarke weiße Gläfer berechnet, 

HolzeKorkftöpfel oder hohle Glasftöpfel zu den wei- 
fen Pulvergläfern und Holzdedel zu Salbentöpfen koſten mit 
Signatur das Stüd 

Zu Gefäffen bis zu 100 Gramm Inhalt . » 2... 

n " non 20 n n en Su BE DE 

Zu größeren Gefäffen . . . - Be ee; ee 

Kautſchuckſtöpſel koſten das Stad 

Zu Gläfern bis zu 100 Gramm Inhalt . ». . 5. 
" " nn 200 n JJ TEN TB 6. 
" n " " 300 " n 8 


Pe Fe Te . . . 
n " n " 500 n " * * 12. 


Anmerlung. Starke weiße Gläſer, Gläfer mit — — Opafitß- 
gläfer und geſchwärzte Gläfer, fo wie Holztorkftöpfel, hohle Glasftöpfel 
oder Kautjhudftöpfel, dürfen nur zur Anwendung reſp. Berechnung fom« 
men, menn fie verlangt werben, ober wenn fie imkge ber Natur bed 
Arzneimittel nothmwenbig find. 


Pr» 


Yappfhadteln (mit Fa). 
Pappſchachteln koſten mit Signatur da8 Stück 


bis zu 30 Gramm Me 

über 30 Gramm „ „10  „ FR: 
" 100 " " " 200 " . 9. 

n 200 n "n n" 300 * 12. 

n 300 " " " 1 Pfund . 16. 


Anmerkung Schadteln mit Golbrand bürfen nicht höher ala oben — 
berechnet werden, 


Töpfe, graue oder gelde. (Steinzeug). 


Kreuzer 


Graue oder gelbe Töpfe often incl. Teftur und Signatur 
das Stüd 
bis zu 50 Gcomm. 2. 2 20. 
über 50 Gramm „ „ 100 a cn 
" 100 " " " 200 " ® . . 
" 200 n nn 400 n JR. ——— 
„ 400 — — EUR 5 2 
Ueber 1 Pfund werden für jedes weitere Pfund berechnet 


Töpfe, weiße. (Porzellan), 
Weiße Töpfe koften incl, Tektur und Signatur das Stück 
bis zu 10 Gramm. . 2... 
Bon 10 Gramm u 


" 50 " "n " " * + * . * * 


50 
100 
„ 10 " no 200 " 0,8) ,8, 8 
300 
400 


* 


" . . * . * . 


* s 


n * * * [2 * + 


" 300 " " 


" + . * * * * 


„0 u Eh TBB 8:58.28; 


Anmerlung: Kür bie thierärztlichen Heilmittel werben bie zu verwenbenden grünen Glä— 
fer und grauen oder gelben Töpfe zu den vorftehend angejegten Preifen berechnet. 
Für die der Berechnung zu Grund zu legende Größe der Gläfer gibt das abfolute 
Gewicht der durch fie aufjzunehmenden Flüffigleit, ohne Nüdficht auf das ſpezifiſche 
Gewicht derfelben den Maßſtab ab, fo daß demnach z. B. für 100 Gramm Syrup, 
Waſſer, Del, Spiritus oder Aetherftets ein Glas zu 100 Gramm zu berechnen ift. 


Dafjelbe gilt für die Schachteln und Töpfe. 


Sollen Gläfer oder Töpfe trodene Subjtanzen aufnehmen, fo wird die Größe 
berfelben nach der Menge beftillirten Waſſers berechnet, welches fie zu faſſen ver« 


mögen. 


Wenn zur Aufnahme der Arznei mit dem Necepte leere Gläfer oder Töpfe 
in die Apotheke gebracht, oder bei Neiteraturen wieder mitgebracht werden, fo barf 


nur die Hälfte der vorftehenden Preije in Anrechnung kommen. 


Wenn bei Arzneilieferungen auf Rechnung öffentliher Kaffen an öffentliche 
Anftalten oder bei Epidemicen Gläfer oder Töpfe gereinigt zurüdgegeben werden, 
fo ift an der Rechnung je die Hälfte des für diefelben in Anrechnung gebrachten 


Tarpreifes abzuziehen. 


V. 


Tare der homöopathiſchen Arzneimittel, 





1. Muttertinkturen. 


A. Essenzen aus gleichen Theilen aus- 
gepressten frischen Saftes und 
Weingeistes zusammengeselzt .. . 


B. Tinkturen aus 1 Theil trockener 
Arzneisubstanz und 20 Theilen 
Weingeistes bereitet . 


2. Verdünnungen. 


A. Mit Weingeist bereitet von der 1. 
bis 30. Verdünnung . 


B. Streukilgelchen, welche mit einem 
Arzneimittel befeuchtet sind .. 


Reine unbefeuchtete Streuktigelchen, 
reiner präparirter Milchzucker . 


1 bis 30 Tropfen . 

31 bis 100 Tropfen oder 
5 Gramm , .. 

jede weitere i00 Tropfen 
oder 5 Gramm . 


1 bis 20 Tropfen . 

31 bis 100 Tropfen oder 
5 Gramm , — 

jede weitere 100 Tropfen 
oder 5 Gramm . 


1 bis 30 Tropfen . 

31 bis 100 Tropfen oder 
5 Gramm , — 

Jede weitere 100 Tropfen 
oder 5 Gramm , 


bis zu 1 Gramm 


über 1 Gr, bis zu 2 Gr. 
über 2 Gr, bis zu 5 Gr. 


5Gramm . . .» 2 v. 


kr. 


3. Verreibungen. 

Aus 1 Theil trockenen Arzneistoffes 
und 100 Theilen Milchzuckers durch 
einstündiges Zusammenreiben be- 
reitet. . ». 2» 2 22.00.06. .|bisi Gramm. } 

jedes weitere Gramm . 





Bei Verreibungen, welche im Verhältniss von 1 zu 10 bereitet sind, 
darf für die erste Verreibung der Preis des angewendeten Arzneistoffes 
noch besonders in Rechnung gebracht werden. 

Wenn ausser den gewöhnlichen Verreibungen ein Pulver verordnet 
wird, welches durch längeres Verreiben bereitet werden muss, so dlirfen 
für jede Viertelstunde Reibens noch 3 Kreuzer in Rechnung gebracht 
werden. 

Die ausser den Streukügelchen und dem Milchzucker zur Bereitung 
homöopathischer Arzneien gebräuchlichen Vehikel wie 

destillirtes Wasser, Weingeist, Süssholzwurzelpulver u. s. w., 

sowie 

die Wägungen, das Mengen und Austheilen der Pulver und son- 

stige Arbeiten, dann 

Gläser, Schachteln und andere Gefässe 
sind nach der gewöhnlichen Taxe zu berechnen, 


- 
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Aönigliche Verordnung, betreffend die Prüfung und Kefellung öffentlicher Feldmeſſer und die 
Ausführung der Seldmeffer-Arbeiten. Vom 20. Dezember 1873, 


Karl, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Auf Grund des $. 36 der deutfchen Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (Neg.- 
Blatt von 1871, Seite 287, Anlage ©. 13) verordnen und verfügen Wir zur Regelung 
der Berhältnifje der öffentlichen Feldmeſſer, was folgt: 

1. Allgemeine Beftimmungen. 
&. 1. 

Die Beeidigung und Beftellung öffentlicher Feldmeſſer erfolgt durch das Oberamt 
ihres Wohnorts. 

ALS öffentliche Feldmeffer dürfen nur diejenigen beeidigt und beftellt werben, welche 
die vorgefchriebene Staatsprüfung mit Erfolg erftanden und das einundzwanzigfte Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt haben. 

Diejenigen, welche fich zur Beeidigung melden, Haben ihr Prüfungszeugnif vorzu- 
legen und fich über ihre Unbefcholtenheit auszuweifen. ” 
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8.2. 
Die Betellung zum öffentlichen Feldmeſſer (5 1), welche derfelbe durch feine Be 
eidigung erhalten hat, kann nur nach den Vorjchriften der SS. 53 und 54 der deutſchen 
Gewerbeordnung zurückgenommen werden. 
1. Prüfung der Feldmeſſer. 
8. 3. 


Die Prüfung der Feldmeſſer wird durch eine von dem Miniſterium des Innern 
beſtellte Kommiſſion, beſtehend aus einem Vorſtande und vier Mitgliedern, nämlich je 
einem Lehrer der Geometrie an der polytechniſchen und an der Baugewerkeſchule, einem 
Vermeſſungsbeamten des Kataſterbureaus und einem Bau- oder Verwaltungsbeamten 
jährlich einmal in Stuttgart vorgenommen. 

Dieſer Kommiſſion wird ein Sekretär beigegeben. 

8. 4. 

Die Geſuche um Zulaſſung zu der Prüfung ſind von den Kandidaten bis zum 
1. Juli jeden Jahres dem Oberamt ihres Aufenthaltsortes zu übergeben und von dieſem 
dem Miniſterium des Innern mit dem Beiſatz „Für die Feldmeſſerprüfungs-Kommiſſion“ 
vorzulegen. | a 
8.5. 

Der Meldung find Nachweise anzuſchließen: 

1) über das im letzten Kalenderjahr oder — zurückgelegte 19. ER 

2) über Unbeſcholtenheit, 

3) über entjprechende VBorbildung ; 

4) über die praftifche Bildungslaufbahn. 

Der Nachweis über die Vorbildung ift ordentlicher Weife zu führen durch ein Zeug- 
niß über mindeftens einjährigen erfolgreichen Beſuch einer Ober-Realjchule oder der ent- 
Iprechenden Klaffen einer gleichftehenden Anftalt, oder durch ein Zeugniß über den regel- 
mäßigen Beſuch der beiden oberften Klaffen der mit der Baugewerkefchule verbundenen 
Geometerjchule, - 

Der Nachweis über die praftifche Bildungslaufbahn iſt zu liefern durch das Zeug- 
niß eines oder mehrerer geprüfter Feldmefjer über eine mindeftens zweijährige Beichäf- 
tigung mit Katafter- und nivelliftifchen Arbeiten. ‘Im den betreffenden Zeugniffen muß 
die Art der Beichäftigung namhaft gemacht und es muß diefelbe außerdem durch Belege, welch, 


. 
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in Brouillons, fowie ausgeführten Nechnungsarbeiten und einem. ins Reine gezeichneten 
Plane beftehen, bekräftigt fein. 
8. 6. 

Die von dem Minifterium de8 Innern nad; vorgängiger Einvernehmung der Prü—⸗ 
fungs-Kommiffton für zulaffungsfähig erfannten Kandidaten werden zu. der Prüfung 
fpeziell vorgeladen. 

Gefuche um Zulafjung zu der Prüfung, welche nicht mit den vorgefchriebenen Nad)- 
weifen ($. 5) verfehen, oder nicht innerhalb der Hiefür feftgefetsten Frift ($. 4) einge 
reicht worden find, werden zurückgewieſen. 

Die betreffenden Kandidaten, fowie diejenigen, welche fich zwar vorjchriftmäßig ge- 
meldet haben, aber aus andern Gründen nicht als zulaffungsfähig erfannt worden find, 
werden hievon unter Angabe des Grundes in Kenntniß geſetzt; zugelaffene Kandidaten, 
welche nicht am Anfang des für die Vornahme einer Prüfung beftimmten Termins er- 
feinen, werden auf die nächftfolgende Prüfung verwiefen. 

Die Prüfung befteht theils in Ausführung von Arbeiten auf dem Felde, theils in 
der fchriftlichen und mündlichen Beantwortung von Fragen und Auflöfung von Aufgaben 
jowie in Fertigung von Zeichnungen. 

8.8, 

Der Gebraud von Büchern und anderen Titerarifchen Gilfemittefn ift, mit alleiniger 
Ausnahme von Togarithimen- und ähnlichen Tafeln, den Prüfungs-Kandidaten unterjagt- 

Ein Kandidat, welcher fich eine Mebertretung dieſes Verbots zu Schulden kommen 
läßt, wird, wenn diefelbe im Laufe der Prüfung entdeckt wird ,. durch Ausspruch der 
Prüfungs⸗Kommiſſion von der Prüfung ausgefchloffen; wenn aber feine Verfehlung erft 
fpäter zur Anzeige kommt, jo wird ihm fein Prüfungs Zeugniß ausgeftellt oder das be- 
reit8 ausgeftellte Zeugniß wieder abgenommen. 

Gleiche Ahndung trifft diejenigen Kandidaten, welche anderen während der Prüfung 
im irgend einer Weife zur Löſung der gegebenen Fragen und fonftigen Aufgaben behilflich 
find, oder von anderen Pilfe annehmen. 

8.9, 
Bei der Prüfung werben folgende Kenntniffe verlangt: 
1) Algebra bis einjchließlich der Gleichungen zweiten Grads und der Logarithmen; 
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2) Planimetrie und Stereometrie mit Anwendung der Algebra; darftellende Geometrie 
in Anwendung auf ebenflähige Körper, Eylinder-, Kegel- nnd Rotations-Flächen ; 

3) ebene Trigonometrie, Polygonometrie, die Anfänge der ſphäriſchen Trigonometrie; 

4) praktifche Geometrie mit Anwendung der Mefftangen, der Kreuzicheibe umd des 
Winkelſpiegels, des Meftifches mit Diftanzmeffer, des Polarplanimeters, der 
winkelmeſſenden Inftrumente und des Nivelliv-Inftruments. Prüfung und Be— 
rihtigung der Inftrumente, Ausführung der betreffenden Zeichnungen, Berech- 
nungen und Meßurkunden. Belanntfhaft mit dem Koorbinaten-Syfteme der 
württembergifchen Landesvermefjung und Auflöfung der darauf bezüglichen Auf- 
gaben; 

5) Baumeffungen, Kenntniß der dabei vorkommenden technifchen Ausdrücke, Ferti— 
gung einer Baumeßurkunde mit den dazır gehörigen Zeichnungen; 

6) Bekanntſchaft mit den in Württemberg für das Vermeſſungweſen überhaupt und 
für die Landesvermeffung, deren Ergänzung und Fortführung insbeſondere bes 
ftehenden Borfchriften; 

7) Bekanntſchaft mit den technischen Aufgaben der Feldmefjer bei Güterzufammen- 
legungen, Feldregulirungen und Feldweganlagen. 

Bei den fehriftlichen Arbeiten wird auf korrekte und geordnete Darftellung Gewicht 

gelegt. 
8. 10. 

Die Kommiffion fällt ihr Urtheil auf den Grund der vom ihr vorzunehmenden Prü- 
fung der fchriftlichen Aufgaben und auf Grund der mündlichen Prüfung. 

Den Prüfungszeugniffen werden die Befähigungsftufen nach drei Klaffen: ! 

Klaſſe 1. (obere) 
Klaffe II (mittlere) 
Klaſſe III. (untere) 
ertheilt. 
4. 11. 

Die bei der Prüfung als befähigt erfundenen Kandidaten erhalten ein von dem Bor- 
ftand und den Mitgliedern der Prüfungs-Kommiffion unterzeichnetes, von dem Departe- 
ment3-Chef des Innern unter Beidrückung des Minifterial-Siegel® beglaubigte Zeug- 
niß, welches die Klafje der von dem Einzelnen bewiejenen Befähigung angibt. 
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Die Namen der für befähigt Erkannten werden im Stants-Anzeiger bekannt gemacht. 
8. 12. 

Wer bei der Prüfung die erforderlichen Kenntniffe nicht ‚gezeigt hat, ebenfo wer 
nad $. 8 Abſ. 2 und 3 von der Prüfung ausgejchloffen wurbe, lann im folgenden 
Jahre ſich der Prüfung wiederholt unterwerfen. | = 

8. 13. 

Für die Prüfung wird aufer der Sportel (Sportel-Tarif von 1828, Reg. Blatt 

©. 522), welche die Prüfungs:Kommiffion anfett, keine Gebühr erhoben. 


Uebergangsbeftimmungen. 


8. 14. 

Denjenigen Kandidaten der Feldmeßkunſt, welche vor dem 1, amrar 1874 ihre 
praktiſche Vorbereitung bereits begonnen haben, und die Prüfung im Laufe der nächſten 
fünf Jahre erftehen, kann der Nachweis der in $. 5 verlangten Schulbildung nacgefe 
ben werben, wenn fie ſich in anderer Weife über eine genügende Borbildung auszuweifen 
vermögen. 

8.15. 

Die nad) Mafigabe der Verordnung vom 25. November 1849 ua früherer Verfü, 
gungen geprüften Feldmeſſer I, Klaſſe, ſowie diejenigen II. Klaffe, welche die Ermächtigung 
zu Anwendung des Theodolith8 erhalten haben, werden ten auf Grund der gegenwär- 
tigen Verordnung geprüften Feldmeſſern gleichgeftellt. | 

Dasfelbe gilt von denjenigen Bauverftändigen, welche auf Grund de8 $. 14. der 
K. Verordnung vom 22. Auguft 1843 die Befugniffe von Feldmeſſern I. Klaſſe erhal: 
ten haben. 
8. 16. 

Die übrigen auf Grund der K. Verordnung vom 25. November 1849 und früherer 
Borfchriften geprüften und verpflichteten Feldmeſſer II. und III. Klaſſe dürfen zwar die 
Feldmeßkunft ohne jede Beichränfung ausüben, auf dieſelben ift aber die Vorſchrift des 
8. 36, Abſ. 2 der deutjchen Gewerbeorbnung nur infoweit zu beziehen, als es fich um 
Arbeiten handelt, zu deren Beforgung fie durch ihr Prüfungs: Zeugmif eine Ermächtigung 
erhalten haben, welche mit der gegenwärtigen Verordnung in Uebereinftimmung ſteht. 
Uebrigen® werben für diejenigen Feldmeſſer der bisherigen MH. und Ill, Klaſſe, welche 
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ihre Befählguing zu Anwendung des Theodoliths und des Nivellir- Inftruments nad. 
weifen wollen, in den Jahren 1874 und 1875 bejondere Ergänzungsprüfungen ftattfin- 
den, durch. deren genügende Erftehung die Betreffenden den auf Grund der gegenwär⸗ 
tigen Verordnung geprüften. Feldmeſſern vollkommen gleichgeftellt werden. 

Die Termine für diefe Prüfungen werben. im Staats - Anzeiger befonder8 bekannt 
gemacht werben. 


HI. Ausführung der Feldımeffer- Arbeiten. 
8. 17. 

Infoweit für die Ausführung von Feldmeffer-Arbeiten, welche ald Grundlage für 
die Fortführung der Flurkarten und Primärkatafter zu dienen haben, von den zuftän- 
digen Behörden Vorfchriften erteilt oder fonft von den Behörden, in deren Dienft und 
inter deren Aufficht die Feldmeſſer ftehen, befondere Juſtruktionen erlaffen find, hat es 
hiebei fein Bewenden. | 

Im Uebrigen werben die erforderlichen Vorfchriften durch Verfügung des Minifte- 
riums des Innern ertheilt. 

8. 18. 

Der Feldmeffer ift für die Nichtigkeit aller von ihm gelieferten Arbeiten verant- 
wortlich. 

Demfelben ift geftattet, fich durch Gehilfen infoweit unterftüben zu laffen, als er 
auch) für die von ihnen gefertigten Theile der Arbeit diefe Verantwortlichkeit nach ihrem 
vollen Umfange zu übernehmen vermag. 

Er iſt verpflichtet, im jedem befonderen Falle die nach dem vorliegenden Zwecke ge- 
eigneffte und befte Methode zur Ausführung der Meffungen und Aufnahmen zu wählen, 
auch die Zeichnungen und Ausarbeitungen kunftgerecht zu bewirken. 


IV. Revifion der Feldmejfer-Arbeiten. 
7819 
Mit Aueſciugv der den — Primärkataſtern und Güterbüchern zu Grunde 
liegenden Vermeſſungen, hinſichtlich deren Reviſion beſondere Vorſchriften beſtehen, kann 
Jeder, der: bei der Richtigkeit einer von einem öffentlichen Feldmeſſer ($. 1) gefertigten 
Teldmeffer-Arbeit erweislich ein Intereffe bat und den zu Dedung ber — erforder⸗ 
lichen Vorſchuß leiſtet, eine Reviſion derſelben verlangen. 
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Bon dem Minifterium des Innern werben befondere Reviſoren aus der Zahl der 
im Lande arbeitenden, verpflichteten Feldmeſſer ernannt ‘und die Vorſchriften m die 
zuläffigen Differenzen erlafjen. 

Nur die von den durd das Miniftertum des Innern ——— Desire age 
führten Revifionen haben öffentlichen Glauben. ; 

8. 21. 

Die Reviforen find für die zweckmäßige Ausführung und * bie cictictat d Ps 

von ihnen vorgenommenen Revifionen verantwortlich. 
8, 2." 

Anträge auf Reviſion von Vermeſſungen find, wenn es fi um — 
legungen, Gewand⸗ und Feldwegregulirungen handelt, bei der Centralſtelle für Landed- 
tulturfachen, in allen anderen Fällen bei der Kreisregierung — 

8. 23. 

Der Feldmeſſer, welcher die Arbeit ausgeführt hat, muß von der bevorſtehenden 
Reviſion zeitig in Kenntniß geſetzt und eingeladen werden, derſelben beizuwohnen. 

Es ſteht ihm frei, bei der Reviſion perſönlich zu erſcheinen, oder einen anderen 
Feldmeſſer zu ſeiner Vertretung zu beſtellen. Im Falle des Ausbleibens wird mit der 
Reviſion dennoch vorgegangen. we 

er 8. 24. 

Das Reſultat der Revifion und die gefundenen Maße find in einer Verhandlung 
ausführlich darzulegen. Das Protokoll über diefelbe ift, wenn der Feldmeſſer, deffen 
Urbeit revibirt wird, oder ein Vertreter defjelben anwefend ift ($. 23), von dem Feld⸗ 
meſſer oder feinem nn mit zu unterzeichnen. 

S. 25. | — 

Ueber das Ergebniß der Reviſion und über die Koſten berfetben iR von der zuftän- 
digen Behörde ($. 22) nad Maßgabe der beftehenden Borfchriften zu erkennen, Durch 
den Beſcheid ift nicht nur über die Befchaffenheit der beanftanideten Arbeit, über die 
gegen deren Richtigkeit erhobenen Einwendungen und über die etwa nothwendigen Refti- 
fifationen, Bervollftändigung oder Nenfertigung der Arbeit, fonderh auch über die erwach⸗ 
fenen Koften in der Richtung zu erkennen, wem ſolche m Laſt fallen, — 
wie ſie zu vertheilen ſind. 
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8. 26. 

Der Relurs gegen einen in Folge des Revifionsverfahrens ergehenden Beſcheid ift 
bei dem Minifterium de8 Innern anzubringen. 

Dem Minifterium bleibt es überlaffen, auf Grund der vorhandenen Vorlagen Ent- 
ſcheidung zu treffen, ober. behufs derjelben eine neue Revifion durch einen zweiten Revifor 
unter Zuziehung des erſten Reviſors und des Feldmeſſers, welcher die Arbeit ausgeführt 
dat, zu veranlafjen. 
Ä 8. 27. 

Werden bei einer nad $. 19 eingeleiteten Revifion die Arbeiten eines öffentlich be⸗ 
ftellten Feldmeffers fo unrichtig und mangelhaft befunden, daß in Betreff der Zuverläffig- 
keit oder. Befähigung. deffelben Zweifel entftehen, fo find die Arbeiten und die darüber 
gepflogenen: Verhandlungen dem Minifterium des ‚Innern zur Beſchlußnahme darüber 
vorzulegen, ob da8 Berfahren wegen Zurücknahme der Beftellung einzuleiten jei. 

Die Verordnung vom 25. November 1849, betreffend die Ermächtigung zur Aus- 
übung der Feldmeſſerkunſt (Reg. Blatt S. 747), ift aufgehoben. 

Unfer Minifter des Innern ift mit der Vollziehung diefer Verordnung beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 20. Dezember 1873. 


Ä ER Karl 
Der Minifter des Innern: 
Sid. Auf Befehl des Königs, 
; der Kabinets Chef: 
Gärttner. 


Verfügung des Minifterinms des Innern, betreffend die Gebühren der öffentlichen Feldmeffer. 

| Vom 22. Dezember 1873. 

Zufolge der nad Vernehmung des K. Geheimen ⸗Raths ergangenen Höchften Ent- 
fliegung Seiner Königliden Majeftät vom 18. Dezember 1873 wird mit Be 
zugnahme auf die 88. 36, 78 der GewerbeOrbnung für das deutfihe eich vom 
21. Juni 1869 (Reg.Blatt von 1871. ©. 287) unter Aufgebung der Verfügung des 
Minifteriums des Innern vom 14, Yuli 1862 (Reg.Blatt S. 170) in Betreff der Gr 
bübren der öffentlichen Feldmeſſer Folgendes verfügt: 
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1) Imfoweit nicht zwifchen dem Auftraggeber und dem Feldmeſſer rücfichtlich der 
ihm für feine Arbeit. zu gewährenden Vergütung eine befondere Vereinbarung gejchloffen 
wird, find ‚für die Berechnung. diefer Vergütung bei den einem Feldmeſſer —— 
Geſchäften die nachſtehenden Beſtimmungen maßgebend. 

2) Das Taggeld der Feldmeſſer beträgt 

für Arbeiten im Haufe 

3 fl. 4 ke. (6 Markt 40 Pfennige) 
für Arbeiten außer. dem Haufe 

4 fl. 40 fe. (8 Marl). 

Die Anrechnung des letzteren Taggelds ift nur bei denjenigen Geſchäften vulchig, 
welche nicht zu Hauſe beſorgt werden können, und darf namentlich nicht auf Zeichnungen 
Beſchreibungen, Meßurkunden und dergleichen ausgedehnt werben, deren Ausfertigung in 
Folge einer außer dem Haufe vorgenommenen Vermeſſung geichieht. 

3) Das ganze Taggeld darf nur bei einem Zeitaufwand von mindeftens vollen 8 
Stunden berechnet werden. Bei Gejchäften von kürzerer Dauer iſt der dem Zeitaufwand 
entfprechende Theil des Taggeldes zu berechnen, jedoch darf, wenn ein Gejchäft weniger 
al8 zwei Stunden dauerte, immer ein Vierteldtag in Anrechnung gebracht werben, 

Es ift geftattet, die bei Arbeiten außer dem Haufe mit dem Hin» und Herweg zur 
gebrachte Zeit der auf das Gefchäft felbft verwendeten Zeit zuzurechnen, 

Dauert ein auswärtiged Gejchäft mehrere Tage, fo wird für die ganze Zeit der 
Abweſenheit auf je vier und zwanzig Stunden eine Tagsgebühr und für einzelne weitere 
Stunden der entfprechende Theil einer folchen, nad) den obigen Beftimmungen, berechnet. 

4) Neben dem Taggeld Haben die Feldmeſſer Diäten und Reifeloften anzufprechen, 
jedod nur dann, wenn die Entfernung von ihrem Wohnort, welche fie Behufs der Ges 
ſchäftsbeſorgung zurüczulegen haben, zwei Kilometer oder darüber beträgt. 

Die Diäten betragen für einen Tag, zu 24 Stunden berechnet, 1 fl. 10 kr, 
(2 Mark), e8 darf jedoch, jobald die Abweſenheitsdauer an einem Lage 6 Stunden über 
fteigt, der volle Betrag der Tagesdiät, bei einer Abweienheitsdaner von 4—6 Stunden 
die Diät von 35 fr. (1 Mark) angerechnet werden; dauert die Abweſenheit weniger als 
4 Stunden, fo ift eine Anrechnung von Diäten nicht zuläßig. 

Macht die Entfernung beziefungsweife die Dauer des Geſchäftes nothwendig, daß 
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auswärts übernadgtet wird, fo darf außerdem file jede auswärts zugebrachte Nacht eine 
befondere Entfhädigung von Lfl. 10. (2 Mark) angerednet werben. 

Die Reifeloftenentfhädigung beträgt 5, fr. (15 Pfennige) für jeden zurüd- 
gelegten Kilometer. Bruchtheile eines Kilometer dürfen gleich einem vollen Kilometer 
in Berechnung genommen werben, 

Soweit ſich durch die Benütung von Eifenbahnen oder Poftwägen die Reiſezeit ab⸗ 
fürzen läßt und der Antritt der Reife ohne Nachtheil für den Reifezwed dem Fahrten- 
plan angepaßt werben kann, find auf Streden, wo Eifenbahnen ober Poftwägen kurfi- 
ren, diefe zu benützen. 

In diefem Fall wird neben den etwaigen Auslagen für Gepäd bin und zurüd nur 
das tarifmäßige Fahrgeld vergütet, bei Eifenbahnen ift dafjelbe nach dem Tarif der zweiten 
Wagenklaſſe anzufeken. 

5) Werben an einem Tage oder an mehreren Tagen unansgefet mehrere einzelne 
Geſchäfte beforgt, fo darf die Anrechnung für biefelben zufammen die für den ganzen 
Zeitaufwand beftimmten Gebühren an Taggeld, Diäten, Reifekoften und Webernachtgeld 
nicht überfteigen. 

6) Für Feldmeffer, welchen nur die Gefchäftsbefugniffe der bisherigen III. Klaſſe 
zukommen (vgl. Verordnung vom 25. November 1849, betreffend die Ermächtigung zur 
Ausübung der Feldmeflerkunft, Reg.Blatt S. 747, 8. 2 und Berorbnung vom 20. 
d. M., betreffend die Prüfung und Beftellung öffentlicher Feldmeſſer und die Aus- 
führung der Felomefjerarbeiten $. 16), betragen die Taggelder drei Biertheile der 
vorstehenden Sätze. 

7) Die Auslagen für Zeichenpapier und gedruckte Mefurkunden-Formulare werden 
den Feldmeffern in ihrem wirklichen Betrage erfetst. Eine befondere Vergütung für an- 
dere Schreib- und Zeihnungsmaterialien fowie für Meß- und Abftedftäbe, Meßftangen, 
Kreuzfcheiben, Blei- und Kanalwaagen findet nicht ftatt. Dagegen darf für die Anwen- 
dung Poftfpieligerer Mefapparate eine befondere Vergütung und zwar für den Theodolit 
neun und vierzig Kreuzer (1 Mark 40 Pfennige), für das Nivellirinftrument acht und 
zwanzig Kreuzer (80 Pfentiige) für den Tag angerechnet werben, 

Ueberdies find Auslagen an Poftporto, Botenlöhne, Meßinftrumentens und Aften- 
transportkoften dem Feldmeſſer zu erfeen, wenn deren Aufwand nicht zu vermeiden und 
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in&befondere zum Mefinftrumententransport neben dem Mefigehilfen eine weitere Beihilfe 
nöthig ift. 

8) Für einen brauchbaren Mefgehilfen dürfen, wo ein folcher erforderlich war, täg« 
ich 1 fl. 45 kr. (3 Marf) in Rechnung gebracht werden, bei erweislich nothwendigem 
Mehraufwand aber ift diejer zu vergüten, 

9) Für Mefurkunden, welche von einem Feldmeſſer auf den Grund einer früheren, 
in fein Protokoll eingetragenen Mefjung ausgeftellt werden, fowie für andere Auszüge 
aus diefem Protokoll ift ihn die Erhebung einer Gebühr von 14 bis 35 fr. (40 Pfennigen 
bi8 1 Mark). (einjchlieglich der Auslage für das Formular) geftattet. 

Eopien von Zeichnungen werben nach dem wirklichen Zeitaufwand bezahlt. 

10) Gegenwärtige Berfügung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1874 an in Kraft. 
11) Hinfichtlich der Belohnung der mit der Ergänzung und Fortführung der Flur- 
farten beauftragten Feldmeſſer verbleibt e8 bei den hiefür ertheilten beſonderen Vor⸗ 
ſchriften. 
Stuttgart, den 22. Dezember 1873. 
Sick. 


Bekanntmachung der Miniſterien der Juſtiz und des Junern in Ketreff einer Berichtigung des Textes 
der Königlichen Verordunng vom 14. Dezember 1873, betreffend die Gebühren der Gemeindediener. 
Bom 27. Dezember 1873, 


Zu Folge der Höchften nad Vernehmung des Geheimen-Raths ergangenen Entfchlie- 
Bung Seiner Königliden Majeftät vom 27. Dezember 1873 wird hiemit der Text 
der in dem Regierungsblatt Seite 423 ff. verfündigten K. Verordnung vom 14. Dezember 
1873, betreffend die Gebühren der Gemeindebiener, dahin berichtigt, daf in dem 8. 24 
der Sat 

„die aus der Gemeindelafje zu erhebenden Löſchungsgebühren (oben 8. 4) find 
ftet8 abgefondert zu verzeichnen“ 
in Wegfall zu fommen hat. 


Stuttgart, den 27. Dezember 1873, 
Mittnadt. Sid. 
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Bekanntmachung des Minifterinms des Innern, betreffend den „evangelifhen Verein in Heilbronn.“ 
Dom 5. Dezember 1873. | 


Seine Königlihe Majeftät haben vermöge Höchſter Entſchließung vom 4. d. M. 
dem zum Zwecke der Gründung und Verwaltung eines chriftlichen Vereinshaufes in der 
Stadt Heilbronn gebildeten „evangelifchen Verein in Heilbronn“ auf den Grund der 
vorgelegten Statuten da8 Recht der juriftifchen Perfönlichkeit gnädigft verliehen, was hie- 
mit öffentlich bekannt gemacht wird, 


Stuttgart, den 5. Dezember 1873. 
Sid. 


Die unterm 2. Dezember 1873 zu Berlin ausgegebene Nummer 31 des Neichsgefegblatts enthält: 
1) Verordnung, betreffend die Auflöfung des Reichstags. Vom 29. November 1873, 
2) Verordnung, betreffend die Wahlen zum Reichstage. Vom 29. November 1873. 
Die am 11. Dezember 1873 ausgegebene Nummer 32 enthält: 
1) Belanntmahung des Reichskanzleramts, betreffend die Seftftellung der Reichstagswahlkreiſe 
in Elfaß-Lothringen für die Wahlen zum deutſchen Neichdtage. Vom 1. Dezember 1873. 
2) Belanntmahung, betreffend das Wahlreglement. Vom 1. Dezember 1873. 
3) Belanntmahung, betreffend die Außerkursfegung der Landesgoldmünzen und der landesgeſetz— 
lich den inländifchen Münzen gleichgeftellten ausländifhen Goldmünzen. Vom 6. Dezember 1873. 
Die am 18. Dezember 1873 ausgegebene Nummer 33 enthält: 
1) das Gejeß, betreffend die Abänderung der Maaß- und Gewichtsorbnung für den Norddeutichen 
Bund vom 17. Auguft 1868. Vom 7. Dezember 1873. 
2) den Alerhöchften Erlaß, betreffend die Einrichtung einer Oberpoftdireftion in Bremen. Vom 
4. Dezember 1873. 


won aa ya er wur nt 





Gedrudt bei ® Haffelbrink 
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Te 44. 


Negierungs- Blatt 


für das 


Königreich Württemberg. 





Ausgegeben Stuttgart Dienftag den 30. Dezember 1873. J 











Inhalt. 
Geſetz, betreffend die Aufhebung der iſraelitiſchen Perſonalſteuer. Vom 28. Dezember 1878. — Gefet, betreffend 
bie Forterhebung der. Steuern. Bom 25. Dezember 1878, 


Geſeh, betreffend die Aufhebung der ifraelitifchen Perſonalſteuer. Vom 23. Dezember 1873, 


Karl, von Gottes Gnaden König von Mürttenberg. 


Nah Anhörung Unſeres Geheimen Raths und unter Zuftimmung Unferer 

getreuen Stände verordnen und verfügen Wir wie folgt: 
Einziger Artikel. 

Der Art. 59 des Geſetzes vom 25. April 1828 in Betreff der öffentlichen Ver— 
hältnifje der ifraelitifhen Glaubensgenoffen ift aufgehoben. 

Die Bedürfniffe des ifraelitifchen Eentralficchenfonds werden, ſoweit defjen fonftige 
Einnahmen zu den ihm obliegenden Yeiftungen nicht ausreichen, in Gemäßheit des 
Art. 60 des erwähnten Geſetzes von der ifraelitifchen Dberfirchenbehörde auf die ſämmt⸗ 
lichen ifraelitifchen Kirchengemeinden umgelegt. 

Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1875 in Kraft. 
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Unfer Minifterium des Kirchen und Schulweſens ift mit der VBollziehung diejes 
Geſetzes beauftragt. 
Gegeben, Stuttgart den 23. Dezember 1873. 


Larl 
Der Minifter des Kirchen- und Schulwefens: 
Geßler. Auf Befehl des Königs, 
Der Kabinets⸗Chef: 


Gärttner. 


Gefeh, betreffend die Forterhebung der Stenern. Vom 25. Dezember 1873. 


Karl „ von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Da der Termin, für welchen die nad dem Geſetze vom 29. Oktober 1873 verwil- 
figten Steuern auf Rechnung der neuen Berwilligung fortzuerheben find, mit dem 
31. Dezember d. I. abläuft, fo verorbnen und verfügen Wir, nad Anhörung Unferes 
Geheimenraths und unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände, daß der Zeitraum 
der proviforifchen Steuererhebung nad den durch das Finanzgefeg vom 15. April 1872 
für da8 Etatsjahr 1872/73 verabfchiedeten Sägen bi zum 31. Januar 1874 verlängert 
fein foll, 

Unfer Finanz Minifterium ift mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Stuttgart, den 25, Dezember 1873. 


Karl. 
Der Finanz⸗Miniſter: 
Renner. Auf Befehl des Königs, 
ber Kabinets-Chef: 
Gärttner. 


Gedruckt bei © Haſſelbrink. 


Regiſter 
über 
das Negierungs-Vlatt für das Königreich Württemberg 


vom Jahr 18798. 





I. 


Chronologifches Berzeihniß der im Jahrgang 1873 des Negierungs = Blattes 


10. 


19. 


21. 


27. 


enthaltenen Geſetze, Verordnungen und Belanntmacungen. 


Dezember 1872. 
Minifterien bes Innern und des Kriegsmwefens. Belanntmahung, betreffend Er- 
läuterungen und Ergänzungen der Militär-Erjag-Ynftruftion vom 26. März 1868 und weitere für 
Krieg umd Frieden gegebene Preußiſche Beftimmungen über die Aushebung, Dienftzeit u. ſ. w. 3. 


Ebendiefelben. Belanntmachung, betreffend die Austellung von ärztlichen Utteften an militär- 


pflictige in Rußland lebende Deutſche. 2, 
Ebendiefelben. Belanntmahung, betreffend Ergänzungen zur Verordnung, betreffend die 


DOrganifation der Landwehr-Behörden und die Dienftverhältniffe der Mannſchaften des Beurlaubten- 
ftandes, 9. 


Minifterium des Innern Belanntmadung, betreffend den Unterftügungsverein für würt 
tembergiſche Forſt⸗ und Steuerdiener. 2. 


Januar 1873. 


. Juftizminifterium. Berfügung, betreffend die Einlieferung der zu Gefängnißftrafen verur- 


theilten Männer in die Landesgefängniffe. 1. 


. Gefeg, betreffend die Penfionsverhältniffe der Vorftände und Hauptlehrer an Gelehrten und 


Realſchulen. 13. 


.Geſet, betreffend die Penfionsrechte der Erzieher und Lehrer an den Nettungsanftalten für ver- 


wahrloste Kinder, fowie am ähnlichen Privatanftalten. 17. 


. Minifterium des Innern. Belanntmahung, betreffend den Verein zur Fürſorge für Fa- 


brifarbeiterinnen. 14, 


. Geſeiz, betreffend die Einlöjung der Kaffenfcheine der Staatsfchuldenzahlungstaffe. 20. 
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Februar. 


. Röniglide Verordnung, betreffend die Veröffentlihung des am 8. Dezember 1872 zwiſchen 


Württemberg und Bayern über theilweife Benügung des Bayerifhen Gebiets für die Herftellung 
der Ulm⸗Heidenheimer Eifenbahn abgefchloffenen Staatsvertrags. 21. 


. Minifterien des Innern und des Kriegsmwefens. Berfügung, betreffend Berän- 


derungen in der Randiwehr-Bezirts-Eintheilung des Königreichs Württemberg. 45. 


. Minifterien der Zuftiz, des Junern und der Finanzen. Belanntmachung, be: 


treffend die Furisdictionsverhältniffe zwiſchen Württemberg und Bayern. 32. 
Minifterium des Kirhen- und Schulwejens. PBelanntmahung, betreffend den Titel 
und Hang der Borftände der Realanſtalten. 45. 


. Gefeg, betreffend die Todeserklärung der feit dem Kriege gegen Frankreich vermißten Mititärper- 


fonen. 29, 


. Minifterien der Juftiz und des Kriegsweſens. Verfügung, betreffend den Vollzug 


militärgerichtlich erlaunter Freiheitsſtrafen durch die bürgerlichen Behörden. 37. 


. Minifterium des Kirchen- und Schulmejens. Berfügung betreffend eine Modification 


in den organifchen Beftimmungen der land» und forſtwirthſchaftlichen Anftalt in Hohenheim. 46. 


. Kriegsminifterium. Belanntmahung, betreffend die Erhebung von Penfionen, Landinvaliden- 


gehalten, fowie von ftändigen Beihilfen, Gratialien, Unterftügungen Seitens der Militärperfonen 
(Offiziere, Aerzte, Beamte, Soldaten) und Seitens der Hinterbliebenen folher Perfonen. 46. 


. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, Abtheilung für die Ber- 


fehrsanftalten. Verfügung, betreffend die Ertrapoft« und Eftafettentare, 45. 


. Gefeg, betreffend die Aufhebung von Vorrechten des Fiskus und anderer gefeglich begünftigter 


Berfonen. 30, 
März. 


. Minifterium des Innern Belanntmahung der K. Aufſichts-Kommiſſion für die Staats- 


frankenanftalten, betreffend die Erhöhung der Verpflegungsgelder für die gegen vollftändigen 
Koftenerfag in das Mutterhaus des Catharinenhoſpitals zu Stuttgart aufgenommenen Wöchner- 
innen, 57. 


. Ebendaffelbe, Belanntmahung, beireffend eine neue Uniform der Standeöherren des König 


reichs. 56. 


. 8) Geſetz, betreffend nachträgliche Beftimmungen zu dem Gefege über die Gerichts-Berfaffung. 


53. b) Geſetz, betreffend die weitere Herabjekung des Alters der Volljährigkeit. 54. c) Gefes, 
betreffend die Penfionsverhäftniffe der dem Notariatsfache angehörenden Staatsdiener. 55- 
Jufizminifterium Verfügung, betreffend eine Aenderung in der Eintheilung der Notariats- 
bezirfe im Oberamtsgerichtsbezirk Langenburg. 56. 


8. Sinanzminifterium. Bekanntmachung, betreffend die Waarentontrole in Binnenlande. 58. 
10. Geſettz, betreffend die Heimzahlung der Hprozentigen Anlehen von 1870. 59. | 
12. Finanzminifterinm, Belanntmahung, betreffend die Ausfuhrvergütung für Mobzuder. 62. 
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.Geſetz, beireffend die dienftliche Stellung der deu Anıtsvorftänden beigegebenen Beamten der Ober- 


ämter. 60. 


. a) Gejeg, betreffend die weitere Ausdehnung des Eifenbahnnekes. 93. h) Geſetz, betreffend 


den Bau von Eifenbahnen in der Finanzperiode 1870/73. 94, 


. Befet über die Ausübung und Ablöfung der Waiderechte anf landwirtbfchaftlihen Grundftüden, 


jowie über die Ablöfang der Waldweide-, Waldgräferei- und Waldftreu-Redte. 63. 
Minifterien der ausmärtigen Angelegenheiten und des Kriegsweſens. 
Belanntmahung, betreffend die Einführung neuer Beftimmungen über die Verwilligung einer er- 
mäßigten Eifenbahnfahrtare bei Beförderung von Militärperſonen, welche nit auf Grund eines Re— 
quifitionsfcheins erfolgt. (cfr. $. 13 des im Fahre 1870 zwifchen dem Norddeutſchen Bund, Bayern, 
Württemberg und Baden vereinbarten Meglements über die Beförderung von Truppen und Armee: 
bebürfniffen auf Eijenbahnen). 98. 
April. 


. Minifterium des Yunern, Bekanntmachung, betreffend die Zulaffung der öfterreih. Hagels 


verfiherungsgefellfchaft in Wien zum Gejhäftsbetrieb im Königreih Württemberg. 99. 


. Zuftizminifterium. Verfügung, betreffend eine Aenderung in der Beftimmung ber Etraf- 


anftalt zu Gotteszell. 97. 


. Geſet, betreffend die Führung der Güterbücher durch Gemeindebeamte. 101. 


Yuftizminifterium, Belanntmachung, betreffend die Einführung des vorermähnten Gefekes. 104, 


14. Yuftizminifterium. Verfügung in Betreff der Vollzjiehung deffelben Geſetzes. 104. 
17. Gefeg zur Ausführung des Neichsgejeges vom 6. Juni 1870 über den Unterftügungsmwohnfig. 109, 


Berichtigung 241. 
Juftizminifterium. Verfügung, betreffend ‚den Vollzug der gegen jugenſdliche Perſo— 
nen weiblichen Geſchlechts erfanuten Freiheitsſtrafen. 179, 


. Minifterien des Kirchen- und Schulweſens und der Finanzen Belannt- 


machung, betreffend eine Erhöhung der Penfionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategorie 
des Art. 16. des Geſetzes vom 6. Yuli 1842. 181. 

Minifterien des Innern und des Kriegsweſens. Bekanntmachung, betreffend bie 
Ausftellung von Ärztlihen Atteften an militärpflichtige in Rußland lebende Deutſche. 185. 


. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Einzugs- und Zahlungsgebühren der 


Oberamts- und Gemeindepfleger in Branbverfiherungsfadhen. 180. 


. Gejes, betreffend die Grund-, Gebäude: und Gewerbe-Stener. 127. 


Mai, 


. Jufizminifterium. Berfügung, betreffend die Auflöfung des Amtsnotariats Großſachſen— 


beim. 180. 


. Hinanzminifterium. Berfügnng, betreffend das Haufiren im Grenzbezirk. 185. 
. Minifterien des Innern und des Kirhen- und Schulmwefens. Berfügung, bes 


treffend die Entihädigung der Boltsjchulfehrer für das Amwohnen bei den Schulconferenzen. 184. 


15. 
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Königliche Verordnung, betreffend den Titel der zweiten Beamten der Oberämter. 183. 
Minifterien ber auswärtigen Augelegenbeiten, Abtheilung für Ber 


:tehrsanftalten, des Innern und der Finanzen. Verfügung, betreffend das Verbot 


19. 


der Annahme der Guldenmünzen öfterreichifcher Währung. 184. 
Geſetz, betreffend die Beftreitung des Aufwands für außerordentlihe Militär-Bebürfniffe. 187. 


. Minifterien des Innern und des Kriegsmwejens. Bekanntmachung, betreffend Er- 


läuterungen und Ergänzungen der Militärerfaginftruftion vom 26. März 1868 lund der Verordnung, 
betreffend die Organifation der Landwehrbehörden und die Dienftverhäftniffe der Mannfchaften des 
Beurlaubtenftandes vom 5. September 1867, fowie weitere für Krieg und Frieden gegebene Be— 
ftimmungen über die Aushebung, Dienftzeit ıc. 197. 


. Ebendiefelben. Belanntmahung, betreffend die Ausftellung von Beugniffen über die wiffen- 


ſchaftliche Qualififation für den einjährig freiwilligen Militärdienft. 240. 


. Minifterien des Innern und des Lirdem und Schulweſens. Inſtruktion zu 


dem Geſetze vom 17. April 1873 zu Ausführung des Reichsgeſetzes über den Unterftügungswohnfit 
vom 6. Juni 1870. 207. 

Minifterium des Innern. Belanntmachung, betreffend den im Ulm gegründeten neuen 
Unterftügungsverein für Lehrer, Lehrer-Wittwen und Waifen. 239. 


. Ebendaffelbe. Berfügung, beiveffend das Verfahren und den Gefchäftsgang in den unter das 


Gefep vom 17. April 1873 zu Ausführung des Meichögefepes vom 6. Yuni 1870 über den linter- 
ftügungsmohnfig fallenden Streitfahen. 228. 


uni. 


. Minifterium des Innern, Belanntmachung, betreffend die Aufhebung der befonderen Staats: 


aufficht über die Gemeinde Haufen, O.A. Gaildorf. 239. 


. Sinanzminifterium. Verfügung, betreffend die Steuererbebung vom 1. Juli 1873 an. 240. 
‚ Minifterien des Innern und bes firdhem und Schulweſens. Berfügung, be 


treffend den Vollzug der Art. 14 und 12 des Geſetzes vom 17. April 1873 zur Ausführung des 
Meichgefekes über den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870. 246. 


. Königlide Berordnung, betreffend die Gebühren für die Güterbuchsführung und die Reiſe— 


toften der Hilfsbeamten. 243. Berichtigung 268. 
Steuer-:Gollegium. Berfügung, betreffend die Umlage der Grund, Gefäll-, Gebäudes und 
Gewerbefteuer auf die erften 4 Monate des Etatsjahrs 1873/74. 261. 


. Röniglide Verordnung, betreffend das Verfahren in Gewerbeſachen. 251. 


Minifterium des Innern. Belanntmahung, betreffend die Aufhebung der bejonderen 
Etaatsauffiht über die Gemeinde Geißelhardt O.A. Debringen, 275. 


— Minifterium des Kirchen und Schulweſens, betreffend Einführung einer Maturitäts- 


20. 


prüfung an den Gymnaſien und an dem Nealgymnafium in Stuttgart. 277. 


Minifterium des Innern Belanntmahung, betreffend die Mangfiellung der Amtmänner 
der Oberämter. 261. 


23. 


25. 


6. 


8. 


9. 
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Königlide Verordnung, betreffend die Diäten und Meifetoften ber Eivilftaatsdiener. (Dis 
äten-Regulativ.) 269. 
Ginanzminifterium. Belanntmahung, betreffend die Aufhebung der Zehnt- und Gefäll-Ab⸗ 
löfungs-Raffe und der Kommiffion für die Verwaltung der Ablöfungstaffen. 276. 
Minifterium des Kirhen und Schulweſens. Belanntmahung, betreffend die Verwal⸗ 
tung der Staatsfammlung vaterländifher Kunſt- und Altertbums-Dentmale. 281. 


Juli. 
Miniſterien der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern und ber Fi— 
nanzen. Belanntmahung, betreffend die Einfegung der Bauinfpeltoren in eine höhere Nang- 
Haffe. 282. 
Minifterium des Innern. Berfügung, betreffend die Staatsprüfung in der Thierheil- 
lunde. 291. 
Mintifterien des Innern und des Kriegsmwefens. Verfügung, betreffend die Eins 
führung des Preußiſchen Gefeges über die Unterftügung der bebürftigen Fanıilien zum Dienfte eins 
berufener Reſerve- und Landwehr-Mannfdaften vom 27. Februar 1850 im Königreih Württem⸗ 
berg. 299. 
Königlihe Berordnungen, a) betreffend die Gebühren der Zeugen und Sadverftändigen 
in gerichtlichen Straffadhen. ,283. b) betreffend die Gebühren der Beugen in bürgerlichen Rechts— 
fireitigfeiten. 290, 
Minifterien bes Innern und der Finanzen. Berfügung, betreffend bie Vollziehung 
des Geſetzes vom 26. März 1873 über die Ausübung umd Ablöfung der Weiderechte auf landwirth 
ſchaftlichen Grundftücden, ſowie über die Ablöfung der Waldweider, Waldgräjerei- und Waldftreu 
rechte. 315. 
Königlihe Verordnung, betreffend Vorſchriften über die Benützung öffentlicher Straßen 
und ihrer Zubehörden. 295. 
Minifterien der Juſtiz und des Innern Berfügung, betreffend die Anwendung des 
Metermaßes in den Güterbücern. 303. 
Yuftizminifterium. Belanntmachung, betreffend die Aufhebung des Kreisftrafgerichts Calw. 311. 


gl. Ebendaſſelbe. Berfügung, betreffend die Vollziefung von Strafen in dem Bellengefängniß 


28. 


2. 


zu Heilbronn. 312. 
Minifterien des Innern und des Kriegsmwefens. Belanntmahung, betreffend die 
Bergütungstaren für die militärischen Quartier-, Vorfpann- und Boten-Leiftungen im Frieden pro 
1. Juli 1873/74, 337. 

Auguft. 
Minifterien des Innern und des Rirhen und Schulmwefend. Verfügung, betreffend 
die Diäten der Generaljuperiutendenten und bes Feldprobſts, fowie die Diäten und Meifefoften ber 
Delane und Vezirksſchulaufſeher. 335. 


29. 


2 08 


20. 


26, 


11. 
14. 
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. Minifterien des Innern und des Kriegsmwefens. Bekanntmachung, betreffend Ber 


ſtimmungen über die Dienftpflicht der Mebdiciner und Aerzte. 352. 


. Minifterium des Innern. Belauntmahung, betreffend die Eichungsämter. 339. 
20. 


Ebendaſſelbe. Belanntmadhung, betreffend die Einfegung der Brandverfiherungs-Fnjpectoren 
bei der Gebäudebrandverfiherungs-Anftalt in eine höhere Rangklaſſe. 357. 
Ebendafjelbe. Verfügung, betreffend die Cholera. 343, 


September. 


. Minifterien bes Innern und bes Kriegsmwefens. Belanntmahung, betreffend die 


Austellung von Zeugniffen über die wiffenfhaftlihe Qualification für den einjährig freiwilligen 
Militärbienft. 359. 


. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Prüfung der Apotheler. 357. 
. Ebendaffelbe. Belanntmahung, beteffend die Errichtung einer weiteren Präbende für unter: 


Rügungsbedürftigte Fräulein vom ritterſchaftlichen Adel. 359. 

Miniſterien des Fnnern und des Kriegsmwefens. Bekanntmachung, betreffend Ers 
gänzungen der Militärerjag-Fuftruftion vom 26. März 1868 und der Verordnung, betreffend bie 
Organifation der Landwehrbehörden umd die Dienfiverhältniffe der Mannfchaften des Beurlaubten: 
flandes vom 5. September 1867. 367. 

Minifterium des Innern Belanntmahung, betreffend eine Uebereinkunft zwiſchen dem 
Deutfchen Neihe und Italien wegen wechfelfeitiger Unterftügung Hilfsbedürftiger, Uebernahme vor- 
maliger Staatsangehöriger und NAusgewiefener und Befeitigung des Paßzwanges. 363. 


. Sämmtlide Minifterien. Bekanntmachung, betreffend die portopflichtige Correfpondenz 


zwiſchen Behörden verjchiederner deutjcher Bundesftaaten. 361. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. Belanntmahung, betreffend die 
Berleihung einer höheren Rangftufe an mehrere Beamten-Kategorien. 363, 


. Juftizminifterium. Verfügung‘, betreffend die Auflöfung der Amtsnotarrats Mundelsheim 


und eine veränderte Eintheilung der Notariatöbezirte im Oberamte Marbach. 362. 
Minifterium des Innern Belanntmahung, betreffend die Verleihung der juriftiihen Ber: 
fönlicpfeit an die „Steinbeisftiftung" in Stuttgart. 366. 


Oktober. 


. Miniſterium des Innern. — —— betreffend die Berichtigung des Tertes des 


Weidegejehes vom 26. März 1873. 366. 


. ZJuftizminifterium. Berfügung, betreffend die Auflöfung des Amtsnotariats Wildberg und 


eine veränderte Einteilung der Notariatöbezirle im Oberamte Nagold. 372. 

Königlide Berordnung, beir. den Wiederzufammentritt der vert. Ständeverfammlung. 371. 
Minifterien des Innern und des Kriegswejens. Verfügung, betreffend die Ein’ 
führung der derzeitigen Preußijchen Normen über das Berfahren bezüglid der Stellung und Aus- 
bebung der Mobilmahungspferde im Königreich Württemberg. 373. 
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Meglement über die Stellung, Auswahl, Abjhägung und Abnahme der Mobilmahungspferde im 
Königreih Württemberg. 378, 


.„ Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten, bes Innern und ber Fi— 


nanzen. Verfügung, betreffend die Gebühren der Zeugen und Sadverftändigen in Verwaltungs⸗ 
ftraffadhen. 400. 


, Minifterium des Innern. Derfügung, betreffend den Betrieb und die Ueberwachung von 


Privat-Frrenanftalten. 395. 


. Ebendaffelbe. Belanntmahung, betreffend das Rangverhältniß der Oberamtsärzte. 401. 
. Minifteriendes Junern und des Kriegsweſens. Belanntmachung, betreffend Er- 


gänzung der Militärerfagsyuftrultion vom 26. März 1868. 405. 


. Juftizminifterium. Verfügung, betreffend die Diäten und Meifefoften der Gerichts- und 


Amtsnotare. 400. 


Geſeh, betreffend bie Forterhebung der Steuern. 399. 
. Fuſtizminiſterium. Verfügung, betreffend die Behandlung der portopflichtigen Correſpondenz 


mit den Behörden anderer Deutſcher Bundesſtaaten. 404. 
November. 


. Steuer-Eollegium. Verfügung, betreffeud die Umlage der Grund-, Gefäll-, Gebäude und 


Gewerbe-Steuer auf die erften 6 Monate des Etatsjahres 1873/74. 407. 


. Minifterien des Innern und des Kriegsweſens. Bekauntmachung, betreffend die 


Ausftellung von Zeugniffen über die wiſſenſchaftliche Qualification für den einjährig freiwilligen 
Miltiärdienft. 413. 


.Geſetz, betreffend die Penfionsberehtigung der Alterszulagen für die Borftände und Hauptlehrer 


an Gelehrten, Real⸗ und Bürgerjchulen. 403. 
Sämmtlide Minifterien. Belanntmadung, betreffend die portopflichtige Correſpondenz zwiſchen 
inländifhen und Kaiſerlich und Königlich Oeſterreichiſch-⸗Ungariſchen Behörden. 404. 


. 8 Kommiffion für die Erziehungshäufer. Belanntmachung betreffend die künftige 


BVertheilung der Opfergelder und fonftiger freiwilliger Beiträge unter die Staatswaijenhäufer, 412. 


. Yuftiaminifterium. Belanntmahnng, befreffend den Abonnementspreis für das Regierungs- 


blatt und für das Meichsgefeblatt auf das Jahr 1874. A411. 


. Minifterien des Ynnern und des Kriegswejens Belanntmahung, betreffend Er- 


gänzungen und Abänderungen der Militärerfag-Anftruktion vom 26. März 1868. 416. 


. Yuftizminifterium. Berfügung, betreffend die Gebühren für die Güterbuchsführung in der 


Stadtgemeinde Stuttgart. 415. 


. Minifterium des Innern. Verfügung, betreffend die Umlage des Gebäudebraudſchadens für 


das Jahr 1874. 416. 


Dezember. 
Minifterium des Innern. Bekanntmachung, betreffend den „evangeliichen Berein in Heil- 
bronn." 452, 
2 


’ 
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14. Königlide Berordnung, betreffend die Gebühren der Gemeindediener. 423. 

15. Medicinalcollegium. Berfügung, betreffend die Einführung einer neuen Arzneis-Tare. 439. 

20. Königliche Berordnung, betreffend die Prüfung und Beſtellung öffentlicher Feldmeſſer und 
die Ausführung der Feldmeſſerarbeiten. 441. 

22. Minifterium des Innern. Berfügung, betreffend die Gebühren der öffentlichen Feldmef- 
fer. 448. ei 

23. Geſetz, betreffend die Aufhebung der Iſraelitiſchen Perfonalftener. 453. 

25. Gefek, betreffend die Syorterhebung der Steuern. 454, 

27. Minifterien ber Juftiz und des Innern. Belanntmadung, in Betreff einer Verichtig- 
ung des Tertes ber K. Verorduung vom 14, Dezember 1873, betreffend die Gebühren der Ge- 
meinbebiener. 451. 


II. 
Alphabetiſches Sachregiſter. 


A. 

Ablöfſung der Weiderechte auf landwirthſchaftlichen Grundſtücken, ſowie der Waldweide-, Waldgräjerei- 
und Waldſtreu⸗Rechte. (Gef. v. 23. März 1873.) 63. Berichtigung des Geſetzes. 366. Voll⸗ 
ziehungsverfügung vom 5. Juli 1873. 315. 

Ablöfungstaffe. Aufhebung der Zehnt- und Gefäll- Abtöfungstaffe und der Kommiſſion für bie 
Verwaltung der Ablöfungstaffen. (Belanntmahung vom 25. Juni 1873). 276. 
Abonnementspreis für das Megierungs und Meihsgefeg- Blatt für das Jahr 1874. (Bekanntm. 

des Yuftizminifteriums vom 12. Nov. 1873.) 41. 

Adel. Errichtung einer weiteren Präbende für unterftügungsbebürftige Fräulein vom ritterfchaftlichen 
Mel. (Belanntm. des Minifteriums des Innern vom 9. Sept. 1873.) 359. 

Aerzte. Beftimmungen über die Dienftpflicht der Mediciner und Aerzte. (Bekanntmachung der Mi- 
nifterien des Innern und des Kriegsweſens vom 2. Aug. 1873.) 352. und vom 15. Nov. 
1873) 416. 421. 

Aerztlide Atteſte. Ausftellung von ſolchen an militärpflidtige in Rußland Tebende Deutſche. 
Belanntm, der Minifterien des Innern und des Kriegsweſens vom 19. Dez. 1872. 2. und 

vom 19. April 1873, 185. 
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Alterszulagen. Penfionsberechtigung der Alterszulagen für die Vorftände und Hauptlehrer an Ge- 
lehrten-, Neal» und Bürgerfchulen. (Gef. vom 4. Nov. 1873). 403, 

Altertbums und Kunftdentmale Einrichtung und Verwaltung der vaterländifchen Staats- 
fammlung. (Belanntm. vom 25. Yuni 1873). 281. 

Amtmänner Dienftlihe Stellung der zweiten Beamten der Oberämter. (Gef. vom 16. März 1873. 
60. Titel derfelben. (8. Verord, vom 15. Mai 1873.) 183. Dienftrang derfelben auf der 
achten Stufe der Rangordnung. (Belanntm. vom 20. Juni 1873). 261. 

Apotbheler. Prüfung derfelben. (Verf. des Minift. des Innern vom 8. Sept. 1873). 357. 

Arzneitare. Einführung einer neuen Arzneitare. (Verf. des Mebdizinal-Gollfegiums vom 15. Dez. 
1873). 439. 

Aushebung der Mobilmahungspferde in Württemberg. Normen über das Berfahren. (Berf. der 
Minift. des Innern und des Kriegswejens vom 14, DM. 1873) 373. 


B. 


Bahnhofinſpektoren und Bauinſpektoren. Vorrückung derſelben von der achten in bie 
ſiebente Stufe der Rangordnung. (Belanntmachung vom 27. Sept. 1873). 363. und vom 
1. Zuli 1873). 282. 

Bayern. Staatsvertrag zwifhen Württemberg und Bayern über theilweife Benügung des Bayerifchen 
Gebiets für die Herftellung der Ulm-Heidenheimer Eifenbahn vom 8. Dez. 1872. (8. Ber 
ordnung, betreffend die Veröffentlihung defjelben vom 4. Febr. 1873). 21. Yurisdictiong- 
verbältniffe zwifchen Württemberg und Bayern, (Belanntm. vom if. Febr. 1873). 32. 

Besteisi@ntanffener. Diäten und Reijeloften derjelben, (Verf. der Miinifterien des Junern und 
bes Kirchen- und Schulwefens vom 2. Aug. 1873). 335. 

Biberach. Realſchule dafelbft. Berechtigung derfelben zu Ausftellung giltiger Zeugniffe für die wif- 
ſenſchaftliche Qualifilation zum einjährig freiwilligen Militärdienſt. (Belanntm. vom 3. Nov, 
1873). 413. 

Brandverfiherungsmwefen. Cinzugs- und Zahlungs-Gebühren der Dberamts- und Gemeinde 
pfleger in Brandverfiherungsfahen (Verf. des Minifteriums des Innern vom 26. April. 
1873.) 180. BVorrüdung der Brandverfiherungsinfpeftoren bei der Gebände-Brandverficer- 
ungsanftalt von der achten in die fiebente Stufe der Nangordnung. (Belanntn, vom 20. Aug 
1873.) 357. Gebäudebrandfhadens-Umlage für das Jahr 1874. (Verf. bes Minifteriums 
des Innern vom 20. Nov, 1873) 416. 


€. 
Cal w. Aufhebung des Kreisftrafgerichts bafelbft auf den 1. Juli 1874. (Belanntn. des Fuftizminift. 
vom 9. Juli 1873). 311. 
Cholera, Maßregeln wegen derjelben. (Berf. des Minift. des Innern vom 29. Aug. 1873). 343, 
Eivilftaatsdiener. ſ. Staatöbiener. 
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D. 

Delane, Diäten und Reiſeloſten derſelben. (Verf. der Miniſterien des Innern und des Kirchen- und 
Schulweſens vom 2. Aug. 1873.) 335. 

Diäten und Reifeloften der Givilftaatsdiener, (Diäten-Regulativ. K. Verordnung vom 23. Juni 
1873.) 269. Der Gerichts- und Amtsnotare. (Verf. des Yuftizminifteriums vom 27, Dit. 
1873). 400. Der Generalfuperintendenten und des Feldpropſis, fowie der Delane und 
Bezirksfchulauffeher. (Verf. der Minifterien des Innern und des Kirchen: und Schulweſens 
vom 2. Aug. 1873.) 335. 


E. 
Eichungsweſen. Aenderungen im Beſtand der Gemeindeeihungsämter. Bekanntm. des Minift. 
des Innern vom 7. Aug. 1873.) 339. 
Einjährig freiwilliger Militärdienft. Die Berechtigung zu Ausftellung von Zeugniffen 
über die wiffenfchaftlihe Qualififation zu dem einjährigen Dienft wurde ertheift: 

1) der Mealanftalt zu Hall und der mathematifhen Abtheilung der polytechniſchen Schule 
zu Stuttgart. (Belanntm, vom 26. Mai 1873.) 240, Un den Mealanftalten Heil: 
bronn und Half ift die Abfolvirung der VII. Klaſſe für Ertbeilung gültiger Beugniffe 
erforderlich. (Belanntm. vom 2. Sept. 1873) 359. 

2) den Realſchulen zu Biberach und Ludwigsburg und der höheren Handelsſchule zu Stutt- 
gart. (Belanntm. vom 3. Nov. 1873.) 413. 

Beflimmungen über den einjährig freiwilligen Dienft der Mediziner. (Bekanntm. vom 
15. Nov. 1873.) 416. 421. 

Einlieferung der zu Gefängnifftrafen verurtheilten Männer in die Kandesgefängniffe. S. Landes: 
gefängniffe, 

Einzugsgebühbren in Brandverfiherungsfahen. S. Brandverfiherungswefen. 

Eifenbahbnfahrtare. Ermäßigung derfelben bei Beförderung von Militärperfonen. ©. Eifenbahnmefen. 

Eiſenbahnweſen. Staatsvertrag mit Bayern vom 8. Dez. 1872 über theilmeife Benügung bes 
Bayeriſchen Gebiets für die Herftellung der Ulm-Heidenheimer Eifenbahn. (8. Berorbmung 
vom 4, Febr. 1873). 21. Ausdehnung des Eijenbahnneges von Hall über Gaildorf und 
Murrhardt nad) Badnang und von da im der einen Richtung über Winnenden nah Waib- 
fingen, in der andern über Marbad) nad) Bietigheim, .fowie von Stuttgart über Böblingen, 
Herrenberg, Eutingen nah Freudenſtadt. (Gefeg vom 22. März 1873.) 93. Gefek, be- 
treffend den Bau von Eifenbahnen in der Finangperiode 1870/73. Vom 22. März 1873. 
94. Einführung neuer Beftimmungen über die Verwilligung einer ermäßigten Eifenbahn- 
fahrtare bei Beförderung von Militärperfonen (Belanntm, vom 26. März 1873). 98. 

Evangelifher Berein in Heilbronn. Juriſtiſche Perfon. (Belanntm. des Minift. des In— 
nern vom 5. Dez. 1873.) 452. 

Ertrapofi- und Eftafetten-Tare pro 1873/74, (Verf. des Minift. der auswärtigen Ange- 
legenbeiten, Abtheilung für die Verfehrs-Anftalten vom 24. Febr. 1873.) 45. 
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Fabrikarbeiterinnen. Berein zur Fürſorge für folde, Juriſtiſche Perfon. (Belanntm. des 
Minift. des Innern vom 17. Januar 1873.) 14. 

Feldmeſſer. Prüfung und Beftellung derfelben und bie Ausführung der Feldmeſſerarbeiten. (KR. Ver— 
ordnung vom 20. Dezbr. 1873) 441. Gebühren derfelben. (Verf. des Minift. des Innern 
vom 22. Dezbr. 1873). 448. 

Feldprobft. Diäten deffelben. (Verf. der Minift. des Innern und des Kirchen und Schulweſens 
vom 2. YAuguft 1873.) 335. 

Fistus. Aufhebung der Vorrechte deſſelben. (Geſetz vom 28. Febr. 1873) 30. 

Forft- und Stewerdiener. Unterftüßungsverein für ſolche. Juriſtiſche Perfon. (Belanutm. des 
Minifteriums des Innern vom 27. Dezbr. 1872). 2. 

Fräulein vom ritterfchaftlichen Adel, unterftügungsbebürftige. S. Adel, 

Freibeitsftrafen. Einlieferung der zu Gefängniß von über 4 Wochen verurtbeilten Männer in 
das Landesgefängniß zu Hall. (Verf. des Yuftizminift. vom 13. Jan. 1873.) 1. Vollzug 
ber gegen jugendlihe Perſonen weiblichen Geſchlechts erfannten Gefängnißftrafen von längerer 
als vierwöchiger Dauer in der Strafanftalt für weibliche Gefangene zu Gotteszell. (Verf. 
des Yuftizminift. vom 18. Aprit 1873.) 179. Vollzug militärgerichtlic erfannter Freiheits— 
ftrafen durch die bürgerlichen Behörden, (Verf. der Minift. der Juſtiz und des Kriegsweſens 
vom 17. Febr. 1873.) 37. 


G. 

Gebäranſtalt (Mutterhaus des Catharinenhoſpitals) zu Stuttgart. Erhöhung der Verpflegungs- - 
gelder. (Belanntın. vom 3. März 1873). 57. 

Gebäudebrandverfiderung. S. Brandverſicherungsweſen. 

Gebäude-Steuer. (Geſetz vom 28. April 1873). 127. 

Gebühren für die Oberamts: und Gemeindepfleger in Brandverfiherungsfachen (Verf. des Minift. 
des Innern vom 26. April 1873). 180; — für die Güterbuchsführung und die Reiſeloſten 
der Hilfsbeamten. (K. Berord, dv. 17. Juni 1873). 243. 268; — für die Güterbuchsführ⸗ 
ung in der Stadtgemeinde Stutigart. (Verf. des Juftizminift, vom 18. Nov. 1873). 415. 
— ber Beugen und Sachverſtändigen in gerichtlichen Strafſachen. (K. Verord. vom 5. Juli 
1873). 283; — ber Zeugen in bitrgerlicen Rechtsſtreitigleiten. (K. Verord. vom 5. Juli 
1873). 290; — der Zeugen und Sadverftänbigen in VBerwaltungsftraffachen. (Berf. der 
Minift. der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen vom 16. Oft. 1873). 
400; — der Gemeindediener. (K. Verord, vom 14. Dez. 1873.) 423. Berichtigung 451; 
— der öffentlichen Feldmeſſer. (Verf. de Minift, des Innern vom 22. Dez. 1873.) 449. 

Gefäll- und Zehnt-Ablöfungstaffe,. Wufhebung derjelben. (Belanntm. des Finanzminift, 
vom 25. Juni 1873.) 276. 

Geißelhardt O.A. Dehringen. Aufhebung der befondern Staatsaufficht über diefe Gemeinde, (Be- 
lanntın, des Minift. des Innern vom 19. Juni 1873.) 275. 
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Gelehrten: und Realfhulen. Penſionsverhältniſſe der Vorflände und Hauptlehrer. (Geſetz 
vom 14. Yan, 1873.) 13. 

Gemeindediener. Gebühren berjelben. (K. Verord. vom 14. Dez. 1873.) 423. Berichtigung 451. 

Gemeindepfleger. Einzugsgebühren in Brandverſicherungsſachen. S. Brandverfierungsweien. 

Gerihtsverfafjung. Zuſatz zu dem Art. 19 des Gerichtsverfaffungsgefeges vom 13. März 1868 
betreffend den Sig der Schwurgerihte. (Gefeg vom 7. März 1873.) 53. 

Gewerbefahen. Verfahren. (8. Verord. vom 19. Juni 1873.) 251. 

Gewerbe-Steuer. (Gefek vom 28. April 1873). 127. 

Gottes zell. Verwandlung des bisherigen Zuchthauſes Gotteszell in eine „Strafanftalt für weibliche 
Gefangene" mit zwei Abtheilungen: Zuchthaus für Frauensperfonen und Landesgefängniß 
für folde. (Verf. des Yuftizminift. vom 9. April 1873.) 97. Bildung einer befonderen Ab- 
tbeilung in diefer Strafanftalt für jugendliche Gefangene weiblichen Geſchlechts. (Berf. des 
Juſtizminiſt. vom 18. April 1873.) 179. 

Großſachſenheim, Amtsnotariat. Auflöſung deffelben. (Verf. des Yuftizminift. vom 2. Mai 
1873.) 180, 

Grund-, Gebäude: und Gewerbe-Steuer. Geſetz vom 28. April 1873,) 127. 
Steuer-Umlage auf die erften 4 Donate des Etatsjahres 1873/74 (Verf. des Steuer-Eoller 
giums vom 17. Juni 1873). 261. 

Güterbücher. Führung derjelben durch Gemeindebeamte, (Geſetz vom 13. April 1873). 101. 
Eintritt der Wirkfamkeit diefes Gefeges, mit dem 1. Juli 1873. (Belanntm. vom 13. April 
1873). 104. Bollziehungsverfügung biezu vom 14. April 1873. 104. Gebühren für bie 
Güterbuchsführung und die Reifefoften der Hilfsbeamten (8. Berord. vom 17. Juni 1873.) 243. 
Berichtigung 268. Gebühren für die Güterbudhsführung in der Stadtgemeinde Stuttgart. 
(Verf. des Yuftizminift, vom 18. Nov. 1873) 415. Anwendung des Metermaßes in den 
Guͤterbüchern (Berf. der Minift. der Yuftiz und des Innern vom 8, Juli 1873). 303. 


®. 
Gymnafien. Einführung einer Maturitätsprüfung an den Gymnafien und an dem Realgymnaſium 
in Stuttgart. (Verf. des Minifteriums des Kirchen- u. Schulweſens v. 19. Juni 1873 ) 277. 


Hagelverfiherungsgefellfhaft, öfterreichifche in Wien. Bulaffung derfelben zum Gejchäfts- 
betrieb im Königreich Württemberg. (Belanntm. des Minifteriums des Snnern vom 
3. April 1873.) 9. 

Hall. Realanftalt. Beredtigung berfelben zur Austellung giltiger Zeugniffe über die wifjen- 
ſchaftliche Qualification zum einjährig freiwilligen Militärdienft. (Belanntm. der Minifterien 
des Innern und des Kriegsweſens vom 26. Mai 1873.) 240. Hiezu ift die Abfolvirung der 
VII. Kaffe diefer Anftalt erforderlich.) Bekanntm. vom 2. Sept. 1873.) 359. 
Landesgefängniß. Einlieferung der zu Gefängnig von mehr als 4 Wochen verurtbeil- 
ten Männer in diefe Strafanftalt. (Verf. des Yuftizminifteriums vom 13. “Yan. 1873.) 1. 
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Handelsfchule, höhere zu Stutigart. Berechtigung zur Wusftellung giltiger Beugniffe für bie 
wiſſenſchaftliche Qualification zum einjährig freiwilligen Milttärdienft. (Belauntm, der Mi— 
nifterien des Innern und des Kriegsweſens vom 3. Nov, 1873.) 413. 

Haufen DA. Gaildorf. Aufhebung der befonderen Staatsauffiht über diefe Gemeinde, (Belanntn. 
des Minifteriums des Innern vom 6. Yuni 1873.) 239. 

Haufiren im Grenzbezirl. Beſchränkung des Verbots auf Material- und Spezereiwaaren, 
Wein, Branntwein und Liqueure, fowie auf Zeuge aus Baumwolle, Wolle oder Seide. 
(Verf. des Finanzminiſteriums vom 5. Mai 1873.) 185. 

Heidenheim-Ulmer Eifenbahn. Theilweife Benügung bes Bayerifchen Gebiets für die Her- 
ftellung diefer Bahu. (Staatsvertrag mit Bayern vom 8. Dez. 1872, veröffentlicht durch 
K. BD. vom 4. Febr. 1873.) 21. 

Heilbronn. Weiberftrafanftalt dafelbft. Aufhebung berfelben. (Verf. des Juſtizmini⸗ 
fteriums vom 9. April 1873.) 97. 

Zellengefängniß daſelbſt. Beftimmung beffelben für die Aufnahme männs 

licher über 18 Jahre alter zu Gefängnißftrafen oder zu zeitigen Zuchthansſtrafen ver, 
urtheilter Perjonen. (Verf. des Juſtizminiſteriums vom 9/14. Juli 1873.) 312. 

Heilbronn NRealanftalt. Belanntm. des Minifteriums des Innern und des Kriegsweſens 
vom 2. Sept. 1873, wonad) fünftig nicht mehr die VI., fondern die VII. Klaſſe diefer An- 
ftalt diejenige ift, deren Abfolvirung für Ertheilung gültiger Zeugniffe über bie wiffenfchaft- 
lihe Qualififation zum einjährig freiwilligen Dienft erfordert wird. 359, 

Evangelifher Verein dafelbft. Juriſtiſche Perſon. (Belanntm. des Minifte- 

riums des Innern vom 5. Dez. 1873.) 452. 

Hohenheim. Mobifitation in den organiſchen Befimmungen der lands und forſtwirthſchaftlichen 
Anftalt in Hohenheim. (Verf. des Minifteriums des Kirchen- und Schulwejens vom 18. Febr, 
1873.) 46. 


3 

Ynpdalidengehalte. Erhebung derjelben Seitens der Militärperjonen. S. Militärmwefen. 

Inveftitur von Geiftlihen. Diäten der Generalfuperintendenten biefür. (Verf. der Minifterien 
des Innern und des Kirchen und Schufwefens vom 2. Aug. 1873.) 335. 

Irrenanftalten. Betrieb und Ueberwachung von Brivatirrenanftalten. (Berf. des Minlfteriums des 
Innern vom 18. Oft. 1373.) 395. 

Iſraelitiſche Berfonalftener. Aufhebung derfelben. (Gefeg vom 23. Dezbr. 1873.) 453, 

FJtalien. Uebereintunft zwijchen dem deutfchen Reiche und Stalien wegen wechjelfeitiger Unterftügung 
Hilfsbebürftiger, Uebernahme vormaliger Staatsangehöriger und Ausgewiefener und Bejei- 
tigung des Paßzwangs. (Belanntm, des Minifteriums des Innern vom 26. Sept. 1873.) 363. 

Jugendliche Strafgefangene weibliden Geſchlechts. Bildung einer abgefonderten Ab- 
teilung für diefelben in der Strafanftalt für weibliche Gefangene in Gotteszell, (Verf. des 
Juſtizminiſteriums vom 18. April 1873.) 179. 
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YZurisdictionsverhältmiffe zwiſchen Württemberg und Bayern. (Belanntm. der Minifterien 
ber Yuftiz, des Innern uud der Finanzen vom 11. Febr. 1873.) 32, 

Juriſtiſche Perſönlichkeit. Verleihung derfelden an den Unterflügungsverein für wlrttem- 
bergijche Forft- und Steuerbiener, (Belanntm, des an ana bes Innern vom 27. Dez. 
1872.) 2. 
den Berein zur Fürforge für Fabrilarbeiterinnen. Gelannim vom 17. Jan. 1873.) 14. 
den in Ulm gegründeten neuen Unterſtützungsverein für Lehrer, Lehrerswitwen und Waiſen. 
(Belanntm. vom 30. Mai 1873.) 239. 
die Steinbeisftiftung in Stuttgart, (Belanntm. vom 30. Sept. 1873.) 366. 
ben evangelifchen Verein in Heilbronn, (Belauntm. vom 5. Dez. 1873) 452. 
Aufhebung der Vorrechte des Fislkus und anderer gefeglich begünftigten juriſtiſchen Perſo— 
nen. (Gefek vom 28. Febr. 1873.) 30. 


8. 

Kafjenfheine der Staatsfhuldenzahlungstaffe. Einlöfung derfelben. (Gejek vom 27. 
San. 1873.) 20. 

Ratharinenhojpital zu Stuttgart. Erhöhung der Berpflegungsgelder für die gegen voll- 
ftändigen Roftenerjag in das Mutterhaus des Katharinenhofpitals zu Stuttgart aufgenom- 
menen Wöchnerinnen, (Belanntm, vom 3. März 1873). 57. 

Kirdhenvifitationen, Diäten der Generaljuperintendenten biefür. (Verf. der Minifterien des 
Innern und des Kirchen: und Schulweſens vom 2. Aug. 1873.) 335. 

Kreisftrafgeriht Calw. Aufhebung besjelben auf den 1. Yuli 1874. (Bekanntm. des Juſtiz⸗ 
minifteriums vom 9. Juli 1873.) 311. 

Kunft und Alterthumsdenkmale vaterländiiche. Einrichtung und Verwaltung der Etaatsfamm: 
fung. (Befanntm. des Minifteriums des Kirchen- und Schulweſens vom 25. Juni 1873.) 381. 


R, 
Landesgefängniß zu Hall. Die zu Gefängnißftrafen von längerer als vierwöchiger Dauer ver- 
urtheilten Männer find in basjelbe einzuliefern. (Verf. des Yuftizminifteriums vom 13. Yan. 
1873.) 1. 
Landwehr. Unterfügung der bebürftigen Familien zum Dienft einberufener Meferve- und Landwehr: 


mannſchaften. Preußifches Gejek vom 27. Febr. 1850. Einführung desjelben im Königreih | 


Württemberg. (Verf. des Minifteriums des Innern und des Kriegsweſens vom 1. ge 
1873.) 299. 
Beränderungen in der Landwehrbezirks-Eintheilung des Königreichs Württemberg. (Berf. | 
des Minifteriums des Innern und des Kriegsweſens vom 10. Febr. 1873) 45. 
Ergänzung in der Organijation der Landwehrbehörden ꝛc. ſ. Militärwefen. 
Land und forſtwirthſchaftliche Anftalt Hohenheim. S. Hohenheim. 
Landwirthſchaftliche Grundſtücke. Mblöfung der Weiderechte auf denfelben. S. Ablöjung. 
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* Ih ange nburg. Nenderung in der Eintheilung der Notariatsbezirfe im Oberamtsgerichts-Bezirk Langen» 
burg. (Verf. des Yuftizminifteriums vom 7. März 1873,) 56. 

F Rehrer. Neuer Unterſtützungsverein in Ulm für Lehrer, Lehrerswitwen uud Waiſen. (Belanntm. 

wm des Minifteriums des Innern vom 30. Mai 1873.) 239. Ä 
Benfionsverhäftniffr, Titel, Rang: und Meifeloften der Lehrer. S. Schufwefen. 

ge Realſchule. Berechtigung zur Ausftellung gültiger Zeugniſſe für die wiſſen⸗ 

mE ſchaftliche Qualifilation zum einjährig freiwilligen Milttärdienft. (Bekanntm. der Minifterien 
des Innern und des ſeriegsweſens vom 3. Nov. 1873.) 413. 


M. 
ügp Macke und Gewichte. Aenderungen im Beftande der Gemeinde-Eichungsämter. (Belanntm. des 
Minifteriums des Innern vom 7. Aug. 1873.) 339. 
Maturitätsprüfung. Einführung einer Maturitätsprüfung an den Gymnafien und an dem Real- 
gymnaſium im Stuttgart. (Verf. des Minifteriums des Kirchen- und Schulweſens vom 


PL 19. Juni 1873.) 277. 

Medicinaiwef en. Staatsprüfung in der Thierheillunde. (Verf. des Minifteriums des Innern 
gs vom 4. Juli 1873.) 291. Prüfung der Apotheler. (Verf. des Minifteriums des Jnnern 
ip vonm 8, Sept. 1873.) 357. Beftimmungen über die Dienftpflicht der Mediciner und Aerzte. 

(Belanntm. der Minifterien des Innern und des Kriegsweſens vom 2, Aug. 1873.) 352. 
im! (Belanntm. derjelben Minifterien vom 15. Nov. 1873) 416. 420. Mafregeln gegen bie 


Cholera. (Berf. des Minifteriums des Innern vom 29. Aug. 1873.) 343. 
FR Metermaf. Auwendung desfelben in den Güterbüchern, (Verf. der Minifterien der Juſtiz und des 
Innern vom 8. Juli 1873.) 303. 
die Militärmwefen. Ausftellung von ärztlichen Atteften an militärpflictige in Rußland lebende Deutſche. 
8 (Belanntm. der Deinifterien des Innern und des Kriegsweiens vom 19. Dez. 1872.) 2. 
und vom 19. April 1873.) 185. 
Erläuterungen und Ergänzungen der Militärerfaginftrultion vom 26. März 1868 und 
— weitere für Krieg und Frieden gegebene Preußiſche Beſtimmungen über die Aushebung, Dienft- 
⸗ zeit u. f. w. _ (Belanntm, vom 10. Dez. 1872.) 3. 
| „ 23. Mai 1873.) 197. 
„ 23. Oft. „ ) 408. 
„ 45. Nov. „ ) 416. 
Ergänzungen zur Verordnung, betreffend die Organifation der Landwehr » Behörden und 
bie Dienftverhältniffe der Mannſchaften des Beurlaubtenftandes. 
(Belanntm. vom 21. Dezbr. 1872.) 9. 
„ 233. Mai 1873) 197. 
„ 20. Sept. „ ) 367. 
Todeserlärung der feit dem Kriege gegen Frankreich vermißten Militärperfonen, (Geſetz 
vom 14. Febr. 1873.) 29, 
3 
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Militärmwefen Vollzug militärgerichtlic, ertannter Freiheitsftrafen durch die bürgerlichen Behörden. 
(Verf. der Minifterien der Juſtiz und des Kriegsweſens vom 17. Yebr. 1873.) 37. 
Beränderungen in der Landwehrbezirkseiniheilung des Königreichs Württemberg. (Verf. der 
Minifterien des Innern und des Kriegsweſens vom 10. Februar 1873.) 45. 
Unterftügimg der bedürftigen Familien zum Dienfte einberufener Reſerve- und Landwehr: 
Mannjhaften. Einführung des Preußifchen Geſetzes vom 27. Febr. 1850 in. Württemberg. 
(Verf. der Minifterien des Inuern und des Kriegsweſens vom 1. Juli 1873.) 299. 
Vorſchriften bezüglich der Erhebung von Benfionen, Landinvalidengehalten, fowie von flän- 
digen Beihilfen, Gratialien, Unterftügungen Seitens der Militärperfonen (Offiziere, Uerzte, 
Beamten, Soldaten) und Geitens der Hinterbliebenen folder Perjonen. Gelauntm. des 
Kriegsminiſteriums vom 21. Febr. 1873.) 46. 
Einführung neuer Beſtimmungen über die Verwilligung einer ermäßigten Eifenbahnfahrtare 
“ bei Beförderung von Militärperfonen, welde nicht auf Grund eines Requifitionsfheins er- 
folgt. (Belanntm. der Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten und des Kriegsweſens 
vom 26. März 1873.) 98. 
Geſetz, betreffend die Beftreitung des Aufwands für auferorbentliche Militärbedürfniffe 
vom 19, Mai 1873. 187. 
Vergütungstaren für die militärischen Quartier» Vorfpann: und Botenfeiftungen im Frieden 
pro 1. Juli 1873/74. (Belanntm. vom 28. Juli 1873.) 337. 
Einführung der derzeitigen Preußifchen Normen über das Verfahren bezüglich) der Stellung 
und Aushebung [ver Meobilmahungspferde im Königreich Württemberg. (Verf. der Mini- 
fterien des Innern und, des Kriegsweſens vom 14. Oft. 1873.) 373. 
Ausftellung von Zeugniffen über die wiſſenſchaftliche Qualification für den einjährig frei- 
willigen Mititärdienft. (Bekanntm. vom 26. Mai 1873.) 240. 
n „ 2. Sept. „ ) 359. 
— „3. Nopo. „)413. 
Beſtimmungen über die Dienſtpflicht der Mediciner und Aerzte. (Belanntm. der Mini- 
ferien des Innern und des Kriegsweſens vom 2. Aug. 1873.) 352. 
Der einjährig freiwillige Dienft der Mediciner. (Belanntın. vom 15. Nov. 1873.) 416. 420. 
Mobilmadhungspferde Verfahren bezüglid) der Stellung und Aushebung derſelben. (Verf. der 
Minifterien des Junern und des Kriegswejens vom 14. Dit, 1873.) 373. 
Münzen, öftreihiihe. Verbot der Aunahme der Guldenmünzen öſtreichiſcher Währung. (Verf. der 
Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten, Abtheilung für Verkehrsanftalten, des Innern 
und der Finanzen vom 15. Mai 1873,) 184. 
Mundelsheim, Amtsnotariat. Auflöfung desjelben. (Verf. des Yuftigminifleriums vom 30. Sept. 
1873.) 362. 
N. 


Notare, Gerichts- und Amtsnotare. Diäten und Reiſeloſten derfelben. (Berf. des Juftizminifteriums 
vom 27. Olt. 1873.) 400, 
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Notariatsbezirke. Aenderung in der Eintheilung derſelben im Obetantögeriäitöbegirte Langenburg 
(Verf. des Juſtizminiſteriums vom 7. März 1873.) 56. 
Auflöfung der Amstnotariate: 
Großſachſenheim. (Verf. des Juſtizminiſteriums vom 2. Mai 1873.) 180, 
Mundelsheim. (vn um r „ 30.Sept. „ ) 362. 
Wildberg. (via „ 10. Ott. „ ) 38. 
Notariatdcandidaten. Penfionsverhältniffe der dem Notariatsfache angehörenten Staatödiener. 
Gefek vom 7. März 1873 ) 55. 
D. 
Oberamtsärzte. Vorrückung bderfelben von der achten auf die fiebente Stufe der Rangordnung. 
Belanntın. des Minifteriums des Innern vom 22. Dftober 1873.) 401. 
Dberamtsaltuare, Dienftlihe Stellung der den Aıntsvorftänden beigegebenen Beamten der Ober: 
ämter, (Gefek vom 16. März 1873.) 60. Titel biefer Beamten. (8. V.O. vom 15. Nov. 
1873.) 183. Rang der Amtmänner auf der achten Stufe der Rangordnung. (Belannt. 
des Minifteriums des Innern vom 20. Juni 1873.) 261. 
Dberamtsgerihtsfhreiber. Dienft- und Penfions-Berbäftniffe derfelben. (Gefek vom 7, März 
1873.) 55. 
Dberamtspfleger. Einzug: und Zahlungsgebühren berfelben in Brandverfiherungsfachen. (Verf. 
des Minifteriums des Innern vom 26. April 1873.) 180, 
Dberpoftmeifter in den Städten Stuttgart, Ulm, Heilbronn, Tübingen und Reutlingen. Vor: 
rüdung derfelben von der achten auf die fiebente Stufe der Rangordnung. (Bekanntm. des 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 27. Sept. 1873.) 363. 
Defterreihifche Hagelverfiherungsgefelligaft in Wien, Zulaſſung derjelben zum Gefchäftäbetrieb 
im Königreich Württemberg. (Bekanntm. des Deinifteriums des Innern vom 3. April 1873.) 99. 
Guldenmünzen. Verbot der Annahme derfelben. (Verf, der Diinifterien der aus: 
twärtigen Angelegenheiten, des Innern und der finanzen vom 15. Mai 1873.) 184. 
Behörden. Behandlung der portopflidtigen Gorrefpondenz zwiſchen inländischen und 
Kaiferlih und Königlich Oeſterreichiſch » Ungarifchen Behörden. (Belanntm, ſämmtlicher 
Minifterien vom 4. Nov. 1873.) 404. 
DOpfergelder. Künftige Bertheilung derfelben und fonftiger freiwilliger Beiträge unter die Staats: 
waifenhäufer. (Belanntm. vom 5. Nov, 1873.) 412. 


Paßzwang. Uebereinkunft zwifchen dem Deutjchen Reiche und Italien vom 8. Auguſt 1873 wegen 
Befeitigung des Paßzwangs. (Belanntm. des Minifteriums des Innern vom 26, Sept. 1873.) 363. 
Penfionspverhältniffe der Borftände und Hauptlehrer an Gelehrten- und Realſchulen. (Geſetz vom 
14. Januar 1873.) 13, (Gefek vom 4. November 1873.) 403. 
der Erzieher und Lehrer an den Mettungsanftalten für verwmahrloste Kinder, ſowie an 
ähnlichen Privatanftalten. (Gefe vom 16. Januar 1873.) 17, 
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Benfionsperhältniffe der dem Notariatsfache angehörenden Staatsdiener. (Geſetz vom 7. März 
1873.) 55. 
Erhöhung der Benfionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategorie des Art. 16 des 
Geſetzes vom 6. Yuli 1842, (Belanntm, der Minifterien bes Kirchen» und Schulweſens 
und der finanzen vom 19. April 1873.) 181. 
Berfonalfteuer, ifraelitifhe. Aufhebung derfelben. (Gefeg vom 23. Dezbr. 1873.) 453. 
Pferdeaushebung. Einführung der derzeitigen Preußiihen Normen über das Verfahren bezüg- 
ih der Stellung und Aushebung der Mobilmahungspferde im Königreich Württemberg. 
(Verf. der Minifterien des Innern und bes Kriegsweſens vom 14, Oft. 1873.) 373. 
Polytehnifhe Schule zu Stuttgart, mathematifhe Abtheilung. Berechtigung berfelben zur Aus- 
ftellung von Zeugniffen über die wiſſenſchaftliche Qualififation für den einjährig freiwilligen 
Milttärdienft. (Belanntm. der Minifterien des Innern und des ſtriegsweſens vom 26. Mai 
1873.) 240, 
Porto. S. Poftwefen. 
Poſtweſen. Ertrapofi: und Eftafetten-Tare. (Verf. des Minifteriums der auswärtigen Angelegen- 
beiten vom 24. Febr. 1873.) 45. 
Borrüdung der Oberpoftmeifter in den Städten Stuttgart, Ulm, Heilbronn, Zübingen und 
Reutlingen, fowie ber Poftinfpeltoren von der achten in die fiebente Stufe der Rangorbnung. 
(Belanntm, vom 27. Sept. 1873.) 363. 
Behandlung der portopflichtigen Korreſpondenz: D 
zwiſchen Behörden verjchiedener deutſcher Bundesſtaaten. (Belanutm. v. 27. Sept. 1873.) 361. 
(Berf. des Yuftigminifteriums vom 31. Olt. 1873) 404. 
äwifchen inländifhen und 8. 8. Defterr, Ungar. Behörden, (Bekanntm. vom 4. ‚Nov, 
1873.) 404. 
Präbende. Erridtung einer weiteren Präbende für unterftügungsbebürftige Fräulein vom ritter- 
ſchaftlichen Adel. (Belanntm. des Minifteriums des Innern vom 9. Sept. 1873.) 359. 
Privatirrenanftalten. Betrieb und Ueberwahung derjelben. (Verf. des Dinifteriums des Innern 
vom 18. Oft. 1873.) 395. 
Prüfungsmwefen Einführung einer Maturitätsprüfung an den Gymnaſien und an dem Neal: 
gymnaſium in Stuttgart. (Verf. des Minifteriums des Kirchen. und Schulwejens vom 19. 
Yuni 1873.) 277. 
Staatsprüfungen der Thierheillunde. (Verfügung des Dinifteriums des Innern vom 
1. Juli 1873.) 291. 
Prüfung der Apotheler. (Berf. des Minifteriums des Innern vom 8, Sept. 1873.) 357. 
Prüfung und Beftellung öffentlicher Feldmeſſer. (K. BO. vom 20. Dez. 1873.) 441. 


Q. 
Quartier-Leiſtungen, militäriſche im Frieden, Vergütungstaxen pro 1. Juli 1873/74. (Belanntm. 
der Miniſterien des Innern und des Kriegsweſens vom 28. Juli 1873.) 337. 
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R. | 
Rang und Titel der Eivilftaatsdiener. S. Staafsdiener. 
Realgymnafium in Stuttgart. Einführung einer Matüritätsprüfung am bemfelben. (Verf. 
der Minifterien des Kirchen: und Schulwefens vom 19. Juni 1873.) 277. 
Realſchulen. Penfionsverhältniffe der Borflände und Hauptlehrer am Gelehrten: und Realſchulen 
(Gefeg vom 14. Yan. 1873.) 13. ‚ Penfionsberedtigung der Alterszulagen für diefelben. 
(Gefek vom 4. Nov. 1873.) 403. 
Titel und Rang der Borftände der Mealanftalten. (Belanntm. des Miniſteriume des Kir⸗ 
chen⸗ und Schulweſens vom 41. Febr. 1873.). 45. 
Berechtigung der Realſchulen zu Biberach und Audwigtburg und der höheren Handelsſchule 
zu Stuttgart zur Ansftellung von Zeugniſſen über die wiffenihaftliche Quakifitation für den 
einjährig freiwilligen Militärbienft. (Belanntm, der Minifterien bes mern und des Kriegs · 
weiens vom 3. Nov. 1873.) 413. 
Negierungsblatt und Neihsgefegblatt auf das Jahr 1874. Abonnementspreis. (Be 
lanntm. des Juſtizminiſteriums vom 12. Nov. 1873.) 411. 
Referde und Landwehrmannſchaften. Unterftügumg ber bebürftigen Familien zum Dienfte 
einberufener Referve- und Landwehrmannjhajten. Einführung des Preußiſchen Geſetzes vom 
27. Febr. 1850 m Württemberg. (Berf. der Miniſterien des Innern und des Kriegs⸗ 
weſens vom 1. Juli 1873.) 299. 
Retfungsanftalten. Penfionsverhäftniffe der Lehrer an folchen Anſtalten. S. Benfionsverhäftniffe 
Ritterfhaftlider Adel. Errichtung einer weiteren Präbende für unterftügungsbebürftige Fräulein 
vom ritterfchaftlihen Adel. (Belanntın. des Minifteriums des Innern vom 9. Sept. 1873.) 359. 
Rußland. Ausſtellung vom ärztlichen Atteſien am militärpfliätige in Rußland lebende Deutjche. 
(Belanntm, der — des Innern und des Kriegsweſens vom 19. Dez. 1872.) 2. 
und „ 49: April 1873) 185. 


ae ©. | 

Sahverftändige. Gebühren derfelben in gerichtlichen Strafſachen. (8. BD. vom 5. Juli 1873.) 
283. Gebühren berfelben in Verwaltungsſtrafſachen. (Berf. der Minifterien der auswärti- 
gen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen vom 16. Ott. 1873.) 400. 

Schutconferenzen. Entſchädigung der‘ Vollsſchullehrer für das Anwohnen bei den Schulconferen⸗ 
zen. (Verfügung der Minifterien des Innern und des Kirchen» und Schulweſens vom 7. Mai 
1873.) 184. 

Schulweſen. Venfionsverhältniſſe der Vorſtände und Hauptlehrer an Gelehrten und Mealſchulen. 
(Gefek vom 14. an, 1873.) 13. Titel und Rang der Vorſtände der Kealanftalten. (Be: 
fanntn, des Miniflerlums des Kirchen- und Schulwefens vom 11. Febr. 1873.) 45. 

Erhöhung der Penfionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategorie des Art. 16. des 

Geſetzes vom 6. Juli 1842. (Belanntm,. der Minifterien des Kirchen und, Schulwefens 
und der Finanzen vom 19. April 1873.) 181. 
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Penſionsrechte der Erzieher und Lehrer an den Rettungsanſtalten für verwahrloste Kinder, 
fowie an ähnlichen Privatanftaiten. (Gefeg vom 16. Januar 1873.) 17. 

Entfhädigung der Voltsfhullehrer für das Anwohnen bei den Schulfonferenzen. €. Schul⸗ 
conferenzen. 

Diäten und Meifeloften der Bezirksſchulaufſeher. (Berf. ber — des Innern und 
des Kirchen⸗ und Schulweſens vom 2. Aug. 1873.) 335. 

Schwurgerichte. Sitz derſelben. (Gefek vom 7. März 1873.) 53. 

Sigmaringen. Aufhebung der Binnencontrofe, für einige zollpflichtige Gegenftände (Wein und 
Branntwein) im Verwaltungsbereich der K. Regierung zu Sigmaringen. (Belanntın. des 
Sinanzminifteriums vom 8. März 1873.) 58. 

Staatsaufficdt, befondere, Aufhebung berjelben über die Gemeinden ; 

‚Haufen OA. Gaildorf, (Belanntm. des Minifteriums. des Innern vom 6. Yuni 1873.) 239. 
Geißelhardt DA. Dehringen ⸗ . ⸗ « 19. Juni 1873.) 275. 
Staatsfammlung vaterländiſcher Kunft- und Aterthumspentmale. Berwaltung derjelben. (Bes 
fanntm. der Minifterien des Kirchen- und Schulwejens vom. 25. Juni 1873.) 281. 
Staatsdiener. Penfionsverhäftniffe der dem Motariatsfache angehörenden Staatsdiener (Gefeg vom 
7. März. 1873.) 55. 
Dienftlihe Stellung ber den Amtsvorftänden beigegebenen Beamten der Oberämter. (Geſetz 

vom 16. März 1873.) 60. Titel derjelben. (8. BD. vom 15. Mai 1873.) 183. 
Mangftellung der Amtmänner der Oberämter. (Belanntm. vom 20. Juni 1873.) 261. 
Von der ‚VIII. in die VIE. Stufe der Rangordnung wurden. vorgerüdt : 

die Bauinfpektoren (Belanntm. vom 1. Juli 1873.) 282. 

die Brandverfiherungsinfpeltoren ‚bei der — — — (Bekanntm. vom 

20. Aug. 1873.) 357. 

die Oberpoſtmeiſter in den Städten Stuttgart, Ulm, Heilbronn, Tübingen und Reutlingen, 

fowie die Poftinfpeltoren, (Belanntm. vom 27. Sept. 1873.) 363. 

bie Oberamtsärzte (Befanntm. vom 22. Dit. 1873.) 401, 

Diäten u. Reiſeloſten der Eivilftaatsdiener (Diäten-Regulativ) (8. V.O. v. 23. Juni 1873.) 269. 
Diäten der Generalfuperintendenten und des Feldprobſts), ſowie die Diäten und Reiſelkoſten 

ber Delane und Bezirksfhulauffeher. (Verf. der Minifterien des Innern und des Kicchen- 

und Schulwefens vom 2, Aug. 1873.) 335. 

— Huld. Einlöſung der Kaſſenſcheine der Staatsſchuldenzahlungskaſſe. Geſeb v. 27. Januar 
1873). 20. Verwendung von Geldern der franzöſiſchen Kriegsentſchädigung zu Tilgung der 
bprozentigen Staatsſchuld vom Jahr 1870. (Geſetz vom 10. März 1873.) 59. 

Staatsverträge. Veröffentlichung des am 8. Dez. 1872 zwiſchen Württemberg und Bayern über 
theilweiſe Benützung des Bayeriſchen Gebiets für die Herſtellung der Ulm +» Heidenheimer 
Eiſenbahn abgeſchloſſenen Staatsvertrags. (8. B.D. vom 4. Febr. 1873.) 21. . 

Uebereinkunft zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Italien wegen wechſelſeitiger Unterftügung 
Hilfsbedürftiger, Uebernahme vormaliger Staatsıngehöriger und Ausgewiefener und Beſei— 
tigung des Paßzwanges. (Belanntm. des Minifteriums des Innern dv, 26. Sept. 1873) 363. 
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Staatswaiſenhäuſer. S. Waifenhäufer, 
Ständeverſammlung. Wiederzuſammentritt derſelben. (8. V.O. vom 11. Oubr. 1873.) 371. 
Standesherren. Neue Uniform derfelben. (Belammtm, des Miniſteriums des Innern vom 4. März 
1873.) 56. 
Steinbeisftiftung in Etuttgart, gewidmet der Ausbildung und Unterftügung der gewerblichen Ju⸗ 
gend. Berleihung der juriftiichen Perſönlichleit. (Belanntui. des Minifteriums des Innern 
vom 30, Sept. 1873.) 366. | J 
Steuer. und Forſt-Diener-Unterſtützungöverein. Verleihung ber juriſtiſchen Perfönlichkeit. (Be⸗ 
fanntm. des Miniſteriums des Innern vom 27, Dez. 1872.) 2. t 
Steuerweſen. Grund-, Gebäude und Gewerbe-Eteuergefek vom 28. April 1873. 127. 
Forterhebung der Steuern nad) den bieherigen Normen. (Verf. des Finanzminiſterlums 
vom 9, get 1873.) 240. (Geſetz vom 29, Oftober 1873.) 399. 
en“ „ 2 Deabr: „ ) did 
Steuerumlage auf die erften 4 Monate des Etatsjahres 1873,74. (Berf. des Steuercol- 
fegiums vom 17. Juni 1873.) 261. Steuerumlage anf die erften 6 Monate des Gtats- 
jahres 1873/74. (Verf. des Steuercollegiums vom 1. Nov. 41873.) 407. 
Aufhebung der ifraelitifhen Perfonalfteuer. (Geſetz v. 23. Dez. 1873.) 453. 
Ausfuhrverglitung für Rohzuder (Belanntm. des inanzminifteriums vom 12. März 1873) 62. 
Straffa Hen. (Strafreht, Strafprozeßordnung, Geridtsverjaffung und Gtrafanfalten. 
Vollzug militärgerichtlich erfannter Freiheitsfirafen durch die bürgerlichen Behörden. Gerf. 
der Miniſterien der Juſtiz und des Kriegsweſens vom 17. Febr. 1873.) 37. 
Gebühren der Zeugen und Sacverftändigen 
in gerichtlichen Strafjagen (8. BO. yom 5. Juli 1873.) 283. 
in Verwaltungsfiraffachen (Verf. der Minifterien der auswärtigen Angelegenbeiten, des 
Innern und der finanzen vom 16. Oftober 1873.) 400. ea, 
Beflimmungen über den Sig der Schwurgerichte, fowie über die Beiziehung von Schöf- 
fen zu den Straffanımern der Kreisgerichtehöfe. (Gefek vom 7. März 1873.) 53, 
Aufhebung des Kreisftrafgerihts Calw. (Belanntn, des Yuftizminifleriums vom 9, Juli 
1873.) 311. 
Einlieferung ‚der zu Gefängnißftrafen von längerer als vierwöchiger Dauer beruribeilten 
Männer in das Yandesgefängniß zu Hall. (Verf. des Juſtizminifieriums vom 13, Jan, 1873) 1. 
Verwandlung des bisherigen Zuchthauſes zu Gotteszell in eine „Strafanftalt für weib- 
liche &efangene.” (Verf, des Yuftizminifteriums v, 9, April 1873,) 97, 
Bildung einer abgefonderten Abteilung für jugendliche Gefangene weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts in der Strafanftalt zu Gotteszell. (Verf. des Juſtizminiſteriums vom 18. April 
1873) 179, 
Beftimmung des Bellengefängniffes zu Heilbronn zur Aufnahme mannlicher über 18 
Jahre alter, zu Gefängnißftrafen oder zu zeitigen Zuchthausſtrafen verurtheilter Perſonen. 
(Verf. des Juſtizminiſteriums vom 9/11. Juli 1873.) 312, 
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Straßenpolizei Vorſchriften über die Benügung öffentfiher Straßen und ihrer Zubehörben (8, B. O. 
ur vom 6. Juli 1873.) 295. 
Sireurehte. Ablöſung der Waldweide⸗, Waldgräferei- und Walbfiren-Redhte Geſet vom 26, Mär; 


1873) 63, 
| Ta | 
Thierheillunde, Staatsprüfung in derfelben. (Verf. des Deinifterimm des Innern vom 1, Juli 
1873.) 291. 


ZTodeserflärung der feit dem Sriege gegen N Vermidien Militärperfonen.. (Geſetz vom 
* Febr. 1873.) 2 
u u. 
Ulm-Heidenheimer Eijenbahn. Staatsvertrag zwiſchen Württemberg und Bayern v. B. Des. 
1872 über theilmeife Benügung des Bayeriſchen Gebiets für die Herftellung der Ulm⸗Hei⸗ 
benheimer Eifenbahn. (8. BO. vom 4, Febr. 1873.) 21. 


Umlage der Grund», Gefäll-, Gebäude- und Gewerbefteuer N 
auf die erften 4 Monate d. Frapaiatess 1873/74. (Berf. d. Steuercolleg. v. 17. uni 1873.) 261. 
⸗e⸗⸗ ⸗ 6 ⸗ ⸗ ⸗ (Berf. ⸗ ⸗ ⸗ 1 Nov, s ) 407. 


des Gebäudebrandſchadens für das Jahr 1374, (Verf. des Minifteriums des Innern vom 
20. Nov. 1873.) 416. 
Umrechnung ber Flächenmaße in den Güterbüdern, (Verf. der Minifterien der Juſtiz und des 
Inuern vom 8. Yuli 1873.) 303. 

Uniform der Standesheren des Königreichs, (Vekanutm des Minifteriums des Innern v. 4 März 
1873.) 56. 

Unteroffiziersf chulen. Beftimmungen hierüber, (Belanntm, der Minifterien des Innern und 
des Kriegämejens vom 25. Oft. 1873.) 405. 406. 

Unterftägung der bedürftigen Familien zum Dienfte einberufener Meferve- und Landwehrmannfdai- 
ten. (Verf. der ;Minifterien des Innern und des Striegswejend vom 1. Yuli 1873.) 299. 

Hifsbedürftiger und Uebernahme vormaliger Staatsangehöriger und Ausgemwiejener. Leber: 
eintunft zwijchen dem deutſchen Reiche und Italien. (Belanntm. des Minifteriums des Junern 
vom 26, Sept. 1873.) 363. 

Unterftügungsbedürftige Fräulein vom ritterfhaftlihen Adel. Errichtung einer 
weiteren Präbende für diefelben. (Bekannt. des Minifteriums des Innern vom 9. Sept. 
1873.) 359. 

Unterftügungsberein für württemb. Forſt— ui Steuerdiener. Verleihung der juriftiiden Perſön⸗ 
lichkeit an denfelben. (Velanntm. des Minifteriums des Innern vom 27. Dez. 1872.) 2. 
für Lehrer, Lehrerswitwen und Waifen in Ulm, Juriſtiſche Perſon. (Bekanntim. des Mini: 
fteriums des Innern vom 30. Mai 1873,) 239, 

Unterftügungdwohnfig. Geſetz vom 17. Aprit 1873. 109. Berichtigung 241. Inſtruktion zu 

| dieſem Geſetze. (Berf. der Minifterien des Innern und des Kirchen- und Schulwejens vom 
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30. Mai 1873.) 207. Verfahren und Gefhäftsgang in den unter dieſes Geſetz fallenden 
Streitfachen. (Verf. des Minifteriums des Yunern vom 31. Mai 1873.) 228. Vollzug ber 
Art. 11 u. 12 diefes Gefekes. (Verf. der Minifterien des Junern und bes Kirchen und 
Schulwejens vom 14. Juni 1873.) 246. 


V. 
Vergütungstaren für die militäriſchen Quartier- Vorſpann-⸗ und Botenleiftungen im Frieden pro 
1. Juli 1873/74. (Bekanntm. vom 28. Juli 1873.) 337. 
Vermißte Militärperjonen. Todeserklärung ber feit dem Sriege gegen Frankreich vermißten 
Militärperfonen. (Gefeg vom 14. Febr. 1873.) 29. 
Berwaltungsftraffaden. Gebühren der Zeugen und Sadiverftändigen. (Berf. der Minifterien 
der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen vom 16. Oft. 1873. 400. 
Voltsſchullehrer. Entſchädigung derfelben für das Anmohnen bei den Schulconferenzen. (Berf. 
der Minifterien des Synnern und des Kirchen- und Schulmwefens vom 7. Mai 1873.) 184. 
Bolljährigkeit. Weitere Herabfegung des Alters der Volljährigfeit. (Gefek vom 7. März 1873.) 54. 
Vorrechte des Fisfus und anderer geſetzlich begünftigter Perfonen, Aufhebung berfelben. (Geſetz vom 
28. Febr. 1873) 30. 


W. 

Waarencontrole im Verwaltungsbereich der Regierung zu Sigmaringen (Belanntm. des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 8. März 1873) 58, 

Waiſenhäuſer. Künftige Vertheilung der Opfergelder und fonftiger freiwilliger Beiträge unter die 
Staatswaifenhäufer (Belanntm. vom 5. Nov. 1873.) 412. 

Weiderehte Ausübung und Ablöfung derſelben auf landwirthſchaftlichen Grundftüden ſowie Ab⸗ 
löfung der Waldweide-, Waldgräferei- und Waldftreurechte. (Gefek vom 26. März 1873.) 
63. Berichtigung 366. 
BVollziehungsverfügung vom 5. Yuli 1873. 315. 

Weibliche Strafgefangene. S. Strafjaden. 

Wildberg, Amtsnotariat. Auflöfung deffelben. (Verf. des Yuftizminift. vom 10. Oft. 1873.) 372. 

Wöhnerinnen. Erhöhung der BVerpflegungsgelder für die gegen vollftändigen SKoftenerfag in das 
Mutterhaus des Gatharinenhofpitals zu Stuttgart aufgenommenen Wöchnerinnen. (Be⸗ 
fanntm. vom 3, März 1873.) 57. 


3. 
Zehnt-und Gefäll-Ablöfungskaffe. Aufhebung derfelben. (Belanntm. vom 25. uni 1873.) 276. 
Zellengefängniß in Heilbronn. Vollziehung von Strafen in demſelben. (Berf. des Yu- 
ftizminift. vom 9/11. Juli 1873.) 312. 
Beugengebühren in gerihtlihen Straffahen. (8. B.O. vom 5. Juli 1873.) 283. 
in bürgerlichen Nechtöftreitigkeiten. (8. V.O vom 5. Juli 1873.) 290. 
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in Berwaltungsfiraffachen. (Berf. der Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten, bes 
Innern und der Finanzen vom 16. Dft. 1873.) 400, 

Zollwejen. Berf. des Finanzminift. vom 8. März 1873, betreffend die Waarencontrole im Bint«- 
nenland (Sigmaringen.) 58. 
Belanntm. des Finanzminift. vom 12. März 1873, betreffend ‚die Ausfuhrvergütung für 


Robzuder. 62. - 
Berfüg. des yinanzminift. vom 5. Mai 1873, betreffend das Haufiren im Grenzbe— 
zirk. 185. 


BZuder. Befteurung des Rohzuckers. (Belanntm. vom 12. März; 1873.) 62. 
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Gedrudt bei & Hafſſelbrink. 
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